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Das neunte Treffen des Jungen Forums vom 17. bis 19. Mai 2006 in Darmstadt widmete sich den 
Instrumenten der Planung angesichts aktueller gesellschaftlicher, technischer und ökonomischer 
Wandlungsprozesse. Welche Instrumente haben Zukunft?
Warum hat dieses Thema noch immer – oder wieder – eine hohe Aktualität? Schrumpfungsprozesse, 
Entwicklung von Metropolregionen und Wissenschaftsstädte sind heute zentrale Themen, denen sich 
Planerinnen und Planer stellen müssen. Auf bewährte Instrumente kann aber nur bedingt zurückge-
griffen werden. Wie können die gegenwärtigen gesellschaftlichen und ökonomischen Entwicklungen 
in einer zeitgemäßen und effi zienten Weise planerisch begleitet und gesteuert werden? Das Junge 
Forum bot Gelegenheit, in vier Arbeitsgruppen Fragen der Steuerung von Prozessen, unterschied-
liche Strategien im Umgang mit den wichtigen Entwicklungen und die Leistungsfähigkeit moderner 
Informations- und Kommunikationstechnologien zu diskutieren.
Neben grundlegenden Fragestellungen wurden vier Themenbereiche vertieft behandelt:
Zukunftsfähige Steuerung durch Kooperation, Kommunikation und Partizipation
Regionales Wissen, Lernende Regionen – Strategien und Instrumente für eine wissensbasierte 
Stadt- und Regionalentwicklung
Formelle Planungsinstrumente in der Sackgasse?
Informations- und Kommunikationstechnologien – Chance zur Modernisierung traditioneller 
planerischer Instrumente?
The ninth meeting of the Junges Forum (Young Planners’ Forum), held in Darmstadt from May 17th 
to 19th 2006, was dedicated to the instruments of planning in the face of current processes of social, 
technological and economic change. Which instruments have a future?
Why is this topic still – or once again – of such current relevance? The key issues for planners to 
address today are shrinkage, the development of metropolitan regions, and science cities. However, 
in this context the tried-and-tested instruments of planning are of limited usefulness. How can 
planning accompany and guide current developments in society and in the economy in a way which 
is both appropriate to the times and effi cient? In four working groups, the Junges Forum provided 
an opportunity to discuss questions of how to guide development processes, various strategies for 
dealing with these important developments, and the effi ciency of modern information and com-
munication technologies. 
In addition to more fundamental questions, four topic areas were dealt with at greater depth:
Sustainable guidance through co-operation, communication and participation;
Regional knowledge, learning regions – strategies and instruments for knowledge-based urban 
and regional development;
Formal planning instruments at a dead-end?
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Räumliche Planung im Wandel – Welche Instrumente haben Zukunft? Zu diesem The-
ma fand das neunte Treffen des Jungen Forums der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung vom 17. bis 19. Mai 2006 in Darmstadt statt. Im Vordergrund stand die 
Frage, welche Planungsinstrumente bei der heutigen Raumentwicklung Zukunft haben. 
Warum hat dieses Thema noch immer – oder wieder – eine hohe Aktualität? 
Schrumpfungsprozesse, Entwicklung von Metropolregionen und Wissenschaftsstädte 
sind heute zentrale Themen, denen sich Planerinnen und Planer stellen müssen. Auf 
bewährte Instrumente kann aber nur bedingt zurückgegriffen werden. Wie können die 
gegenwärtigen gesellschaftlichen und ökonomischen Entwicklungen in einer zeitgemä-
ßen und effizienten Weise planerisch begleitet und gesteuert werden? Das Junge Forum 
bot Gelegenheit, in vier Arbeitsgruppen Fragen der Steuerung von Prozessen sowie un-
terschiedliche Strategien im Umgang mit den wichtigen Entwicklungen zu diskutieren. 
Ausgehend von der Erkenntnis, dass informelle Planungsinstrumente bereits seit Jah-
ren kontinuierlich an Bedeutung gewinnen, ging es in den Referaten und Diskussionen 
immer wieder darum, in welcher Art und Weise diese neuen Instrumente das bestehende 
Set formaler Instrumente ergänzen. Sie können häufig flexibel, problemorientiert und 
ohne rechtlich bindende Anforderungen eingesetzt werden. Kooperative Ansätze unter 
expliziter Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern und insbesondere von Planungsbe-
troffenen führen zu einer erhöhten Qualität und Akzeptanz der Planungen. Gleichwohl 
dürfen diese Ansätze nicht überbewertet werden. Auch in Zeiten der Deregulierung und 
Liberalisierung bleibt eine verbindliche Raumplanung der Dreh- und Angelpunkt der 
nachhaltigen und zukunftsfähigen Gestaltung unserer Lebenswelt. 
Es geht also um ein Austarieren der Möglichkeiten, Chancen und Grenzen formeller 
und informeller Planungsinstrumente – insbesondere hinsichtlich der Erfordernisse ei-
ner stärker wissensbasierten Stadt- und Regionalentwicklung und der Möglichkeiten, 
neue Informations- und Kommunikationstechnologien zur Modernisierung traditioneller 
planerischer Instrumente einzusetzen. Hier ist Kreativität gefragt. Das Treffen des Jun-
gen Forums bot den Rahmen, in kreativer Atmosphäre Ideen zu diskutieren, Konzepte 
zu entwickeln und Ergebnisse in die wissenschaftliche Diskussion einzuspeisen. 
Dies alles wäre nicht möglich gewesen ohne das große Engagement der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer am neunten Treffen in Darmstadt, und vor allem nicht ohne die 
Unterstützung bei der Vorbereitung und Durchführung der Veranstaltung durch das Or-
ganisationsteam. Ihm gehörten Susanne Bieker, Birte Frommer, Lena Herlitzius, Sabine 
von Löwis, Antje Matern, Frank Othengrafen, Dirk Seidemann, Alexandra Selz und 
Sebastian Wilske an. Ihnen gilt ein herzlicher Dank für ihre Arbeit.  
Ein besonderer Dank ist den Sponsoren auszusprechen, ohne deren Unterstützung die 
Aktivitäten des Jungen Forums nicht in dieser Art und Weise durchgeführt werden kön-
nten. 2006 unterstützten das Treffen der Förderkreis für Raum- und Umweltforschung 
e.V. (FRU), Hannover, die Fraport AG – Flughafen Frankfurt Main und der Verein zur 
Förderung des Instituts für Wasserversorgung und Grundwasserschutz, Abwassertech-
nik, Abfalltechnik, Industrielle Stoffkreisläufe und Umwelt- und Raumplanung der 
Technischen Hochschule Darmstadt e.V. 
 
Andreas Klee 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
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In der Region Stuttgart ist zwischen 1965 und 2005 die Bevölkerungszahl von 2,1 auf 
2,67 Mio. (+  25 %) gestiegen, im gleichen Zeitraum hat die Siedlungs- und Verkehrs-
fläche um 93 % von 41.300 ha auf 83.450 ha zugenommen (Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg). Die Siedlungsdichte beträgt aktuell etwa 727 Einwohner je km², 
die tägliche Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrsflächen rund 1,5 ha. 
Bundesweit beträgt die Flächeninanspruchnahme rund 130 ha und im Land 12 ha pro 
Tag. Bezogen auf die Bevölkerungszahl im bundesweiten und im landesweiten Ver-
gleich ist der Wert für die Region Stuttgart damit unterdurchschnittlich. 
Eine Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr ist aber gleichzeitig und au-
tomatisch ein Verbrauch der Ressource Boden bzw. Fläche. Diese ist nicht vermehrbar 
und kaum regenerierbar, weshalb mit zunehmender Nutzung vorsichtig damit umge-
gangen werden muss, um auch in Zukunft noch attraktive Lebensbedingungen bieten zu 
können. Auch nimmt bei knapperen Verteilungsspielräumen das Konfliktpotenzial zu. 
Im Fall der Flächeninanspruchnahme sind als Konfliktfelder insbesondere die Entwick-
lungsperspektiven für Wohnen und Gewerbe, die Freiraumsicherung für Landschaft und 
Naherholung sowie die Sicherung der Lebensgrundlagen für Landwirtschaft, Biodiver-
sität, Grundwasser und Hochwasserschutz usw. zu nennen. 
Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels gilt es, ein langfristig tragfähi-
ges Entwicklungskonzept für die Flächennutzung in der Region zu entwerfen, bei dem 
das Siedlungsflächenmanagement, die Steuerung des großflächigen Einzelhandels und 
der Landschaftspark eine besondere Rolle spielen. 
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2 Die Region Stuttgart im internationalen Wettbewerb als europäische 
 Metropolregion 
Die Region Stuttgart hat als Europäische Metropolregion und angesichts ihrer stark ex-
portorientierten Wirtschaft weitreichende Funktionen und Aufgaben für das gesamte 
Land sowie ihre eigene Standortqualität. Insbesondere die herausragende internationale 
Funktion und die besondere Bedeutung für die gesellschaftliche, wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung des Landes sind nach den Aussagen des Landesentwick-
lungsplanes 2002 zentrale Funktionen der Metropolregion (Wirtschaftsministerium Ba-
den-Württemberg 2002; Plansatz 6.2.2). Insofern besteht eine besondere Verantwortung 
für die Region und das gesamte Land. 
Hinsichtlich der absehbaren demographischen Entwicklung ist von Bedeutung, dass 
die Veränderung des Altersaufbaus der Bevölkerung mit weniger jungen und mehr alten 
Leuten neben den Konsequenzen für die Sozialsysteme eine Reihe praktischer Auswir-
kungen auf die Infrastruktur hat: 
? Die Auslastungen von Kindergärten und Schulen werden sinken, insbesondere die 
soziale Infrastruktur ist aber nur bei einer Mindestkonzentration langfristig tragfä-
hig. Diese Entwicklung ist in vielen Kommunen schon heute spürbar, und die einzi-
ge Gegenreaktion ist, Bauland für junge Familien auszuweisen, ohne Rücksicht wo-
her und mit welchen Folgen, was sicherlich nicht als nachhaltig bezeichnet werden 
kann. 
? Neue Infrastrukturen wie Wasser- und Abwassernetze, Straßen oder andere öffent-
liche Infrastrukturen müssen angesichts eines langfristig auch in Baden-Württem-
berg und der Region Stuttgart kaum zu vermeidenden Bevölkerungsrückgangs von 
immer weniger Nutzern finanziert werden, was steigende Lasten pro Kopf verur-
sacht und zu erhöhter Vorsicht mahnen muss. 
? Im Handel führen die Konzentrationstendenzen zu einer Ausdünnung der Versor-
gungsmöglichkeiten, auch hier sind langfristig Mindestkonzentrationen nötig. 
? Und wenn weiter auf der grünen Wiese Neubau betrieben wird, wer soll dann nach 
2020 in den bestehenden Wohnungen leben oder die Gewerbeflächen nutzen? 
Zudem ist auch in den heute noch prosperierenden süddeutschen Ballungsräumen zu 
erwarten, dass mittelfristig eine Stagnation bei der Bevölkerungszahl und wohl auch 
eine leichte Schrumpfung einsetzen wird, weil die wachsenden Sterbeüberschüsse nicht 
durch Wanderungsgewinne ausgeglichen werden können. Die genannten Aspekte füh-
ren bereits jetzt dazu, dass zwischen den Kommunen ein Wettbewerb um junge Famili-
en entbrennt. Dieser wird über die Ausweisung von Bauland geführt, verbunden mit der 
Hoffnung, möglichst viele dieser jungen Familien an sich zu binden und damit die In-
frastrukturen halten zu können. In der Summe werden aber deutlich mehr Flächen aus-
gewiesen und erschlossen als erforderlich, sodass auch das wirtschaftliche Risiko für 
die Kommunen massiv steigt. Langfristig wird das obendrein nicht aufgehen können 
und nur zu einer zeitlichen Verzögerung der Anpassungsnotwendigkeiten führen. 
Insofern ist auf Dauer nur eine Innenentwicklung und Bündelung der Siedlungsent-
wicklung in Schwerpunkten tragfähig, um die erforderlichen Siedlungsdichten halten zu 
können. Nur bei ausreichenden Dichten lässt sich eine dezentrale Infrastruktur finan-
zierbar und räumlich verteilt erhalten. Diese in erster Linie kommunale Aufgabe muss 
gerade in einem hoch vernetzten Ballungsraum auf der regionalen Ebene durch regio-
nalplanerische Instrumente begleitet werden. Der Regionalplan für die Region Stuttgart 
(Verband Region Stuttgart 1999) sieht dazu z. B. bereits jetzt insgesamt 36 Schwerpunk-
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te für Wohnen und 26 Schwerpunkte für Gewerbe, differenzierte Siedlungsdichten, dif-
ferenzierte Siedlungsflächenzuwächse in den Achsen und außerhalb derselben sowie die 
Reaktivierung von Brachen vor. Die Schwerpunkte sind dem Leitbild der dezentralen 
Konzentration folgend entlang der Achsen des öffentlichen Verkehrs einander zugeord-
net und teilweise sogar in direkter Nachbarschaft. Speziell bei der Brachenreaktivierung 
hat sich gezeigt, dass es ein zäher Prozess ist, hier zu Neunutzungen zu kommen. Au-
ßerdem ist eine konsequente Begrenzung von Neubauflächen erforderlich, um damit die 
Innenentwicklung zu stützen und ein langfristig kompaktes Siedlungsgefüge zu erhal-
ten. 
3 Siedlungsflächenmanagement 
Das Modellvorhaben „Nachhaltiges regionales Siedlungsflächenmanagement“ mit dem 
Kurztitel RESIM (Verband Region Stuttgart 2005) greift eine zentrale raumordnungspo-
litische Herausforderung auf: Es geht um die Frage, mit welchen Strategien, Konzepten 
und Instrumenten die räumliche Planung zu einer nachhaltigen, d. h. flächensparenden 
Siedlungsentwicklung beitragen kann. In der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat die 
Bundesregierung u. a. das Ziel festgelegt, die Flächeninanspruchnahme bis zum Jahre 
2020 auf 30 ha pro Tag zu reduzieren (BBR 2005), das Land will den Wert auf 8 bis 5 
ha reduzieren. Wie bereits gesagt beträgt der sogenannte Flächenverbrauch in Deutsch-
land derzeit etwa 130 ha pro Tag, im Land 12 ha pro Tag und in der Region etwa 1,5 ha 
pro Tag, was im Verhältnis zur Bevölkerung unterdurchschnittlich ist. Aber das Nach-
haltigkeitsziel bedeutet für die Region einen Zielwert von 1 ha pro Tag, sodass weitere 
Anstrengungen unternommen werden müssen. 
Prinzipiell ist anzustreben, vor einer Entwicklung im Außenbereich die inneren 
Reserven des Siedlungsgefüges zu aktivieren. Beispiele solcher inneren Reserven sind 
Bahnareale sowie Gewerbe- und Industriebrachen, aber auch Areale, die sich für eine 
behutsame Nachverdichtung eignen. In der Praxis zeigt sich aber, dass erhebliche 
Schwierigkeiten überwunden werden müssen, ehe von einer Verwirklichung der 
Strategie Innenentwicklung vor Außenentwicklung gesprochen werden kann. Hier 
unterstützt die Region auch direkt mit ihren Instrumenten der Wirtschaftsförderung, 
z. B. der finanziellen Unterstützung der Wiedernutzung von Brachen (aktuelle Beispiele 
Behr-Areal in Wendlingen oder Flugfeld in Böblingen oder GVZ Kornwestheim). 
Ein weiterer Ansatz, der bereits regelmäßig vom Verband Region Stuttgart praktiziert 
wird, ist, bei Stellungnahmen der Region zu Fortschreibungen und Änderungen von 
Flächennutzungsplänen der Städte und Gemeinden Gesamtflächenbilanzierungen zu 
fordern und Flächenreserven auf die neuen Bedarfe anzurechnen. In Anpassung an die 
und in Abstimmung mit den Zielsetzungen des Regionalplans werden dabei insbeson-
dere folgende Potenziale erhoben: noch nicht überplante Flächen in rechtskräftigen 
Plänen, Reserveflächen in rechtsverbindlichen Bebauungsplänen, § 34 BauGB-Bereiche, 
längerfristig geplante Umnutzungsflächen z. B. aufgrund von Stadtentwicklungs- oder 
Gemeindeentwicklungskonzepten. Außerdem werden in regelmäßigen Zeitabschnitten 
Untersuchungen zur tatsächlichen Umsetzung von Bauleitplanungen auf regionaler 
Ebene angestellt. Es werden die Flächen identifiziert, die durch Bebauungspläne belegt 
wurden. 
Neben dem Thema Siedlungsflächen muss im Rahmen eines regionalen Siedlungsflä-
chenmanagements auch über die Freiräume geredet werden. Die Antwort der Regional-
planung ist bisher die Freiflächensicherung durch regionale Grünzüge, Grünzäsuren und 
Vorrangflächen für die Landwirtschaft. Ohne regionale Grünzäsuren und Grünzüge be-
stünde in der Region Stuttgart heute schon ein durchgehendes Siedlungsband zwischen 
Räumliche Planung im Wandel 
4 
Geislingen im Südosten der Region über Göppingen, Esslingen, Stuttgart, Ludwigsburg 
bis hin nach Bietigheim-Bissingen im Nordwesten der Region, eine Distanz von mehr 
als 90 Kilometern. 
Zu Schaffung von Lebensqualität bedarf es auch der Schaffung von Naherholungs-
möglichkeiten und der Sicherung der Freiräume. In der abgeschlossenen Fortschreibung 
des Regionalplanes hat der Verband Region Stuttgart zusätzlich rund 3.500 ha für neue 
Wohnbau- und Gewerbeflächen ausgewiesen, dem stehen 9.800 ha als Grünzüge und 
Grünzäsuren gegenüber. Auch dieses ist zwingender und integrativer Bestandteil einer 
nachhaltigen Entwicklung. Der Landschaftspark ist für einen Verdichtungsraum eine 
adäquate Antwort auf die zunehmende Verdichtung und Besiedelung in der Fläche. Er 
bedeutet Planung und Investition in die Gestaltung unserer verbliebenen Freiräume. Die 
Landschaft ist einer der wesentlichen weichen Standortfaktoren. 
4 Steuerung des großflächigen Einzelhandels 
Angesichts des Verdrängungswettbewerbs im Einzelhandel und des Trends zu großflä-
chigen Selbstbedienungsformen auf der „Grünen Wiese“ entstehen zunehmend überört-
liche Wirkungen der neuen Einzelhandelsstandorte. Ziel einer überörtlichen Koordinati-
on muss in erster Linie die Sicherung der wohnortnahen, dezentralen Nahversorgung 
einer immer älter werdenden Bevölkerung vor allem mit den Gütern des täglichen Be-
darfs sein. Daher ist es erforderlich, integrierte Lagen des Einzelhandels zu erhalten und 
zu stärken, damit nicht immer größere Bevölkerungsteile zum Einkauf auf die Nutzung 
motorisierter Verkehrsmittel und insbesondere das Auto angewiesen sind. Darüber hin-
aus geht es um die in den letzten Jahrzehnten mit Milliarden privater und öffentlicher 
Gelder attraktiv gestalteten Innenstädte. Allein das Land Baden-Württemberg hat z. B. 
zwischen 1974 und 2004 rund 4,7 Mrd. Euro Städtebaufördermittel zur Sanierung und 
Aufwertung der Ortskerne aufgewendet, die durch viele zusätzliche kommunale und 
private Mittel ergänzt wurden. Eine Verlagerung des Einzelhandels auf autoaffine 
Standorte auf der „grünen Wiese“ würde diese Investitionen konterkarieren und die mit 
Handel, Dienstleistungen und Wohnen gemischt genutzten urbanen Ortskerne veröden 
lassen. 
Wegen des Wettbewerbsdrucks sowie der klar erkennbaren negativen und überörtli-
chen Wirkungen ist es erforderlich, Ziele der Raumordnung zu etablieren, die eine 
nachhaltige Entwicklung sichern. Das erfordert zum einen die Anforderungen für die 
räumliche und inhaltliche Bestimmtheit der Ziele. Zum anderen sind auch die Definition 
von Ausnahmefällen und die Rahmenbedingungen zu formulieren, um die Bestimmtheit 
abzusichern und das erforderliche Maß an Flexibilität zu erhalten. Durch die Formulie-
rung als Ziel der Raumordnung ist vorgegeben, dass die Festsetzungen nicht abwä-
gungsfähig sind und daher von den Trägern der Bauleitplanung zu beachten sind, was 
als einzige Lösung anzusehen ist, durchgreifende und sanktionierbare Regelungen zu 
treffen. 
Folgende Festlegungen sind von Bedeutung:  
? Im Sinne der Erhaltung einer verbrauchernahen Versorgung und zur Vermeidung 
von Fahrverkehr sind im Rahmen der Bauleitplanung die innerörtlichen zentral und 
günstig zu Wohngebieten gelegenen Standorte des Einzelhandels zu fördern (Kon-
zentrationsgebot und Integrationsgebot). 
? Es ist eine für die Gemeinden angemessene und bedarfsgerechte Ergänzung mit 
Einzelhandelseinrichtungen in günstiger Zuordnung zu den Stadt- und Ortskernen 
grundsätzlich zulässig (Integrationsgebot). 
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? Bei der Standortwahl und der Verkehrserschließung von Einzelhandelseinrichtun-
gen sind insbesondere Anforderungen von Behinderten, Familien mit Kindern und 
Senioren zu berücksichtigen. Die Standorte sollen für den Fußgänger- und Fahrrad-
verkehr gut erschlossen und mit dem öffentlichen Personennahverkehr erreichbar 
sein. 
? Für großflächige und überörtlich wirkende Einzelhandelsbetriebe, Einkaufszentren 
und sonstige großflächige Handelsbetriebe für Endverbraucher im Sinne von § 11 
Abs. 3 Bau NVO 1990, die überörtliche Wirkungen entfalten (Einzelhandelsgroß-
projekte), sowie die Erweiterung bestehender Einrichtungen sind die Standorte 
räumlich konkret festzulegen. Dabei ist eine Abstimmung mit den Kommunen er-
forderlich. 
? Die Funktionsfähigkeit des zentralörtlichen Versorgungskerns der Standortgemein-
de und anderer Zentraler Orte sowie die verbrauchernahe Versorgung dürfen dabei 
nicht beeinträchtigt werden (Kongruenzgebot und Beeinträchtigungsverbot). Dieses 
ist in der Regel im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens anhand einer Markt-
untersuchung nachzuweisen. 
? Für Einzelhandelsgroßprojekte mit nichtzentrenrelevantem Sortiment (dazu ist eine 
Sortimentsliste darzustellen) sind ebenfalls Standorte festzusetzen. Zentrenrelevante 
Randsortimente sind dabei nur ausnahmsweise zuzulassen und zu begrenzen. Dieses 
dient der Absicherung einer Konzentration des Einzelhandels mit zentrenrelevanten 
Sortimenten in den integrierten Lagen und ist erforderlich, weil manche Handels-
formen, wie z. B. große Bau- und Gartenmärkte oder Möbelhäuser, oft über großflä-
chige Randsortimente verfügen, deren Dimension die Schwelle der Großflächigkeit 
nach § 11 Abs. 3 der Bau NVO überschreite und die somit für sich nicht genehmi-
gungsfähig wären.  
Abweichungen können sinnvoll sein, wenn 
? aufgrund eingehender Untersuchung wegen nicht ausreichender Flächengröße, nicht 
herstellbarer ausreichender Verkehrserschließung oder zwingender Inanspruchnah-
me potenzieller Flächen für andere Nutzungen, keine Standortmöglichkeiten gege-
ben sind, 
? der Standort im Übrigen den Grundsätzen und Zielen des Regionalplans entspricht, 
? der Standort in das vorhandene Siedlungsgefüge eingebunden (integriert) ist, kein 
neuer Siedlungsansatz erfolgt und insbesondere der städtebauliche Zusammenhang 
mit größeren Wohn- oder Arbeitsplatzgebieten gegeben ist, 
? der Standort in eine umfassende, mit der Regionalplanung abgestimmte und bau-
leitplanerisch abgesicherte Einzelhandelskonzeption eingebunden ist. 
Derartige Regelungen bestehen bisher in der Region Hannover (Region Hannover 2005) 
sowie in der Region Stuttgart (Verband Region Stuttgart 2002) und befinden sich im 
Raum Frankfurt sowie für das westliche Ruhrgebiet in der Aufstellung. Dabei ist von 
Bedeutung, dass nur eine Formulierung als Ziel der Raumordnung in der Lage ist, eine 
Bindungswirkung gegenüber den Trägern der Bauleitplanung sowie dem Baurecht zu 
entfalten. Festlegungen als Grundsätze der Raumordnung oder informelle Verständi-
gungen leiden unter fehlenden Sanktionsmöglichkeiten, sodass ihre Wirksamkeit einge-
schränkt ist. Die beschriebenen Regelungen haben in der Region Stuttgart dazu geführt, 
dass seit 2002 keine dezentralen Standorte mit großen Einkaufszentren entstanden sind. 
Zwar treten häufig Konflikte mit den Kommunen bezüglich einzelner Ansiedlungen auf, 
im Interesse der genannten Oberziele ist jedoch oft Verständnis zu finden. 
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5 Fazit 
Angesichts der massiven strukturellen Veränderungen bedarf es einer integrierten Stra-
tegie zur Siedlungs- und Verkehrsentwicklung mit einem Schwerpunkt auf der Reduzie-
rung der Neuinanspruchnahme von Flächen. Nur damit können langfristig nachhaltige, 
finanziell und sozial tragfähige Strukturen gesichert werden. Wesentliche Bausteine 
dazu sind: 
? eine enge Koordinierung der Siedlungs- und Verkehrsplanung, 
? die dezentrale Konzentration der Siedlungsentwicklung an der vorhandenen Infra-
struktur, 
? ein Vorrang der Innenentwicklung zur Sicherung und Auslastung vorhandener In-
frastruktur, 
? eine langfristige Planung und Auslastungsprüfung von Infrastrukturen und die inter-
kommunale Kooperation beim Betrieb derselben, 
? eine Steuerung des großflächigen Einzelhandels, 
? flankierende Maßnahmen zum Landschaftspark, um den Freiraumschutz besser im 
Bewusstsein der Bevölkerung zu verankern, 
? zusätzliche informelle Instrumente in den Bereichen Standortmarketing, Wirschafts- 
förderung und Beratung. 
Insgesamt zeigt sich, dass eine konsequente Regionalplanung und deren Umsetzung 
sowohl durch die Anwendung formaler Planungsinstrumente und deren Durchsetzung 
vor Gericht (z. B. Messe-Entscheidung des Bundes-Verwaltungsgerichts, BVerw G 
2003, bzw. die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg zum 
Planungsgebot gegenüber einer Kommune bzgl. eines Bebauungsplans zum großflächi-
gen Einzelhandel, VGH 2005) zum Wohle der Region die Chancengleichheit wahren 
und durchsetzen kann und auch Projekte von regionaler Bedeutung durchsetzen kann. 
Die Basis dafür sind formelle Instrumente wie z. B. Ziele der Raumordnung. Angesichts 
geringerer Zuwächse und Verteilungsmengen – in denen keine win-win-Situationen für 
freiwillige Vereinbarungen mehr bestehen – muss der Wettbewerb zwischen den Kom-
munen flankiert werden. Zusätzlich können informelle Instrumente, bewusstseinsbil-
dende Maßnahmen sowie finanzielle Unterstützungen der Kommunen flankierend zu 
einer besseren Wahrnehmung und einem besseren Verständnis der Regionalplanung und 
ihrer Beweggründe beitragen. 
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1 Einleitung 
Unter dem Titel „Zukunftsfähige Steuerung durch Kooperation, Kommunikation und 
Partizipation?“ beschäftigte sich die 13 Teilnehmer umfassende Arbeitsgruppe Nr. 1 
(AG 1) des Jungen Forums 2006 mit verschiedenen Fragestellungen zu den Vor- und 
Nachteilen informeller Planungsinstrumente.  
Der vorliegende Beitrag stellt sowohl die Einführung ins Thema der AG 1 als auch 
eine Zusammenfassung der Diskussionsergebnisse dar. 
2 Thema der Arbeitsgruppe 
Informelle (Planungs-)Instrumente gewinnen bereits seit Jahren kontinuierlich an Be-
deutung und sind als Ergänzung traditioneller formeller Instrumente unverzichtbar. Ihr 
Vorteil liegt in der Möglichkeit, sie flexibel und problemorientiert ohne rechtlich bin-
dende Anforderungen einzusetzen. Besonders auf kommunaler und (teil-)regionaler 
Ebene werden Instrumente der Kommunikation, Kooperation und Partizipation ver-
mehrt angewandt, da der klare individuelle Raumbezug durch das Handeln „vor Ort“ 
und der persönliche Bezug zum Tätigkeitsbereich Motivation und Engagement fördern. 
Als weitere Vorteile informeller Prozesse werden aktuell auch die Verbesserung von 
angebotenen Leistungen beispielsweise durch Kooperation zwischen Kommune und 
Bürger unter dem Stichwort „New Public Management“ oder der Qualitätserhalt von 
öffentlichen Leistungen durch Aufgabenverlagerung und -verteilung diskutiert. Auch 
die Bewältigung unvorhersehbarer Naturphänomene, wie z. B. Hochwasserereignisse, 
oder die Anpassung an den Klimawandel muss organisiert werden. Dazu sind langfristig 
nachhaltige Lösungen – auch auf informeller Ebene – zu entwickeln. 
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Allerdings stehen informelle Instrumente auch in der Kritik. So wird z. B. angemerkt, 
dass Partizipationsprozesse selten repräsentativ seien. Die Beteiligung stehe zwar allen 
Bürgern offen, aktiv würden meist jedoch nur die „üblichen Verdächtigen“. Auch sei 
das Gemeinwohl nicht immer im Blickfeld der Akteure, sondern es werde versucht, 
über diese neuen Beteiligungswege doch nur die ureigenen Interessen zu vertreten. Das 
Bestreben konsensfähig zu sein, lässt die tatsächlichen Probleme in den Hintergrund 
treten. Als Erfolg wird vielfach bereits die Einigung auf den „kleinsten gemeinsamen 
Nenner“ verstanden. Auch die Schwierigkeit des Nachweises von Vorteilen bzw. einem 
Mehrwert der Beteiligung und Zusammenarbeit (Problem subjektiver Beurteilung) 
taucht immer wieder als Frage auf. 
3 Aufgaben- und Fragestellungen 
Aufgabe der AG 1 des Jungen Forums 2006 war es daher, u. a. auch im Hinblick auf 
aktuelle Probleme (Demographischer Wandel, Finanznot der Kommunen und Regionen 
u.v.m.) die Bedeutung informeller Planungsinstrumente als Ergänzung zu formellen 
Instrumenten (vgl. AG 3 „Formelle Planungsinstrumente in der Sackgasse?“) kritisch zu 
erörtern. Dazu gehörten auch Fragen wie z. B.: 
? Welche (neuen) Formen der Kommunikation und Kooperation werden benötigt? 
? Sind damit neue Instrumente verbunden oder lässt sich eine sozial-ökologische 
Steuerung auch im vorhandenen planerischen Rahmen umsetzen? 
? Lassen sich aus anderen Bereichen oder Ländern kooperative und informelle Steue-
rungsinstrumente auf diesen Problem- und Handlungsbereich übertragen? 
Da über informelle Instrumente nun schon seit einigen Jahren diskutiert wird bzw. 
diese seitdem auch zunehmend in den unterschiedlichsten Formen und Ausprägungen 
eingesetzt werden, wurde im Rahmen der Diskussionen der AG 1 auch versucht, ein 
(Zwischen-)Resümee zu ziehen. Die zeitweise Zusammenlegung mit der AG 3 brachte 
weitere interessante Diskussionsergebnisse. 
4 Input durch Fachreferenten 
4.1 Praxisbeispiel interkommunale Kooperation im ländlichen Raum 
Zum Einstieg ins Thema stellte Tine Köhler, Referentin im Landratsamt des Odenwald-
kreises, die Anwendung informeller Instrumente zur interkommunalen Kooperation in 
ihrer Gebietskörperschaft vor. Die vorgestellten Beispiele dokumentierten die Schwie-
rigkeit, das informelle Instrumentarium in der Praxis zielführend einzusetzen. Anhand 
von vier Leitfragen wurde anschließend rege über die Diskrepanz zwischen dem theore-
tisch nachweisbaren Nutzen informeller Planungsinstrumente und den Problemen in der 
Anwendungspraxis jener Instrumente diskutiert. Die Leitfragen zum Beitrag von Tine 
Köhler lauteten: 
? Reichen die formellen Beteiligungsinstrumente für die Beteiligung nicht aus? 
? Wie motiviere ich mehr Bürger zur Mitarbeit? 
? Wie stelle ich sicher, dass Ergebnisse aus informellen Verfahren auch aufgegriffen 
werden und Wirkung zeigen? 
? Ist die kommunale Selbstverwaltung Zukunfts- oder Auslaufmodell? 
Als Fazit wurde von der Arbeitsgruppe festgehalten, dass gerade in kleineren Ge-
meinden des ländlichen Raumes der Einsatz informeller und kooperativer Instrumente 
in Planungsprozessen sinnvoll sei, da durch die Einbindung weiterer Akteure (wie Bür-
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ger, Wirtschaft, Verbände etc.) fehlendes Fachwissen der oft mit zu vielen Aufgaben 
belasteten kommunalen Angestellten besser kompensiert werden könnte. Der große 
Nachteil kleinerer Gemeinden, nicht wie die größeren Städte über ausgebildete Planer in 
der Kommunalverwaltung zu verfügen, könne dadurch eventuell ausgeglichen werden. 
Allerdings stünde die allgemeine „Angst vor Dialogprozessen“ diesem Anspruch oft-
mals im Wege. 
Die Erfahrung, dass selbst erfolgreich durchgeführte Kooperationsprozesse leider oft 
wirkungslos seien, da die Verbindlichkeit zur Umsetzung der Ergebnisse fehle, wurde 
von etlichen Teilnehmern in der Arbeitsgruppe geteilt, sodass schließlich der Wunsch 
nach einem Zwang zur Kooperation seitens der in der kommunalen Planungspraxis Tä-
tigen geäußert wurde.  
Die „heilige Kuh der kommunalen Selbstverwaltung“ wurde anschließend kontrovers 
diskutiert. Die im Vortrag von Tine Köhler vorgestellten Möglichkeiten, kommunale 
Aufgaben zu bündeln und gemeinsam zu erledigen, wurden von der AG 1 durchaus als 
Ausweg aus der drohenden kommunalen Handlungsunfähigkeit gerade vor dem Hinter-
grund der weiter steigenden Verschuldung und der Herausforderungen des demographi-
schen Wandels angesehen. Allerdings wurde auch die Befürchtung geäußert, dass der 
Einsatz derartiger informeller Instrumente wohl (noch?) nicht für alle Aufgabenbereiche 
(z. B. Sanierung der kommunalen Finanzen) geeignet sei.  
4.2 Praxisbeispiel kooperative Strategien für den Stadtumbau  
in schrumpfenden Regionen 
Ebenfalls aus der Praxis berichtete Christian Strauß, wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Institut für Stadtentwicklung und Bauwirtschaft (ISB) der Universität Leipzig. Die von 
ihm geschilderten Erfahrungen bei der Entwicklung einer kooperativen Strategie für das 
Leitbild und den Vollzug von Stadtumbauprozessen in schrumpfenden Regionen doku-
mentieren Probleme beim Einsatz informeller Planungs- und Beteiligungsinstrumente. 
Seine Thesen zur Anregung der Diskussion waren ebenfalls bewusst provokativ gehal-
ten: 
? Die Stadtverwaltung ist oft nur Handlanger der Wohnungswirtschaft.  
? Die Stadtverwaltung muss sich stärker von den Eigennutzstrategien anderer Akteure  
lösen. 
? Ziele im Stadtumbauprozess müssen besser operationalisiert werden. 
? Auch informelle Instrumente bedürfen Gesetzmäßigkeiten. 
Angeregt durch den Vortrag und die Thesen wurde intensiv über die Sinnhaftigkeit 
des Einsatzes kooperativer und partizipativer Verfahren im Stadtumbauprozess disku-
tiert. Einig war sich die Arbeitsgruppe, dass die Einbindung vieler Akteure und ein ko-
operatives Vorgehen vor allem auf der Ebene der Leitbilddiskussion durchaus sinnvoll 
sei. Als problematisch wurde allerdings die Rollenverteilung angesehen. Wenn die dem 
Wohl der Allgemeinheit verpflichtete Stadtverwaltung nicht die neutrale, moderierende 
Rolle ausfülle, die sie eigentlich innehaben sollte, sondern sich stattdessen von politi-
schen Interessen leiten ließe, fehle der Kontrapunkt zur verständlicherweise unter Ge-
winnmaximierungsinteressen agierenden Wohnungswirtschaft.  
Dass Ziele oftmals nicht konkret genug formuliert würden oder der Weg von der Ziel-
formulierung zur Zielerreichung nicht klar genug vorgegeben werde, wurde ebenfalls 
als Hindernis in derartigen strategischen Prozessen bezeichnet. Die These, dass eine 
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Operationalisierung der Ziele bzw. die Abstimmung von Orientierungswerten erforder-
lich sei, wurde von der Arbeitsgruppe bestätigt. 
Ob alleine eine bessere Öffentlichkeitsarbeit ausreichen könne, das Motto „Keiner 
weiß so viel wie wir alle gemeinsam“ durchzusetzen und eine entsprechende Beteili-
gungskultur zu etablieren, oder welche weiteren Maßnahmen zur Sensibilisierung der 
Akteure notwendig wären, konnte nicht abschließend geklärt werden.   
4.3 Evaluierung informeller Planungsinstrumente 
Der dritte Fachbeitrag wurde von Markus Beier geliefert, der sich in den vergangen Jah-
ren als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für ökologische Raumentwicklung 
(IÖR) in Dresden unter anderem mit Fragen der Bewertbarkeit informeller Instrumente 
der Regionalentwicklung beschäftigt hatte. Am Beispiel des Instruments der Regionalen 
Entwicklungskonzepte (REK) wurden die Schwierigkeiten der Erfolgsmessung beim 
Einsatz informeller Instrumente dargestellt. Die für die Diskussion aufgestellten Thesen 
lauteten: 
? Evaluationen können zu unbequemen Ergebnissen führen und finden daher wenig 
Anwendung. 
? Evaluationen können regionale Lernprozesse initiieren und dadurch die regionale 
Kooperation befördern. 
? Die Leistungsfähigkeit der informellen Instrumente bemisst sich anhand der in der 
Region definierten Ziele. 
Dass eine Erfolgskontrolle im Rahmen von (völlig verschieden gearteten) Entwick-
lungsprozessen oftmals politisch gar nicht gewollt sei, wurde von einigen Teilnehmern 
aufgrund ihrer Erfahrungen bestätigt. Ob Evaluationen das Problem des häufigen „Aus-
sterbens“ von (regionalen) Entwicklungsprozessen nach dem Wegfall der vorher einge-
setzten Fördermittel lösen könnten, wenn durch die Evaluation Projekterfolge ermittelt 
und besser dargestellt werden könnten, wurde kritisch gesehen. Ebenso konnte die Fra-
ge nach dem Umgang mit dem Problem des unklaren Zusammenhangs von Ursache und 
Wirkung gerade in regionalen Kontexten nicht beantwortet werden. 
Zur zuletzt genannten These wurde bei der anschließenden Diskussion in der Arbeits-
gruppe angemerkt, dass in Prozessen der Regionalentwicklung aber auch in anderen 
Planungsprozessen – egal ob informell oder formell – oftmals die eigentlichen Adressa-
ten die gesetzten Ziele nicht kennen würden. Eine Verbesserung der Operationalisierung 
von Zielen, wie auch schon im Kontext des Beitrags von Christian Strauß gefordert, 
müsse daher auch mit einer Verbesserung der Information und Einbeziehung aller rele-
vanten Akteure einhergehen. Im Hinblick auf die zweitgenannte These wurde die Ein-
beziehung möglichst vieler Akteure auch als unabdingbar bezeichnet, wenn Evaluation 
als Lerninstrument eingesetzt werden soll. 
Intensiv beschäftigte sich die Arbeitsgruppe abschließend mit der Frage, ob eine ge-
wisse Formalisierung regionaler Entwicklungsprozesse förderlich sein könne, einerseits 
um das Instrument gezielter einsetzen zu können („Nicht jedes Mal das Rad neu erfin-
den“ versus „Individualität im Prozess“) und andererseits, um die Vergleichbarkeit der 
Vorgehensweise und der Ergebnisse zwischen den Regionen zu verbessern. Bisher sind 
Evaluationen in der Regionalentwicklung nur qualitativ und der interregionale Ver-
gleich damit sehr schwierig.  
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5 Ergebnisse der Diskussion 
Arbeitsfragen waren (vgl. Abschnitt 3 dieses Beitrags): 
? Welche (neuen) Formen der Kommunikation und Kooperation werden benötigt? 
? Sind damit neue Instrumente verbunden oder lässt sich eine sozial-ökologische 
Steuerung auch im vorhandenen planerischen Rahmen umsetzen? 
? Lassen sich aus anderen Bereichen oder Ländern kooperative und informelle Steue-
rungsinstrumente auf diesen Problem- und Handlungsbereich übertragen? 
Die Arbeitsgruppe hat ihre Diskussion mithilfe der Metaplantechnik strukturiert. Fol-
gende Überpunkte haben sich herausgebildet (vgl. auch Abb. 1): 
? Akteure 
? Wichtig für Kooperation 
? Probleme 
? Fragen und Statements 
Gerade bei informellen Kooperationen stellt sich immer wieder die Frage nach der 
Sinnhaftigkeit der Aktion und nach dem wirklichen Nutzen einer freiwilligen Zusam-
menarbeit. Gemeinsame Probleme oder auch zu nutzende Potenziale würden den Hand-
lungsbedarf freiwilliger Zusammenarbeit bestimmen, so der Tenor in der Arbeitsgruppe. 
Aber wo genau ist die „Schmerzgrenze“, die erreicht werden muss, bevor alle Akteure 
zu einer Kooperation bereit sind? Als problematisch wurde hier die unterschiedliche 
Wahrnehmung des gleichen Problemdruckes gesehen. Daher sei es auch bei offensicht-
lichem Handlungsbedarf eine Frage des Bewusstseins der Akteure, diesen Handlungs-
druck in entsprechende Aktionen umzuwandeln.  
Als ein weiterer wichtiger Diskussionspunkt stellte sich das Zusammenspiel von 
Raum und Akteuren dar. Denn auch wenn räumlicher Handlungsbedarf gegeben ist, sei 
die Wahrnehmung und die Motivation zu handeln bei potenziellen Akteuren mögli-
cherweise gering. Zu berücksichtigen sei in diesem Zusammenhang auch der unter-
schiedliche Mehrwert, der zum einen den beteiligten Akteuren und zum anderen dem 
gesamten Raum, beispielsweise einer Region, die durch die Kooperation eine gewisse 
Aufwertung erfahren soll, entstünde. In diesem Kontext spiele zudem das Verhältnis 
und damit der Austausch zwischen Politik und Verwaltung eine entscheidende Rolle. 
Werde ein Handlungsbedarf auf der politischen und damit Entscheidungsebene gesehen, 
sei auch die Unterstützung für eine informelle Kooperation eher gegeben und erleichtere 
somit die Einflussmöglichkeiten.  
Das Wohl der Allgemeinheit wurde angesprochen und als ein wichtiger Faktor auch 
für die freiwillige Kooperation erachtet. Wenn sich alle Akteure dem Wohl der Allge-
meinheit verpflichtet sehen würden, wäre die Zielrichtung der Kooperation einfacher zu 
bestimmen, so die Meinung innerhalb der Arbeitsgruppe. 
Neben diesen Rahmenbedingungen wurde auch ganz konkret darüber diskutiert, wie 




Abb. 1: Gesammelte Diskussionsergebnisse der Arbeitsgruppe 1 
 
Die Arbeitsgruppe war sich dabei einig, dass eine Kooperation – sei sie informell o-
der auch formell – einen „Motor“ brauche, der die beteiligten Akteure zusammenführt 
und längerfristig zusammenhält. Hiermit wurde eine Ebene angesprochen, die auch 
stark mit der Persönlichkeit der Akteure – und falls vorhanden – des Moderators zu tun 
hat. Da die Akteure jedoch nicht immer frei wählbar seien, könne es auch zu Defiziten 
bei der „Motorenwirkung“ kommen. In der Arbeitsgruppe ergab sich in diesem Zu-
sammenhang die Diskussion um die erforderlichen Eigenschaften eines Moderators. 
Einig war man sich, dass „nicht harmlose“ Moderatoren gebraucht würden, um freiwil-
lige Kooperationen erfolgreich aufbauen und steuern zu können. Dies hieße, dass Mode-
ratoren in derartigen Prozessen resolut und durchaus in gewissem Maße lenkend ein-
greifen müssten – keine einfache Aufgabe, wenn gleichzeitig der Anspruch an die Mo-
deration gelte, nicht inhaltlich zu steuern. 
Im Rahmen kooperativer Zusammenarbeit sei es sehr wichtig, die unterschiedlichen 
Interessen einzelner Akteure zu kennen und entsprechend zu berücksichtigen, sofern sie 
in Bezug zu der Veranlassung der Kooperation stehen. Die immer wieder zu beobach-
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tende hohe Teilnehmerzahl der „üblichen Verdächtigen“ sei jedoch problematisch. Zum 
einen sei bei diesen Akteuren die Motivation zur Mitwirkung recht groß, zum anderen 
hätten sie oft einen Wissensvorsprung und stellten sich damit in der Gruppe (z. B. in 
Arbeitskreisen) in den Vordergrund und versuchten über den „neuen Weg“ der freiwil-
ligen Kooperation ihre ureigenen „alten Interessen“ durchzusetzen. In diesem Kontext 
wurde das Dilemma angesprochen, dass eine differenzierte Anspruchshaltung der Ak-
teure berücksichtigt werden sollte, wobei gleichzeitig einzusehen sei, dass nicht auf alle 
Einzelinteressen innerhalb eines Projektes eingegangen werden könne. Die Wahrneh-
mung dieser unterschiedlichen Haltungen gelte es jedoch zu stärken. 
Eingehend diskutiert wurde auch über die Rolle des Bürgers. Wer nimmt an freiwilli-
gen Kooperationen von sich aus teil und wer muss direkt angesprochen werden, um sich 
einzubringen? Innerhalb von Kooperationen, die sich mit eher fachlichen Thematiken 
auseinandersetzen, sei die Mitarbeit des Bürgers nicht zwangsläufig ein wichtiges Ziel. 
Bürgerliches Engagement sei jedoch in Prozessen gut aufgehoben und durchaus not-
wendig, wenn auch Bürgerinteressen innerhalb dieser Prozesse vertreten werden sollen. 
Hier wird wieder der Bogen zum Aspekt des Wohls der Allgemeinheit geschlagen. Wer 
macht was für wen und warum? Zu berücksichtigen sei in diesem Zusammenhang auch, 
dass jeder Mensch neben seiner beruflich bestimmten Position auch Bürger sei und da-
mit – wenn auch eventuell unbewusst – seine individuellen Interessen vertreten werde.  
Ein nächster Diskussionspunkt war die Rolle der Kommunalverwaltungen innerhalb 
freiwilliger Kooperationen. Welche Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten haben 
Kommunen heute und sollten sie in Zukunft haben? Birgt die Finanzkrise vieler Kom-
munen ein verstecktes Potenzial in sich und treibt die interkommunale Zusammenarbeit 
an? Hier begann eine Diskussion um die schwache Steuerungsmöglichkeit der regiona-
len Ebene, die jedoch für bestimmte Problemlagen die sinnvollste Handlungsebene sei. 
In diesem Kontext wurde durchaus kontrovers über die Frage nach einer Einschränkung 
der kommunalen Selbstverwaltungsrechte und der damit in Zusammenhang zu bringen-
de Thematik von zukunftsfähigen Verwaltungsreformen diskutiert. 
Im Hinblick auf den Beitrag von Markus Beier setzte sich die Arbeitsgruppe des Wei-
teren mit der Bedeutung von Evaluation informeller Prozesse auseinander. Evaluation 
sollte nicht nur als „Controlling-Instrument“ betrachtet werden, sondern auch als „Dia-
log-Instrument“, welches weitaus mehr Chancen in sich trage als die reine Erfolgskon-
trolle, so die Meinung der Arbeitsgruppe. 
Wie bereits erwähnt, hatten sich die Teilnehmer der Arbeitsgruppen 1 und 3 entschie-
den, den Kreis der Diskussion zu öffnen, um zumindest zeitweise gemeinsam die The-
men informelle und formelle Zusammenarbeit anzugehen. Es wurde versucht einen „In-
strumentenkoffer“ für den Gebrauch informeller wie auch formeller Instrumente zu-
sammenzustellen. 
Während der gemeinsamen Diskussion wurde deutlich, dass es schwierig bis unmög-
lich ist, eine klare Entscheidung darüber zu treffen, welche Form von Kooperation – 
informell oder formell – für eine spezielle Situation angebracht ist. Die Arbeitsgruppen 
hatten zunächst beabsichtigt, eine Art „Handwerkskoffer“ für eine effiziente Kooperati-
on aufzubauen, d. h. eine Abwägung, unter welchen Umständen welche Form der Zu-
sammenarbeit als sinnvoller bewertet werden kann. Dabei kam es zu einer Diskussion, 
die immer wieder an der Grenze der konkreten Situation stoppte. Die individuellen 
Handlungsbedarfe, die Vielzahl an Parametern, die im Rahmen von Kooperationen eine 
Rolle spielen, machten es unmöglich, eine Art „Erfolgsrezept“ für die richtige Instru-
mentenwahl zu entwickeln. Ein Beweis dafür seien die zahlreichen Kooperationsprojek-
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te, die alle in sich verschieden sind und daher auch individuelle Verfahren und Ausrich-
tungen haben.  
Als das zentrale Ergebnis der zusammengelegten Arbeitsgruppen kann daher fest-
gehalten werden, dass die konkrete Wahl informeller oder auch formeller Instrumente 
im Vorfeld eines Kooperationsprozesses nicht sinnvoll ist, weil es vielmehr um die 
Qualität und den Erfolg von Projekten geht. Demnach sollte man sich nicht auf den Un-
terschied zwischen informellen und formellen Instrumente konzentrieren. Zielführender 
sei es, eine individuelle Kombination beider Ansätze und ihrer jeweiligen Instrumente 
vorzunehmen. Denn eines steht fest: Alle Kooperationen sind abhängig von der spezifi-
schen Situation (politische und institutionelle Rahmenbedingungen), den Akteuren und 
dem jeweiligen räumlichen Handlungsbedarf. Die konkrete Zusammenstellung eines 
„Instrumentenkoffers“ blieb damit offen und bildete weitere Diskussionspunkte. Welche 
Unterstützung bei der Suche nach nützlichen Instrumenten sollte in Zukunft entwickelt 
werden? Ist eine Zusammenstellung einzelner Instrumente überhaupt sinnvoll oder wäre 
es zielführender, an Beispielen die Verwendung von Instrumenten näher zu untersu-
chen?  
6 Fazit und Ausblick  
Die Diskussionen innerhalb der AG 1 und in den für kurze Zeit zusammengelegten Ar-
beitsgruppen 1 und 3 haben gezeigt, dass der intensive Austausch über formelle und 
informelle Planungsprozesse notwendig ist. Eine scharfe Grenze zwischen formellen 
und informellen Planungsprozessen und -instrumenten existiere allerdings nicht und 
sollte auch nicht Gegenstand der heutigen Planungsdiskussion sein. Vielmehr gehe es 
um eine „gute Mischung“ und um das Verständnis passender Anwendungsbereiche bei-
der Planungsformen. Während der Arbeitsgruppensitzungen wurde hervorgehoben, dass 
die situationsbezogene Anwendung von formellen und informellen Instrumenten im 
Vordergrund stehen sollte und damit die jeweiligen Rahmenbedingungen eine entschei-
dende Rolle spielten. Die eingangs erwähnte Kritik, informelle Planungsinstrumente 
würden nicht unbedingt zu einer Verbesserung der Beteiligung und der Repräsentativi-
tät führen und seien zudem immer dem Problem der fehlenden Verbindlichkeit ausge-
setzt, wurde im Rahmen der Diskussionen relativiert. Durch eine stringente („nicht 
harmlose“) Prozessmoderation und bei entsprechend klaren Zielvereinbarungen seien 
mit den Methoden der informellen Kooperation durchaus mehr oder weniger verbindli-
che und konkrete Ergebnisse zu erreichen. Das Motto „Zukunftsfähige Steuerung durch 
Kooperation, Kommunikation und Partizipation“ dürfte daher keineswegs so verstanden 
werden, dass Planung mit ausschließlich informellen Instrumenten erfolgversprechender 
sei. Informelle Ansätze müssten sich vielmehr ebenso gut und situationsabhängig ver-
mehrt in „traditionelle“ Planungsprozesse einbinden lassen. Für zukünftige Planungs-
prozesse sollte daher eine stärkere Durchdringung kommunikativer Ansätze angestrebt 
werden, um Planung unter anderem auch für die Öffentlichkeit zugänglicher zu machen. 
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Der Beitrag ist ein Praxisbericht, der für die Arbeitsgruppe „Zukunftsfähige Steuerung 
durch Kooperation, Kommunikation und Partizipation“ (AG 1) den Einstieg in das 
Thema „Informelle Instrumente – Zusammenarbeit ohne Wirkung?“ geben soll. Der 
Beitrag ist bewusst kurz und provokativ gehalten. Als Beispiel dienen der Odenwald-
kreis und dessen 15 kreisangehörige Städte und Gemeinden, die auf freiwilliger Basis 
vertikal und horizontal unterschiedlich gut und intensiv zusammenarbeiten. Zunächst 
wird ein Überblick gegeben, welche Möglichkeiten der freiwilligen interkommunalen 
Kooperation bestehen. Danach wird aufgezeigt, inwieweit diese Möglichkeiten genutzt 
und umgesetzt werden. 
1 Der Odenwaldkreis im Überblick 
Der Odenwaldkreis liegt ganz im Süden Hessens und grenzt an Bayern und Baden-
Württemberg. Er ist mit etwa 161 Einwohnern pro Quadratkilometer einer der am dünn-
sten besiedelten Flächenkreise Hessens. Die Bevölkerungszahl von derzeit rund 100.000 
wird aktuellen Prognosen zufolge weiter stagnieren oder leicht rückläufig sein. Gerade 
die Abwanderung der 20- bis 30-Jährigen stellt den vollständig dem ländlichen Raum 
zugeordneten Odenwaldkreis vor ein ernst zu nehmendes Problem. Im Odenwaldkreis 
finden sich kaum Zukunftsbranchen, die Beschäftigungszahlen der höher Qualifizierten 
sind weit unter dem Bundesdurchschnitt, der Immobilienmarkt ist rückläufig. Leerstän-
de, extrem hohe Sozialausgaben und eine überalternde Gesellschaft stehen einer gerin-
gen Anzahl einwandernder Familien (überwiegend Spätaussiedler) gegenüber (prognos 
AG 2004). 
Sowohl der Kreishaushalt als auch die Haushalte der meisten kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden sind defizitär, eine Konsolidierung derzeit nicht absehbar. Die besonde-
re geographische Lage im Einzugsbereich der beiden Metropolregionen Rhein-Main 
und Rhein-Neckar wird sowohl als Chance als auch als Risiko angesehen. Die wirt-
schaftliche Stärke der Ballungsräume wirbt einerseits Einwohner ab und stellt – entge-
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gen der Lissabon-Theorie – keinen „Motor“ für die Odenwälder Wirtschaft dar. Die 
Nutzung als Naherholungsgebiet und touristisches Ziel bringt jedoch wenigstens der 
Gastronomie einige Gewinne. Der fehlende Autobahnanschluss, die vielen Berufspend-
ler, Umstrukturierungen im Verwaltungsbereich (Umsiedlung des Schulamts, Umfor-
mung des Katasteramtes zum Amt für Bodenmanagement etc.), die kleinteilige Wirt-
schaftsstruktur (über 96 % Kleinstunternehmen) und die für das Mittelgebirge und hun-
dertprozentige Landschaftsschutzgebiet fehlenden Entwicklungsmöglichkeiten stellen 
die grundlegenden Probleme dar.  
Abb. 1: Der geographische Odenwald 
 
Quelle: TouristikService Odenwald e.V. 
2 Formen der interkommunalen Zusammenarbeit 
Einhergehend mit der Gebietsreform der 1970er Jahre wurde eine Funktionalreform 
angestrebt, die bis heute nicht abgeschlossen ist und viele Gesichter hat. Eines davon ist 
die Normierung der freiwilligen interkommunalen Zusammenarbeit. 1969 hat in Hessen 
das Gesetz zur kommunalen Gemeinschaftsarbeit (KGG) das Reichszweckverbandsge-
setz von 1939 abgelöst und damit den Gemeinden die Möglichkeit eröffnet, auch orga-
nisatorisch neue Gemeinschaftsarbeit zu betreiben. Nach dem KGG können Kommu-
nen, die eine enge Kooperation gründen und Aufgaben übertragen möchten, zwischen 
zwei verschiedenen Formen der Zusammenarbeit wählen: dem Zweckverband und der 
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öffentlich-rechtlichen Vereinbarung. Diese Formen der Zusammenarbeit ziehen unter-
schiedlich starke Verpflichtungen nach sich.  
Zu Zweckverbänden können sich Gemeinden und Gemeindeverbände nach § 5 ff. 
KGG zusammenschließen, um einzelne Aufgaben, zu deren Wahrnehmung sie berech-
tigt oder verpflichtet sind, gemeinsam zu erfüllen. Ein solcher Zusammenschluss kann 
auf freiwilliger Basis erfolgen (Freiverband) oder durch aufsichtsbehördliche Verfügung 
(Pflichtverband). Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und 
verwaltet seine Angelegenheiten in eigener Verantwortung (§ 6 KGG). Ihm steht die 
Personal-, Satzungs- und Finanzhoheit zu; Willensbildung und Entscheidungsbefugnis 
obliegt seinen Organen (§ 14 KGG). Damit schafft der Zweckverband mit einigem Or-
ganisationsaufwand eine eigene Entscheidungsebene, die aber durch die personelle Zu-
sammensetzung eine intensive Mitwirkung aller Beteiligten gewährleistet.   
Spezialfall des Zweckverbandes ist der Gemeindeverwaltungsverband, dessen Auf-
gabenbereich sich nach § 30 III KGG auf die verwaltungsmäßige Erledigung der Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung, die Kassen- und Rechnungsgeschäfte und die Ver-
anlagung und Einziehung der gemeindlichen Abgaben erstreckt. Der Aufgabenbereich 
ist erweiterbar. Da die verbandsangehörigen Gemeinden Träger der Aufgaben bleiben, 
setzen sich im Gegensatz zum Zweckverband seine Organe nur aus Mitgliedern dieser 
Gemeinden zusammen.   
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung (§ 24 ff. KGG) ist die einfachere Form der 
Zusammenarbeit, da sie im Gegensatz zum Zweckverband nicht die Bildung einer neu-
en Körperschaft des öffentlichen Rechts voraussetzt und keine eigene Rechtsfähigkeit 
hat. Gegenstand einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung kann grundsätzlich jede 
kommunale Aufgabe sein. Bestimmt werden kann, dass ein Beteiligter für die anderen 
eine Aufgabe in seine Zuständigkeit übernimmt (Aufgabenträger) oder dass ein Betei-
ligter eine Aufgabe für die anderen durchführt. Die Aufgabenträgerschaft aber bleibt bei 
den jeweiligen Kommunen. Eine durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung übertragene 
Aufgabe kann nur von einem Beteiligten übernommen werden. Ist eine gemeinsame 
Aufgabendurchführung gewünscht, muss ein Zweckverband gegründet werden. Den 
Beteiligten kann aber ein Mitwirkungsrecht eingeräumt werden. 
Die Verwaltungsgemeinschaft nach § 33 KGG ist eine besondere Form der öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung. Eine leistungsfähige Gemeinde übernimmt für umlie-
gende leistungsschwächere die gleichen Aufgaben, die ein Zweckverband übernehmen 
kann (siehe oben, § 30 III KGG). Hierfür werden entsprechende Teile der Personal- und 
Sachkosten erstattet.  
Mit dem KGG wurde der rechtliche Rahmen für eine freiwillige interkommunale Zu-
sammenarbeit geschaffen. Für die Durchführung einer Reform, die die Kommunen ein-
schließlich ihrer Verwaltungen zukunftsfähig macht, wurden neben der rechtlichen Neu-
regelung diverse Leitlinien für die einzelnen Verwaltungsebenen erarbeitet. Ziel ist da-
bei die Ausgewogenheit aller Belange, die seit dem Weltgipfel für Umwelt und Ent-
wicklung von 1992 in Rio de Janeiro unter dem Begriff Nachhaltigkeit zusammenge-
fasst wird. Die in Rio beschlossene Agenda 21, die von einem nationalen Umweltplan 
auf Ebene der Regierungen bis zu den lokalen Agenden auf Kommunalverwaltungsebe-
ne einen Rahmen für die globalen Nachhaltigkeitsziele gibt, ist Teil einer weltweiten 
und interdisziplinären Entwicklung. Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement (KGSt) hat Anfang der 1990 er Jahre für die Verwaltungsmodernisie-
rung in Deutschland das Leitbild des „Neuen Steuerungsmodells“ eingebracht und da-
mit einen Modernisierungsprozess in Gang gesetzt, der bis heute andauert (KGSt 1995).  
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Die Übertragung betriebswirtschaftlicher Methoden und Prinzipien auf die öffentliche 
Verwaltung, Wirtschaftlichkeit, Dienstleistungskommune und Kooperation sind einige 
Stichworte, die das Neue Steuerungsmodell umreißen. Bei der Verwaltungsmodernisie-
rung wird regelmäßig die Schrumpfung der Verwaltung, die Konzentration auf Pflicht-
aufgaben und Kerngeschäfte und damit die Ausgabenminimierung gefordert. Oberstes 
Ziel ist die Haushaltskonsolidierung, die durch Verschlankung, Entbürokratisierung und 
Schnittstellenminimierung erreicht werden soll. Dabei kommen Instrumente wie „Public 
Private Partner-ship“, Einführung der doppelten Buchführung und kooperative Ansätze 
zur Anwendung.  
Das Hessische Ministerium des Inneren und für Sport hat die interkommunale Koope-
ration in seine Leitlinien zur Konsolidierung kommunaler Haushalte in die Liste der zu 
ergreifenden Maßnahmen aufgenommen und auf die Fördermöglichkeiten der Zusam-
menarbeit hingewiesen. Immer wieder werden Wettbewerbe und geförderte Pilotprojek-
te ausgeschrieben. Dennoch bleiben die gesetzlichen Instrumente zur Kooperation im 
Odenwaldkreis häufig ungenutzt. Im Odenwaldkreis sind die meisten Gemeindehaus-
halte defizitär, die kleinen Verwaltungen oftmals personell schon mit den Pflichtaufga-
ben überfordert. Zur Einführung der doppelten Buchführung wird die Gemeindeverwal-
tung der kleinsten eigenständigen Gemeinde Hessens mit nicht einmal 700 Einwohnern 
Personal aufstocken müssen, weil die größeren Nachbarkommunen befürchten, finan-
zielle Nachteile aus der gemeinsamen Buchführung zu ziehen, obwohl es eine Kostener-
stattung geben würde. Die beiden größten Städte des Odenwaldkreises – mit zusammen 
kaum über 30.000 Einwohnern – sind räumlich zu einem Gefüge zusammengewachsen, 
die Gemeindegrenzen sind für einen Außenstehenden nicht mehr ersichtlich. Dennoch 
können sich die beiden Städte bezüglich ihrer gewerblichen Entwicklung nicht einigen. 
Anstelle gemeinsamer Gewerbegebiete planen die Kommunen gerichtliche Schritte ge-
gen die Bauleitplanung des Nachbars. Im Gersprenztal finanzieren zwei Nachbarge-
meinden mit etwa 3.000 und 9.000 Einwohnern je ein eigenes Freibad und dessen Sa-
nierung, obwohl für Städte wie Heppenheim an der Bergstraße mit etwa 25.000 Ein-
wohnern ein vergleichbar großes Freibad genügt. Ein weiteres Beispiel für ergebnislose 
Kooperation ist der bereits in Angriff genommene und letztlich doch gescheiterte kreis-
weite Teil-Flächennutzungsplan zum Thema „Standorte für Windenergieanlagen“, in 
dem einzelne Kommunen ihre Interessen nicht genügend vertreten sahen und deshalb 
aus der gemeinsamen Planung ausgeschert sind. Der freiwillige Zusammenschluss zer-
brach, weil keine Pflicht zur Kooperation bestand. 
3 Freiwillige Kooperation im Odenwaldkreis 
3.1 Tourismus 
Ländliche Gebiete wie der Odenwaldkreis müssen besonders die lokale Wirtschaft för-
dern und regionale Wertschöpfungsketten schließen. Dazu gehört auch die Unterstüt-
zung der Tourismuswirtschaft. Die Tourismusförderung hat der Regierungspräsident als 
Aufsichtsbehörde für den Odenwaldkreis aus der Liste der disponiblen Leistungen he-
rausgenommen, weil sie die hauptsächliche wirtschaftliche Entwicklungsmöglichkeit 
für den ländlichen Raum darstellt. Die Odenwälder Kommunen fördern die Tourismus-
wirtschaft durch die Finanzierung des TouristikService Odenwald e. V.  
Im touristischen Bereich hat der Odenwaldkreis zusammen mit seinen umliegenden 
Kreisen und Kommunen viel erreicht. Die drei Tourismusverbände – überwiegend 
durch kommunale Gelder getragen – des hessischen, bayerischen und baden-württem-
bergischen Odenwald agieren grenzüberschreitend, verfügen über ein Corporate Design 
und gemeinsame Kataloge. Sie haben gemeinsam die Marke „Odenwald“ aufgebaut und 
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darunter Themen wie Kur und Wellness, „Sagenland Odenwald“ und sanfter Aktivtou-
rismus entwickelt. Zu den Themen werden vom Tourismusverband und privaten Akteu-
ren Produkte vermarktet wie der Drei-Länder-Radweg, themenbezogene Marketingwo-
chen (Lamm- und Kartoffelwochen) und qualitätsabhängige Vereinigungen wie die  
Odenwaldgasthäuser. 
3.2 Regenerative Energien  
Die stoffliche und energetische Nutzung von Biomasse bildet im Odenwald neben dem 
Tourismus das zweite Standbein der Wirtschaft. Der Strukturwandel in der Landwirt-
schaft, der erhöhte Energiebedarf der nahe gelegenen Metropolregionen sowie die Not-
wendigkeit, Alternativen zu fossilen Brennstoffen zu entwickeln, haben eine Welle der 
Innovation und Kreativität in Gang gesetzt, die Landwirte, Bürger, Unternehmen, Wis-
senschaftler und Kommunen gleichermaßen erfasst hat. In der vom Land Hessen 2004 
anerkannten Region BioEnergie Odenwaldkreis arbeiten deshalb die überwiegend 
kommunal finanzierte Gesellschaft für regenerative Energien (rEnergo), das Amt für 
den ländlichen Raum, die Forstverwaltung, die Wirtschaftsförderung und die Politik 
gemeinsam an Projekten im Bereich Biomasse und ihre Nutzung.  
Aktuell steht die Entwicklung des ehemaligen Munitionslagers Hainhaus als kreis-
weites Sondergebiet für land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Forschungseinrichtun-
gen und integrierte Firmen, die in den Bereichen stoffliche und energetische Nutzung 
von Biomasse tätig sind, an. Den Odenwälder Städten und Gemeinden ist regionalplane-
risch lediglich eine Eigenentwicklung gestattet, weitergehende Entwicklungsmöglich-
keiten bieten sich den einzelnen Standorten nicht. Gemeinsam wird nun das Abwei-
chungsverfahren bei der Aufsichtsbehörde beantragt, damit das Sondergebiet bald schon 
als wirtschaftlicher Motor für den ganzen Kreis fungieren kann. Dazu wird die von allen 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden, dem Kreis und einigen Unternehmen gehal-
tene Odenwald Regionalentwicklungsgesellschaft (OREG) als Vorhabenträger zusam-
men mit der Standortgemeinde Lützelbach einen Vorhaben- und Erschließungsplan 
erstellen. 
3.3 Leader+ 
Die EU-Gemeinschaftsinitiative für den ländlichen Raum „Leader+“ finanziert sich aus 
dem Strukturfonds EAGFL. Gegenstand der Initiative Leader+ sind kleinere ländlich 
geprägte Gebiete, die geographisch, wirtschaftlich und sozial gesehen eine homogene 
Einheit bilden. Die ausgewählten Gebiete müssen in sich kohärent sein und hinsichtlich 
der Humanressourcen, der Mittelausstattung und des wirtschaftlichen Potenzials die 
ausreichende kritische Masse (weniger als 120 Einwohner pro Quadratkilometer, mehr 
als 10.000 Einwohner) erreichen, die notwendig ist, damit eine nachhaltige Entwick-
lungsstrategie umgesetzt werden kann. Die Erstellung des Entwicklungskonzeptes und 
die Vergabe der Fördergelder erfolgt im Bottom-up-Prinzip, wobei die Interessensge-
meinschaft Odenwald (IGO) als lokale Aktionsgruppe fungiert. Im Rahmen von Lea-
der+ wurden bisher beispielsweise das Schulungszentrum für Konditoren, die Erweite-
rung des Elfenbeinmuseums in Erbach, der „Odenwälder Wanderschmetterling“ (län-
derübergreifender Wanderweg in Form eines Schmetterlings) und die neue Multivisi-
onsschau im Destinationszentrum des Touristikzentrums Odenwald in Erbach gefördert. 
Für die kommende Förderperiode 2007–2013 wird die IGO zusammen mit regionalen 
Akteuren das bestehende regionale Entwicklungskonzept als Bewerbung für Gelder aus 
dem Fonds E LER fortschreiben. 
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4 Fazit und Ausblick 
Die aufgezeigten Defizite in der gemeindlichen Kooperation und das Konkurrenzden-
ken unter den Kommunen sind keine gute Vorraussetzung für ein Erstarken des Oden-
waldkreises von innen heraus. Der Kreis kann als Aufsichtsbehörde nur bedingt eingrei-
fen, denn die Planungs- und die Personalhoheit obliegen – verfassungsrechtlich ge-
schützt – den Städten und Gemeinden (Art. 28 Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland und Art. 137 der Hessischen Verfassung).  
Die Beispiele machen deutlich, dass die kommunale Selbstverwaltung durchaus ein 
Hemmschuh des kooperativen Ansatzes ist. In Zeiten knapper Kassen ist den Kommu-
nen überwiegend nur noch die Erfüllung ihrer hoheitlichen Aufgaben geblieben und es 
ist verständlich, dass sie diese nicht teilen möchten, weil sie dadurch einen Machtverlust 
befürchten. Aus diesem Grund stellt sich die Frage nach der Wirksamkeit der informel-
len Instrumente und der Durchsetzbarkeit der Richtlinien zur Haushaltskonsolidierung 
durch eine Aufsichtsbehörde, der quasi verfassungsrechtlich die Hände gebunden sind. 
Wirksam eingreifen könnte nur das Land durch eine Gesetzesänderung. In die hoheitli-
chen Rechte der Städte und Gemeinden kann aber nur eingegriffen werden, wenn mas-
sives öffentliches Interesse daran besteht. Wann die finanzielle Lage schlecht genug ist, 
um Kommunen zur freiwilligen Kooperation zu bewegen oder der Aufsichtsbehörde zu 
ermöglichen, im öffentlichen Interesse grundlegende rechtliche Veränderungen vorzu-
nehmen, bleibt bislang unbeantwortet.  
Die Finanzmisere veranlasst die Kommunen zur Erprobung weiterer kooperativer 
Ansätze, die über die interkommunale Zusammenarbeit hinausgehen. Dazu gehören die 
Umschichtung finanzieller Belastungen von der öffentlichen Hand auf die Bürger (Bür-
gerstiftungen, Bürgerbeteiligungen) und die im Gegenzug verstärkte Einbindung einer 
aktivierten Bürgerschaft in die kommunale Selbstverwaltung. So soll auf der Ausgaben-
seite gespart werden, indem von den Bürgern entweder direkt finanzielle Mittel gestellt 
oder aber Aufgaben übernommen werden, beispielsweise im sozialen Bereich. Eine 
Bürgerschaft, die in dieser Weise Verantwortung trägt, entlastet den Staat und stützt die 
Demokratie. Vor wenigen Jahren hat die KGSt die Bürgerkommune als neues Leitbild 
eingeführt, um die Bürger für mehr Verantwortung zu gewinnen und den Staat stärker 
mit seinen Bewohnern zu verbinden. Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
(BBR) hat von 2002 bis 2003 das ExWoSt-Projekt „3stadt2“ durchgeführt und geht da-
mit noch einen Schritt weiter: Zwischen Staat, Bürgern und Wirtschaft sollen im Städ-
tebau Kooperationen aufgebaut und möglichst ohne Reibungsverluste genutzt werden. 
Das Forschungsprojekt wurde erfolgreich abgeschlossen, jedoch mit der Einschränkung, 
dass im Einzelfall geprüft werden muss, ob ein Projekt geeignet ist, neben den formali-
sierten Beteiligungsschritten neue Kooperationsformen effizient einzusetzen. Dazu 
wurde eine interaktive Entscheidungshilfe entwickelt und im Internet zur Verfügung 
gestellt (BBR 2005). 
Den Ansatz der trilateralen Kooperation sollte man im Odenwaldkreis im Sinne des 
außerkommunalen Engagements in modifizierter Form erproben und gegebenenfalls 
übertragen. Die kleinteilige Wirtschaftsstruktur des Kreises muss dabei kein Hindernis 
sein, denn die oft fast rein familiär geprägten Betriebe sind stärker mit ihrer Region und 
ihrer Gemeinde verbunden als große „Global Player“. Die Zusammenarbeit einer mög-
lichst großen Anzahl lokaler privater Akteure baut eventuell von unten her eine Basis 
auf, die den Kommunen den Entschluss zur interkommunalen Zusammenarbeit erleich-
tert.  
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Die meisten ostdeutschen und immer mehr westdeutsche Kommunen sind erheblichen 
Schrumpfungsprozessen ausgesetzt. Dieser Prozess ergibt sich aus demographischen 
und ökonomischen Trends, die als raumbeeinflussende Größen auch Auswirkungen auf 
die Nutzung und Gestaltung des Raumes haben. In den ostdeutschen Bundesländern 
handelt es sich um eine in kurzer Zeit erheblich geringer werdende, sich aber auch ver-
ändernde Nachfrage nach Siedlungsfläche, die einem gleichbleibend großen oder weiter 
wachsenden Angebot gegenübersteht. Diese Differenz bewirkt zunächst große raum-
strukturelle Missstände, deren Beseitigung aber auch prozessuale Schwierigkeiten berei-
tet. Im Folgenden sollen diese schrumpfenden Städte in Ostdeutschland und deren 
kommunaler Umgang mit dem sogenannten „Stadtumbau“1 im Mittelpunkt der Ausein-
andersetzung stehen. 
                                                 
1 Der in diesem Beitrag verwendete Begriff bezieht sich auf den Umbau des Stadtkörpers und seiner Bestandteile 
unter der Prämisse des Paradigmenwechsels von einer steigenden zu einer sinkenden Nachfrage und ist damit enger 
gefasst als zum Beispiel die Definition von Bodenschatz/Kegler (2005). 
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Die Herkunft der zurückgehenden und sich verändernden Nachfrage in Ostdeutsch-
land ist nach verschiedenen Ursachen zu unterscheiden. Prigge differenziert hierbei 
Prozesse der Deindustrialisierung, Suburbanisierung sowie der soziokulturellen und 
politischen Transformation in Osteuropa (Prigge 2004: 42). Hinzugerechnet werden 
müssen die sich ausdifferenzierenden Lebensstile (vgl. Schneider/Spellerberg 1999; 
Appel/Perry 2004) sowie, zunehmend und zukünftig prägend, die Nachfrageausfälle 
durch eine zu geringe Geburtenrate, welche auch durch erhöhte Außenwanderungsge-
winne nur schwerlich ausgeglichen werden können, zumal die Wanderungsgewinne sich 
teilräumlich höchst unterschiedlich verteilen werden (BBR 2006). 
Die raumkonkreten Auswirkungen auf das Angebot können folgendermaßen charak-
terisiert werden: 
? heterogene Entwicklung in den Regionen Deutschlands (BBR 2005a: 85 ff.), 
? heterogene Entwicklung innerhalb einer Kommune (z. B. für Leipzig: Doehler-
Behzadi/Lütke Daldrup 2004), 
? eine notwendige Umnutzung und Umgestaltung des Angebots (BBR 2005b), 
? temporäre Nutzungen in Gebäuden und auf Grundstücken (Haase 2003) sowie 
? die Ausbildung von Brachflächen durch Abriss von Gebäuden und fehlende Nach-
nutzung (Genske/Hauser 2003). 
Dabei gilt: Von einer „Schrumpfung“ kann bislang im Wesentlichen nur in Bezug auf 
die Nachfrage gesprochen werden. Diese verändert, reduziert und lokalisiert sich anders 
seit der politischen Wende Ostdeutschlands. Das Angebot hingegen, der Immobilien-
markt, bleibt konstant oder wächst weiter. Während es aktuell leidlich gelingt, die  
Überkapazitäten des gebauten Angebotes durch erhebliche öffentliche Fördermittel zu 
reduzieren, wird der Stadtkörper insgesamt in der Regel nicht angepasst und verkleinert. 
Im Gegenteil werden im Außenraum der ostdeutschen Städte weiterhin zu viele Flächen 
von Natur und Landschaft in Siedlungsflächen umgewandelt (Traeger 2006: 28). Dies 
erschwert die Versuche, die Stadtkörper auf nachhaltige kompakte Formen zurückzu-
führen. Stattdessen bilden sich an höchst zentralen Orten im Zentrum der Städte Bra-
chen heraus, es entsteht die „perforierte Stadt“ (Lütke Daldrup 2001). 
Das erhebliche Ungleichgewicht zwischen Nachfrage von und Angebot an Siedlungs-
flächen ist eine neue Herausforderung für das im Stadtentwicklungsprozess zur Verfü-
gung stehende Instrumentarium. Dieses ist auf das bisher vorherrschende Paradigma des 
Wachstums ausgerichtet. Es gilt daher zunächst zu ergründen, ob mit dem bestehenden 
Instrumentarium auch sogenannte Schrumpfungsprozesse gesteuert werden können oder 
ob es einer Modifizierung oder gar Neuausrichtung des Instrumentariums bedarf.  
2 Anspruch an das Instrumentarium im Stadtumbau 
Um eine nachhaltige Raumentwicklung zu gewährleisten, ist es in der schrumpfenden 
Stadt das erklärte Ziel, bestehende, substituierende und neue Flächenbedarfe im Innen-
bereich der Städte zu verorten und den Außenraum konsequent von Bebauung frei zu 
halten (Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2006). Die Wahrung oder Wiederherstel-
lung eines Gleichgewichtes zwischen Nachfrage und Angebot unter Schrumpfungsbe-
dingungen ist demnach ein Beitrag zu einer nachhaltigen Raumentwicklung. Daraus 
folgt, dass sowohl Strategien zur Freihaltung des Außenraumes als auch Strategien zum 
Umbau des Bestandes im Innenbereich entwickelt werden müssen. Gelingt es aber in 
der wachsenden Agglomeration im interkommunalen Verteilungskampf von Nutzungs-
zuweisungen noch, jeder Kommune zumindest im Rahmen des Eigenbedarfes einen 
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Flächen- und damit Machtzuwachs zu ermöglichen, muss in der schrumpfenden Region 
manche Kommune mit einer Stagnation der Siedlungserweiterung oder gar Rücknahme 
von Bauflächen rechnen. Wächst hier eine Kommune, so wächst sie auf Kosten der an-
deren, welche dann weniger Nachfrage generieren kann. Hierfür wird über interkom-
munale Instrumente wie regionale integrierte Leitbilder oder wie einen intra- oder inter-
regionalen Flächen- oder Lastenausgleich (vgl. Holland 2006) diskutiert.2 
2.1 Bündelung der Gestaltungsmacht 
Die Strategie zum Umbau und zum Abriss des Bestandes erfordert ebenfalls einen Pa-
radigmenwechsel. Konzentriert sich die räumliche Entwicklung auf den Siedlungsbe-
stand, gewinnen die Bestandshalter der Immobilien und die Träger der Infrastruktur eine 
neue Bedeutung. Ihre Gestaltungsmacht ist bei Entscheidungen im Stadtentwicklungs-
prozess nicht nur im Sinne eines Abwägungsbelanges zu berücksichtigen; vielmehr  
üben sie ein Mitspracherecht aus, weshalb sie großen Einfluss auf die räumliche Ent-
wicklung ausüben können. Um nachfragegerechte Lösungen im Umgang mit dem be-
stehenden Angebot zu erzielen, müssen die stadtverantwortlichen Akteure ihre Gestal-
tungsmacht bündeln. 
Die Bündelung der Gestaltungsmacht erfordert ein neues kooperatives Vorgehen und 
eine neue Beteiligungskultur der relevanten Akteure (Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 2001: 10 ff.), aber ebenso ein neues Selbstverständnis der 
öffentlichen Hand. Entsprechend sind beim Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“ ko-
operative Steuerungsformen und inhaltlich wie prozessual integrierte Stadtentwick-
lungskonzepte zur Bedingung für eine anschließende Förderung erklärt worden. Das 
Ziel des Stadtumbaus ist eine ganzheitliche Betrachtung der Raumentwicklung und da-
mit einhergehend ein Loslösen von sektoralen oder ressortbezogenen Strategien. 
Gleichwohl war Anlass und Ziel des „Stadtumbau-Ost“-Wettbewerbs 2001 die Konso-
lidierung des Wohnungsmarktes, nachdem durch eine Expertenkommission des Bundes 
über eine Million leer stehender Wohneinheiten in Ostdeutschland ermittelt worden 
waren (Kommission 2000: 17). 
Seit dem Bundeswettbewerb sind informelle Instrumente wie die „Integrierten Stadt-
entwicklungskonzepte“, bilaterale Verhandlungen zwischen der öffentlichen Hand und 
den Bestandshaltern sowie Gestattungsvereinbarungen für die temporäre Nutzung von 
Immobilien die wesentlichen Bestandteile der Strategie zur Bewältigung des Schrump-
fungsprozesses. Im Mittelpunkt dieser kooperativen Verfahren steht die öffentliche 
Hand. Sie ist verantwortlich für den Abwägungsprozess zur Erreichung des Wohls der 
Allgemeinheit im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung. Es besteht für sie daher 
zugleich die Notwendigkeit, ein neues eigenes Selbstverständnis zu definieren. 
2.2 Erforderlichkeit kooperativer Verfahren im gesamten  
Stadtentwicklungsprozess 
Es ist zu untersuchen, wie durch die Auswahl eines geeigneten informellen Instrumenta-
riums eine nachhaltige Entwicklung trotz Schrumpfung erzielt werden kann. Informelle 
                                                 
2 Die Freihaltung des Außenraumes in der schrumpfenden Region erfordert in der Regel interkommunale Strate-
gien, die im Rahmen des Wettbewerbes „Stadtumbau Ost“ eingefordert waren, für die es aber nur wenige Beiträge 
gab. Auch seitdem sind nur wenige Initiativen erfolgreich gewesen, die Gemeindegrenzen zu überwinden. Denn die 
Herausforderungen eines kooperativen und integrierten Vorgehens sind auf interkommunaler Ebene ungleich größer 
– wenn auch unabdingbar, weil Arbeits- und Wohnungsmarktregionen nicht an den administrativen Grenzen der 
Kernstadt enden. Der Verfasser ist Mitarbeiter eines BMBF-Forschungsprojektes zur Reduzierung der Flächenneuin-
anspruchnahme in einer schrumpfenden Region durch Entwicklung einer kooperativen Strategie für Leitbild und 
Vollzug. In diesem Beitrag wird allerdings der Blick auf die kommunalen Herausforderungen beschränkt. 
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Instrumente im Stadtumbauprozess können dabei in ihrem Verfahren zwar freie Formen 
entfalten und brauchen sich nicht an ein starres Regelwerk halten. Um aber einen Bei-
trag zur Wiederherstellung des Gleichgewichtes zwischen Nachfrage und Angebot leis-
ten zu können, muss das Ergebnis verbindlich sein: denn notwendig sind verbindliche 
Aussagen zum Abriss von Wohneinheiten. 
Die Notwendigkeit eines neuen kooperativen Vorgehens bezieht sich auf alle Berei-
che des Stadtentwicklungsprozesses: auf die Informationsgrundlage in der Stadt, die 
Leitbildentwicklung sowie das zur Verfügung stehende Vollzugs- und Kontrollinstru-
mentarium. 
Voraussetzung für ein zukunftsfähiges Planen und Handeln ist eine genaue Informa-
tionsgrundlage. Im Stadtumbau wurden bereits neue Monitoringsysteme eingeführt so-
wie Strategien zur Erhöhung des Informationsflusses diskutiert. Zurzeit wird über ein 
berichterstattendes Monitoring hinaus ein neues Software-System zur Früherkennung 
und Kontrolle entwickelt,3 mit dem auch kleinräumlich die Grundlage für prophylakti-
sche Maßnahmen ermöglicht wird (Strauß/Weidner 2006). Schließlich scheint eine neue 
Volkszählung notwendig, da die Kommunen kleinräumlich Zahlen seit Jahrzehnten nur 
noch nachführen und daher die Exaktheit der Informationen angezweifelt werden kann. 
Das Leitbildmanagement kann, nach dem Niedergang der Stadtentwicklungsplanung 
in Westdeutschland, seit dem Bundeswettbewerb „Stadtumbau Ost“ im Jahre 2001 mit 
den „Integrierten Stadtentwicklungskonzepten“ auf wertvolle Erfahrungen zurückgrei-
fen (Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2006: 16 f.). Die dabei entstandenen Konzep-
te reflektieren den Anspruch, sowohl im Prozess als auch im Ergebnis eine ganzheitli-
che Planung zu betreiben. Auch das Handlungsmanagement verfügt über Erfahrungen 
aus dem Stadtumbau Ost. 
„Jetzt kann der Westen vom Osten lernen“, hört man viele Wissenschaftler und Poli-
tiker sagen, wenn es darum geht, die umfangreichen Erfahrungen in Ostdeutschland mit 
dem Schrumpfungsprozess zu artikulieren. Mittlerweile sind die städtebaulichen Ent-
wicklungskonzepte für den Stadtumbau in das besondere Städtebaurecht des Baugesetz-
buches aufgenommen worden. Freilich ist zu erörtern, ob sich das im Stadtumbau Ost 
herausgebildete Instrumentarium bewährt hat. Nicht immer fallen Anspruch und Reali-
tät zusammen. 
3 Problemstellungen in der Praxis des Stadtumbaus 
Der Anspruch an eine neuartige kooperative Steuerung des Stadtentwicklungsprozesses, 
die sowohl der neuen Problemlage gerecht wird als auch eine nachhaltige Zielstellung 
verfolgt, ist sehr hoch, denn mit diesem Anspruch ist die Zukunftsfähigkeit der Raum-
entwicklung in der schrumpfenden Stadt verbunden. Demgegenüber zeigen die Erfah-
rungen aus dem seit 2001 verlaufenden Prozess im Stadtumbau Ost aber, dass die Reali-
tät diesem Anspruch nicht immer gerecht wird. Trotz der mittlerweile mehrjährigen 
Auseinandersetzung mit der Frage nach der Steuerung von Raumentwicklung sowie der 
verstärkten Debatte über die Beteiligung von Dritten seit der Anerkennung der 
Schrumpfungsproblematik sind die Lösungsansätze bislang nicht zielführend: Es beste-
hen Fehler im Verfahren sowie im Ergebnis. 
                                                 
3 Das Institut für Stadtentwicklung und Bauwirtschaft der Universität Leipzig bearbeitet als Forschungspartner zur-
zeit das BMBF-Verbundprojekt „Entwicklung eines Früherkennungs- und Kontrollsystems (FKS) zur Unterstützung 
einer flexiblen Stadtentwicklungsplanung“. 
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3.1 Fehler im Verfahren und im Ergebnis 
In der Praxis des Stadtumbaus tritt Ernüchterung auf die Tagesordnung: In den koopera-
tiven Ansätzen zur Entwicklung der Strategien und zur Umsetzung der Maßnahmen 
werden oftmals nur diejenigen Akteure einbezogen, die einen Beitrag zum Abrisspro-
gramm leisten und sich zudem einen betriebswirtschaftlichen Vorteil erhoffen. In der 
Praxis werden nicht alle Akteure beteiligt oder setzen sich freiwillig an einen Tisch 
(Bernt 2005: 126 ff.). Dies hat zwei Gründe: Zum einen haben die privaten Akteure kein 
Interesse, ihre Firmengeheimnisse zu veröffentlichen, zum anderen handelt es sich bei 
den Koalitionen im Stadtumbau um gefestigte Teams, die keinen anderen Akteur zulas-
sen (Bürkner 2005a). Da im Stadtumbau einer Konsolidierung der Wohnungswirtschaft 
vor stadträumlichen und städtebaulichen Fragen der Vorrang eingeräumt wird (dies 
zeigt das Verhältnis der eingesetzten Fördermittel), lag der Schwerpunkt des kommuna-
len Handelns bislang nicht in der Ansprache und Einbindung der Bevölkerung. Oftmals 
scheint zudem die Verhandlungsmasse im Stadtumbau zu prekär, denn es geht um die 
besondere Daseinsvorsorge „Wohnen“, es geht aber vor allem um die finanzielle Notla-
ge der Wohnungsunternehmen im Osten. Daher ist auch die umfassende Einbindung der 
anderen Bestandshalter wie der Träger der technischen Infrastruktur erst im Laufe der 
Jahre erfolgt. 
Schließlich ist die Frage zu stellen, wie es um das Interesse der Bürger an dem Stadt-
umbauprozess bestellt ist. Während einerseits die Chance gesehen wird, erweiterte For-
men kooperativen und zivilgesellschaftlichen Agierens zu verwirklichen (Selle 2005), 
werden andererseits die tatsächlichen Potenziale in Ostdeutschland gegenüber dem 
Westen eher angezweifelt (Bürkner 2005b: 190 f.). 
Wenn man davon ausgeht, dass das kooperative Verfahren im Stadtumbau ein for-
melles Bauleitplanverfahren ersetzen soll, muss mit Abwägungsfehlern gerechnet wer-
den, da nicht alle Abwägungsbelange eingeholt werden, sondern nur zwischen wenigen 
Parteien mit Einzelinteressen abgewägt wird, um die Stadtumbaustrategie zu formulie-
ren, Maßnahmen zu ergreifen und Fördergelder zu verteilen. 
Da nicht alle Akteure gleichermaßen beteiligt werden, ist auch das Ergebnis meist 
nicht fehlerfrei. Stadtumbau ist zunächst prozessorientiert, das heißt ergebnisoffen. Die 
gemeinsam zu tragenden Ziele können sich je nach Entwicklung der Nachfrage kurzfris-
tig verändern. Dies ist für eine verbindliche Strategie nicht förderlich. Die Zielsetzung 
stellt sich dabei je nach beteiligtem Partner unterschiedlich dar. Sie reicht von der Kon-
solidierung des Wohnungsmarktes über die Rückbildung des Stadtkörpers auf ein kom-
paktes und nachfragegerechtes Maß bis zu städtebaulichen Strategien, die sich mitunter 
am Leitbild der „Europäischen Stadt“ orientieren. 
Woraus resultieren die Problemstellungen im Stadtumbau Ost? Im Allgemeinen wird 
der Paradigmenwechsel auch im Osten weiterhin nicht vollständig akzeptiert. Das Ab-
finden mit einer fragmentarischen städtebaulichen Struktur, mit dem Rückgang der Be-
triebseinnahmen, mit dem Werteverlust der Immobilien bei gleichzeitig prekärer wirt-
schaftlicher Situation aller Beteiligter fällt schwer, zumal dieses Eingestehen auch ein 
Anerkennen der Realität ist, dass es sich dabei nicht um eine konjunkturelle Schwan-
kung, sondern um einen dauerhaften Rückgang handelt. Doch auch wenn man den Pa-
radigmenwechsel anerkennt, stellen sich Probleme beim Umbau des Bestandes. 
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3.2 Gefangenendilemma der Akteure 
Das betriebswirtschaftliche Ziel der Wohnungswirtschaft ist nicht das Ziel aller Betei-
ligten. Doch liegt es im Eigennutzverhalten der Wohnungsunternehmen, dieses Ziel zu 
verfolgen, um sich zu konsolidieren und einer Insolvenz zu entgehen. Es entspricht sei-
nem Selbstverständnis, dass sich das Wohnungsunternehmen dergestalt verhält, weil es 
sich in einem Wettbewerb mit den anderen Unternehmen befindet. Warum sollte es sei-
ne mitunter schlechten oder schlechter werdenden Wirtschaftsdaten und alarmierenden 
Mietausfallquoten den Konkurrenten über den runden Tisch reichen? Warum sollte es 
seinen Bestand reduzieren, wenn sich dadurch die verbleibende Nachfrage auf die Im-
mobilien der anderen Bewerber auf dem Markt aufteilt? Diese für ein kooperatives Ver-
fahren ungünstigen Voraussetzungen drohen sich auszuweiten, wenn die bislang kom-
munalen Wohnungsbestände in erheblichem Umfang an ausländische Investoren veräu-
ßert werden und sich zukünftig der direkten oder der indirekten Einflussnahme der Stadt 
entziehen. 
Die privaten Akteure des Stadtumbaus stecken im Gefangenendilemma, sowohl was 
das Informations- und das Handlungsmanagement als auch die Leitbildentwicklung 
betrifft (Bernt 2005; Spars 2003). Dies wirkt sich negativ auf alle Bereiche des akteurs- 
und prozessorientierten Stadtumbaus aus. 
Ohne Anreize entstehen in der Regel keine kooperativen oder gar altruistischen Ver-
haltensmuster. Bislang gelingt es zum Teil noch, Akteure zum Mitarbeiten zu animie-
ren, weil sie Fördergelder erhalten. Ohne Fördergelder für den Abriss würden die Ak-
teure in einer Warteposition verharren. Es stellt sich daher auch die Frage, ob sich öko-
nomische Problemstellungen und Ungleichgewichte auf dem Immobilienmarkt durch 
ein informelles Instrument beheben lassen.  
Gewinnmaximierungsstrategie und Gefangenendilemma der privaten Akteure sind 
aber nur ein Teil der Problematik im Prozess der Stadtentwicklung unter Schrump-
fungsbedingungen. Als Beteiligten und nicht als Träger des Verfahrens steht den priva-
ten Akteuren sogar ein egoistisches Verhalten zu, was entsprechend berücksichtigt wer-
den sollte in der strategischen Arbeit der öffentlichen Hand (vgl. Davy 2004). Hauptkri-
tik ist an der Vorgehensweise der Verwaltung zu äußern. 
3.3 Verhalten der Stadtverwaltung 
Es hat sich gezeigt, dass die beteiligten Akteure aufgrund ihres Selbstverständnisses ein 
Eigennutzverhalten verfolgen. Auch die politischen Vertreter im Stadtumbau verfolgen 
ein Eigennutzverhalten (Kirsch 2004). Allerdings gibt es im Stadtumbauprozess einen 
Akteur, der gemäß der Aufgabe neutral ist und daher eine zentrale Bedeutung hat: die 
Stadtverwaltung. Doch als alle widerstrebenden und konfligierenden Interessen ausglei-
chender und das Ziel nachhaltiger Entwicklung verfolgender Akteur tritt die Stadtver-
waltung im Stadtumbauprozess nicht auf. Sie ist in ihrer Position zu schwach. Oftmals 
ist sie nicht mehr neutrale und abwägende Instanz, die sich um das Wohl der Allge-
meinheit sorgt, sondern Handlanger der Wohnungswirtschaft geworden, unter dem 
Deckmantel der Abwendung einer Insolvenz. 
Die Stadtverwaltung versagt zusätzlich hinsichtlich der Konkretisierung und der Um-
setzung der Ziele. Die Ziele, auf die sich die Akteure bei der Leitbildentwicklung ver-
ständigen, bleiben unverbindlich und werden in bilateralen Verhandlungen fixiert. Ope-
rationalisierung und Vollzug des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes misslingen, 
verbindliche Absprachen entziehen sich damit dem kooperativen Vorgehen und finden 
wieder hinter verschlossenen Türen statt. 
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3.4 Zusammenfassung der Problemstellung 
Die Anwendung informeller Instrumente im Stadtumbau führt zu mitunter erheblichen 
Problemen. Es bestehen Fehler im Verfahren sowie Fehler im Ergebnis. Die Akteure 
sind in ihrem Eigennutzverhalten gefangen. Darüber hinaus sind die Ziele oft zu unkon-
kret formuliert, wodurch sich auch Probleme im Vollzug ergeben. 
Ist daher das neu entwickelte und angewandte Instrumentarium vielleicht das falsche? 
Ist das informelle Instrument der integrierten Stadtentwicklungsplanung tatsächlich ein-
schlägig, um eine derart konkrete Aufgabe wie den Stadtumbau zu bewältigen, bei dem 
zudem nicht alle Mitspieler als Gewinner nach Hause gehen werden? 
Es scheint notwendig, an dem informellen Instrumentarium festzuhalten. Denn die öf-
fentliche Hand ist in der Not, sich mit den Bestandshaltern in der Stadt kooperativ auf 
die Gestaltung des Stadtentwicklungsprozesses zu verständigen. Nach den ersten Jahren 
der Erprobung neuer Instrumente ist es nun aber notwendig, dieses Instrumentarium 
weiterzuentwickeln.  
4  Lösungsansätze  
In der Analyse der bisherigen Stadtumbaupraxis hat sich ergeben, dass die Anwendung 
informeller und damit akteursbasierter Instrumente notwendig ist, allerdings wegen de-
ren Gefangenendilemmata nicht immer zum Erfolg führt. Es ist zu untersuchen, inwie-
fern die Vorgehensweise im Stadtumbauprozess daher neu austariert werden kann zwi-
schen einem informellen und formellen Verfahren bzw. hoheitlichem und kooperativem 
Vorgehen der öffentlichen Hand. Abgeleitet aus der Analyse der Problemstellung und 
Akteurskonstellationen, sind zunächst folgende Rahmenbedingungen zu formulieren: 
? Deregulierung und Management von Schrumpfung vertragen sich nicht immer. 
Denn in der schrumpfenden Stadt ist die Freiheit des Marktes eine erodierende. 
? Daher ist eine Gratwanderung zwischen der Freiheit des Verfahrensablaufes und der 
notwendigen Einhaltung formaler Regeln notwendig. Entsprechend gilt es zu diffe-
renzieren zwischen Ordnungs- und Entwicklungsinstrumenten sowie zwischen Ziel-
formulierung und Zielerreichung. Teilweise ist es möglich, freier zu agieren, teil-
weise muss stärker durchgegriffen werden als bisher. 
? Es muss eine Operationalisierung der Ziele stattfinden: Je konkreter und verbindli-
cher ein Ziel formuliert und von allen mitgetragen wird, desto freier kann die Ziel-
erfüllung gehalten werden. 
? Das Verfahren im Stadtumbauprozess muss transparent sein, auch um die „Betrof-
fenen“ mental einzubeziehen und ihnen die Möglichkeit zu geben, Abriss und Zer-
störung von gebauter Identität zu verkraften (vgl. Beer 2002). 
? In der Leitbildentwicklung ist eine gerechte Abwägung aller Belange erforderlich. 
Dem widerspricht möglicherweise das betriebswirtschaftliche Interesse der Woh-
nungsunternehmen. Bisherige Abwägungsfehler in Verfahren und Ergebnis sind zu 
vermeiden. 
? Es bedarf geeigneter Vollzugsinstrumente. Gerade wegen der Zunahme von Freihei-
ten in der Zielerreichung muss die öffentliche Institution Stadt wieder erstarken und 
hoheitlich agieren. Daher ist es neben der Entwicklung von Anreizsystemen wie 
dem Flächen- und Lastenausgleich sowie Kontingentslösungen erforderlich, auch 
Restriktionsinstrumente zu stärken. 
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? Schließlich ist weiter über den bundesrechtlichen Rahmen zu diskutieren. Möglich-
keiten, das für den Stadtumbau relevante Instrumentarium zu modifizieren, ergeben 
sich unter anderem bei der Neustrukturierung der Fördermittelvergabe (integrierte 
Programme) und bei der Frage nach Enteignungsmöglichkeiten ohne Entschädi-
gung. 
Das informelle Instrumentarium ist im Stadtumbau nicht per se das falsche. Es muss 
nur optimiert werden. Neue informelle Verfahren dürfen aber nicht die Maßgaben für 
die Arbeit der Stadtverwaltung, die dem Gemeinwohl verpflichtet ist, unterwandern. 
Andererseits bedeutet ein neues hoheitliches Verwaltungshandeln nicht den Verlust der 
im Stadtumbau benötigten akteursbasierten und in der Vorgehensweise freien, informel-
len Verfahren. Daher ist es notwendig, den Widerspruch formell-informell aufzulösen 
und eine Gratwanderung in der Mischung der Anwendung beider Verfahren zu errei-
chen. Ist das Instrumentarium noch informell, wenn man seine Schwächen vermeiden 
und es stärker formalisieren will? Auch hier muss eine Gratwanderung erzielt werden. 
4.1 Anforderungen an die Abwägung der Belange 
Neue integrierte und informelle Instrumente sollen im Stadtumbau formelle Instrumente 
wie die Bauleitplanung oder die Anwendung von Geboten ersetzen oder auch ergänzen, 
um akteursbasiert und gemeinsam die Herausforderungen des Schrumpfungsprozesses 
anzugehen. Ihre Anwendung erfolgt dann nicht in einem rechtsfreien Raum. Vielmehr 
müssen sie auch dem Anspruch genügen, das Ziel der Wahrung und Stärkung des 
Wohls der Allgemeinheit zu verfolgen. Daraus abgeleitet lässt sich der Anspruch an das 
Instrumentarium wie folgt charakterisieren: 
? Bilateralen Verhandlungen zwischen der öffentlichen Hand und Dritten muss eine 
allgemeingültige strategisch-konzeptionelle Phase vorgeschaltet werden. 
? Trotz oder gerade wegen der bilateralen Verhandlungen (und z. B. bestehender ver-
traglicher Verpflichtungen) dürfen in der vorgeschalteten Ebene Maßgaben der 
Abwägung nicht vernachlässigt werden. Das Verfahren zur Erarbeitung der bisheri-
gen „Integrierten Stadtentwicklungskonzepte“ sollte daher optimiert und hinsicht-
lich der Erfassung der Abwägungsbelange formalisiert werden. 
? Je transparenter die Ziele in der vorgeschalteten Ebene zustande gekommen sind 
und man von einer demokratischen Beschlussfassung ausgehen kann, desto eher ist 
die Verwaltung befugt, im Anschluss in bilaterale Verhandlungen mit den Be-
standshaltern des städtischen Angebots zu treten. 
In der praktischen Umsetzung wird es wohl einer vorbereitenden Phase bedürfen. In 
dieser Phase sollte die Stadtverwaltung die Problemstellung erarbeiten, über die später 
am runden Tisch verhandelt wird; darüber hinaus sollten die erzielten Ergebnisse des 
runden Tisches von der Stadtverwaltung auf Plausibilität überprüft werden. Eine derar-
tige Einbettung läuft allerdings Gefahr, bereits vorbereitete konzeptionelle Vorstellun-
gen der Stadtverwaltung durch den runden Tisch lediglich legitimieren zu lassen – und 
demgegenüber Ergebnisse des runden Tisches, die der Stadtverwaltung inkorrekt er-
scheinen oder unlieb sind, wieder fallen zu lassen, indem sie nachträglich weggewägt 
werden. Ein solches Vorgehen würde die Glaubwürdigkeit der Verwaltung infrage stel-
len und auch die Einrichtung eines runden Tisches ad absurdum führen. Die Abwägung 
sollte daher am runden Tisch selbst, von der Verwaltung betreut, vorgenommen werden. 
Im Anschluss an das Verfahren sollten die Ergebnisse von der Verwaltung lediglich auf 
ihre Plausibilität überprüft werden. 
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4.2 Neue Wege in der Zielformulierung und -verfolgung 
Wie beschrieben, bestehen bei der derzeitigen Anwendung informeller Instrumente im 
Stadtumbau Fehler im Ergebnis wie im Verfahren. Daher ist eine Qualitätssteigerung 
bei der Zielsetzung und -verfolgung notwendig. 
Ziele im Stadtumbauprozess sollten auf einer vorgeschalteten und strategischen sowie 
möglichst gemeinsam getragenen Planungsstufe operationalisiert werden. Eine Operati-
onalisierung der Ziele kann durch eine Quantifizierung erfolgen, da sich quantifizierte 
Ziele (beispielsweise das Abrissvolumen p. a. oder Dichte- und Auslastungswerte) auch 
im Vollzug messen lassen (vgl. Cools/Fürst/Gnest 2003). 
Die Debatte über eine Operationalisierung von Zielen durch Quantifizierung ist in der 
schrumpfenden Stadt aber noch nicht weit gediehen. Nach der westdeutschen Euphorie 
der 1960er und 1970er Jahre, Stadtentwicklung quantifizieren zu können und zum Bei-
spiel allgemeingültige Orientierungswerte formulieren zu können (vgl. Borchard 1968), 
hat sich die Debatte anschließend eher auf qualitative Aussagen konzentriert oder später 
auf ein Monitoring beschränkt. Doch mit zunehmenden Schrumpfungstendenzen sind 
die Ansätze, Stadt zu „messen“, wieder erstarkt. Die bisherige Annäherung erfolgt aber 
mehr von der Debatte über die Funktionsfähigkeit eines Quartiers und daher, neben ver-
einzelten Zielwerten im Abriss, über die Formulierung von Grenz- und Schwellenwer-
ten (Korzer/Ringel/Strauß 2005). 
Die Operationalisierung auf der vorgeschalteten Ebene sollte im Rahmen des integ-
rierten Stadtentwicklungskonzeptes und, wegen der verteilten Gestaltungsmacht, ge-
meinsam mit den anderen stadtverantwortlichen Akteuren erfolgen. Als Ergebnis soll 
dabei ein Beschluss über verbindlich vereinbarte Ziele stehen. Diese Ziele sollen von 
einer Mehrzahl der stadtverantwortlichen Akteure mitgetragen werden und in einem 
informellen Verfahren zustande gekommen sein, wobei sich die Informalität auf das 
Verfahren, nicht aber auf eine fehlende Verbindlichkeit des Ergebnisses bezieht.  
Ist die Zielvereinbarung selbstbestimmt und verbindlich erfolgt, bestehen für die öf-
fentliche Hand grundsätzlich drei Möglichkeiten der Zielverfolgung (vgl. Wüstenrot-
Stiftung 2003): 
? zum einen ist eine Re-Regulierung zu diskutieren, um dem Hinwegsetzen der mit 
Gestaltungsmacht versehenen Bestandshalter über vereinbarte Ziele entgegenzuwir-
ken; 
? zum anderen ist eine Flexibilisierung der Zielverfolgung denkbar, weil sich die 
Verwaltung aus der Umsetzung der Ziele zurückziehen kann, solange die Adressa-
ten der Zielvereinbarung das gemeinsam vereinbarte Ziel mittragen, der Weg zur 
Zielerreichung aber unerheblich ist (Cools/Fürst/Gnest 2003); 
? schließlich sind neue Bindungsformen möglich, wie sie sich aus dem Kontraktma-
nagement und bei Kontingentslösungen ergeben, sodass Marktmechanismen wieder 
in Gang gesetzt werden können. 
Die Verantwortlichen im Stadtumbauprozess sollten den Mut haben, neue Formen der 
Steuerung auszuprobieren. 
4.3 Anforderungen an die Stadtverwaltung 
Es ist nachgewiesen worden, dass es in der Problematik des Stadtumbaus einen Lö-
sungsansatz darstellt, verbindliche Ziele zu beschließen, die von einer Mehrheit der 
stadtverantwortlichen Akteure mitgetragen wird, um im Anschluss in freieren Formen 
die Umsetzung der Ziele zu verfolgen. Dem gegenüber stehen die Erfahrungen mit 
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Stadtverwaltungen, welche sich zu sehr von Einzelinteressen leiten lassen. Daher muss 
sich die öffentliche Hand stärker als bisher im Stadtumbauprozess von den Eigennutz-
strategien der anderen Akteure lösen. Sie ist in der Verpflichtung, sowohl in der Ziel-
formulierung als auch im Verfahren das Wohl der Allgemeinheit in den Mittelpunkt 
ihres Handelns zu stellen.  
Keiner weiß so viel wie alle Akteure zusammen – doch jeder Akteur sieht die Materie 
aus seiner subjektiven Sichtweise heraus und verfolgt ein individuelles Ziel. Nur die 
Stadtverwaltung kann einen neutralen, mittleren und vermittelnden Blick bewahren. 
Daher muss sie die Steuerung des Verfahrens in der Hand behalten und sich in der Mitte 
des Stadtumbauprozesses positionieren. Es ist zu ergründen, inwiefern sie sich stärker 
lösen kann von Vorgaben der Politik und der organisierten Wohnungswirtschaft, um bei 
stärkerer Beteiligung der Bürger sowie bei einer gerechten Abwägung die lokalspezi-
fisch operationalisierten Ziele einer nachhaltigen Entwicklung und des Gemeinwohls zu 
verfolgen. 
Es bedarf eines neuen Selbstverständnisses der Stadtverwaltung im Sinne von Mode-
ration und Steuerung von Schrumpfung – darüber hinaus aber auch einer neuen Selbst-
verpflichtung der Kommune. Die Stadtverwaltung hat ihre Funktion als neutrale Instanz 
zu betonen und einzuhalten. Im Sinne eines Qualitätsmanagements, das nach außen hin 
sichtbar wird, sollte sie im Rahmen des Stadtumbauprozesses eine Selbstverpflichtung 
als lokalspezifischen Kodex anstreben, in dem sie die Regeln formuliert, die sie im 
Stadtumbau einhalten möchte. 
Darüber hinaus sind neue Ansprüche an ein ressortübergreifendes Handeln der Ver-
waltung, aber auch an ressortübergreifende und frei einsetzbare Fördermittel der För-
dergeber einzufordern. 
Die „öffentliche Hand“ ist nicht mit der „Verwaltung“ gleichzusetzen. Auch in der 
schrumpfenden Stadt muss die politische Macht bei den gewählten Vertretern einer 
Kommune verbleiben, eine Aushöhlung des parlamentarischen Systems kann nicht das 
Ziel neuer Steuerung sein. Die Stadtverwaltung sollte aber in einer neuen Qualität den 
Stadtumbauprozess vorbereiten. Anders als die Politik, für die ein Eigennutzverhalten 
im Zusammenhang mit dem Streben nach Machterhalt und Wiederwahl angenommen 
werden kann, ist die Verwaltung zunächst ein neutraler Akteur. Sie hat zwar keine ge-
setzgebende Kompetenz – diese unterliegt dem normativen Akt der Politik –, aber sie 
sollte die lokalspezifische Beschlussfassung unter Wahrung der Abwägung vorbereiten 
und der Politik nahelegen. 
5 Fazit 
Stadtumbau ist ein schwieriges Unterfangen, sowohl für die nachhaltige Gestaltung der 
Raumstruktur als auch für die hierfür notwendige Steuerung. Unabdingbar erscheint es, 
neue Instrumente für die neu entstandenen Probleme zu entwickeln, in der Anwendung 
zu testen und zu optimieren. In Ostdeutschland kann daher auf fünf Jahre Experimen-
tierphase zurückgeblickt werden.  
Es ist Mut bewiesen worden, neue kooperative Steuerungsformen anzuwenden, um 
mit den Bestandshaltern des städtischen Angebotes zu kooperieren und deren Gestal-
tungsmacht einzubeziehen. Nun muss an die ersten Erfolge angeknüpft und das Instru-
mentarium weiterentwickelt werden. Bei einem solch komplexen Steuerungsprozess 
wie dem Stadtumbau ist die rein auf Konsens beruhende informelle Vorgehensweise 
wenig geeignet, zum Erfolg zu führen – dem Herstellen des Gleichgewichtes zwischen 
Nachfrage und Angebot und damit der Wiederherstellung lebenswerter und funktions-
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fähiger Teilräume. Dies zeigt sich bereits daran, dass im Stadtumbau zwar ein informel-
les Verfahren möglich ist, aber das Ergebnis eines derartigen Verfahrens höchst ver-
bindlich sein sollte, um es operationalisieren und auch überprüfen zu können. 
Der Steuerungsprozess wird noch erschwert, weil Stadtumbau nicht an den kommu-
nalen Grenzen Halt machen darf: Administrative Grenzen und Wohnungs- und Gewer-
bemarktregionen fallen auseinander. Dabei gibt es im interkommunalen Vergleich eben-
falls private wie öffentliche Gewinner und Verlierer, wenn sie sich nicht auf ein ge-
meinsames Vorgehen inklusive Flächen- und Lastenausgleich verständigen. Sobald 
Stadtumbau interkommunal erfolgen soll, wird ein rein informelles Vorgehen noch 
fragwürdiger. 
Es bedarf einer Mischung aus informellen und formellen Instrumenten in der Ziel-
formulierung und Zielerreichung. Die ostdeutschen Kommunen haben mittlerweile ein 
Instrumentenset entwickelt, mit dem je nach Problemlage, Stadtquartier und Akteurs-
konstellation ein individuelles Vorgehen bestimmt werden kann. Ein einziges Instru-
ment für alle unterschiedlichen Herausforderungen gibt es im Stadtumbau nicht. 
Wenn es gelingt, das bestehende informelle Instrumentarium des Stadtumbaus zu op-
timieren, die Abwägung der Belange zu verfolgen und neue Formen im Vollzug zu fin-
den, kann das informelle Instrumentarium einen wertvollen Beitrag zur zukünftigen 
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1 Herausforderung: Erfolgsmessung in der Raumentwicklung 
„In der Metropolregion Sachsendreieck erfolgt eine intensive Zusammenarbeit zwi-
schen den Hochschulen und den Forschungsinstituten der Region. …“ 
Handlungsfeld „Wissenschaft und Forschung“, 
REK Metropolregion Sachsendreieck 2005 
 
„… Die Zersiedelung der Landschaft soll verhindert werden.“ 
Kapitel „Nachhaltige Siedlungsentwicklung“, 
LEP Bayern 2003 
Die beiden aufgeführten Zitate aus dem Regionalen Entwicklungskonzept (REK) für die 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck1 und dem Landesentwicklungsprogramm 
(LEP) Bayern beschreiben räumliche Entwicklungsvorstellungen. Die Zielsetzungen 
erscheinen dabei auf den ersten Blick eindeutig: Im ersten Fall soll die Zusammenarbeit 
zwischen Einrichtungen der Wissenschaft und der Forschung intensiviert werden, im 
zweiten Fall soll einer weiteren Zersiedelung Einhalt geboten werden. Über die jeweili-
ge Zielrichtung besteht somit Konsens – offen ist hingegen, wann diese Ziele als er-
reicht bezeichnet werden können. So stellt sich im ersten Fall die Frage, wann von einer 
intensiven Zusammenarbeit gesprochen werden kann: Reicht dafür ein gemeinsames 
                                                 
1 Die Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck umfasst die sächsischen Städte Chemnitz, Dresden, Leipzig 
und Zwickau sowie Halle in Sachsen-Anhalt. 
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Projekt aus oder ist dazu die Etablierung eines umfassenden Forschungsverbundes er-
forderlich? – Wohl eher letzteres. In dem zweiten Fall besteht die Unsicherheit darin, ab 
wann neue Baulandausweisungen noch als im Sinne einer nachhaltigen Siedlungsent-
wicklung verträglich aufgefasst werden können, ab wann nicht mehr. 
Anhand der beiden Beispiele wird ersichtlich, wie schwierig es ist, raumbezogene 
Zielaussagen im Hinblick auf die Zielerreichung zu bewerten. Da es bei räumlichen 
Prozessen in der Regel keine absoluten Zustandsbeschreibungen gibt, gibt es auch keine 
objektiven Kriterien, anhand derer die Zielerreichung gemessen werden könnte. Es han-
delt sich regelmäßig um Ermessensentscheidungen. Um jedoch zumindest annähe-
rungsweise die Zielerreichung bestimmen zu können, bedarf es der Definition entspre-
chender Kriterien zur Operationalisierung. 
Wie die Beispiele weiterhin verdeutlichen, ist die Erfolgsmessung gleichermaßen ei-
ne Herausforderung in Bezug auf die traditionellen Instrumente der Raumordnung 
(Landesraumordnungsprogramme, Regionalpläne) als auch auf die neuen, informellen 
Instrumente (z. B. Regionale Entwicklungskonzepte, Regionalmanagement, Städtenet-
ze). Die weiteren Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf Überlegungen zur Er-
folgsmessung von informellen Instrumenten der Raumentwicklung. Davon ausgehend 
ist es das Ziel des Beitrags, inhaltliche und methodische Anforderungen an eine Er-
folgsmessung von informellen räumlichen Instrumenten darzustellen. Dies erfolgt am 
Beispiel von regionalen Entwicklungskonzepten.2 
2 Regionale Entwicklungskonzepte als Instrument einer  
umsetzungsorientierten Raumentwicklung 
Regionale Entwicklungskonzepte gehören zu den sogenannten informellen oder „wei-
chen“ Instrumenten der Raumentwicklung. Darunter werden Instrumente zusammenge-
fasst, die „ohne förmlichen Auftrag und ohne formale Vorschriften“ (Sauerbrey 1999: 
314) eingesetzt werden. Neben regionalen Entwicklungskonzepten gehören dazu bei-
spielsweise Teilraumgutachten, Regionalmanagement und -marketing sowie Städtenet-
ze. 
Die informellen Instrumente haben in den letzten Jahren in nahezu allen Bundeslän-
dern Eingang in die räumliche Planung und Entwicklung gefunden. Sie stehen nicht in 
Konkurrenz zur formellen Planung, sondern sollen diese vielmehr bei der Umsetzung 
unterstützen. Dieser Auffassung trägt auch der im Jahr 1997 neu gefasste Paragraph 13 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) Rechnung, der den informellen Instrumenten und 
insbesondere den Regionalen Entwicklungskonzepten und Städtenetzen eine große Be-
deutung für die Verwirklichung der Raumordnungspläne beimisst. Die informellen Pla-
nungsinstrumente sind somit in erster Linie ein Instrument der Entwicklungsplanung, 
während die formelle Planung gleichermaßen Ordnungs- als auch Entwicklungsaufga-
ben wahrnimmt. 
Anders als die formellen Planungsinstrumente entfalten die informellen Instrumente 
ihre Wirkung nicht durch Gesetzeskraft, sondern aus sich selbst heraus, das heißt aus 
dem Handeln der beteiligten Akteure (Sauerbrey 1999). Informelle Planungsinstrumente 
werden daher häufig aus einer bestimmten Problemlage heraus angewendet. Das Ziel 
besteht darin, in einem gemeinsamen Prozess unterschiedlicher Akteure bestimmte re-
                                                 
2 Der Beitrag greift auf Ergebnisse eines Forschungsvorhabens zu Kriterien und Indikatoren für die Evaluierung 
regionaler Entwicklungskonzepte in Sachsen zurück. Das Vorhaben wurde vom Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung (IÖR) im Auftrag des sächsischen Innenministeriums durchgeführt. Der Autor war zum damaligen 
Zeitpunkt wissenschaftlicher Mitarbeiter im IÖR. 
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gional bedeutsame Ziele zu erreichen. Allgemeiner ausgedrückt, es soll ein bestimmter 
Mehrwert für die Region und ihre Bewohner erreicht werden. Dieser Mehrwert ist in 
den meisten Fällen allerdings nur schwer zu fassen, was unter anderem auf die Zielfor-
mulierung zurückzuführen ist. Dazu gehört auch, dass die Grenzen zwischen Planung 
(als Prozess) und dem Planwerk (als Produkt) fließend sind. 
Ein Regionales Entwicklungskonzept (REK) ist ein kommunale Grenzen überschrei-
tendes, unter Beteiligung unterschiedlicher strukturpolitisch relevanter Akteure erarbei-
tetes Konzept zur koordinierten Entwicklung eines Kooperationsraumes (Daniel-
zyk/Lilienbecker-Hecht/Priebs 1998: 58). REK werden zur Förderung regionaler Ent-
wicklung durch die Nutzung des endogenen Potenzials und zur Umsetzung der Ziele der 
Landes- und Regionalplanung eingesetzt. Sie basieren auf einer umfassenden Stärken-
Schwächen-Analyse für die Region, auf deren Grundlage gemeinsame Perspektiven und 
Entwicklungsmaßnahmen erarbeitet werden. 
Nach Hoffmann (2004: 65 f.) lässt sich die Anwendung von Regionalen Entwick-
lungskonzepten folgendermaßen charakterisieren: 
? In vielen Regionen bildet die Erstellung eines REK den Anlass und die Grundlage 
für eine umfangreiche interkommunale bzw. regionale Kooperation; 
? mit der Erstellung eines REK besteht die Möglichkeit, die vorhandenen Potenziale 
in einer Region (z. B. Akteure, Initiativen, Wissen) zusammenzuführen; 
? ein erfolgreicher REK-Prozess kann nach innen identitätsstiftend und nach außen 
imagefördernd wirken; 
? die Aufgabe eines REK besteht darin, regionale Handlungsansätze zusammenzufüh-
ren und über Projekte neue Entwicklungen in Gang zu setzen; 
? schließlich können REK die Grundlage für die Gewährung von Fördermitteln bil-
den. 
Diese Effekte lassen sich aus den Erfahrungen mit der Anwendung von Regionalen 
Entwicklungskonzepten ableiten. Allerdings liegen bisher praktisch keine Erkenntnisse 
über die tatsächliche Leistungsfähigkeit bzw. den Erfolg Regionaler Entwicklungskon-
zepte in den Regionen vor. Dabei waren die Erwartungen an die informellen Instrumen-
te insbesondere in der Anfangszeit durchaus hoch. Tatsächliche Erkenntnisse zu ihrer 
Leistungsfähigkeit liegen bis zum heutigen Zeitpunkt mit wenigen Ausnahmen nicht 
vor.3 Dies mag auf ihren Charakter als übergreifende, integrierte Ansätze zurückzufüh-
ren sein, dies kann aber auch mit methodischen Schwierigkeiten zusammenhängen. 
Ausgehend von dieser Feststellung beschäftigt sich der Beitrag mit inhaltlichen und 
methodischen Aspekten der Erfolgsmessung in Raumordnung und Raumentwicklung 
am Beispiel Regionaler Entwicklungskonzepte. 
3 Erfolgsmessung und Evaluation in Raumordnung  
und Raumentwicklung 
Die Beschäftigung mit Fragen der Erfolgsmessung bzw. Evaluation in Raumordnung 
und Raumentwicklung gewinnt seit einigen Jahren an Bedeutung. Dies resultiert aller-
dings weniger aus sich heraus als vielmehr in externen Einflüssen. So sieht sich die 
Raumplanung seit längerem Legitimationserfordernissen ausgesetzt. Darüber hinaus 
                                                 
3 Zur Übersicht bisher erfolgter Evaluierungen regionaler Entwicklungskonzepte sowie vergleichbarer informeller 
Instrumente vgl. Wiechmann/Beier (2004a). 
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trägt die EU-Strukturpolitik mit ihren umfangreichen Berichtssystemen dazu bei. Insge-
samt betrachtet ist das Themenfeld der Evaluation bzw. Erfolgsmessung in Raumord-
nung und Raumentwicklung erst im Entstehen. 
3.1 Schwierigkeiten der Erfolgsmessung in der Raumentwicklung 
Die Schwierigkeiten von Erfolgsmessungen in der Raumentwicklung resultieren in ers-
ter Linie aus ihrem Charakter als übergreifende und querschnittsorientierte Materie. 
Darin unterscheidet sich Raumentwicklung deutlich von den Fachpolitiken, in denen 
Evaluationen bereits eine weitere Verbreitung gefunden haben. 
Im Folgenden werden die wesentlichen Schwierigkeiten von Erfolgsmessungen in der 
Raumentwicklung dargestellt, um anschließend auf mögliche Funktionen und den Ge-
genstand näher einzugehen: 
? Am Beispiel der zu Beginn des Beitrags aufgeführten Zitate wird die Problematik 
der fehlenden Operationalisierung von planerischen Zielaussagen ersichtlich. Die 
in den Raumordnungsplänen und Entwicklungskonzepten enthaltenen Ziele be-
schreiben bestimmte anzustrebende „Raumzustände“. Diese werden im weiteren 
Planungsprozess konkretisiert. Da sich die einzelnen Regionen und Teilräume in ih-
rer Struktur unterscheiden, bleiben die Aussagen häufig vergleichsweise abstrakt. 
Diese Abstraktheit eröffnet wiederum einen Interpretationsspielraum, der im Ein-
zelfall zu unterschiedlichen Einschätzungen führen kann. 
? Regionale Entwicklungsprozesse vereinen verschiedene Akteure und Gruppen mit 
unterschiedlichen Interessen und Zielen. Diese – zum Teil auch gegensätzlichen – 
Interessenlagen gilt es in einem Konzept oder Plan zusammenzuführen. Das Ergeb-
nis ist nicht selten ein Entwicklungskonzept, das Aussagen zu zahlreichen raumre-
levanten Handlungsfeldern sowie umfangreiche Maßnahmenkataloge mit mehreren 
Dutzend Projekten enthält. Darunter kann jedoch die „Handhabbarkeit“ eines REK 
leiden. Häufig handelt es sich bei den Projektsammlungen zudem lediglich um I-
deen oder „Überschriften“ ohne ausgearbeitete inhaltliche Vorstellungen. Dies steht 
dann einer schnellen Umsetzung und damit einer möglichen Evaluierung entgegen. 
? Planung hat einen Prozesscharakter, das heißt, häufig lassen sich Planung (Kon-
zepterstellung) und (Konzept-)Umsetzung nicht klar trennen. Vielfach laufen die 
beiden Prozesse parallel ab, indem bereits in der Phase der Konzepterstellung erste 
Projektideen verwirklicht werden. Schließlich gibt es auch Regionen, in denen sich 
zunächst Kooperationsstrukturen herausbilden und erst mit der Zeit die Erkenntnis 
reift, die weitere Zusammenarbeit zu systematisieren und eine gemeinsame konzep-
tionelle Grundlage zu erarbeiten. Hierin liegt ein wesentlicher Unterschied zu den 
Fachplanungen (z. B. der Infrastrukturplanung), bei denen Planung und Umsetzung 
in der Regel noch eindeutig trennbar sind. Hier lässt sich das erzielte Ergebnis an-
hand der ursprünglichen Zielsetzung leichter bewerten. 
? Schließlich kann sich die fehlende bzw. ungenaue Definition der Adressaten von 
Planung auf die Erfolgsmessung erschwerend auswirken. Dies lässt sich anhand des 
eingangs aufgeführten Zitats aus dem REK für die Metropolregion Sachsendreieck 
verdeutlichen: Das REK wurde im Auftrag der beteiligten Städte sowie des sächsi-
schen Innenministeriums erarbeitet. Die Zielaussage richtet sich hingegen in erster 
Linie an die Akteure in Wissenschaft und Forschung, diesen dürfte das Ziel sowie 
das REK insgesamt allerdings nicht einmal bekannt sein. Aus diesem Grund wird es 
schwierig sein, bei einer potenziellen Evaluation mögliche beobachtete Wirkungen 
auf das REK zurückzuführen. 
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Neben diesen der Materie Raumentwicklung bzw. Raumordnung inhärenten Schwie-
rigkeiten gibt es weitere Faktoren, die Evaluationen in diesem Bereich erschweren. So 
können Evaluationen aus politischen Gründen nicht erwünscht sein, da sie unter Um-
ständen zu „unbequemen“ Ergebnissen führen können (vgl. Hübler 2002; Kühn 2004) – 
beispielsweise indem deutlich wird, dass eingesetzte öffentliche Fördermittel unter an-
derem für die Erstellung eines REK und die Umsetzung von Projekten keinen Mehrwert 
für die Region erbracht haben. 
Dazu gehört aber auch das fehlende Know-how über die Konzipierung und Durchfüh-
rung von Evaluationen, das heißt insbesondere zu Methodik und Verfahren. Dieses De-
fizit kann jedoch durch die Vergabe an externe Evaluatoren kompensiert werden. In 
diesem Zusammenhang spielt ein weiterer Aspekt eine Rolle: die fehlenden Ressourcen. 
Evaluationen kosten Geld, Zeit und Personal. Einzelne oder sämtliche Ressourcen kön-
nen nicht ausreichend vorhanden sein, so dass von einer Evaluation abgesehen wird. 
Allerdings sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass Evaluationen im Sinne von 
Lerninstrumenten auch Korrekturen sein können und damit insgesamt zu einer Verbes-
serung von Prozessen, Maßnahmen oder Projekten beitragen können. Daraus können 
wiederum finanzielle Einsparungen resultieren. So sollte bereits im Vorfeld festgelegt 
werden, welche Ziele mit der Evaluation erreicht werden sollen. 
3.2 Funktionen von Evaluationen 
Evaluationen können verschiedenen Zwecken dienen und somit unterschiedliche Funk-
tionen haben: 
? Eine Funktion von Evaluationen kann darin bestehen, Informationen über räumliche 
Prozesse zu erhalten. Diese Erkenntnisfunktion ist eher von grundlegender Art und 
kann von unterschiedlichen Akteuren ausgehen: von den Akteuren in der Region 
selbst, indem sie eine Bilanz über ihre bisherige Arbeit ziehen möchten, oder von 
übergeordneten Behörden, die beispielsweise Informationen über Prozesse und Pro-
jekte erhalten möchten. 
? Evaluationen kann aber auch eine Legitimationsfunktion zukommen, indem bei-
spielsweise staatliche Einrichtungen (z. B. Ministerien), die räumliche Prozesse mit 
öffentlichen Mitteln unterstützt haben, sich gegenüber politischen Gremien (z. B. 
Landtag) rechtfertigen möchten, dass die Mittel auch zweckgemäß eingesetzt wur-
den bzw. dass die erwünschten Ziele erreicht wurden. In diesem Zusammenhang 
kann mit Hilfe einer Evaluation der Entwicklungsprozess untersucht und bewertet 
werden. 
? In diesem Zusammenhang können Evaluationen auch eine Kontrollfunktion besit-
zen, wenn es darum geht, eingesetzte Finanzmittel auf ihre Zweckmäßigkeit hin zu 
überprüfen. 
? Schließlich kann Evaluationen auch eine Dialogfunktion zukommen. Während Eva-
luationen als Kontrollinstrument eher einem traditionellen Verständnis entsprechen, 
kommt in der Dialogfunktion ein neues Verständnis zum Tragen: Evaluationen 
werden als Lerninstrumente aufgefasst. So geht es nicht darum, die Verwendung 
von Mitteln zu kontrollieren und ggf. Sanktionen zu vollziehen, sondern vielmehr 
darum, die ablaufenden Prozesse auf mögliche Schwachstellen zu überprüfen und 
entsprechende Korrekturen einzuleiten. Die regionalen Akteure sollen sich ihres 
Handelns bewusst werden und daraus Lerneffekte ableiten (vgl. Hummelbrunner 
2002). 
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In der Realität werden Evaluationen häufig nicht nur einer Funktion zuzuordnen sein 
bzw. es sollen mehrere Ziele erreicht werden, sodass es zu einer Überschneidung meh-
rerer Funktionen kommen kann (vgl. Toepel 2000). Im Vorfeld einer Evaluation sollte 
bereits festgelegt werden, welchen Zwecken eine Evaluation dienen soll. Dies ist nicht 
zuletzt im Hinblick auf die anzuwendende Methodik von Bedeutung. 
3.3 Gegenstand der Erfolgsmessung: Zur Leistungsfähigkeit von regionalen 
Entwicklungskonzepten 
Die Bezeichnung „Regionales Entwicklungskonzept“ legt nahe, dass das in Papierform 
vorliegende Dokument der alleinige Gegenstand der Evaluation ist. Die Beschränkung 
auf das REK-Dokument würde jedoch zu kurz greifen und die Prozesse in den Regionen 
nicht ausreichend abbilden. So können insgesamt vier Evaluationsgegenstände (Evalu-
anden) (vgl. Wiechmann/Beier 2004b) definiert werden, anhand derer die Leistungsfä-
higkeit von regionalen Entwicklungskonzepten beurteilt werden kann: 
? REK-Dokument: Das REK-Dokument bildet die konzeptionelle Grundlage für die 
Zusammenarbeit der Akteure in einer Region. Die Bezeichnung kann dabei variie-
ren – beispielsweise Regionales Entwicklungskonzept oder Teilraumgutachten –, 
der Aufbau ist jedoch häufig ähnlich: einer Stärken-Schwächen-Analyse der Region 
folgt die Definition eines Leitbildes, von Zielen, Maßnahmen und Projekten. Der 
Bewertung des REK-Dokuments liegt die Annahme zugrunde, dass eine erfolgrei-
che regionale Kooperation unter anderem von der Qualität des Konzepts abhängig 
ist. Die Qualität des Konzepts kann beispielsweise anhand der Vollständigkeit und 
der inneren Stringenz beurteilt werden. Dies kann insbesondere mit Hilfe der fol-
genden Fragen erfolgen: Inwieweit bauen die einzelnen Bestandteile des REK strin-
gent aufeinander auf? Sind im Maßnahmenkatalog Informationen enthalten zu 
Machbarkeit, Zielvorgaben, Arbeitsschritten, Kosten und Finanzierung, Verantwort-
lichen etc.? Erfolgt im REK eine Priorisierung von vorrangigen Projekten? (Wiech-
mann/Beier 2004b).4 
? REK-Prozess: Der REK-Prozess umfasst sowohl die Erstellung als auch die Umset-
zung des Regionalen Entwicklungskonzepts. Idealtypisch folgt die Umsetzung der 
Konzepterstellung, allerdings zeigt der Blick in die Praxis, dass dies nicht immer 
der Fall ist und in vielen Regionen Planungs- und Umsetzungsphase auch ineinan-
der übergehen. Eine weit verbreitete Annahme lautet, dass ein „guter“ Prozess auch 
zu einem guten Ergebnis führt – wobei offen ist, wodurch sich ein guter Prozess 
auszeichnet. Generell lässt sich festhalten, dass transparente und leistungsfähige 
(Arbeits-)Strukturen als Anhaltspunkt für einen guten Prozess dienen können. Dazu 
gehört ebenfalls, dass Vertrauen zwischen den beteiligten Akteuren besteht. Fol-
gende Fragen können zur Bewertung des Prozesses herangezogen werden: Wie 
hoch ist der Grad der Selbstbindung der regionalen Akteure? Tagen die Lenkungs-
gruppen und die Arbeits- und Projektgruppen regelmäßig? Wie hoch ist der Eigen-
anteil der Gebietskörperschaften am (Geschäftsstellen-)Budget pro Jahr? 
? REK-Projektergebnisse: Aus Sicht vieler regionaler Akteure ist die Zusammenar-
beit erst erfolgreich, wenn es gelingt, gemeinsam Projekte umzusetzen. Mithilfe der 
                                                 
4 Im Rahmen des Forschungsvorhabens (vgl. Fußnote 2) wurden zu den vier Evaluanden insgesamt 92 Kriterien 
und 28 Indikatoren ermittelt, anhand derer der Erfolg von regionalen Entwicklungsprozessen bewertet werden kann. 
Da es in der Realität nicht möglich sein wird, sämtliche Kriterien und Indikatoren zu erfassen, wurden als Mindest-
größe zehn sogenannte Schlüsselkriterien und -indikatoren definiert, denen eine hohe Aussagekraft und damit ein 
hoher Erklärungswert beigemessen wird. Diese Schlüsselkriterien bzw. -indikatoren werden an dieser Stelle aufge-
führt. 
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Projekte sollen die im REK-Dokument definierten Ziele erreicht werden. Im Hin-
blick auf die Umsetzung erweist es sich als vorteilhaft, wenn die Zahl der Projekte 
begrenzt wird und eine Priorisierung (im Sinne von Schlüsselprojekten) erfolgt. 
Auch wenn die Bewertung des Erfolgs von REK-Projektergebnissen in methodi-
scher Hinsicht mit einer Reihe von Schwierigkeiten verbunden ist, können folgende 
Fragen als Orientierungsrahmen dienen: Welche Projektergebnisse wurden erzielt? 
Werden Projekt- und Maßnahmenkataloge (einschließlich Priorisierungen) aktuali-
siert bzw. fortgeschrieben? 
? Wahrnehmung und Anwendung: Der Evaluationsgegenstand „Wahrnehmung und 
Anwendung“ orientiert sich an einem Verständnis von Planung, das weniger die ex-
akte Umsetzung der in den Konzepten und Plänen enthaltenen Maßnahmen (Soll = 
Ist) in den Mittelpunkt stellt als vielmehr die Kommunikations- und Kooperations-
prozesse (vgl. Faludi/Korthals-Altes 1994), die durch den Prozess ausgelöst werden. 
Das Konzept bzw. der Plan bildet die Grundlage dafür und soll Lernprozesse bei 
den regionalen Akteuren bewirken. In Bezug auf eine Erfolgsmessung kann dieses 
Verständnis durch folgende Fragen konkretisiert werden: Wie ist die Wahrnehmung 
durch die Öffentlichkeit (z. B. Internetzugriffe, Wettbewerbsbeiträge, Anzahl der 
Zeitungsartikel, Lokalfernsehen)? Wurde das REK bei nachfolgenden wichtigen 
Entscheidungen berücksichtigt? Inwieweit wurde das REK z. B. bei zeitlich nach-
folgenden Planungsgrundlagen (z. B. Bebauungspläne, Integrierte Stadtentwick-
lungskonzepte) beachtet? 
Mit Hilfe der zu jedem Evaluandum angeführten Fragen ist es möglich, einen ersten 
Eindruck von der Leistungsfähigkeit des regionalen Entwicklungskonzepts zu gewin-
nen. Dabei werden sämtliche Aspekte des Kooperationsprozesses vom Konzept über die 
vorhandenen Strukturen bis hin zu den Projektergebnissen erfasst. Dies ermöglicht es, 
den Prozess als Ganzes abzubilden und mögliche Schwachstellen zu identifizieren. 
4 Fazit 
Erfolgreiche Regionalentwicklung hängt von zahlreichen Faktoren ab, insbesondere und 
an erster Stelle von den Akteuren und ihrem Engagement, des Weiteren aber beispiels-
weise auch von den erzielten Projektergebnissen. Es zeigt sich, dass die Vorstellungen 
über den Erfolg sowohl zwischen Regionen als auch innerhalb von Regionen zwischen 
den Akteuren unterschiedlich sind. Dies macht die Erfolgsmessung in der Raument-
wicklung so schwierig, da es keine objektiv zu messenden Ziele gibt, sondern Ziele 
durch jede Region und die jeweiligen Akteure definiert werden müssen. Die Akteure 
müssen definieren, was sie erreichen möchten und was dementsprechend für sie Erfolg 
bedeutet. 
Gleichwohl wurde mit Hilfe dieses Beitrags versucht, einige Aspekte herauszustellen, 
anhand derer es möglich wird, allgemeine Erfolgsfaktoren zu definieren, die zumindest 
Anhaltspunkte dafür geben, ob es sich um einen erfolgreichen Prozess handelt. Auf-
grund des Charakters als überfachliche und integrierende Materie ist die Erfolgsmes-
sung in der Raumentwicklung generell nicht einfach. So werden in erster Linie qualita-
tive Erhebungsmethoden zum Einsatz kommen, wie eine Beschreibung des regionalen 
Kooperationsprozesses. Da jede Region spezifische Eigenschaften und Kooperations-
strukturen aufweist, gibt es keine objektiven Kriterien, anhand derer sich die Leistungs-
fähigkeit beurteilen lässt. Aus diesem Grund werden Vergleiche zwischen unterschied-
lichen Regionen (Benchmarking) nur bedingt möglich sein. Dies wird weniger zu einem 
„harten“ Vergleich zwischen den Regionen führen als vielmehr zu einer Herausarbei-
tung von Best- oder Good-Practice-Beispielen. 
 Erfolgsmessung in der Raumentwicklung 
 41
Evaluationen in der Raumentwicklung dienen in erster Linie der Analyse von Wir-
kungen raumwirksamen Handelns. Da es keine objektiven Kriterien gibt, wird der Er-
folg von Regionalen Entwicklungskonzepten von den beteiligten Akteuren abhängen. 
Aus diesem Grund sollten die betroffenen Akteure in die Erfolgsmessung einbezogen 
werden und aus ihrer Sicht definieren, was sie als Erfolg bezeichnen. Die Evaluation 
kann dann den Charakter eines Lerninstruments annehmen, indem aus der Beschäfti-
gung mit dem eigenen Handeln mögliche Schwachstellen identifiziert und beseitigt wer-
den können. Vor diesem Hintergrund sollte eine Erfolgsmessung auch immer im Inte-
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1 Wissensgesellschaft und Raumentwicklung 
In der Lissabon-Strategie 2005 wird „Wissen und Innovation“ als einer von drei zentra-
len Maßnahmenbereichen genannt. Ziel ist es, eine Wissensgesellschaft zu verwirkli-
chen. Die Wissensgesellschaft als Weiterentwicklung der Informationsgesellschaft ist 
gekennzeichnet durch eine systematische Betrachtung von unterschiedlichen Wissens-
formen, -arten und -ebenen. Sie geht über den Ausbau technischer Infrastruktur und 
über Kommunikationsnetze hinaus. Wissensgesellschaft steht für neue Prozesse und 
Formen der Wissensproduktion, -verarbeitung und -nutzung. Sie unterstützt eine strate-
gische Wissensgenerierung, einen gezielten Wissenstransfer und stellt darüber hinaus 
die Lernfähigkeit von Kommunen und Regionen in den Vordergrund. Der Ressource 
Wissen und damit verbundenen Lernprozessen kommt eine große Bedeutung zu. Stich-
worte wie Lernende Region, Stadt des Wissens und Wissensregion verdeutlichen den 
zunehmenden Stellenwert von Wissen als (raumgebundene) Ressource gesellschaftli-
cher und ökonomischer Entwicklung. 
In der Diskussion über die Wissensgesellschaft lassen sich zwei unterschiedliche Zu-
gänge unterscheiden: Die Wissensgesellschaft im Sinne lebenslangen Lernens und die 
Wissensgesellschaft als Wissensökonomie im Sinne von Innovationssystemen und 
Clustern wissensbasierter regionalökonomischer Entwicklung. Während der erste Zu-
gang ein normatives Konzept beinhaltet, umfasst der zweite ein wissenschaftliches 
Konzept mit dem Ziel, Rahmenbedingungen und Funktionsweisen einer wissensbasier-
ten Regionalentwicklung zu analysieren und Ableitungen über deren Förderungen zu 
treffen. Beide Aspekte bedingen sich gegenseitig. 
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Die wissenschaftlich-fachliche Debatte und die Entwicklungen in der Praxis (z. B. 
durch Förderprogramme) im Kontext der Wissensgesellschaft sind komplex und vielfäl-
tig. Sie sollen im Folgenden schlaglichtartig eingeordnet werden. 
Wissen und Information sind zwei Begriffe, die in der Wissensgesellschaft vielfältig 
verwendet werden. Wissen ist stark kontextgebunden, Informationen sind überall ver-
fügbar. Die Entstehung und das Weitergeben von neuem Wissen und Innovationen sind 
deshalb eng an bestimmte Situationen und Personen sowie schließlich auch an Räume 
gebunden (Polanyi 1985). 
Städte und Regionen werden in der Wissensgesellschaft in einem neuen Kontext ge-
sehen. Die Wissensregion bzw. lernende Region ist ein Konzept, das einerseits normativ 
aufgeladen ist, und andererseits ein fuzzy concept (Fürst 2001; Hassink 2001). Ein fuzzy 
concept ist dadurch charakterisiert, dass konzeptionelle Klarheit und strenge Beweisfüh-
rung fehlen sowie methodologische Schwierigkeiten und Unklarheiten hinsichtlich der 
Operationalisierung bestehen (Hassink 2001: 219). Neben den stark wirtschafts- und 
wachstumsorientierten Zugängen entstehen jene, die Wissen, Innovation und Lernen 
eng mit Kreativität verbinden und die kreative Klasse als wichtigen Standortfaktor be-
schreiben (Moulaert/Sekia 2003; Florida 2005). Rein analysierenden Ansätzen stehen 
solche gegenüber, die Anforderungen an eine Wissensregion beschreiben. 
Eine Reihe von Forschungen und Untersuchungen befasst sich mit konkreten Frage-
stellungen, wie beispielsweise den branchenspezifischen räumlichen Eigenschaften von 
Wissen (Lo/Schamp 2003) oder der räumlichen Konzentration von Wissen in Metropol-
regionen (Kujath 2005a; Kujath 2005b).  
Die Förderung von Wissen, Innovation und Lernen auf europäischer wie nationaler 
Ebene erfolgt in vielerlei Hinsicht. Auf der Bundesebene werden lernende Regionen mit 
einem Fokus auf Bildung, Ausbildung und Weiterbildung gefördert. Mit Clusterstrate-
gien werden Vernetzung von Unternehmen, Forschung und Entwicklung sowie Anwen-
dung z. B. in der Metropolregion Hamburg gefördert. In den Regionen Ostdeutschlands 
werden Netzwerke gefördert, die Innovationen unterstützen sollen (InnoRegio). Die 
Europäische Union unterstützt „Knowledge Regions“. In Finnland werden in peripheren 
Regionen innovative Milieus gefördert und es wird versucht, die Finanzierung sowie 
Entwicklung und Vermarktung von innovativen Ideen zu unterstützen. Die Zugänge der 
Förderung sind unterschiedlich, haben jedoch alle einen Bezug zum Raum und im Be-
sonderen zur Region. 
Schließlich ergreifen Regionen selbst die Initiative, um sich als Wissensregion zu 
präsentieren und zu entwickeln (z. B. die Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und 
Rhein-Neckar) (vgl. Beitrag von Hege und Torns in diesem Band). Deutlich wird, dass 
in Zeiten der Globalisierung und der vielfältigen Möglichkeiten des internationalen In-
formations- und Wissensaustausches der Raum, räumliche Nähe und verortete Vertrau-
ensbeziehungen eine wichtige Rolle spielen. 
Für die Raumordnung und Regionalentwicklung ist besonders die räumliche Kompo-
nente von Wissen relevant. Dabei ist von Interesse, 
? wie sich die Wissensgesellschaft im Raum ausprägt und auswirkt, 
? welche Raumgebundenheit Wissen hat und wie es transferiert werden kann, 
? wie die Generierung von Wissen und Innovation effizient gefördert und unterstützt 
werden kann. 
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Darüber hinaus stellen sich aus Perspektive der Regionen die praktischen Fragen, ob 
und wie eine Wissensgesellschaft und Wissensökonomie aus der Region heraus gesteu-
ert werden kann und über die Verwendung des Labels „Wissensregion“ hinaus der Beg-
riff mit Leben gefüllt werden kann. 
Aus Sicht der Raumordnung und Raumentwicklung kann mit der Förderung der Wis-
sensgesellschaft die Verstärkung räumlicher Disparitäten verbunden sein, wenn Städte 
als Zentren des Wissensaustausches in den Vordergrund treten. Von Bedeutung ist da-
her, wie in Stadt und Land, in strukturstarken und -schwachen Städten und Regionen die 
Wissensgesellschaft gleichermaßen gefördert werden kann und welche raumspezifi-
schen Strategien nötig sind. 
Aufgrund des Bedeutungsgewinns von Wissen und dessen breiter Verwendung hat 
sich das Junge Forum 2006 in der Arbeitsgruppe „Regionales Wissen, Lernende Regio-
nen – Strategien und Instrumente für eine wissensbasierte Stadt- und Regionalentwick-
lung“ damit beschäftigt. Die Ressource Wissen wird hervorgehoben und in Vermark-
tungsbroschüren erwähnt. Bildung und Wissen sollen auf unterschiedlichen Ebenen und 
somit in unterschiedlichen Wissensbereichen gefördert werden: universitäres Wissen, 
Produktwissen, technologisches Wissen, Allgemeinwissen und Qualifizierung von 
Fachkräften etc. Darüber hinaus sollen die Rahmenbedingungen für sog. Wissensarbei-
ter stimmen, diese sollen sich in den Städten und Regionen wohl fühlen. Damit eröffnet 
sich sowohl für die Stadt- und Regionalentwicklung als auch für die Planung ein weites 
Feld für Aktivitäten. 
2 Wissen in der Stadt- und Regionalentwicklung 
Wissen hat als Begriff und als Ressource in den letzten Jahren also nicht nur in der Wis-
senschaft und Forschung, sondern auch in der Raumentwicklung und Raumplanung 
Einzug gehalten. Die gestiegene Bedeutung des Faktors Wissen zeigt das vermehrte 
Auftreten von Wissensstädten bzw. Wissensregionen. 
2.1 Wissen – strategischer Faktor für die Stadt- und Regionalentwicklung 
Die sich ändernden ökonomischen und gesellschaftlichen Strukturen haben dazu ge-
führt, dass heute und in Zukunft Humankapital und Wissen als die entscheidenden Ein-
flussgrößen für Wachstum und Entwicklung angesehen werden (vgl. Schätzl 2003: 
203). Wissen ist ein zentraler Wirtschafts- und Standortfaktor. Verfügbarkeit und Quali-
tät der Ressource Wissen bestimmen maßgeblich die Wettbewerbsfähigkeit – nicht nur 
von Unternehmen, sondern auch von Städten und Regionen (vgl. Behr 2004: 229). 
Wissen darf und muss insofern als wirtschaftlich bedeutender Faktor auch in einem 
räumlichen Zusammenhang gesehen werden. „Regionen mit bereits weiterentwickelter 
Infrastruktur im Bereich von Forschung und Entwicklung sowie mit anderen Fühlungs-
vorteilen haben in der Regel einen deutlichen Entwicklungsvorteil“ (BBR 2000: 168) 
im verschärften Standortwettbewerb der Regionen (vgl. Schädlich/Stangl 2005: 1293). 
Mit der Konjunktur des Begriffs und der zunehmenden Bedeutung von Wissen als 
Standortfaktor und Ressource spielt dieser Begriff auch in der räumlichen Planung eine 
immer größere Rolle. Dies spiegelt sich besonders deutlich in den im Juni 2006 von der 
Ministerkonferenz für Raumordnung verabschiedeten „Leitbildern und Handlungsstra-
tegien für die Raumentwicklung in Deutschland“ wider. Das Leitbild „Wachstum und 
Innovation“ besagt, dass „die Raumentwicklungspolitik von Bund und Ländern […] 
verstärkt wirtschaftliche Wachstumsimpulse, Innovation und die Entwicklung hin zu 
einer Wissensgesellschaft unterstützen“ wird (BMVBS 2006: 8). 
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Der Begriff Wissen ist positiv besetzt, er steht für Zukunfts- und Wettbewerbsfähig-
keit. Städte und Regionen möchten von der positiven Ausstrahlung und Atmosphäre 
(„Wissen ist Zukunft“) profitieren und bringen sich mit dem Wissensbegriff in Verbin-
dung. Städte werden zu Wissensstädten, Regionen werden zu Wissensregionen. 
2.2 Wissensregionen 
Die Liste von Städten und Regionen, die sich selbst mit dem Attribut Wissen auszeich-
nen, ist lang. Eine Internetrecherche im Juni 2006 ergab für Deutschland die in Abb. 1 
dargestellten Resultate. 
Abb. 1: Wissensstädte und Wissensregionen (einschließlich verwandter Ausdrücke wie 
„Stadt des Wissens“ etc.) 
 
Quelle: eigene Erhebung, Juni 2006 
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Wissensregionen sind durch komplexe Zielsetzungen, Strukturen und Abläufe ge-
kennzeichnet: „Eine Wissensregion ist eine Region, deren Zukunftsfähigkeit durch 
Maßnahmen, die auf einer bewussten Betrachtung der Wissensperspektive beruhen, 
gestärkt wird und die international auch entsprechend wahrgenommen wird. Die An-
wendung von Wissen, die Generierung neuen Wissens, die Umsetzung neuer Ideen und 
das Denken in Investitionen müssen flächendeckend einen hohen Stellenwert einneh-
men. Zielführend sind vor allem Ansätze, die über Organisationsgrenzen hinweg besse-
re Voraussetzungen für wissensbasierte Wertschöpfung schaffen“ (Buschmann 2005). 
Darauf aufbauend entwickelt Fromhold-Eisebith ein „Hexagon der integrierten Wis-
sensregion/-stadt“ (Fromhold-Eisebith 2006). Dieses zeichnet sich demnach aus durch 
Humankapital, öffentliche und private Infrastruktur der Wissensgenerierung, etablierte 
wissensintensive Betriebe, die Neugründung wissensintensiver Betriebe, eine wissens-
bezogene Identität bzw. ein wissensbezogenes Image sowie wissensorientierte Förder-
strategien und -maßnahmen. In einer Wissensregion sind diese sechs Faktoren über ein 
wissensbezogenes Milieu miteinander vernetzt. 
In ähnlicher Weise argumentiert auch der Stifterverband für die Deutsche Wissen-
schaft, dessen Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“ mittlerweile zum wiederholten Mal 
ausgeschrieben ist: Eine „Stadt der Wissenschaft“ sollte sich ihres Potenzials bewusst 
sein bzw. bewusst werden und sich für die Vernetzung von Wissenschaft, Wirtschaft 
und Kultur einsetzen. Durch die Öffnung der Wissenschaft für die Bürger soll ein Iden-
tifikationswert geschaffen werden. Die Städte sollen erkennen, dass sich Wissenschaft 
als Motor für Stadtentwicklung nutzen lässt (vgl. Stifterverband für die Deutsche Wis-
senschaft 2006: 4). 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass das (bislang) in der Wissenschaft 
formulierte Verständnis sowohl von Wissensregionen als auch von Wissenschaftsstäd-
ten keine unterschiedlichen Sichtweisen aufzeigt. Der Interpretationsspielraum und die 
konzeptionelle Weite bezüglich regionalen Wissens bzw. Wissensregionen werden von 
den Städten und Regionen genutzt und für die Anwendung angepasst. 
3 Wissensstädte und -regionen – Beispiele aus der Praxis 
Im Folgenden werden drei Beispiele vorgestellt, die deutlich machen, dass das Thema 
Wissen unabhängig von Raumstruktur und Größe der Stadt bzw. Region eine große 
Rolle in der Entwicklung der Räume spielt oder zumindest spielen kann (vgl. auch die 
Beispiele der Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar in diesem 
Band). Alle drei gewählten Beispiele bezeichnen sich als Wissensregion bzw. Wissens-
stadt und haben das Thema Wissen in Leitbildern, Visionen oder Strategien aufgenom-
men. 
In diesem Überblick stehen vier Leitfragen im Vordergrund: 
? Wie haben die Städte und Regionen das Thema Wissen in ihren Leitbildern, Zielen 
und Projekten aufgenommen? 
? Was tun die Städte und Regionen? Wie erfüllen sie den eigenen Anspruch bzw. das 
selbst gesteckte Ziel, eine Wissensstadt bzw. Wissensregion zu sein oder zu wer-
den? 
? Welche umsetzungsorientierten Maßnahmen wurden ergriffen bzw. sollen ergriffen 
werden? 
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3.1 Stadt Münster 
Die Stadt Münster in Westfalen hat rund 280.000 Einwohner und ist stark durch die 
Westfälische Wilhelms-Universität und sieben weitere Hochschulen geprägt. Mit insge-
samt 50.000 Studierenden gehört die Stadt im europäischen Vergleich zu den Städten 
mit dem höchsten Studierendenanteil an der Einwohnerschaft. 
Die Stadt Münster verabschiedete 2004 ein Integriertes Stadtentwicklungs- und 
Stadtmarketingkonzept (ISM), das mit dem Profil „Wissenschaft und Lebensart“ über-
schrieben ist (vgl. Stadt Münster 2004a: 2). Das Profil beinhaltet das Leitbild, „einer der 
führenden Bildungs-, Wissenschafts-, Forschungs- und Entwicklungsstandorte in Euro-
pa“ zu werden. Im Rahmen der Erarbeitung des ISM wurde unter anderem ein Forum 
eingesetzt, das Stärken und Schwächen sowie Ziele und Projekte für den Themenbe-
reich Wirtschaft und Wissenschaft entwickelte. Das Forum stellt heraus, Münster sei 
? einer der größten Studienstandorte in Deutschland, 
? Schnittstelle von Wissenschaft, Technologie und Wirtschaft, 
? Standort einer wissensbasierten Wirtschaft und Gesellschaft (vgl. Stadt Münster 
2004c: 2). 
Auf dieser Grundlage entwickelte die Stadt Münster das Leitbild und verschiedene 
das Leitbild vertiefende „Profilkomponenten“, darunter „Wissenschaftsstadt“ und „Bil-
dungsstadt“ (vgl. Stadt Münster 2004b: 2). Ziele der Profilkomponente „Wissenschafts-
stadt“ sind beispielsweise die Schaffung von klaren Kompetenzprofilen, die Entwick-
lung innovativer Hochschulkonzepte und die Stärkung vorhandener Transfereinrichtun-
gen. Die Profilkomponente „Bildungsstadt“ umfasst die Ziele, die Stadt durch „Lernen 
und Wissen […] lebendig“ zu machen und überregionale Bildungseinrichtungen zu för-
dern. 
Ergänzt werden die einzelnen Profilkomponenten durch verschiedene Projekte und 
Projektvorschläge. Für die Profilkomponente „Wissenschaftsstadt“ werden zum Bei-
spiel strategische Partnerschaften zwischen Hochschulen und Unternehmen, die Durch-
führung einer Wissenschaftsnacht und die Gründung einer Wissenschaftsstiftung vorge-
schlagen. Weitere Projektideen widmen sich unter anderem der Technologieförderung 
und den „infrastrukturellen Rahmenbedingungen für den Wirtschafts- und Wissen-
schaftsstandort“ (Stadt Münster 2004b: 4). Besonders hervorzuheben ist nicht zuletzt 
das im Rahmen des ISM aufgegriffene Vorhaben der Stadt Münster, sich für den vom 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft ausgeschriebenen Wettbewerb „Stadt der 
Wissenschaft“ 2005 und 2006 zu bewerben. 
Aufbauend auf dem ISM und den beiden Wettbewerbsbeiträgen erweckt das Thema 
Wissen den Eindruck, dass es die strategische Stadt- und Regionalentwicklung Müns-
ters bestimmt. Als aktuelle Arbeitsschwerpunkte werden unter anderem genannt (vgl. 
Stadt Münster 2006): 
? Umsetzung der Wettbewerbsbeiträge „Stadt der Wissenschaft“ 2005 und 2006 
? Erarbeitung der Bausteine für ein „Handlungsprogramm Wissenschaftsstadt“ 
? Erarbeitung einer datengestützten Übersicht für den Wissenschaftsstandort Münster 
? Kommunikationsmaßnahmen, Intensivierung des Dialogs mit der Bürgerschaft zur 
Wissenschaftsstadt 
Im Integrierten Stadtentwicklungs- und Stadtmarketingkonzept der Stadt Münster 
nehmen die Themenfelder Wissenschaft und Bildung in allen Phasen (Analyse, Leitori-
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entierungen, Projektvorschläge) eine dominierende Stellung ein. Neben den Hochschu-
len, die traditionell große Bedeutung in der Stadt und der Stadtpolitik haben, erhalten 
Netzwerke und die Schnittstellen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft besondere 
Aufmerksamkeit. Die Forderungen nach einer Verbesserung der Infrastruktur und einer 
stärker technologieorientierten Wirtschaftsförderung können hier teilweise als eine Re-
aktion auf das (negative) Image als „Beamtenstadt“ gedeutet werden (vgl. Stadt Müns-
ter 2004c: 3). 
Die Stadt Münster pflegt einen offenen Umgang mit dem Thema Wissen, wie etwa 
die Weiterführung der Wettbewerbsbeiträge „Stadt der Wissenschaft“ zeigt. Auch soll 
das Entwicklungsziel, Münster zu „einem der führenden Bildungs-, Wissenschafts-, 
Forschungs- und Entwicklungsstandorte“ auszubauen (vgl. Stadt Münster 2004a: 2), 
von einem breiten bürgerschaftlichem Engagement getragen werden und sich nicht auf 
Angehörige der Hochschulen beschränken. 
Es kann festgestellt werden, dass sowohl die wesentlichen Strategien als auch zahl-
reiche Projekte der Wissenschaftsstadt unter dem Dach der strategischen Stadtentwick-
lung formuliert sind. Dies lässt erwarten, dass die Zielvorstellung „Wissensstadt“ auch 
räumliche Aspekte beinhaltet und berücksichtigt, obgleich diese bislang nicht näher 
definiert worden sind. 
3.2 Stadt Sankt Augustin 
Die Stadt Sankt Augustin – rund 58.000 Einwohner, zehn Kilometer östlich von Bonn 
im Rhein-Sieg-Kreis gelegen – hat über einen Zeitraum von rund zwei Jahren mit fach-
licher Unterstützung und umfassender Beteiligung von Bürgern und Trägern öffentli-
cher Belange ein „Stadtentwicklungskonzept 2025“ erarbeitet. Dieses Konzept wurde 
im Juni 2006 einstimmig vom Rat der Stadt beschlossen und umfasst das Leitbild „Wis-
sensstadt plus“ (offizielle Schreibweise „Wissens StadtPLUS“). 
Wie aus den Dokumentationen der drei veranstalteten Stadtforen zum Stadtentwick-
lungskonzept 2025 hervorgeht, wurde dem Thema Wissen von Anfang an viel Auf-
merksamkeit zuteil. Eine dort präsentierte Einschätzung der Stärken und Schwächen 
Sankt Augustins nennt zum Beispiel das „hohe Bildungsniveau“ und die verschiedenen 
„hochkarätigen Einrichtungen in Wissenschaft und Bildung“ (Stadt Sankt Augustin 
2004: 20). Dazu zählen die im Zuge des Regierungsumzugs nach Berlin gegründete 
Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg, vier Fraunhofer-Institute, die Konrad-Adenauer-
Stiftung, eine Kinderherzklinik und „viele sehr gute Schulen“ (Stadt Sankt Augustin 
2005b: 7). Insofern sei es in Sankt Augustin „möglich, Forschung, Lehre, Bildung und 
Umsetzung von Wissen an einem Ort zu konzentrieren“ (Stadt Sankt Augustin 2005b: 
7). Die Stadt ist sich der steigenden Bedeutung des Themas bewusst. Wissen sei nicht 
allein technisch zu betrachten. Eine besondere Bedeutung kommt Wissensmilieus und 
der Wissensbasierung in allen Bevölkerungsschichten zu (Stadt Sankt Augustin 2005c: 
10). 
Das Leitbild „Wissensstadt plus“ beinhaltet drei primäre Handlungsfelder: „Entwick-
lung zur Wissensstadt“, „Optimieren der Wohnqualität“, „Verstärken der regionalen 
Kooperation“. Die „Wissensstadt“ wird als „wirtschaftliche Basis der Stadt“ verstanden. 
Die Stadt soll „Flächenreservierung und Akquisition für wissensbasierte Dienstleister“ 
betreiben und sich auf die „Leitvorstellungen des Lebenslangen Lernens“ ausrichten. 
Aus- und Existenzgründer sowie die „Vernetzung von Wissenschaft, Verwaltung, Bil-
dung und Wirtschaft“ sollen gefördert werden (Stadt Sankt Augustin 2005c: 8). 
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In der weiteren Konkretisierung des Leitbildes wurden unter anderem folgende Hand-
lungsempfehlungen und beispielhafte Maßnahmen für die Entwicklung zur Wissens-
stadt genannt (vgl. Stadt Sankt Augustin 2005a): 
? Standortsicherung für die vorhandenen Wissenseinrichtungen betreiben 
? Wissens- und Gründerpark im Zentrum-West realisieren 
? Stadtbildungsforum mit verschiedenen Akteuren aus Wissenschaft, Wirtschaft, Bil-
dung und Verwaltung initiieren 
? Volkshochschule zurück ins Zentrum holen 
? Umweltbildungszentrum/Science-Center einrichten (vgl. Stadt Sankt Augustin 
2005a). 
Die Stadt Sankt Augustin kann im Hinblick darauf, eine „Wissensstadt“ zu werden, 
auf eine günstige Ausgangslage zurückgreifen (Fachhochschule, Fraunhofer-Institut, 
ICE-Bahnhof in Siegburg). Insofern basiert das Leitbild „Wissensstadt plus“ auf guten 
Standortvoraussetzungen, und dennoch ist es für eine Stadt dieser Größe ein „mutiger 
Schritt“ (Stadtforen-Moderatorin Ursula Stein, vgl. Stadt Sankt Augustin 2005c: 12). 
Gerade die Überschaubarkeit (bezüglich Stadtgröße, Akteurskonstellation, Zuständig-
keiten etc.) ermöglicht es, eine größere Bandbreite des Themas Wissen in einem Leit-
bild aufzugreifen und umzusetzen. 
Positiv ist hervorzuheben, dass das Thema Wissen nicht nur auf die gesamtstädtische 
wirtschaftliche Entwicklung und allgemeine gesellschaftliche Aspekte bezogen wird, 
sondern auch mit konkreten Standorten in der Stadt verbunden wird. 
3.3 Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen 
Die Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen wurde im Jahr 2005 von der 
Ministerkonferenz für Raumordnung als Europäische Metropolregion ausgewiesen. Die 
Metropolregion ist polyzentral strukturiert und umfasst ein Gebiet mit rund 3,9 Millio-
nen Einwohnern. 
Bereits in der Konzeptstudie zur „Bildung einer Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen von europäischer Bedeutung“ wird herausgestellt, dass „die 
Ausstattung mit Einrichtungen für Wissenschaft und Forschung […] für die Metropol-
region Hannover-Braunschweig-Göttingen auch in Anbetracht einer Reihe von Ver-
knüpfungen innerhalb der Metropolregion die wichtigste metropolitane Funktion“ dar-
stellt (vgl. Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen 2004: 9). Im Rahmen 
des Profils „Wissenschaft und Forschung: Wissen schafft Innovation“ werden Wissen-
schafts- und Forschungsinstitutionen aufgezählt und Forschungsschwerpunkte der Re-
gion genannt. 
Das Aufgabenfeld Wissensvernetzung basiert auf der Annahme, dass durch die Kon-
zentration von hochrangigen wissensintensiven Institutionen und Unternehmen die In-
novations- und Wettbewerbsfunktion der Metropolregion gestärkt wird. Durch eine ef-
fiziente Vernetzung wissensintensiver Aktivitäten in der Region sollen für alle Beteilig-
ten Vorteile entstehen (vgl. Städtenetz EXPO-Region 2004: 27 f.). 
Das Aufgabenfeld beinhaltet die Ziele, die regionale Innovationsfähigkeit zu verbes-
sern und eine regionale Wissens-, Forschungs- und Entwicklungsstrategie zu erstellen. 
Diese Strategie soll bei der Koordination regionaler Forschungs- und Entwicklungsakti-
vitäten helfen. Als Zwischenschritt und Voraussetzung für die Strategie wird der Aus-
bau der Forschungs- und Bildungsinfrastruktur genannt sowie die Stärkung strategischer 
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Kompetenzen in Forschung und Entwicklung (vgl. Städtenetz EXPO-Region 2004: 
27 f.). 
Die Konzeptstudie nennt als weiteren Schwerpunkt die Clusterpolitik. In vier Techno-
logiebereichen sollen alle für den Innovationsprozess relevanten Segmente der For-
schung und Entwicklung sowie das regionale Humankapital einbezogen und clustero-
rientiert gefördert werden (vgl. Städtenetz EXPO-Region 2004). 
Im Rahmen der Wissensvernetzung und Clusterpolitik werden zwei Projekte genannt: 
„Mobilitätswirtschaft und Fahrzeugbau“ sowie „Klimaschutz-Metropole“. Beide Pro-
jekte basieren auf unternehmerischen und wissenschaftlichen Exzellenzen in regionalen 
Clustern, die weiter ausgebaut werden sollen (vgl. Metropolregion Hannover-Braun-
schweig-Göttingen 2004: 11). Die Konzeptstudie nennt als weiteres mögliches Projekt 
die Etablierung eines regionalen Hochschulverbundes als „virtuelle Universität“ (vgl. 
Städtenetz EXPO-Region 2004: 28). 
Die Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen greift das Thema Wissen in 
den strategischen Dokumenten auf und identifiziert den Bereich Wissenschaft und For-
schung als Stärke der Region. Es werden in wissensbezogenen Bereichen nicht alleine 
(bereits erreichte) Erfolge präsentiert, sondern auch Aufgaben, Ziele und Handlungsan-
sätze für die Zukunft entwickelt. 
Die Metropolregion legt bezogen auf das Thema Wissen vor allem Wert auf Vernet-
zung – Vernetzung von Forschungseinrichtungen, Vernetzung von Unternehmen und 
Hochschulen, Vernetzung der Akteure. Es ist zu erwarten, dass sich das Zusammenspiel 
von Wissen und strategischer Raumentwicklung mit Hilfe der geplanten regionsweiten 
Wissenschafts- und Forschungsstrategie (vgl. Metropolregion Hannover-Braunschweig-
Göttingen 2004: 11) weiterentwickeln wird. 
3.4 Fazit der Untersuchung der drei Beispiele 
Die Leitbilder und Konzepte der Beispielregion und der zwei Beispielstädte zeigen, 
welchen Stellenwert das Thema Wissen in der Stadt- und Regionalentwicklung hat bzw. 
haben kann und welche Bedeutung Politik, Planung und Entwicklung der Ressource 
Wissen beimessen. Dabei stehen nicht nur wirtschaftliche Zielsetzungen im Vorder-
grund. Mit der Fokussierung auf das Thema Wissen wird eine identitätsstiftende Wir-
kung erwartet. Alle gewählten Beispiele versuchen, das Thema für eine positive Außen-
darstellung und das Stadt- bzw. Regionsmarketing zu nutzen. 
Betrachtet wurden drei Beispiele von Wissensstädten bzw. Wissensregionen mit sehr 
verschiedenen Ausgangssituationen: 
? Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen: großer polyzentraler Raum mit 
unterschiedlich strukturierten Teilregionen (Messe- und Landeshauptstadt, Univer-
sitätsstädte, Produktionsstandorte) 
? Stadt Münster: solitär liegende Großstadt, Zentrum der Region, ausgeprägte Wis-
senstradition, Universität als Identifikationspunkt 
? Stadt Sankt Augustin: durch Gebietsreform entstandene Kleinstadt im Verdich-
tungsraum Köln-Bonn, nach Regierungsumzug zum Hochschul- und Forschungs-
standort ausgebaut 
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Die formulierten Ziele und Handlungsansätze im Bereich der Wissensvernetzung zei-
gen: 
? „Aus einer möglichst effizienten Vernetzung […] entsteht für alle Beteiligten eine 
Win-Win-Situation.“ (Städtenetz EXPO-Region 2004: 28) 
? Es gilt, „den eingeschlagenen Weg der Netzwerkarbeit […] fortzusetzen.“ (Stadt 
Münster 2004b: 4) 
? Ziel ist die „Vernetzung von Wissenschaft, Verwaltung, Bildung und Wirtschaft/ 
Gewerbe:“ (Stadt Sankt Augustin 2005c: 8) 
Die von den Regionen verfolgten Ziele weisen Gemeinsamkeiten auf. Die Städte und 
Regionen sind in einem ersten Schritt bemüht, ihre wissensbasierten und wissensinten-
siven Infrastrukturen zu analysieren und hervorzuheben, um wissensbasierte Einrich-
tungen zu ermöglichen. Die vorhandenen Einrichtungen und Standortbedingungen sol-
len durch Vernetzung, Anreize etc. optimiert werden. Die Bevölkerung soll eingebun-
den werden und sich als Teil der Wissensregion verstehen. Für spezifische Branchen 
sollen im Sinne der Clusterpolitik positive Rahmenbedingungen ausgebaut werden. 
Die dargestellten Leitbilder, Konzepte und Projektvorschläge unterscheiden sich inso-
fern vorrangig aufgrund der Unterschiedlichkeit der Handlungsebene. Die drei Beispiele 
zeigen jedoch, wie die Wissensstadt bzw. Wissensregion auf den jeweiligen Handlungs-
ebenen aufgegriffen wird und dass dabei keine räumliche Ebene ausgeschlossen ist.  
Nichtsdestotrotz haben die in den Untersuchungsstädten und -regionen aufgestellten 
Zielsetzungen und Maßnahmen zum Bereich Wissen größtenteils allgemeingültigen 
Charakter. Eine Konkretisierung ist notwendig, um eine individuelle, stadt- und regi-
onsspezifische Entwicklung zu einer Wissensstadt bzw. Wissensregion aufzuzeigen. 
Damit können die Städte und Regionen über die durchaus sinnvolle Vermarktung eine 
lebendige wissensbasierte Regionalentwicklung nach innen erreichen, die auf die Fä-
higkeiten und Ressourcen der Akteure und Institutionen vor Ort zurückgreift. 
4 Bewertung und Ausblick: Bedeutung der Entwicklungen  
für die Raumplanung 
In der Untersuchung der drei Beispiele und in der Diskussion der Arbeitsgruppe hat sich 
gezeigt, dass die Raumplanung neue Instrumente entwickeln und neue Kooperationen 
eingehen muss. Dazu gehören stärkere Vernetzungen im Bereich Wissen, Lernen und 
Innovation mit Hochschulen, Landesministerien, Schulämtern und anderen Fachres-
sorts. Die Voraussetzungen zur Kooperation mit den relevanten Akteuren sind im The-
menfeld Wissen gut, da die Förderung von Wissen auf breite Resonanz stößt und ver-
gleichsweise wenig Konfliktpotenzial beinhaltet. 
Für die Raumplanung und Regionalentwicklung entstehen Handlungsanforderungen 
in zweierlei Richtungen. Sie müssen einerseits Strategien und Instrumente entwickeln, 
die Wissenstransfer und Innovation in Städten und Regionen fördern. Sie müssen ande-
rerseits aber auch mit potenziell ungleichgewichtigen Entwicklungen in den Städten und 
Regionen rechnen und darauf reagieren. Es wird Regionen geben, die unzureichend an 
die Zentren der Wissensgenerierung und des Wissensaustausches angebunden sein wer-
den. Von besonderem Interesse wird es für diese Regionen sein, mit Hilfe von IuK-
Technologien oder anderen innovativen Ansätzen einen Mindeststandard der Wissens-
vernetzung zu sichern. Darüber hinaus besteht die Chance, dass in Städten problemati-
sche Stadtteile von neuen kreativen Branchen erobert werden und somit eine Reurbani-
sierung erleben (Häußermann/Siebel 1987). Dies wiederum gilt überwiegend für Städte 
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und Regionen, die in die Wissensökonomie gut eingebunden sind. Besteht diese Mög-
lichkeit auch für Städte und Regionen, die bisher unzureichend in die Wissensökonomie 
eingebunden sind? Diese Erkenntnisse und Erwartungen gilt es im Besonderen aufzuar-
beiten und für die Bestimmung der Rolle der Raumordnung in der Wissensgesellschaft 
weiterzuentwickeln.  
Die Raumordnung kann grundsätzlich zwei Rollen einnehmen, womit entsprechende 
Handlungsperspektiven verbunden sind. Einerseits kann sie den Rahmen für die Förde-
rung und Initiierung der Wissensgesellschaft und Wissensökonomie in Regionen (pri-
mär über Kooperation mit Kommunen zur Förderung der regionalen Lebensqualität, 
Wissensmilieus, Infrastruktur etc.) setzen. Andererseits ist sie aktiv in Netzwerken der 
Wissensgesellschaft und Wissensökonomie, z. B. Regionalmanagement, neue Planungs-
kultur vernetzter Kooperation.  
Damit verbunden sind die Verfügbarkeit und Förderung von Infrastrukturen für le-
benslanges Lernen und Qualifizierung sowie die Förderung und Unterstützung von so-
wohl „harten“ (IuK-Technologien etc.) als auch „weichen“ Strukturen und Rahmenbe-
dingungen (z. B. Bildung und Mitgestaltung von Innovationsnetzwerken und Wissens-
clustern) in der Region.  
An dieser Stelle gilt es insbesondere für die Raumforschung zu ermitteln, welche 
„harten“ und „weichen“ Standortanforderungen die derzeitigen und zukünftig wissens-
basierten und wissensintensiven Branchen benötigen. Hierbei werden Raumplanung und 
Raumordnung auch in ihrem gestalterischen Anspruch gefordert: Welche Anforderun-
gen entstehen vom einzelnen Gebäude bis zur gesamten Stadt oder Region hinsichtlich 
der Gestaltung, der Vernetzung, der Kulturangebote etc.? Welche Möglichkeiten müs-
sen den sogenannten Wissensarbeitern geboten werden? 
Handlungsempfehlungen können nur regions- und branchenspezifisch erstellt werden, 
da unterschiedliche Branchen, Industrien und Gewerbe entsprechende Anforderungen 
an ihre wissensbasierte Entwicklung aufweisen. So sind manche Ökonomien stärker auf 
örtliche Bindung und persönliche Kontakte angewiesen und bevorzugen die organisato-
rische und relationale Nähe in Netzwerken. Andere Branchen schätzen räumlich kon-
zentrierte Wissensressourcen und die infrastrukturelle Knotenfunktion oder benötigen 
spezifische lokale Kontexte (Kujath 2005a; Kujath 2005b). So kommt es zu unter-
schiedlichen Anforderungen an die Qualitäten in den Regionen. 
Die Raumplanung und Raumordnung ist neben ihrer gestalterischen und rahmenset-
zenden Funktion (Ibert 2004; Siebel/Ibert et al. 2001) aber auch als Akteur gefragt, der 
aktiv Netzwerke gründet, gestaltet oder an ihnen teilnimmt. Die Initiierung von Selbst-
steuerungsfähigkeiten und Regional Governance erhält im Zusammenhang mit der Ent-
wicklung in Richtung einer Wissensregion eine zusätzliche Bedeutung. Studien zur Be-
teiligung der Regionalplanung in Innovationsnetzwerken und den Netzwerken der Re-
gionen der Zukunft haben gezeigt, dass die Regionalplanung als Initiator ein wichtiger 
Akteur sein kann. Die Herausforderung besteht darin, weitere Akteure einzubinden, um 
die langfristige Unterstützung solcher Netzwerke und die Verknüpfung mit anderen 
Programmen und Projekten sicherzustellen (Müller/Wiechmann/von Löwis 2001). Ent-
sprechend bedarf es weiterer Forschung hinsichtlich der Rolle der Raumplanung und 
Raumordnung in Wissensnetzwerken (Müller/Wiechmann et al. 2002).  
Aus diesen ersten Anmerkungen und Umrissen wird erkennbar, dass Raumordnung 
und Raumplanung zur Entwicklung von Wissensstädten und -regionen vor komplexen 
Anforderungen und Aufgaben stehen. Weitere Anforderungen an die Unterstützung der 
Wissensgesellschaft ergeben sich aus den Erklärungsansätzen der lernenden Region 
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(Cluster, Wissensregionen, Innovationssysteme etc.) und neueren Diskussionen um re-
gionales Wissensmanagement basierend auf Ansätzen betrieblichen Wissensmanage-
ments (Pawlowsky 1998; Willke 1998). Die Organisationswissenschaften bzw. die Ma-
nagementforschung kennen eine Reihe von Instrumenten und Methoden, die jedoch 
kaum auf der regionalen bzw. räumlichen Ebene erprobt sind. Wissensmanagement 
kann als Ansatz verstanden werden, mit dem die Wissensbasis einer Region gestaltet 
bzw. organisiert werden kann. Viele dieser Instrumente und Strategien berücksichtigen 
jedoch nicht den kontextuellen Hintergrund von Wissen und dessen Transformation 
(Roehl 2002). Vor dem beschriebenen Kontext von Wissen in regionaler bzw. räumli-
cher Dimension ergibt sich so eine weitere Komplexität, die bei Handlungsempfehlun-
gen für eine wissensbasierte Entwicklung im regionalen Kontext zu berücksichtigen ist 
(von Löwis 2005).  
5 Die Arbeitsgruppe „Wissensbasierte Stadt- und Regional-
entwicklung“ des Jungen Forums 2006 
Die Arbeitsgruppe wendet sich Voraussetzungen sowie Strategien und Instrumenten 
einer wissensbasierten Stadt- und Regionalentwicklung aus unterschiedlichen Perspek-
tiven zu. Es werden einerseits praktische Initiativen von Regionen vorgestellt, die sich 
zur Wissensregion entwickeln wollen (vgl. Hege und Torns zu den Wissensregionen 
Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar). Es werden andererseits Forschungsergebnis-
se zum Wissenstransfer zwischen Unternehmen (vgl. Erler zu Kommunikation und In-
formationstransfer) sowie aus Universitäten in die Region (vgl. Hagen zu universitärem 
Wissenstransfer) vorgestellt. Schließlich finden beide Perspektiven eine Einbettung in 
theoretisch-konzeptionelle Ansätze eines regionalen Wissensmanagements (vgl. Schödl 
zu Wissensmanagement als Instrument für die Regionalentwicklung). 
Die Impulsreferate dienten dazu, Wissenschaft und Praxis zusammenzuführen und 
aktuelle Entwicklungen zu reflektieren. Es zeigte sich eine breite Vielfalt an Sichtwei-
sen, und die unterschiedlichen Zugänge zu Wissen, Wissensgesellschaft, Lernen und 
Raumentwicklung wurden deutlich. Das Ergebnis der zweitägigen Diskussion führte 
dann auch zu einer Reihe von Fragen zur weiteren Bearbeitung der Thematik (vgl. Bei-
trag von Löwis und Othengrafen). 
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In den vielfach rohstoffarmen Ökonomien der westlich geprägten Wirtschaftswelt war 
Wissen bereits in der Vergangenheit wichtigster Standortfaktor. Aufgrund des inzwi-
schen nahezu grenzenlosen Wettbewerbs steigt die Bedeutung von Wissen weiter. Denn 
künftig wird für den Wohlstand einer Region entscheidend sein, wie erfolgreich Wissen 
in immer hochwertigeren Wertschöpfungsprozessen umgesetzt werden kann (vgl. Bor-
nemann et al. 2003: 6 f.). Dieser Wettbewerb um „Wissensvorsprünge“ bietet im Zeital-
ter der Globalisierung jedoch auch Chancen für Regionen. Denn im Gegensatz zur 
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kommunalen oder gesamtstaatlichen Ebene stellen sie einen geeigneten Referenzraum 
für wirtschaftliches Handeln dar und können Märkte definieren, die überschaubar und 
gleichzeitig umfassend ausgestattet sind. 
Bei aller Komplexität des Begriffes ist „Wissen“ als Thema in der Regionalentwick-
lung angekommen. Eine Vielzahl von Regionen bezeichnet sich inzwischen als Wis-
sensregion, nicht wenige ohne diesen Anspruch mit entsprechenden Maßnahmen zu 
flankieren. Die Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar arbeiten in 
enger Abstimmung daran, sich als Wissensregionen zu begreifen und zu profilieren. Im 
Folgenden werden die beiden Regionen, ihre Wissensqualitäten und der pragmatische 
Ansatz der Metropolregionen vorgestellt. 
2 Die Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar 
2.1 Die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main 
Die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main erstreckt sich über ein Gebiet von 18 Krei-
sen und sieben kreisfreien Städten, darunter Frankfurt, Wiesbaden, Mainz und Darm-
stadt. Zwischen Gießen und der Bergstraße, dem Rheingau und Fulda findet sich eine 
der stärksten und vielfältigsten Wirtschafts- und Wissenschaftsregionen Europas. Inter-
nationale Bedeutung hat die Region als Finanzplatz (Europäische Zentralbank, Deutsche 
Börse), Messestandort (Buchmesse, IAA) und Verkehrsdrehscheibe (Flughafen). 
Die Organisation der Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main ist auf Grundlage des 
Ballungsraumgesetzes aus dem Jahr 2001 auf zahlreiche Gesellschaften mit jeweils ei-
genen Handlungsfeldern verteilt. Mittlerweile sind einige Gesellschaften neu gegründet 
worden – so etwa für das Standortmarketing, die Kulturförderung und den Regional-
park. Als Rechtsnachfolger des Umlandverbands Frankfurt gehört der Planungsverband 
Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main trotz eines reduzierten Aufgabenspektrums zu den 
bedeutendsten Institutionen der Region. Das Gebiet des Planungsverbandes umfasst 75 
Städte und Gemeinden im Kern des Rhein-Main-Gebietes. Für sie erstellt der Verband 
die Flächennutzungs- und Landschaftsplanung. Darüber hinaus nimmt der Planungsver-
band wichtige Teile der Interessensvertretung der gesamten Metropolregion Frank-
furt/Rhein-Main wahr. Im Rahmen der Aufstellung des – bundesweit ersten – Regiona-
len Flächennutzungsplans ist es gelungen, ein Leitbild für die Region zu entwickeln, das 
räumlich über das Verbandsgebiet und thematisch über die Regional- und Flächennut-
zungsplanung hinausgeht (vgl. PVFRM 2005). 
2.2 Die Metropolregion Rhein-Neckar 
Mit den Oberzentren Mannheim, Ludwigshafen und Heidelberg ist die Metropolregion 
Rhein-Neckar der siebtgrößte Wirtschaftsraum Deutschlands. Die Region zeichnet sich 
durch einen starken Industrie- und Dienstleistungsbereich mit mehreren Weltmarktfüh-
rern (BASF, Heidelberger Druckmaschinen, SAP) aus; neun der hundert größten deut-
schen Unternehmen haben hier ihren Sitz (FAZ 2005). Auch die Forschungslandschaft 
genießt internationalen Ruf. 
Vertreten wird die Metropolregion Rhein-Neckar durch den Verband Region Rhein-
Neckar, den Zukunft Metropolregion Rhein-Neckar e. V. und die Metropolregion 
Rhein-Neckar GmbH. Mit dem neuen Staatsvertrag Rhein-Neckar wurden dem Verband 
Region Rhein-Neckar neben der Regionalplanung als originäre Aufgabe umsetzungsori-
entierte Trägerschaftsaufgaben für die regional bedeutsame Wirtschaftsförderung, für 
regional bedeutsame Kongresse, Messen und Kulturveranstaltungen u. a. zugesprochen. 
Konkret bedeutet dies, dass zum Beispiel im Rahmen der Trägerschaftsaufgabe „Regio-
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naler Landschaftspark“ Baumaßnahmen wie die Schaffung eines durchgängigen Wege-
netzes vom Verband durchgeführt und verantwortet werden. Der Zukunft Metropolregi-
on Rhein-Neckar e. V. wird – deutschlandweit einmalig – von regionalen Akteuren aus 
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Verwaltung mit dem gemeinsamen Ziel getragen, 
die Region bis 2015 zu einer der „attraktivsten und wettbewerbsfähigsten Regionen in 
Europa“ (Metropolregion Rhein-Neckar GmbH 2003) zu entwickeln. Der Verein ist für 
die strategische Ausrichtung der Regionalentwicklung zuständig. Verband, Verein und 
die Industrie- und Handelskammern sind Gesellschafter der Metropolregion Rhein-
Neckar GmbH, deren Kernaufgabe die operative Regionalentwicklung ist. Die Projekte 
reichen von der Verbesserung der Ausbildungssituation über die Schaffung eines Netz-
werks Nanotechnologie bis hin zum Angebot eines regionalen Museumstickets. Die 
Schaffung von effizienteren regionalen Strukturen und die Anerkennung als Europäi-
sche Metropolregion lösten eine bisher nicht gekannte regionale Dynamik aus, was sich 
beispielsweise in einem breiten Medienecho äußert. 
Tab. 1: Strukturdaten zu den Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-
Neckar 
 
Quelle: Genesis-Online regional 
2.3 Gemeinsamer Wirtschaftsraum Rhein-Main-Neckar 
Die Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar überlagern sich teilwei-
se. So lässt sich etwa der Kreis Bergstraße keinem der beiden metropolitanen Kerne 
eindeutig zuordnen. Es lassen sich dementsprechend auch Merkmale finden (Pendler-
verflechtungen, „gemeinsamer“ Flughafen), die dazu Anlass geben, von einem Wirt-
schaftsraum Rhein-Main-Neckar zu sprechen. Zudem wird der gesamte Raum auch von 
außen, das heißt von Geschäftsreisenden und Touristen, überwiegend als eine Region 
wahrgenommen, in der das Heidelberger Schloss und die Frankfurter Skyline ganz nah 
beisammen liegen. 
Durch die Arbeit im Initiativkreis Europäische Metropolregionen in Deutschland 
(vgl. Kapitel 5), durch gemeinsame Veranstaltungen und das im Folgenden vorgestellte 
Projekt „Wissensregion“ haben sich die Verflechtungen der beiden Metropolregionen 
weiter intensiviert und auf die Arbeit der beiden regionalen Planungsverbände übertra-
gen. 
3 Die Wissensregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar 
3.1 Metropolregionen sind Wissensregionen 
Metropolregionen sind gekennzeichnet durch eine starke Ausprägung und hohe Dichte 
der sogenannten Metropolfunktionen. Damit sind die Metropolregionen zugleich in ih-
rer Funktion als Kristallisationspunkt der Wissensgesellschaft und Wissensökonomie 
angesprochen, umfassen die drei Metropolfunktionen doch zugleich die zentralen As-
pekte einer „Wissensregion“ (vgl. BBR 2005: 178): 
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• Entscheidungs- und Kontrollfunktion mit den Teilfunktionen unternehmerische, 
unternehmensnahe, kapitalmarktorientierte und politische Entscheidungs- und Kon-
trollfunktion 
• Innovations- und Wettbewerbsfunktion mit den Teilfunktionen Generierung tech-
nisch-wissenschaftlicher sowie sozialer und kultureller Innovationen 
• Gateway-Funktion mit den Teilfunktionen Zugang zu Menschen, Wissen und Märk-
ten 
Im Raumordnungsbericht 2005 wird den Metropolregionen eine herausragende Rolle 
in Bezug auf „Wissen“ attestiert: „Metropolen sind Innovationszentren. Basis hierfür 
sind eine hohe Dichte an Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen und das Vorhan-
densein kreativer Milieus. […] Eine gute internationale Erreichbarkeit und vielfältige 
Optionen für „Face-to-Face-Kontakte“ sind wesentliche Faktoren für den Austausch 
von Wissen und Informationen“ (BBR 2005: 179). Ebenso können an dieser Stelle die 
im Juni 2006 verabschiedeten „Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raument-
wicklung in Deutschland“ angeführt werden. Sie bescheinigen den Metropolregionen 
ein „günstiges Umfeld für die Informations- und Wissensgesellschaft“, das es zu för-
dern und auszubauen gilt (BMVBS 2006: 10). 
In ähnlicher Weise äußern sich verschiedene Studien, Technologiereports und Inno-
vationsberichte, die von den Metropolregionen selbst erarbeitet oder in Auftrag gegeben 
wurden. Darauf aufbauend zielen auch die in den letzten Jahren erarbeiteten Leitbilder, 
Entwicklungs- und Handlungskonzepte der Metropolregionen verstärkt auf die Themen 
Wissenschaft, Innovation und Bildung als zentralen Standortfaktor (vgl. Krüger-Röth 
2005). 
Neben den genannten, vergleichsweise abstrakten Beschreibungen der herausragen-
den Wissensstärke versuchen die Metropolregionen auch, sich mithilfe empirischer Be-
funde als Wissensregionen zu identifizieren und in ihrer Ausprägung und Stärke zu 
messen. Hierbei gibt es Ansätze, die versuchen, die Unschärfe des Begriffs „Wissen“ 
aufzunehmen (einschließlich der ihn umgebenden Ableitungen wie „Wissensgesell-
schaft“, „Kreativität“ etc.). In der Regel wird jedoch auf Indikatoren zurückgegriffen, 
die sich auf „harte“ Infrastruktureinrichtungen wie Hochschulen und Patentanmeldun-
gen als quantifizierbare Output-Größen stützen. 
3.2 Wissensqualitäten der Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main  
und Rhein-Neckar 
Die Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar zeichnen sich durch 
eine starke Wissenstradition aus (älteste Universität Deutschlands in Heidelberg, 
„Frankfurter Schule“ der Sozialforschung, zahlreiche Nobelpreisträger, Entdeckung 
neuer chemischer Elemente etc.). Verschiedene Kennziffern verdeutlichen die heute 
vorhandene hohe Wissensqualität der Regionen. 
3.2.1 Wissensinfrastruktur 
Die Wissensinfrastruktur allein macht keine Wissensregion, aber ohne eine ausgeprägte 
Wissensinfrastruktur kann sich keine Region als Wissensregion etablieren. Die Zahl der 
Hochschulen als einer der bedeutendsten harten Standortmerkmale für Wissensregionen 
ist in den Regionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar mit allein zehn Universi-
täten (einschließlich drei Hochschulen im Universitätsrang) beeindruckend (vgl. Abbil-
dung 1). Darunter befinden sich weltweit renommierte wie die Technische Universität 
Darmstadt mit ihren ingenieurwissenschaftlichen Schwerpunkten oder die Universität 
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Heidelberg, welche von der britischen Tageszeitung „The Times“ als „Juwel der deut-
schen Denk- und Lehrtradition“ gewürdigt wurde (Universität Heidelberg 2005). 




Neben einer ausgeprägten Forschungslandschaft im universitären Bereich wie dem 
Frankfurt Institute for Advanced Studies oder dem E-Finance Lab sind auch außerhalb 
der Hochschulen eine Vielzahl von herausragenden Forschungseinrichtungen zu finden. 
Hierzu zählen unter anderem das Deutsche Krebsforschungszentrum in Heidelberg, das 
European Space Operations Center der ESA in Darmstadt, das Institut für deutsche 
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Sprache als Herausgeber des „Duden“ und das Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor-
schung, beide in Mannheim. Allein die vier großen Forschungsgemeinschaften (Fraun-
hofer, Helmholtz, Leibniz, Max Planck) unterhalten 23 Forschungseinrichtungen in den 
beiden Metropolregionen. 
Abb. 2: Transferstellen, Technologie- und Gründerzentren in den Metropolregionen  
 Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar 
 
Um die langfristigen Wachstumschancen von wissensbasierten Wirtschaftszweigen 
zu erhöhen, sind die 19 Wissens- bzw. Technologietransferstellen als Schnittstelle zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft ein geeigneter Baustein. Sie sind direkt an einer 
Hochschule eingerichtet oder stehen in enger Verbindung zu den Hochschulen. In Ab-
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bildung 2 sind zudem Technologie- und Gründerzentren dargestellt, die oft an den 
Hochschulstandorten eingerichtet sind, um Ausgründungen gute Startbedingungen zu 
ermöglichen. 
3.2.2 Wissenspotenzial der Bevölkerung 
Der Erfolg einer Wissensregion hängt maßgeblich von dem Qualifikationsniveau der 
Bevölkerung ab. Dieses ist in der Region Frankfurt/Rhein-Main für hoch qualifizierte 
Beschäftigte weit überdurchschnittlich (vgl. Abbildung 3). Hier zeigt sich die hohe Sog-
wirkung des Ballungsraums auf Pendler, da hoch qualifizierte Beschäftigte vergleichs-
weise lange Wege zur Arbeit in Kauf nehmen (vgl. Statistisches Bundesamt 2005). In 
der Metropolregion Rhein-Neckar liegt der Anteil der hoch qualifizierten Beschäftigten 
leicht über dem bundesdeutschen Durchschnitt. 
Abb. 3: Beschäftigte nach Bildungsabschluss in den Metropolregionen Frankfurt/Rhein- 
 Main und Rhein-Neckar 
 
 
Die Studierenden an den Hochschulen stellen ebenfalls eine wichtige Kenngröße für 
eine Wissensregion dar. Im Wintersemester 2004/2005 waren über 230.000 Studierende 
an einer Hochschule in den Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar 
eingeschrieben. Bezogen auf die Gesamtbevölkerung ist der Studierendenanteil somit 




Beim Europäischen Patentamt wurden aus den beiden Metropolregionen 2002 knapp 
3.500 Patente angemeldet, eine Steigerung von etwa 50 % innerhalb von zehn Jahren. 
Verglichen mit den gesamten deutschen Patentanmeldungen sind – bezogen auf die 
Zahl der Beschäftigten – 70 % mehr Patente angemeldet worden. In Abbildung 4 wird 
deutlich, dass die Patentintensität weit über dem deutschen Durchschnittswert liegt. 
Dies ist auch ein Indiz für die hohe Dichte der innovativen und kreativen Milieus in den 
Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar. 





Ein ebenfalls geeigneter Indikator zur Quantifizierung der Wissensintensität ist die 
Bruttowertschöpfung im Bereich der unternehmensnahen Dienstleistungen. Die jährli-
che Wachstumsrate unternehmensnaher Dienstleistungen liegt mit 3,1 bzw. 3,2 % so-
wohl in Frankfurt/Rhein-Main als auch in Rhein-Neckar leicht über dem gesamtdeut-
schen Wert. Der Anteil der Wertschöpfung von unternehmensnahen Dienstleistungen an 
der gesamten Wertschöpfung war 2004 in der Metropolregion Rhein-Neckar mit 28 % 
leicht unterdurchschnittlich. Hier wird der überdurchschnittliche Anteil des produzie-
renden Sektors vor allem in Ludwigshafen deutlich. Im Gegensatz hierzu ist der Anteil 
unternehmensnaher Dienstleistungen in Frankfurt/Rhein-Main von 38 % Ausdruck ei-
ner großen Finanz-, Immobilien- und Consulting-Branche. 
3.3 Potenziale der untersuchten Metropolregionen 
Die schlaglichtartige Darstellung der „Wissensqualitäten“ der beiden Metropolregionen 
Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar zeigt, dass die für eine Wissensregion relevan-
ten Indikatoren (teilweise weit) überdurchschnittlich sind. Somit sind die Voraussetzun-
gen gut, um diese Regionen als Wissensregionen weiter zu etablieren. Hinzu kommt die 
räumliche Nähe der Metropolenkerne von etwa 75  km bzw. 36 ICE-Minuten mit den 
jeweils höchsten Dichten an wissensrelevanten Potenzialen und deren sehr gute Ver-
knüpfung. 
Entscheidend für den Erfolg als Wissensregion – und auch maßgeblicher Ansatzpunkt 
der Regionalentwicklung – ist die Verknüpfung von regionalen Wissenspotenzialen und 
-akteuren unter der Annahme, dass das Aufgreifen von Fühlungsvorteilen zum Nutzen 
aller beteiligten Akteure ist. Dieser Aufgabe widmen sich mit unterschiedlicher Intensi-
tät eine Vielzahl von Netzwerken. Beispiele dafür sind das Medienkompetenznetz 
RheinMain, das Automotive Cluster RheinMainNeckar oder die BioRegion Rhein-
Neckar. 
4 Das Projekt „Wissensregion“ der Metropolregionen Frankfurt/Rhein-
Main und Rhein-Neckar 
Im Folgenden wird dargestellt, welche Ziele mit dem Projekt „Wissensregion“ verfolgt 
werden, welche Projektbausteine damit verbunden sind und wie das bisher Erreichte 
bewertet wird. 
4.1 Der Arbeitskreis „Wissensregion“ 
Durch die in verschiedenen Projekten erprobte gute Zusammenarbeit und die in den 
Metropolregionen stärker werdende Einsicht, den Bereich Wissenschaft, Forschung und 
Bildung stärker zu fördern und in die regionale Entwicklung einzubeziehen, konnte ver-
gleichsweise schnell ein Arbeitskreis „Wissensregion“ gegründet werden. In der Region 
Frankfurt/Rhein-Main besteht dieser aus dem Planungsverband Ballungsraum Frank-
furt/Rhein-Main, der Wirtschaftsinitiative FrankfurtRheinMain, dem IHK-Forum 
Rhein-Main und dem Institut für Neue Medien. In der Metropolregion Rhein-Neckar 
sind der Verband Region Rhein-Neckar, die Industrie- und Handelskammern Darm-
stadt, Pfalz und Rhein-Neckar sowie über den Verband auch die Metropolregion Rhein-
Neckar GmbH an dem Arbeitskreis beteiligt. 
Wenngleich die beiden Metropolregionen eigene Arbeitsgruppen zur Förderung der 
Wissensregionen gebildet haben, arbeiten diese in enger Abstimmung und unter gegen-
seitiger Einbeziehung zusammen. Insofern sind die im Folgenden vorgestellten Ziele 
von beiden Regionen vereinbart. 
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4.2 Zielsetzungen des Projekts „Wissensregion“ 
Das übergeordnete, langfristige Ziel des Projekts „Wissensregion“ in den Metropolregi-
onen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar ist es, die Weiterentwicklung des Indust-
rie- und Dienstleistungsstandorts zu fördern sowie die Rahmenbedingungen für Wirt-
schaft und Wissenschaft in der Region zu verbessern. Die näheren Zielsetzungen, die 
das Projekt „Wissensregion“ bestimmen, lassen sich in vier Bereiche gliedern: 
Analyse, Dokumentation: Dieser Zielbereich, der zugleich in der zeitlichen Abfolge 
den ersten Schritt darstellt, beinhaltet die Erfassung der Wissenspotenziale der Region. 
Kompetenzen und Exzellenzfelder sollen herausgearbeitet werden, es gilt die (wissens-
spezifischen) Besonderheiten der Region zu finden. Damit soll ein Beitrag für weitere 
regionale Kooperationen von Wissenschaft und Unternehmen geleistet werden, aber 
auch Grundlagen für die Wirtschaftsförderung und das Standortmarketing sollen so ge-
schaffen werden. Ziel des Projekts „Wissensregion“ ist es, das Thema „Wissen“ für die 
regionale Entwicklung nutzbar und „kampagnenfähig“ zu machen. 
Außendarstellung, Marketing: Mit der Erfassung der Wissenspotenziale eng ver-
knüpft ist das zweite Ziel, die Metropolregionen als Wissensregion national und interna-
tional zu profilieren. Das Projekt setzt auf Außendarstellung und Marketing, um da-
durch neue Unternehmen, Innovationsanbieter und kluge Köpfe in die Region zu holen. 
Wissenschaft und Forschung sollen zu einer Marke der Metropolregionen entwickelt 
werden. 
Innenwirkung, Identitätsstiftung: Marketing mit und für das Thema „Wissen“ zu 
betreiben, soll sich auch an die in der Region lebenden und arbeitenden Menschen rich-
ten. Das Projekt will an die starken Wissenstraditionen der Region anknüpfen und das 
Thema „Wissen“ stärker in der regionalen Identität verankern. Neben der sachlichen 
bzw. fachlichen Kommunikation der Wissenspotenziale soll es auch darum gehen, die 
Fachöffentlichkeit in das Projekt einzubeziehen und die Menschen in der Region für das 
Thema „Wissen“ zu begeistern. 
Vernetzung, Wissensgenerierung: Das Projekt „Wissensregion“ soll dazu beitragen, 
die Zusammenarbeit der zentralen Akteure – Hochschulen, Forschungseinrichtungen 
und Unternehmen – zu verbessern. Durch diese Austauschprozesse soll vorhandenes 
Wissen nicht nur verknüpft, sondern neues, zusätzliches Wissen in den Netzwerken 
generiert werden. Neben der Vernetzung von Wirtschaft und Wissenschaft untereinan-
der soll ihre Einbettung in die Region gestärkt werden und auf regionaler Ebene ein 
„Dach“ für alle Wissensinstitutionen geschaffen werden. 
Ein weiterer Zweck des Projekts ist es, den Dialog mit den politischen Akteuren auf 
Landes-, Bundes- und europäischer Ebene zu eröffnen. Die künftige Umsetzung der 
zuvor genannten Ziele wird – nicht zuletzt aus finanzieller Hinsicht – nur gelingen, 
wenn weitere Partner und politische Unterstützung für das Projekt „Wissensregion“ 
geworben werden können. 
4.3 Bausteine zur Umsetzung des Projekts „Wissensregion“ 
Im Rahmen des Projekts „Wissensregion“ wurden in den Metropolregionen Frank-
furt/Rhein-Main und Rhein-Neckar bereits mehrere konkrete Vorhaben konzipiert, die – 
teilweise parallel, teilweise gemeinsam – umgesetzt werden. 
Wissensatlas 
Die Erstellung eines Wissensatlasses dient im Wesentlichen der Erfassung, Analyse und 
Dokumentation der vorhandenen Technologiepotenziale und Innovationsfunktionen. 
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Durch die gebündelte Darstellung der wissensrelevanten Einrichtungen, Ressourcen und 
Leistungen auf der Ebene der Metropolregionen sollen die Stärken und Potenziale der 
Region im nationalen und internationalen Wettbewerb besser sichtbar werden. 
Die Nutzer des Wissensatlasses sollen die beiden Wissensregionen in Gänze kennen-
lernen. Der Atlas stellt die Standortvorteile für die Ansiedlung von Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen sowie Angebote für Wissenschaftler, Studierende und qualifi-
zierte Erwerbsfähige heraus. Zudem sollen mit Hilfe des Wissensatlasses Ansprechpart-
ner und Kooperationsmöglichkeiten in den Regionen aufgezeigt werden. Zielsetzung ist, 
die Wissensregionen in ihrer gesamten Bandbreite abzubilden (vgl. Abbildung 5). Da 
zum einen nur teilweise auf Angaben der amtlichen Statistik zurückgegriffen werden 
kann, sind eine Reihe eigener Erhebungen durchzuführen. Zum anderen bedeutet dies, 
dass neben messbaren Größen (vgl. Kapitel 3.2) auch die Beschreibung von Qualität 
und Vielfalt der Wissensregion notwendig ist. 
Abb. 5: Bandbreite des Wissensatlasses 
 
Quelle: Eigene Darstellung; vgl. auch Fromhold-Eisebith 2006 
Ergänzend zum Wissensatlas sollen einige Themen aus Abbildung 5 auch im Rahmen 
einer Benchmark-Studie erhoben werden, um die Regionen im internationalen Maßstab 
zu vergleichen. 
Weitere Bausteine 
In der ersten Phase werden neben dem Wissensatlas Maßnahmen zur Kommunikation 
des Projekts „Wissensregion“ und Veranstaltungen im Vordergrund stehen – nicht zu-
letzt, um dadurch weitere Partner für das Projekt zu gewinnen, neue Kooperationen an-
zustoßen und die Vernetzung aller wissensrelevanten Bereiche zu fördern. Vorrangige 
Zielgruppen sind dabei einerseits die Hochschulen und Forschungseinrichtungen, aber 
auch die Politik. 
Darüber hinaus ist für die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main die Einrichtung ei-
nes umfangreichen (virtuellen) Wissensportals geplant, um das Internet nicht nur zur 
Außendarstellung zu nutzen, sondern einen Mehrwert gegenüber herkömmlichen Me-
dien zu bieten. Nach derzeitigem Stand sollen vier Kernelemente in das Wissensportal 
integriert werden: der Wissensatlas (s. o.), eine vernetzte Datenbank aller Wissensein-
richtungen und -angebote, ein Veranstaltungskalender (in Papierform für 2006 bereits 
realisiert; vgl. IHK Frankfurt am Main 2006) und das Projekt „Science for Frank-
furtRheinMain“ (vgl. S4FRM 2006). 
Wissensregionen 
 66
5 Der Arbeitsbereich „Wissensregionen“ im Initiativkreis Europäische 
Metropolregionen in Deutschland 
Der Initiativkreis Europäische Metropolregionen in Deutschland (IKM), das Netzwerk 
der elf deutschen Metropolregionen, hat im Jahr 2004 einen internen Arbeitsbereich 
„Wissensregionen“ eingesetzt.1 Ziel ist es zum einen, nach außen zu wirken. Es wird um 
Unterstützung und Begleitung auf Bundes- und europäischer Ebene geworben, damit 
beispielsweise die Vernetzung von Wirtschaft und Wissenschaft in den Metropolregio-
nen stärker gefördert werden kann oder die Metropolregionen auf internationaler Bühne 
Marketing für den Wissensstandort Deutschland betreiben können (vgl. IKM 2006). 
Zum anderen möchte der IKM mit diesem Arbeitsbereich auch nach innen wirken, 
um das Bewusstsein für die Bedeutung des Themas „Wissen“ in den Metropolregionen 
zu schärfen. Hierzu werden die Aktivitäten, gute Beispiele und Erfahrungen der Metro-
polregionen bei der Profilierung als Wissensregionen untereinander vorgestellt (vgl. 
Krüger-Röth 2005). 
Das geplante Modellvorhaben der Raumordnung zum Thema „Raumentwicklungspo-
litische Ansätze zur Förderung der Wissensgesellschaft“ und die bis Mitte 2007 zu erar-
beitende Vorstudie (vgl. BBR 2006 und BMVBS 2006: 13) sind beim IKM insofern mit 
großem Interesse aufgenommen worden. Dies wird die wissenschaftliche Begleitung 
und die vielfältige Zusammenarbeit des IKM mit dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung sowie dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
weiter intensivieren. 
6 Folgerungen 
Im Zeitalter der Globalisierung ist unbestritten, dass Wissen der maßgebliche Standort-
faktor für ansonsten rohstoffarme Länder wie Deutschland ist. Zudem rückt die regiona-
le Ebene stärker in den Blickpunkt, um als Standort global wahrgenommen zu werden. 
Da die beiden Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar starke wirt-
schaftliche Verflechtungen aufweisen und die Wissenspotenziale teilweise weit über-
durchschnittlich sind, ist es sinnvoll, sich im Themenfeld „Wissen“ gemeinsam zu pro-
filieren. Mit der Etablierung des Arbeitskreises „Wissensregion“ konnte das Bewusst-
sein für zukünftige Wachstumsbranchen geschärft und Barrieren der Netzwerkbildung 
und -intensivierung identifiziert werden. 
Hindernisse bleiben bei der intensiven Beschäftigung mit einem für die Regionalent-
wicklung weitgehend neuen Themenfeld nicht aus. So ist beispielsweise eine stärkere 
Integration von Akteuren aus den Hochschulen und Forschungseinrichtungen wün-
schenswert. Anders als mit den Industrie- und Handelskammern, die die Wirtschaft im 
Arbeitskreis vertreten, haben die Planungsverbände bisher wenig Berührungspunkte mit 
der Forschung und Wissenschaft aufzuweisen. Teilweise blieben bisher auch Fragen 
offen wie die nach dem Einbezug von gering qualifizierten Bevölkerungsgruppen sowie 
von Berufs- und allgemein bildenden Schulen. Diese sollten trotz der Schwerpunktset-
zung auf Hochschulen und Forschungseinrichtungen nicht umgangen werden. 
Nach Meinung der Autoren ist es wichtig, die ersten Schritte gemacht und eine prag-
matische Herangehensweise gewählt zu haben. Denn auch von Seiten der Wissenschaft 
ist das Themenfeld inzwischen zwar aufgegriffen worden, auf Regionen direkt über-
tragbare Konzepte sind jedoch nicht vorhanden und wahrscheinlich auch nicht sinnvoll. 
                                                 




Mit dem Arbeitskreis „Wissensregion“ werden nicht immer neue Ansätze, aber eine 
umfassendere Sichtweise verfolgt. Die Ideen für mittel- und langfristige Inhalte sind 
zahlreich, zum Beispiel könnte vor dem Hintergrund der veränderten Rahmenbedingun-
gen der Europäischen Strukturfonds das Projekt „Wissensregion“ zu einem strategi-
schen Instrument der regionalen Entwicklung ausgebaut werden, um damit eine Art 
„regionale Lissabon-Strategie“ umzusetzen. 
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1 Einleitung und Überblick 
Seit den 1990er Jahren wird zunehmend die Frage nach innovativen und wettbewerbs-
fähigen Regionen in Wissenschaft und Praxis gestellt. Doch was zeichnet diese Regio-
nen aus? Welche Strukturen sollten vorhanden sein, um den Status einer innovativen 
Region zu erreichen?  
Bisherige Arbeiten haben sich intensiv mit der Organisation von Wissen und Innova-
tion in Regionen beschäftigt (vgl. Florida 1995; Stahl/Schreiber 1998; Morgan 1997; 
von Löwis 2005; Ibert 2005). Das Ziel dieses Artikels ist es, Innovationstätigkeit in Un-
ternehmensnetzwerken sowie zwischen branchenverwandten Unternehmen aus kommu-
nikationstheoretischer Perspektive zu betrachten. Unter der Annahme, dass Kommuni-
kationsprozesse in Unternehmensnetzwerken eine Basis für die Generierung von Inno-
vationen darstellen, ergibt sich die Frage, wie ausgeprägt die Innovationstätigkeit in 
diesen Netzwerken ist. Die diesem Artikel zugrunde liegende Hypothese lautet, dass mit 
steigender Intensität der Kommunikation das Innovationspotenzial steigt. Zur Überprü-
fung der Hypothese wird das Beispiel der Kunststofftechnikbranche in der Oberlausitz 




2 Theoretische Anknüpfungspunkte und Untersuchungsdesign 
Unternehmensnetzwerke werden in diesem Artikel als eine in weiterem Sinne freiwilli-
ge Kooperation von Betrieben und Unternehmen im Rahmen einer unabhängigen Orga-
nisation zur Erreichung gemeinsamer Ziele auf Basis persönlicher Beziehungen ver-
standen. Dabei spielen Lern- und Kommunikationsprozesse interpersoneller Art eine 
besondere Rolle, um Innovation und Wissen generieren zu können. Im Folgenden wer-
den kurz die diesem Beitrag zugrunde liegenden theoretischen Grundlagen zu Unter-
nehmensnetzwerken, Prozessen der Wissensgenerierung sowie zu Kommunikationspro-
zessen dargestellt. Anschließend wird das Unternehmensnetzwerk „Kunststofftechnik 
Oberlausitz Initiative“ als ein formales, initiiertes und horizontales (branchenverwand-
tes) Organisationssystem exemplarisch auf Kommunikationsprozesse und Innovations-
tätigkeit untersucht. 
Kommunikationsprozesse in Unternehmensnetzwerken 
Lern- und Kommunikationsprozesse interpersoneller Art sind die Basis, um Innovation 
und Wissen zu generieren (vgl. Nonaka/Takeuchi 1997: 14 ff.). Unter interpersoneller 
Kommunikation (Informationstransfer) wird im Folgenden die Face-to-face-Kommuni-
kation sowie die technisch übermittelte Kommunikation verstanden.1 
Beide Formen der Kommunikation basieren auf dem Sender-Empfänger-Modell von 
Shannon & Weaver (vgl. Bentele/Brosius/Jarren 2006: 99, 110). Das Modell beschreibt 
zum einen das Codieren von Informationen in verbale oder nonverbale Informationen 
durch den Sender und zum anderen das Decodieren durch den Empfänger (vgl. Noelle-
Neumann/Schulz/Wilke 2004: 158). Die Informationen können auf dem Weg zum Emp-
fänger Störungen unterliegen, dazu gehören Sprachprobleme, kulturell unterschiedliche 
Interpretationsschemata, unterschiedliche Begrifflichkeiten, Mängel an konkreten Äu-
ßerungen oder Wissensdefizite (vgl. Nägele 2003: 301). Die Umwandlung von Informa-
tionen durch den Empfänger schließt den Wissenstransfer ab. 
Darüber hinaus lassen sich die folgenden idealtypischen Kommunikationsebenen in 
Unternehmensnetzwerken identifizieren: (1) Arbeitskreise und (2) formale sowie infor-
melle Vereinbarungen und Netzwerktreffen.2 
1. Arbeitskreise bezeichnen die projektbezogene bzw. themenbezogene Zusammenar-
beit von mehreren Akteuren. Arbeitskreise existieren so lange, bis ein Projekt abge-
schlossen ist. Sie sind durch freiwillige Mitarbeit der Akteure charakterisiert.  
2. Ein Großteil der Kommunikation zwischen den Netzwerkpartnern findet aber auf 
bilateraler Ebene statt. Alle Vereinbarungen, die darin getroffen werden, sind ent-
weder formal durch Verträge oder informell durch sogenannte „Gentlemen’s Agree-
ments“3 arrangiert. 
Definiert ist eine Unternehmensverbindung durch jeweils eine Person (1:1-Beziehun-
gen), zwischen einer Person und mehreren Personen (1:n-Beziehungen) und jeweils 
mehreren Personen (n: n-Beziehungen). 
                                                 
1 Massenkommunikation wird hier ausdrücklich ausgeschlossen. 
2 Netzwerktreffen werden hier nicht mit betrachtet, da diese hauptsächlich als Kennlern- und Findungsforen fungie-
ren. 
3 Unter Gentlemen’s Agreements werden im Folgenden geschäftliche Vereinbarungen verstanden, die nicht schrift-
lich festgehalten sind, aber durch soziale Regeln eingehalten werden. 
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Die Generierung von neuem Wissen 
Im Zusammenhang mit Kommunikationsprozessen und Wissensgenerierung wird des 
Weiteren zwischen explizitem und implizitem Wissen (tacit knowledge) unterschieden 
(vgl. Schreyögg/Geiger 2003: 5).  
Explizites Wissen lässt sich formal artikulieren, d. h. in grammatischen Sätzen, ma-
thematischen Ausdrücken, technischen Daten, Handbüchern und dergleichen (vgl. No-
naka/Takeuchi 1997: 8). Die Vermittlung von explizitem Wissen erfolgt über eine Spra-
che; um eine Information zu verstehen, muss eine einheitliche Sprache vorliegen. Tacit 
knowledge hingegen beschreibt nicht kodifizierte und dokumentierte Informationen, die 
an Personen gebunden sind und damit den Transfer durch persönliche Interaktionen 
benötigen (vgl. Bassarak/Genosko 2001:10). Es entzieht sich dem formalen Ausdruck, 
ist nicht fassbar und beruht auf persönlichen Erfahrungen und Einstellungen (vgl. No-
naka/Takeuchi 1997: 8).  
Die Generierung von neuem Wissen wird von Nonaka (1997: 18) anhand eines spira-
lenförmigen Modells beschrieben. Die vier Stufen des Modells sind Sozialisierung, Ex-
ternalisierung, Kombination und Internalisierung. Sozialisierung steht für das Aufein-
andertreffen von implizitem Wissen zwischen zwei oder mehr Personen. Externalisie-
rung dagegen bedeutet die Umwandlung von implizitem Wissen in explizites Wissen, 
dabei sind zwei Faktoren wichtig: Die Formulierung des Wissens und dessen Verständ-
nis (vgl. Nonaka 2001: 16). Das Aufeinandertreffen von explizitem Wissen wiederum 
wird als Kombination bezeichnet. Hier treffen zwei oder mehr ausdrucksfähige Infor-
mationen aufeinander. Bei der Internalisierung handelt es sich um die Umwandlung von 
explizitem Wissen in implizites Wissen. Demnach wird neues Wissen durch das Auf-
einandertreffen von zwei verschiedenen Wissensständen erzeugt. 
Darüber hinaus wird die Wissensentstehung durch die Art der Kommunikation in 
Form von Informationstransfers und Störungen beeinflusst.  
Relevante Organisationsformen und Kommunikationsprozesse  
von Unternehmensnetzwerken 
Innerhalb der kunststoffverarbeitenden Industrie kann darüber hinaus zwischen vertika-
len und horizontalen Organisationsformen unterschieden werden: 
Unter vertikalen Organisationsformen werden Produktions- und Wertschöpfungsket-
ten zwischen Zulieferern und Kunden verstanden. Die folgenden vier Elemente sind für 
diese Hersteller-Zuliefer-Beziehung bedeutsam: Qualität, Preis, Zuverlässigkeit sowie 
Forschungs- und Entwicklungskompetenz (vgl. Genosko 2000: 7). Es handelt sich dabei 
um „Netzwerkbeziehungen zwischen Kunststoffverarbeitern und ihren Auftraggebern 
im Rahmen gemeinsamer Entwicklungsleistungen […]“ (Handke 2006: 36).  
Unter horizontalen Organisationsformen werden im Folgenden Unternehmen auf 
gleicher Wertschöpfungsstufe verstanden (vgl. Hagenhoff 2004: 10, Ossenkopf/Lo 
2004: 14 ff.). Die „Kunststofftechnik Oberlausitz Initiative“ ist ein Beispiel für eine ho-
rizontale Organisationsform, d. h. alle Unternehmen verfügen über die gleichen Grund-
fähigkeiten (vgl. Hagenhoff 2004: 10). Damit beschreibt sie eine strategische Partner-
schaft zwischen Kunststoffverarbeitern und Werkzeugmachern (vgl. Handke 2006: 36). 
Forschung und Entwicklung (F&E) sowie Innovationstätigkeit 
Kommunikations- und Innovationsprozesse in Unternehmensnetzwerken sind eng mit 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten in den Unternehmen verbunden. Dabei be-
schreibt Forschung die „[...] systematische, schöpferische Arbeit zur Erweiterung wis-
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senschaftlicher und technischer Erkenntnisse und deren Verwendung mit dem Ziel, neue 
Anwendungsmöglichkeiten zu finden“ (RKW Handbuch 1976). Diese Definition ver-
bindet Logik, Kreativität und neue Erkenntnisse, erklärt aber noch nicht, wie neues 
Wissen entsteht.  
Die „Forschung liefert das technische Wissenspotenzial, […] um Güter zu entwi-
ckeln“, demnach ist die Forschung Lieferant für das technische Wissenspotenzial (vgl. 
Moll 1976). Aufgabe von Entwicklungsprozessen ist es, das Wissenspotenzial durch das 
Kombinieren von bekannten „Wissenselementen“ (Akkumulationsprinzip) zu erneuern. 
Der vorliegende Artikel versteht F&E als Teilschritt im Innovationsprozess, um Krea-
tivitäts- und Innovationsprozesse sowie die Emergenz von Wissen stärker in den Vor-
dergrund zu stellen. Auch Florida bemerkt, dass F&E-Ingenieure und Fabrikarbeiter die 
Basis für neue Ideen und kontinuierliche Innovation sind, um kollektive Innovations-
agenten zu werden (vgl. Florida 1995: 528). 
Innovation bezeichnet also die Neugestaltung von Teilbereichen, Elementen und 
Funktionsweisen in sozialen bzw. wirtschaftlichen Organisationen (vgl. Brockhaus 
1989: 522). Dabei wird zwischen Produktinnovation und Prozessinnovation unterschie-
den. Produktinnovationen haben die Neugestaltung von Produkten zum Ziel und Pro-
zessinnovationen die produktionstechnische Neugestaltung (vgl. Bentele/Brosius/Jarren 
2006: 102). 
3 Kommunikation und Innovation der Kunststofftechnikbranche  
in der Oberlausitz 
Für die Befragung wurden leitfadenbasierte Intensivinterviews in 15 Kunststofftechnik-
unternehmen in der Oberlausitz durchgeführt. Davon sind neun Unternehmen in der 
„Kunststofftechnik Oberlausitz Initiative“ organisiert und sechs Unternehmen nicht. Die 
Analyse erfolgt differenziert für diese zwei Gruppen.  
Alle Kommunikationsprozesse werden als direkt und interpersonell angesehen. Diese 
finden zwischen kollektiven Akteuren statt. Es werden also ausschließlich verbal ko-
dierte Handlungen erfragt. Alle Ergebnisse der Befragung beruhen auf den Interviews 
mit den beteiligten Unternehmen. Die Gesprächspartner sind im Anhang aufgelistet. 
3.1 Unternehmen im Unternehmensnetzwerk „Kunststofftechnik Oberlausitz 
Initiative“ 
Für die Mitglieder des Unternehmensnetzwerks „Kunststofftechnik Oberlausitz Initiati-
ve“ können folgende Ergebnisse in Bezug auf Kooperationsprozesse und Innovationstä-
tigkeit festgehalten werden: 
Kommunikation in formal organisierten Netzwerken läuft bilateral, projektorientiert 
und situationsbezogen ab 
Die Kommunikation der untersuchten Unternehmen ist intensiv ausgeprägt. Fünf der 
neun befragten Unternehmen schätzen ihre Kommunikationsintensität auf einer Skala 
von weniger intensiv, intensiv und sehr intensiv als intensiv ein. Die Mitglieder kontak-
tieren sich nicht täglich, da jedes Unternehmen in erster Linie für sich selbst arbeitet. 
Für die Kontaktierung ist das Vorhandensein eines Netzwerkes nicht elementar, es hat 
aber eine unterstützende Funktion. Die Entstehung von Kooperationen und Zusammen-
arbeit basiert meist auf bilateralen Gesprächen. 
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Zu einer Zusammenarbeit kommt es in der Regel durch projektbezogenes Handeln. 
Ein kapazitätsseitiger Austausch zwischen den Mitgliedern wird situationsbezogen an-
gefragt, z. B. bei Engpass oder Überschuss von Kapazitäten. 
Die Kommunikation läuft nach dem „Wer-kann-was-Prinzip“ ab 
Unternehmen kommunizieren mit anderen Unternehmen, um Ressourcen weiterzuleiten 
oder zu übernehmen. Da keine vollständige Kenntnis darüber existiert, welche Ressour-
cen anderen Unternehmen zum Austausch zur Verfügung stehen, muss dieses über eine 
Kontaktierung in Erfahrung gebracht werden. Im Wesentlichen beinhaltet der Aus-
tausch von Ressourcen die Auslastung von Kapazitäten (Maschinen) und die Weiterga-
be von Anfragen bzw. Aufträgen. Über telefonische Kommunikation wird festgestellt, 
ob freie Kapazitäten vorhanden sind. Die Methode für das „Wer-kann-was-Prinzip“ 
besteht aus drei Schritten: „Anrufen – Abstimmen – Durchführen“. 
Persönliche Beziehungen spielen eine herausragende Rolle  
Kommunikationsprozesse im persönlichen Netzwerk4 überlagern die Kommunikation 
im formalen Netzwerk und sind für das Funktionieren der systematischen Verbindung 
sehr bedeutend. Die Existenz eines Unternehmensnetzwerkes ist kein entscheidendes 
Kriterium für Kommunikationsprozesse in der Initiative, da die Beziehungen mit einfa-
chen Geschäftsbeziehungen vergleichbar sind. Das Vorhandensein des institutionell 
organisierten Netzwerkes erhöht aber die Häufigkeit der Begegnungen und damit der 
Quantität der Kommunikation. 
Zusammenarbeit durch Austausch von Kapazitäten und gegenseitige Unterstützung 
Beim kapazitätsseitigen Austausch werden Produktionsressourcen übertragen. Falls ein 
Unternehmen mehr Arbeit hat, als es mit seinen vorhandenen Maschinen ausführen 
kann, werden Kapazitäten ausgetauscht, d. h. Teile des Auftragsvolumens werden an die 
Netzwerkpartner weitergegeben, sofern diese über freie Maschinenressourcen verfügen. 
Unter materialseitiger Unterstützung bei Engpässen wird der Austausch von Rohma-
terial verstanden. Der Markt bietet eine sehr hohe Anzahl verschiedener Materialien. Da 
keiner der untersuchten Unternehmen in der Lage ist, diese hohe Anzahl von verschie-
den Materialien im Lager bereitzustellen, können Probleme auftreten, wenn zeitnah 
Produkte realisiert werden sollen. Bei dieser Art von Engpässen liefern die Netzwerk-
partner im Rahmen ihrer Möglichkeiten Rohmaterial. 
Der durch das Netzwerk gebotene Vorteil ist ein schneller Zugang zu anderen Unter-
nehmen. Falls ein angefragtes Unternehmen einen Auftrag nicht erfüllen kann, helfen 
Kenntnisse darüber, welche Netzwerkunternehmen diesen ausführen können. Damit 
werden Aufträge in der Region belassen und nicht anderweitig vergeben. Außerdem 
besteht die Möglichkeit, reziprok einen Auftrag von einem anderen Unternehmen aus 
der Region zu erhalten. Ein weiterer Aspekt für die Netzwerkzusammenarbeit der  
„Oberlausitzer Kunststofftechnik Initiative“ ist das Akquirieren von Auftragspaketen. 
Diese Auftragspakete bestehen aus mehreren Teilpaketen. Da das Paket nur insgesamt 
ausgeschrieben wird, aber die Firmen nicht alle Leistungen anbieten können, muss es zu 
einem Zusammenschluss mehrerer Unternehmen kommen. Dadurch können Angebote 
für Auftragspakete abgeben werden. Dies erfordert von den Unternehmen genaue 
Kenntnisse darüber, welche Leistungen durch andere Unternehmen abgedeckt werden 
können („Wer-kann-was-Prinzip“). Netzwerkunternehmen kennen ihre Produkte und 
                                                 
4 Das persönliche Netzwerk wird im Folgenden als die Summe aller interpersonellen Kontakte interpretiert. 
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Produktionsmöglichkeiten, sodass sie schnell und gezielt Anfragen stellen können. 
Räumliche Nähe sehen die Befragten dabei als einen Vorteil an. 
Netzwerktreffen und Arbeitskreise sind typische Kommunikationsebenen in der 
„Kunststofftechnik Oberlausitz Initiative“, jedoch dominieren aus Kommunikationssicht 
die informellen und bilateralen Vereinbarungen. Sie sind als der Motor der Kommuni-
kationsprozesse zu bezeichnen.  
3.2 Nicht zum Unternehmensnetzwerk „Kunststofftechnik Oberlausitz  
Initiative“ gehörende Unternehmen 
Für Kunststofftechnikunternehmen, die nicht der „Kunststofftechnik Oberlausitz Initia-
tive“ angehören, sind folgende Ergebnisse zu konstatieren: 
Geringere Kommunikationsintensität 
Die Kommunikation zu anderen Kunststofftechnikfirmen ist auf ein Minimum begrenzt. 
Ein Netzwerk für die Unternehmenszusammenarbeit ist für alle Akteure dieser Gruppe 
nicht notwendig. Grund dafür ist die Bekanntschaft der Netzwerkmitglieder und der 
Unternehmen ohne Mitgliedschaft. Es wäre kein Problem, über telefonische Kommuni-
kation Unterstützung zu erfragen. Das ist jedoch eine Ausnahmesituation und bestätigt 
den weniger intensiven Kontakt zueinander. 
Kommunikation als formale Geschäftsbeziehung 
Aus obigen Erkenntnissen ergeben sich ausschließlich formale Geschäftsbeziehungen. 
Netzwerkarbeit ist dafür unerheblich. Kooperationsvereinbarungen werden immer ver-
traglich abgeschlossen. 
Für Unternehmen, die nicht am Unternehmensnetzwerk teilnehmen, sind bilaterale 
Bindungen von Vorteil. Diese haben die gänzlich freie Entscheidung, mit wem koope-
riert werden soll, dabei kann das eigene Qualitätsmanagement besser greifen. Ein Grund 
für die geringere Kommunikationsintensität sind die investiven Maßnahmen, welche 
kapazitätsseitig getätigt wurden. Da kein signifikanter Wunsch seitens der Unternehmen 
nach einer kapazitätsseitig motivierten Zusammenarbeit besteht, finden Kommunikati-
onsprozesse nicht statt. Sie werden aber auf Wunsch aktiviert. 
3.3 Gemeinsamkeiten der Kunststofftechnikunternehmen 
Neben den Unterschieden zwischen dem Unternehmensnetzwerk „Kunststofftechnik 
Oberlausitz Initiative“ angehörenden und nicht angehörenden Unternehmen können für 
alle 15 Unternehmen folgende Gemeinsamkeiten hinsichtlich der Kommunikationspro-
zesse und Innovationstätigkeit festgestellt werden: 
Räumliche Nähe beeinflusst die Kommunikationsintensität 
Die Kommunikationsintensität der Befragten zu Kunden ist räumlich unabhängig. Die 
Kunden der großen und mittleren Unternehmen sind deutschlandweit und europaweit 
verteilt. Die Kommunikationsprozesse finden primär im deutschen Sprachraum und auf 
europäischer Ebene statt. Je größer ein Unternehmen ist, desto globaler sind die Kom-
munikationsprozesse einzuordnen. Die Kunden der kleineren Unternehmen sind häufig 
regional und gelegentlich deutschlandweit verteilt. Deshalb gilt, dass Kommunikations-
prozesse vorwiegend regional gebunden sind. Dabei zeigt sich: Je kürzer die Entfernung 
zwischen Kunden und Unternehmen ist, desto intensiver sind die Kontakte zu den bran-
chenverwandten Unternehmen und Dienstleistern, weil die Reaktionszeit bei Problemen 
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kürzer ist und die Kosten dafür sinken. Die intensiven Kommunikationsprozesse führen 
zu einer spezifischen regionalen Verflechtung mit Netzwerkcharakter. Räumliche Nähe 
bettet die Akteure in eine gemeinsame Geschichte und sich überschneidende persönli-
che Netzwerke ein. Acht der befragten Unternehmen sind schon zu DDR-Zeiten in der 
Kunststofftechnik tätig gewesen und zwei von fünf der neu gegründeten Unternehmen 
haben Geschäftsführer, welche schon zu DDR-Zeiten in der Kunststofftechnikbranche 
arbeiteten. 
Unternehmensgröße und Kommunikationsintensität stehen in einem Zusammenhang 
Die interpersonelle Kommunikation läuft immer über die Geschäftsführer oder die er-
weiterte Führungsebene ab. Die Geschäftsführung der großen Unternehmen gibt in ei-
nem ersten Schritt die strategische Entscheidung für eine Zusammenarbeit. Das bestätigt 
die Beziehung zwischen den Geschäftsführern. Danach, in einem zweiten Schritt, läuft 
die Organisation der Zusammenarbeit auf der erweiterten Führungsebene ab, was die 
Mehrpersonen-Verbindungen bekräftigt. 
In mittleren und kleineren Unternehmen existiert aus Sicht der Kommunikationspro-
zesse ein strenger hierarchischer Aufbau. Die Kommunikationsintensität ist abhängig 
vom Geschäftsführer, weil die Mitarbeiter anderweitig eingebunden sind. In den kleinen 
Unternehmen tritt der Geschäftsführer persönlich als Initiator von Kooperationen mit 
anderen Geschäftsführern in Kontakt. 
3.4 Innovationstätigkeit in den Kunststofftechnikunternehmen der Oberlausitz 
Quantität und Qualität der Kommunikationsprozesse werden durch den Wissensstand 
bestimmt. Aufbauend auf dem theoretischen Konzept der Wissensgenerierung von No-
naka (2001) wird dem Konzept der Einflussfaktor Zufall additiv zur Seite gestellt.  
Nonaka betrachtet den Einflussfaktor Zufall in seinen Betrachtungen zur Entstehung 
von Wissen und Innovation nicht. Der Zufall ist bei den untersuchten Kunststofftech-
nikunternehmen mitentscheidend für die Innovationstätigkeit. 
Produktinnovationen – Innovationstätigkeit in horizontalen Kooperationen 
Produktinnovationen entstehen in dem Unternehmen in der Oberlausitz häufiger in 
branchenübergreifenden Kooperationen in einer Wertschöpfungskette als in branchenin-
ternen horizontalen Netzwerken. Die Verschneidung von zwei und mehr verschiedenen 
Wissensständen und Problemen hat die Produktinnovation zum Ziel. Diese Zusammen-
arbeit ist meist zeitlich begrenzt und in einem Projekt organisiert. Die untersuchten Un-
ternehmen beteiligen sich in projektbasierten Kooperationen entlang von Wertschöp-
fungsketten, um Produkte zu verwirklichen oder zu generieren. Die kunststoffverarbei-
tende Industrie ist eine typische Lohnfertigungsbranche, d. h. neue Produkte entstehen, 
wenn Auftraggeber ein Produkt umsetzen möchten. Die kunststoffverarbeitende Indust-
rie betreibt dafür das Prototyping, die CAD-Arbeiten und die Realisierung der Produkte 
vor materialtechnischem und produktionstechnischem Hintergrund.  
Ein weiterer Grund, warum Produktinnovationen bevorzugt in vertikalen Kooperatio-
nen entstehen, ist das schwache Ressourcenpotenzial der kleinen und mittleren Oberlau-
sitzer Unternehmen. Es äußert sich in Problemen bei der Finanzierung von Projekten 
und der Bereitstellung erforderlicher Arbeitskräfte. In der Wertschöpfungskette kann 
der Ressourcenbedarf zwischen Partnern der vertikalen Kooperation verteilt werden. 
Damit ist es möglich, in diesen Unternehmen Produktinnovationen zu generieren. 
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Prozessinnovationen – Innovationstätigkeit in horizontalen Kooperationen 
Bei der horizontalen Zusammenarbeit entstehen vorwiegend Prozessinnovationen in 
Form von Erfahrungsaustausch zu Materialien oder prozessualem Know-how-Aus-
tausch, z. B. Ansteuerung von Maschinenparks, Qualitätssicherung im Produktionspro-
zess, materialseitiges Know-how zu thermischen Erwärmungs- und Abkühlungsprozes-
sen, die Vorverarbeitung von Materialkomponenten oder der Erfahrungsaustausch zur 
Qualität bestimmter Materialien.  
Neben Innovationen ist die Verbreitung von prozessualem Know-how ein weiterer 
positiver Aspekt horizontaler Kooperationen. Die Kooperationen der Kunststofftechnik 
in der Oberlausitz beschränken sich im Kern auf den Austausch von Ressourcen. Bei-
spiele sind Maschinenressourcen, Ressourcen bei der Herstellung von Werkzeugen, der 
Fachkräfteaustausch oder auch das Nutzen von Geräten zur Kalibrierung und der Quali-
tätssicherung.  
Unter der eingangs angenommenen These zur Relevanz von Zufällen besteht ein grö-
ßeres Innovationspotenzial unter n: n-Beziehungen, weil mehr Wissensstände verknüpft 
werden und der Einfluss des Zufalls auf fruchtbare Kommunikationen steigt. Dabei 
schaffen Mehrpersonen-Beziehungen ein quantitativ höheres Potenzial an Wissensgene-
rierung als ausschließlich Geschäftsführerkontakte. 
Innovationskraft als Sprengkraft von Unternehmensnetzwerken 
Netzwerke der Oberlausitz können sich mit steigender Innovationskraft selbst auflösen 
oder zerstören. Grund dafür ist der Wunsch der Unternehmen, intern gewonnenes Wis-
sen zu schützen. Know-how-Schutz vor Konkurrenz und fremder Weiterentwicklung 
sichert das Überleben des Unternehmens. Die Befragten glauben, dass ihre Spezialisie-
rung und ihre Produkte das Bestehen sichern. 
Unternehmen, die ihre Produkte als besonders innovativ, mit hohem technischen 
Know-how und einem überdurchschnittlich hohen Anteil an Forschungs- und Entwick-
lungsaufgaben sehen, halten sich ganz bewusst aus der Netzwerkarbeit heraus. Steigen-
de Innovationstätigkeit zieht demnach eine zunehmende Sicherung der Ressourcen nach 
sich, was wiederum zur Ineffizienz der Kooperation führt und deren Existenz in Frage 
stellt. Drei der Befragten sind der Meinung, dass eine steigende Innovationstätigkeit die 
Instabilität des Netzwerkes begünstigt. Die Befragten begründen dies mit fehlender Re-
ziprozität gleichwertiger Leistungen. 
4 Schlussanmerkung 
Unter Berücksichtigung der genannten Fakten kann festgehalten werden, dass die 
Kommunikationsintensität und die Lernprozesse in der kunststoffverarbeitenden Indust-
rie von Projektarbeiten abhängig sind. Das untersuchte Unternehmensnetzwerk impli-
ziert Lernprozesse nicht zwingend. Es trägt zur Quantität der Kommunikationsprozesse 
bei und erhöht somit den Zufall für die Entstehung von Innovationen und neuem Wis-
sen. Auch Handke (2006: 41) hat festgestellt, dass Lernprozesse in Netzwerken keine 
Selbstverständlichkeit sind. Zusätzlich verringert die „Oberlausitzer Kunststofftechnik 
Initiative“ die Kommunikationsbarrieren durch einen fachlichen Bezug und durch ge-
ringere Wissensdefizite.  
Unternehmen mit besonders wissensintensiven Produkten halten sich ganz bewusst 
aus der Netzwerkarbeit heraus. Das ist nicht zuletzt durch den Schutz des internen Wis-
sens begründet, welchen die Unternehmen betreiben. Ein Netzwerk kann mit steigender 
Innovationskraft zerfallen oder die innovativsten Unternehmen ziehen sich aus Netz-
Interpersonelle Kommunikationsprozesse 
76 
werken zurück. Diese werden durch Nachrückerunternehmen ersetzt, welche durch eine 
geringere Innovationskraft und ein niedrigeres Ressourcenpotenzial gekennzeichnet 
sind.  
Es sind Potenziale für die Verbesserung der Kommunikation zwischen den Mitglie-
dern vorhanden, weil keine vollständige Kenntnis über die aktuelle Auslastung der Ko-
operationspartner besteht. Es fehlt ein zentraler Ansprechpartner, der schnell und gezielt 
Unternehmen auf regionaler Ebene an passende Partner vermittelt. Eine solche Vermitt-
lung könnte Aufträge und Auftragspakete innerhalb der Region verteilen. 
Die Untersuchung zeigt, dass brancheninterne Kommunikationsprozesse in räumli-
cher Nähe intensiver werden. Deshalb scheint die Verschneidung von überregionalen 
Netzwerken einer Branche nicht sinnvoll und ist somit bei internationalen Branchenko-
operationen zu überprüfen. 
Eine gemeinsame Geschichte, persönliche Verbindungen sowie räumliche Nähe stei-
gern die Kommunikationsintensität zwischen den Akteuren. Der komplexe Zusammen-
hang zwischen den Einflussfaktoren bedingt, dass das branchenverwandte Unterneh-
mensnetzwerk der Oberlausitz nicht künstlich installierbar ist. 
Bei den dargestellten Ergebnissen ist zu beachten, dass es sich bei der Untersuchung 
um eine qualitative Erhebung am Fallbeispiel der Oberlausitz handelt. Für eine generel-
le Übertragbarkeit der Aussagen auf andere Unternehmensnetzwerke müssen weitere 
Erhebungen durchgeführt werden. Insbesondere besteht Forschungsbedarf zum Zerfall 
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Als Forschungsinstitutionen stellen Universitäten einen Kristallisationspunkt neuen 
Wissens dar und können damit für Regionen wichtige Lieferanten des benötigten Wis-
sens sein. In Regionen kann Wissen aus den Universitäten Entwicklungen anstoßen und 
Entwicklungspfade maßgeblich beeinflussen. Zur Nutzung dieses Wissens ist es jedoch 
wichtig zu wissen, über welche Wege universitäres Wissen in die Region gelangt, wel-
chen Barrieren der Wissenstransfer unterworfen ist, welche Faktoren für eine regionale 
innovatorische Wirkung ausschlaggebend sind und welche Kriterien eine langfristige 
erfolgreiche Kooperation zwischen universitären und nichtuniversitären Partnern er-
möglichen. 
1 Wissen und Innovation als Wettbewerbsfaktoren 
Wissen spielt in unserer heutigen Gesellschaft eine wichtige Rolle (siehe Beitrag von 
Growe/von Löwis/Torns in diesem Band). Nach Thom und Harasymowicz-Birnbach 
wird es in der heutigen Gesellschaft „zur Quelle für die Schaffung nachhaltiger Wett-
bewerbspotentiale für Firmen, Institutionen, Regionen sowie ganze Länder“ 
(Thom/Harasymowicz-Birnbach 2003: 16). Auch in neueren Theorien der Regionalent-
wicklung wechselt der Blickwinkel immer stärker von exogenen Faktoren hin zu der 
Erkenntnis, dass Regionen durch ihre eigenen Potenziale ihre Entwicklungspfade bege-
hen können. Dem Wissen und der Innovation wird dabei beispielsweise im Konzept des 
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„Kreativen Milieus“ nach Fromhold-Eisebith oder der „Lernenden Region“ nach Butzin 
ein besonderer Stellenwert eingeräumt. 
Als Forschungsinstitutionen stellen Universitäten einen Kristallisationspunkt neuen 
Wissens dar, d. h. an Universitäten entsteht aufgrund der Forschungstätigkeit besonders 
häufig und besonders viel neues Wissen. Dieses neue Wissen kann die Grundlage für 
Innovationen darstellen und zur Entwicklung neuer Produkte, zu Produktverbesserun-
gen, zur Verbesserung von Abläufen im Herstellungsprozess, zur Verbesserung von 
Dienstleistungen usw. führen. Regionen, in denen sich der Standort einer Universität 
befindet, können von diesem Wissen eventuell besonders profitieren. Damit durch das 
Wissen der Universität in der Region Entwicklungen angestoßen werden können, muss 
das Wissen jedoch erst von der Universität in die Region fließen. Es ist daher von be-
sonderem Interesse, diesen Prozess des Wissenstransfers von der Universität in die Re-
gion zu betrachten. 
2 Inhalte universitären Wissenstransfers 
Das Wissen, das in der Universität vorhanden ist, kann über zahlreiche Wege in die 
Hochschulregion gelangen und verschiedene Transferinhalte umfassen (vgl. Abbil-
dung 1): 
? Von Informationstransfer wird gesprochen, wenn Know-how zwischen der Univer-
sität und ihren Partnern vermittelt wird. Informationstransfer ist damit die „Übertra-
gung von Know-how oder Forschungsergebnissen der Wissenschaftler in die Un-
ternehmen bzw. die Nutzbarmachung von Erfahrungen der Praktiker für die Univer- 
sität“ (Kuttruff 1994: 42). Informationstransfer kann beispielsweise über Broschü-
ren, Forschungsberichte, Fachzeitschriften/Veröffentlichungen, Datenbanken, Mes-
sen/Ausstellungen, Vorträge/Veranstaltungen, Seminare, Beratungen, wissenschaft-
liche Gutachten oder Prüfzeugnisse erfolgen. 
? Personaltransfer ist gegeben, wenn Wissenschaftler, aber auch Studenten in Unter-
nehmen tätig sind oder Praktiker in der Universität arbeiten. In der anwendungsbe-
zogenen Forschung wird der Personaltransfer als sehr bedeutsam eingeschätzt, da 
wissenschaftliche Erkenntnisse „über Köpfe“ in die Praxis überführt werden kön-
nen. 
? Beim Sachmitteltransfer werden dem Partner technische Kapazitäten zur Verfügung 
gestellt. Geräte, Labor- und Forschungseinrichtungen der Universität werden durch 
den Transferpartner genutzt oder andersherum. Dies kann beispielsweise auch durch 
Auftrags- oder Vertragsforschung, bei der mit einem externen Auftraggeber ein 
Vertrag über die Lösung unternehmensspezifischer Probleme abgeschlossen wird, 
geschehen. 
Ein besonderes Feld stellen Unternehmensgründungen direkt aus Hochschulen, soge-
nannte Spin-offs dar. Spin-offs sind Unternehmen, die aus der Hochschule heraus ge-
gründet werden und bei denen konkrete Forschungsergebnisse oder neue Methoden in 
das Unternehmenskonzept umgesetzt oder bei denen aufgrund der an der Hochschule 
erworbenen Kompetenzen neue Geschäftsfelder entwickelt werden. Dabei kann zum 
einen ein Informationstransfer erfolgen: Universitäten fördern neu gegründete Unter-
nehmen über Einrichtungen der Gründungsförderung, durch Beratung bei Gründungs-
vorbereitungen sowie durch die Kontaktherstellung zu technischen Fachberatern, Fach-
leuten für Finanzierungs-, Marketing- und Controllingfragen sowie zu Kapitalgebern. 
Zusätzlich zu Informationsvermittlungen ist auch Sachmitteltransfer gegeben. In einigen 
Fällen können Gründer Universitätseinrichtungen und -ressourcen nutzen, z. B. über 
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universitätseigene Existenzgründerzentren. Spin-offs stellen zudem direkt Personal-
transfer dar. 
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3 Determinanten für die regionale Wirkung universitären  
Wissenstransfers 
Die Wirkungen des universitären Wissenstransfers können sowohl regional, national als 
auch international sein. Die Existenz einer Hochschule per se ist jedoch nicht ausrei-
chend dafür, dass die Transfertätigkeit in die Hochschulregion erfolgt. Bisherige Unter-
suchungen zur regionalen innovatorischen Wirksamkeit von Hochschulen zeigen, dass 
mehr als die räumliche Nähe bestimmte Merkmale der Hochschule und der Region ent-
scheidend dafür sind, ob ein Wissenstransfer in die Region erfolgt. Im Folgenden wer-
den einige ausgewählte Determinanten erörtert. 
3.1 Determinanten seitens der Universität 
Nicht jede Universität ist gleichermaßen für innovatorische Impulse in die Region ge-
eignet. Ob die Universität für eine Zusammenarbeit mit der Hochschulregion prädesti-
niert ist, hängt von verschiedenen Merkmalen der Hochschule und ihren Forschungsak-
tivitäten ab. 
? Grundlegendes Kriterium ist eine gewisse Mindestgröße (Weibert 1999: 58 f.) mit 
einem Mindestoutput an Know-how.1 
? Entscheidend ist zudem die Person und die Persönlichkeit des Hochschullehrers. 
Über die Forschungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz ist es ihm überlassen, 
welche Themenbereiche er intensiv untersucht, welchen Regionalbezug er für Stu-
dien wählt und mit welchen Partnern er kooperiert. Persönliche Merkmale wie etwa 
Offenheit für regionale Belange, Fähigkeit zur Zusammenarbeit mit „Nicht-
Wissenschaftlern“ oder Interesse am Anwendungsbezug sind für ein Engagement in 
der und für die Region von Bedeutung. 
? Die Einbindung der Hochschulbediensteten in die regionalen Strukturen und damit 
auch die Identifikation mit regionsrelevanten Fragestellungen im administrativen, 
politischen, kulturellen, sportlichen oder wirtschaftlichen Bereich stellen für einen 
regionalen Wissenstransfer entscheidende Determinanten dar. 
? Für den Technologietransfer ist die Tradition industrieller Kontakte ein ebenso 
wichtiges Merkmal, da sie die für die Kooperation notwendige Offenheit für wirt-
schaftlich relevante Fragestellungen garantiert. 
? Günstig wirkt sich auch das Vorhandensein mehrerer öffentlicher Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen in einer Region aus, deren Potenziale Synergien bilden 
können (Fromhold-Eisebith 1992: 53). 
? Für die Regionalwirkung bedeutsam ist ebenso das Renommee der Hochschule. Je 
größer das Renommee der Universität ist, umso wichtiger sind international aner-
kannte Kooperationspartner. Damit verbunden ist ein relativ geringer Anteil regio-
naler Partner. Ausnahme hiervon sind regionale Partner, die im internationalen 
Wettbewerb führend sind und auch für renommierte Universitäten adäquate Partner 
darstellen. 
? Zudem spielen weitere Determinanten wie etwa die Informationsstrategie der 
Hochschule, der Fächerkanon und persönliche Beziehungen der Hochschullehrer 
eine Rolle bei der Frage, ob die Universität eher mit Partnern der Hochschulregion 
oder mit regionsexternen Partnern kooperiert. 
                                                 
1 Eine Definition dieser Mindestgröße wird in der Literatur nicht gegeben. 
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3.2 Determinanten seitens der Region 
Für innovatorische Impulse der Hochschule in die Region ist auch die Ausprägung 
struktureller Merkmale in der Region entscheidend. Unterschieden wird dabei zwischen 
der Ebene der Wirtschaftsstruktur, der Ebene der Merkmale ansässiger Einrichtungen 
und der Ebene der infrastrukturellen Ausstattung der Region. 
Betrachtet man die wirtschaftsstrukturellen Voraussetzungen für den regionalen Wis-
senstransfer, so stellen Zentren und Verdichtungsräume eine bevorzugte Agglomerati-
ons- und Beharrungsregion für Wissen und Know-how-intensive Unternehmen dar 
(Giese/Nipper 1984: 206 ff. und 213 ff.). Nach Giese und Nipper befinden sich in Ag-
glomerationsräumen traditionell sowohl zahlreiche Forschungseinrichtungen als auch 
Großunternehmen. Regionen mit einem hohen Anteil an kleinen und mittleren Unter-
nehmen außerhalb des High-Tech-Bereichs weisen demnach insgesamt weniger Koope-
rationen mit der regional ansässigen Hochschule auf. Die Gründe für die betriebsgrö-
ßenbezogene Differenzierung sind vielfältig, so können beispielsweise kleine und mitt-
lere Unternehmen externe Forschungs- und Entwicklungsarbeiten häufig nicht finanzie-
ren. 
Bei den Institutionen in der Region spielen vor allem Größe bzw. Beschäftigtenzahl, 
Branchenzugehörigkeit, Positionierung im Produktlebenszyklus und Besitzstruktur eine 
große Rolle dabei, ob der Wissenstransfer aus der Universität in sie hineinwirkt. Je klei-
ner ein Unternehmen ist, umso weniger nimmt es das von der Universität angebotene 
Potenzial an (Fromhold-Eisebith 1992: 57). Auch Kultur- und Sporteinrichtungen, die 
wenige Mitarbeiter und eine dünne Kapitaldecke haben, werden weniger häufig auf uni-
versitäre, kostenträchtige Hilfe zurückgreifen. 
Häufig stellt auch Skepsis bei nichtakademischen Leitern und nichtakademischem 
Führungspersonal gegenüber der Hochschule ein Kooperationshemmnis dar (Fromhold-
Eisebith 1992: 57). Die Ausbildung des leitenden Personals ist dabei von großer Bedeu-
tung. Kooperationen mit der Hochschule werden häufiger geschlossen, wenn die Unter-
nehmensleitung die universitären Strukturen durch eine eigene Hochschulbildung be-
reits kennt. Eine Orientierung an die eigene Ausbildungs-Hochschule ist dabei erkenn-
bar (Corsten 1986: 6). Der Ausbildungsabschluss ist auch für den Unternehmergeist und 
die Innovationsbereitschaft von Bedeutung. Häufig ist bei Personen mit universitären 
Abschlüssen auch eine höhere Innovationsbereitschaft zu konstatieren. Zu beachten sind 
auch regionsspezifische Mentalitätsmerkmale. Beispielsweise ist die Offenheit gegen-
über externen Beratern, die Offenheit gegenüber Personen mit höherer Ausbildung oder 
überhaupt die Kontaktfreudigkeit oder der Wunsch, mit anderen zusammenzuarbeiten, 
in verschiedenen Regionen unterschiedlich ausgeprägt. Entscheidend ist auch die regio-
nale Offenheit gegenüber Innovationen. Ist eine Region wenig offen für neue Entwick-
lungen, kann dies eine entscheidende Hürde für die Anbahnung von Kontakten mit der 
Universität darstellen. 
Für den universitären Technologietransfer ist die Branchenzugehörigkeit der Unter-
nehmen bzw. die Branchenstruktur der Region ein maßgeblicher Faktor. So ist der Be-
darf an Forschung und Entwicklung (F&E) in verschiedenen Branchen unterschiedlich 
hoch. F&E-intensive Bereiche sind beispielsweise die Luft- und Raumfahrt, Elektro-
technik, chemische Industrie und Automobilindustrie. Unternehmen dieser Branchen 
werden daher häufiger den Kontakt mit der Universität suchen als Unternehmen aus 
weniger F&E-intensiven Branchen. Ein universitärer Wissenstransfer in die genannten 
Branchen ist daher einfacher zu initiieren als in weniger F&E-intensiven Branchen. 
Weniger F&E-intensiv sind beispielsweise die Nahrungs- und Genussmittelindustrie, 
Metallerzeugung und -verarbeitung und die Textil- und Bekleidungsbranche (Arbeits-
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gemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen e. V. 1990: 16 f.). Ist eine Region 
durch weniger F&E-intensive Branchen gekennzeichnet, ist der Bedarf an neuem Wis-
sen und damit auch das Interesse, in einen Wissenstransferprozess mit der Universität 
einzutreten, eher geringer. 
Ein weiterer Faktor für die Quote des regionalen universitären wirtschaftlichen Wis-
senstransfers ist die Besitzstruktur von Unternehmen. Bei Zugehörigkeit einer regional 
verorteten Firma zu einem externen Konzern und Unterordnung unter das dortige Ma-
nagement sind die Möglichkeiten einer regionalen Orientierung der externen Know-
how-Beschaffung gering. Meist wird das zentrale Management über die Bezugsquellen 
für F&E entscheiden. Sind in einer Region relativ viele Unternehmen, die von auswärti-
gen Eignern abhängig sind, werden die Chancen eines regionalen Wissenstransfers ne-
gativ beeinflusst (Fromhold-Eisebith 1992: 59). 
Dazu kommen weitere infrastrukturelle Faktoren der Region. Für Hochtechnologie-
unternehmen stellt die Existenz leistungsfähiger Hochschulen sowie weiterer öffentli-
cher F&E-Einrichtungen eine wichtige Basis dar. Hochschulen bieten dabei hochquali-
fizierte Arbeitsplätze und formen das notwendige innovative Umfeld. Daneben sind 
weitere Voraussetzungen wie etwa die ausreichende Verfügbarkeit auch von Arbeits-
kräften aus dem nichtakademischen Bereich, günstige Büro- und Flächenangebote, eine 
gut ausgebaute Verkehrsinfrastruktur, ein gut entwickeltes und verfügbares Kapitalan-
gebot im „Venture-Capital“-Bereich (Howell 1985: 16-23)2 sowie Fühlungsvorteile der 
Firmen untereinander für ein weiteres Wachstum der High-Tech-Agglomeration not-
wendig (Fromhold-Eisebith 1992: 60). 
4 Bedeutung regionaler Partner für universitäre Kooperationen  
am Beispiel der Universität Bayreuth 
Anhand des Beispiels der Universität Bayreuth wird aufgezeigt, welche Rolle regionale 
Partner für die Universität spielen. Hierzu werden die Ergebnisse einer Untersuchung 
über universitären Wissenstransfer der Universität Bayreuth herangezogen (Hagen 
2006). 
Die nordbayerische Universität Bayreuth wurde 1975 gegründet und gehört zur 
Gruppe der relativ jungen und kleineren Universitäten. Im Wintersemester 2005/2006 
waren 9.487 Studierende an den sechs Fakultäten eingeschrieben. Die sechste Fakultät 
für Angewandte Naturwissenschaften/Ingenieurwissenschaften wurde als jüngste Fakul-
tät im Jahr 1998 ins Leben gerufen. Die Hochschulregion der Universität Bayreuth be-
steht aus den Planungsregionen Oberfranken-West, Oberfranken-Ost und Oberpfalz-
Nord. Sie ist stark industriell geprägt und war jahrelang durch die Lage am „Eisernen 
Vorhang“ gekennzeichnet. 
In der genannten Untersuchung wurden alle 191 Professoren der Universität Bayreuth 
mittels eines teilstandardisierten Fragebogens befragt. Der Rücklauf betrug 96 Fragebö-
gen, d. h. ca. 50 %. Dabei geben 75 Professoren an, Wissenstransfer zu betreiben. Die 
folgenden Darstellungen rekurrieren auf die genannte Untersuchung. 
                                                 
2  Howell stellt die Bedeutung von Venture-Capital für die Entwicklung von High-Tech-Firmen im Bereich der 
Route 128 dar. 
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Quelle: Hagen (2006: 202) 
 
4.1 Standorte der universitätsexternen Wissenstransferpartner der Universität 
Bayreuth 
Von 75 Professoren, die Wissenstransfer an der Universität Bayreuth betreiben, geben 
41 – d. h. über die Hälfte der Professoren – an, dass mindestens einer der Partner im 
Regierungsbezirk Oberfranken verortet ist. Den angrenzenden Regierungsbezirken Mit-
telfranken, Unterfranken und Oberpfalz ist mit 18, 7 und 6 Nennungen ein deutlich ge-
ringeres Gewicht beizumessen. Mit Partnern im restlichen Bayern arbeiten 37 von 75 
Professoren zusammen. 
Abb. 3:  Standorte der universitätsexternen Wissenstransferpartner der Universität  
Bayreuth (n=75) 
  
Quelle: Hagen (2006: 234) 
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4.2 Anteil der universitätsexternen Partner aus Oberfranken 
Von den 41 Professoren, die mit Partnern im Regierungsbezirk Oberfranken kooperie-
ren, haben lediglich zwei Professoren ausschließlich oberfränkische Partner. Fünf Pro-
fessoren haben mindestens zu drei Vierteln oberfränkische Partner. Bei 22 Professoren, 
d. h. ungefähr der Hälfte derer, die Partner in Oberfranken haben, stellen die oberfränki-
schen Partner jedoch nur einen relativ geringen Anteil (1 bis 25 %) der Partner dar. 
Abb. 4: Anteil der universitätsexternen Partner der Universität Bayreuth, die aus Ober- 
 franken kommen (n=41) 
Quelle: Hagen (2006: 235) 
4.3 Anzahl der Professoren differenziert nach Fakultäten mit universitäts- 
externen Partnern in Oberfranken 
Es stellt sich die Frage, ob fakultätsspezifische Unterschiede in der regionalen Orientie-
rung bestehen. Hierbei ist insbesondere die Fakultät für Mathematik und Physik zu er-
wähnen, bei der von sechs Professoren nur einer einen oberfränkischen Partner hatte. Im 
Gegensatz dazu haben von der Kulturwissenschaftlichen Fakultät von 14 Professoren 
neun einen Partner in der Hochschulregion und von der Fakultät für Angewandte Na-
turwissenschaften alle sieben Professoren. 
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass nicht alle Professoren der Universität 
Bayreuth Wissenstransfer in die Region betreiben. Damit bestätigen die Ergebnisse, 
dass das bloße Vorhandensein einer Universität für Wissenstransfer in die Region nicht 
ausreicht. Lediglich knapp über die Hälfte der Professoren haben Kontakte in den Re-
gierungsbezirk Oberfranken. Bezug nehmend auf die in Kapitel 3.2 aufgeführten De-
terminanten für einen regionalen Transfer ist hierbei zu betonen, dass Oberfranken kei-
nen Verdichtungsraum darstellt. Zudem kann Oberfranken keine Forschungseinrichtun-
gen neben der Universität aufweisen. Die Betriebsgrößenstruktur ist eher durch kleine 
und mittlere Unternehmen geprägt. Die Ergebnisse, nach denen lediglich knapp über die 
Hälfte der Professoren Wissenstransfer in den Regierungsbezirk Oberfranken betreiben, 
überraschen daher nicht. 
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Abb. 5:  Anzahl der Professoren der Universität Bayreuth nach Fakultäten mit  
universitätsexternen Partnern in Oberfranken (n=41) 
 
Quelle: Hagen (2006: 235) 
Es zeigt sich zudem deutlich, dass es hierbei fachspezifische Unterschiede gibt: Alle 
befragten Professoren der Fakultät für Angewandte Naturwissenschaften – eine ingeni-
eurwissenschaftliche Fakultät mit starken naturwissenschaftlichem Anwendungsbezug – 
kooperieren mit Partnern der Hochschulregion. Die Fakultät für Angewandte Naturwis-
senschaften findet dabei zahlreiche potenzielle Partner in der Hochschulregion vor, die 
F&E-intensiven Branchen angehören. Beispielsweise ist Oberfranken ein wichtiger 
Standort der Automobilindustrie und der Elektrotechnik. Der Kontakt zu diesen poten-
ziellen Partnern wird von der Fakultät für Angewandte Naturwissenschaften intensiv 
und aktiv gesucht. Auch hier zeigt sich, dass die theoretischen Ausführungen bestätigt 
werden können. 
5 Barrieren des universitären Wissenstransfers 
Die Barrieren des universitären Wissenstransfers werden von Fromhold-Eisebith fünf 
Kategorien zugeordnet (Fromhold-Eisebith 1992: 42 ff.). Die Untersuchung ergab, dass 
diese Kategorien seitens der Professoren der Universität Bayreuth und ihrer Partner als 
unterschiedlich bedeutsam empfunden werden (hierarchische Sortierung, beginnend bei 
der wichtigsten Barriere) (Hagen 2006: 245 ff. und 288 ff.). 
1. Informationsdefizite zwischen Nachfrage nach und Angebot an bereitstellbaren 
F&E-Leistungen durch Hochschulen 
2. Unterschiedliche Ansprüche an Forschungsvorhaben von universitärer und indus-
trieller Seite 
3. Bisherige Informationswege kleiner und mittlerer Unternehmen zu innovationsrele-
vantem Wissen und Technologie 
4. Verständigungs- und Verständnisbarrieren psychologischer, ideologischer sowie 
sprachlicher Art 




Die Ausführungen zeigen, dass universitärer Wissenstransfer unter bestimmten Voraus-
setzungen durchaus ein Instrument der Regionalentwicklung darstellen kann. Ob ein 
universitärer Wissenstransfer international, national oder regional wirkt, hängt dabei 
von verschiedenen Faktoren seitens der Hochschule und seitens der Hochschulregion 
ab. So ist beispielsweise die Persönlichkeit der Hochschullehrer bzw. ihre Offenheit und 
ihr Interesse für regionale Belange eine Grundvoraussetzung für einen Kontakt der Uni-
versität mit der Region. Ist dieses Interesse nicht vorhanden, wird der Hochschullehrer 
einen Partner außerhalb der Region wählen, womit der universitäre Wissenstransfer 
nicht in die Region wirkt. Darüber hinaus müssen in der Region Unternehmen oder In-
stitutionen vorhanden sein, die offen für Innovationen sind und einem Kontakt mit der 
Universität positiv gegenüberstehen. Besteht bei den potenziellen Partnern in der Regi-
on kein Interesse an einer Zusammenarbeit mit der Universität, so kommt ein möglicher 
Wissenstransfer ebenfalls nicht zustande. Die Ausführungen zeigen, dass zahlreiche 
weitere Faktoren, wie etwa die Tradition industrieller Kontakte, das Vorhandensein 
mehrerer öffentlicher Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen in einer Region und 
die Größe bzw. Branchenzugehörigkeit der Unternehmen in einer Region entscheidend 
dafür sind, ob zwischen Universität und Region Kontakte bestehen und ein Wissens-
transfer möglich ist. Der Wissenstransfer kann dabei über verschiedene Wege erfolgen 
und verschiedene Inhalte umfassen. Je nach Transferinhalt wird dabei zwischen Infor-
mationstransfer, Personaltransfer oder Sachmitteltransfer unterschieden. 
Als Anhaltspunkt für messbare Zahlen bezüglich des universitären Wissenstransfers 
in die Region wird in den Ausführungen auf eine Untersuchung über die Universität 
Bayreuth rekurriert. Von den befragten Professoren der Universität Bayreuth geben 
mehr als die Hälfte an, mindestens einen Partner im Regierungsbezirk Oberfranken zu 
haben. Da die Universität Bayreuth mit ungefähr 30 Jahren eine relativ junge Universi-
tät ist, ist anzunehmen, dass eine Universität mit längerer Tradition einen höheren Pro-
zentsatz regionaler Kontakte aufweisen kann. Oberfranken weist zudem mehrere für 
einen regionalen Wissenstransfer der Universität hinderliche Faktoren auf: So kann O-
berfranken keine großen öffentlichen Forschungseinrichtungen neben der Universität 
aufweisen, ist ein eher peripherer Raum und die Betriebsgrößenstruktur ist durch kleine 
und mittlere Unternehmen geprägt. 
Die Professoren der Universität Bayreuth, die Wissenstransfer in die Region betrei-
ben, sind jedoch nicht ausschließlich regional ausgerichtet, sondern haben – mit Aus-
nahme zweier Professoren – weitere Partner außerhalb der Region. Bei vielen Professo-
ren ist der Anteil der oberfränkischen Partner, gemessen an der Anzahl ihrer gesamten 
Partner, relativ gering. Hier wird deutlich, dass potenzielle regionale Partner in Konkur-
renz zu überregionalen potenziellen Partnern treten. Gewählt wird häufig der „beste“ 
Partner; es reicht in den meisten Fällen nicht aus, lediglich den Vorteil der Nähe auf-
weisen zu können. 
Die Untersuchung hat fünf Barrieren des universitären Wissenstransfers bestätigt: Die 
größte Barriere ist ein Informationsdefizit zwischen Nachfrage nach und Angebot an 
bereitstellbaren F&E-Leistungen durch die Universität. Auch unterschiedliche Ansprü-
che an Forschungsvorhaben von universitärer und industrieller Seite, bisherige Informa-
tionswege kleiner und mittlerer Unternehmen zu innovationsrelevantem Wissen und 
Technologie, Verständigungs- und Verständnisbarrieren psychologischer, ideologischer 
sowie sprachlicher Art und Probleme bei der rechtlichen Abwicklung und Finanzierung 
von F&E-Aufträgen sind Hindernisse beim universitären Wissenstransfer. Will man den 
Wissenstransfer zwischen Universität und Region intensivieren, so gilt es, diese Barrie-
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ren zu minimieren und die oben aufgeführten Voraussetzungen für einen regionalen 
Transfer zu schaffen. Erst dann kann eine Region das gesamte Potenzial an Wissens-
transfer durch die Universität nutzen und universitärer Wissenstransfer tatsächlich als 
Instrument der Regionalentwicklung genutzt werden. 
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Wissensmanagement – Ein Instrument zur Erfassung, 
Nutzung, Gestaltung und Steuerung von Wissen  
in der Regionalentwicklung 
Gliederung 
1 Zur Problemstellung – oder: Wissen in der Regionalentwicklung 
2 Konzeptionelle Vorüberlegungen: Was ist Wissen? 
2.1 Wissen, Information und Daten als Wirkungsgefüge 
2.2 Individuum und Kollektiv als Maßstab von Wissensarten 
3 Wissensmanagement – Wie kann Wissen im Planungsprozess fassbar  
gemacht werden? 
3.1 Schritt 1: Wie entsteht Wissen? 
3.2 Schritt 2: Systematische Nutzung und Weiterentwicklung von Wissen 




1 Zur Problemstellung – oder: Wissen in der Regionalentwicklung  
Wissen kann als grundlegender Baustein zur Bewältigung von Planungs- und Entwick-
lungsaufgaben bezeichnet werden. In planerisch-konzeptionellen Problemlösungsstrate-
gien wird von Projektpartnern vorhandenes Wissen eingesetzt, modifiziert, gegebenen-
falls erweitert und neues Wissen generiert. Es stellt sich die Frage, wie bewusst oder 
unbewusst vorhandenes Wissen eingesetzt und genutzt wird, und gleichzeitig wie viel 
vorhandene Leistungsfähigkeit ungenutzt bleibt, da ein potenziell vorhandener Wissens- 
und Informationspool nicht erfasst wird, ja nicht erfasst werden kann. Angesichts der 
Entwicklung hin zu einer sogenannten Wissensgesellschaft und einer immer stärker 
anwachsenden Informationsflut sieht sich auch die Raumentwicklung vor neuen He-
rausforderungen. Defizite im grundsätzlichen Umgang mit Informationen und Wissen 
und insbesondere in der Nutzung selbiger im Planungsprozess dürfen hierbei keine Rol-
le spielen oder den planerischen Fortgang gar behindern. Doch welche methodischen 
Möglichkeiten der strukturierten Erfassung von Wissen in der Regionalentwicklung 
bestehen oder sind denkbar? Gibt es Techniken und Methoden, auf die zurückgegriffen 
werden kann, wie etwa im Bereich des Regionalmanagements oder -marketings, wo 
Inhalte und Methoden der Betriebswirtschaftslehre aufgegriffen werden? Andere Fach-
gebiete, insbesondere im wirtschaftswissenschaftlichen Bereich, haben sich dem Um-
gang und der effektiveren Nutzung von vorhandenen Wissenspotenzialen in den letzten 
Jahren verstärkt gewidmet. Dort finden sich bereits erprobte Ansätze im Umgang mit 
Wissen. Daher wird eine Methodik aus diesem Bereich als Handlungsanleitung und 
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Ideengeber für die räumliche Planung herausgegriffen: das Wissensmanagement. Der 
vorliegende Aufsatz kann und will hierzu keine abgeschlossene Lösung aufzeigen oder 
gar ein neues planerisches Instrumentarium an die Hand geben. Es werden Ansätze auf-
gezeigt, wie und wo das ursprünglich betriebswirtschaftliche Wissensmanagement im 
Umgang mit Wissen in Planungsprozessen eine Rolle spielen kann und wo Grenzen der 
Anwendbarkeit sind.  
2 Konzeptionelle Vorüberlegungen: Was ist Wissen? 
Ohne einige grundlegende Definitionen und Abgrenzungen kann der Begriff Wissen 
nicht in seiner Bedeutung für die räumliche Entwicklungsplanung erfasst werden. Ins-
besondere für die spätere Anwendung des Konzeptes des Wissensmanagements sind 
einige Begrifflichkeiten und Zusammenhänge Voraussetzung, die im Folgenden kurz 
dargestellt werden.  
2.1 Wissen, Information und Daten als Wirkungsgefüge 
„Wissen bezeichnet die Gesamtheit der Kenntnisse und Fähigkeiten, die Individuen zur 
Lösung von Problemen einsetzen. Dies umfasst sowohl theoretische Erkenntnisse als 
auch praktische Alltagsregeln und Handlungsanweisungen. Wissen stützt sich auf Daten 
und Informationen, ist im Gegensatz zu diesen jedoch immer an Personen gebunden. Es 
wird von Individuen konstruiert und repräsentiert deren Erwartungen über Ursache-
Wirkungs-Zusammenhänge“ (Probst/Raub/Romhardt 2003: 22). Ein erstes grundlegen-
des Kriterium der Definition von Wissen ist, dass es entweder überprüfbar und nach-
vollziehbar, begründ- und erklärbar sein muss oder auf praktischen Erfahrungen, Er-
kenntnissen und Alltagsregeln beruht. Gleichzeitig zeigt sich hier bereits eine Schwie-
rigkeit im Umgang mit Wissen: Es gibt neben offensichtlichen und leicht zu vermitteln-
den Wissensquellen, wie z. B. Informationen und Daten, auch Wissen, das stark an Indi-
viduen gekoppelt ist und damit unter Umständen nicht ohne Weiteres allgemein zu Ver-
fügung stehen kann. 
Wissen weist darüber hinaus einen Bezug zur Realität, zum tatsächlichen Handeln auf 
und ist das Ergebnis eines menschlichen Erkenntnisprozesses. Dieser menschliche Er-
kenntnisprozess ist dynamisch; das heißt im Umkehrschluss, dass auch Wissen nicht fix 
ist, sondern sich verändern, weiterentwickeln und anpassen soll und kann. Dies ist aber 
kein unendlich sich permanent weiterentwickelnder Prozess. Vielmehr sind die Grenzen 
von Wissen in Veraltung oder Entwertung zu sehen, wobei hier das Bezugssystem die 
aktuelle Realität und die Umwelt des Wissenden ist. Damit sind weitere wesentliche 
Faktoren von Wissen bestimmt: Es ist personen- und kontextgebunden.  
Ein großes Manko im Umgang mit Wissen ist die ungenaue Verwendung der relevan-
ten Begrifflichkeiten. Wie Abbildung 1 aufzeigt, werden Daten erst dann zu Informatio-
nen „ […] wenn sie in einen Problemzusammenhang gestellt werden. Über die Erkennt-
nis und Erfahrung von Personen können Informationen dann in Wissen transformiert 
werden, das wiederum über Entscheidungssituationen zur Aktion, also aktivem Handeln 
wird“ (Gensicke 2001: 10). Zusammengefasst stellen Zeichen die erste und allgemeine 
Basis dar, aus Zeichen wiederum setzen sich Daten zusammen, die in einen Problemzu-
sammenhang gestellt zu Informationen werden. Informationen können dabei zu themati-
schen Paketen zusammengefasst und als Nachrichten weitergegeben werden. Durch 
Kommunikation als Prozess des Informationsaustausches werden Nachrichten weiter-
gegeben und nach Verarbeitung und Interpretation im Personen- und Kontextbezug zu 




Abb. 1: Der Zusammenhang von Zeichen, Daten, Information und Wissen 
  
Vorsicht ist geboten, wenn von Wissenstransfer gesprochen wird. Wird beispielswei-
se dem Gesprächspartner nicht zuviel zugemutet, wenn verlangt wird, dass er die Infor-
mationen, die er erhält, sofort in Wissen umwandeln kann? Anders gesagt: es können 
streng genommen nur Informationen transferiert werden. Wissen impliziert, dass diese 
Informationen bereits verstanden und somit vom Einzelnen in Handlungen umgewan-
delt bzw. für Aktionen genutzt werden können. Wird demnach von Wissenstransfer 
gesprochen, beinhaltet dies eigentlich zwei Schritte: den Transfer von Informationen, 
die so aufbereitet sind, dass sie beim Empfänger in einem zweiten Schritt (möglichst 
sofort) verstanden und als Wissen angewendet werden können. In Planungsprozessen – 
und nicht nur dort – muss also zunächst ein gemeinsames Verständnis und eine gemein-
same Wissensbasis zwischen den Projektpartnern vorausgesetzt werden können, damit 
Informationen problemlos transferiert werden. Ist dies der Fall, kann – wie auch im Fol-
genden – der Begriff Wissenstransfer durchaus parallel zu Informationstransfer genutzt 
werden. Neben diesen Definitionen und Wirkungszusammenhängen spielen unter-
schiedliche Arten von Wissen eine große Rolle, soll ein strukturierter Umgang mit Wis-
sen angestrebt werden. 
2.2 Individuum und Kollektiv als Maßstab von Wissensarten 
Ein zunächst sehr theoretischer, aber – wie sich später zeigen wird – wesentlicher As-
pekt im Zusammenhang mit dem Begriff Wissen sind die Maßstabsebenen von Wissen 
bzw. die unterschiedlichen Arten von Wissen. Bei der Betrachtung der verschiedenen 
möglichen Wissensarten wird im Folgenden von einem 3-Ebenen-Modell ausgegangen. 
Auf der ersten und übergeordneten Ebene befindet sich der Gesamtbestand an Wissen, 
sei es von einer Organisation oder im Rahmen einer Planungsaufgabe. Dieser Gesamt-
bestand kann dabei beispielsweise das Wissen aller Planungsbeteiligten zum Thema der 
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Planungsaufgabe sowie Literatur hierzu, Praxisbeispiele oder Ähnliches umfassen. Auf 
zweiter Ebene kann nach kollektivem oder organisationalem und individuellem Wissen 
unterschieden werden. Ersteres repräsentiert den Wissensbestand einer ganzen Unter-
nehmung, von mehreren Personen, einer Gruppe und Ähnlichem. Kollektives bzw. or-
ganisationales Wissen ist nicht automatisch mit Allgemeinwissen gleichzusetzen. Indi-
viduelles Wissen hingegen ist das Wissen einer Einzelperson. Entweder es ist exklusi-
ves Expertenwissen einer Person oder aber es ist nur dieser zugänglich.  
Abb. 2: Das 3-Ebenen-Modell der Wissensarten 
 
Auf der dritten Ebene wird dieses Wissen von einem Kollektiv wie auch einem Indi-
viduum dann nach Explizitheit in sogenanntes explizites und implizites Wissen unter-
schieden.1 Explizites Wissen ist formales Wissen in Form von Handbüchern, mathema-
tischen Formeln, technischen Daten usw. Entscheidend ist, dass dieses Wissen problem-
los weitergegeben und weiterverarbeitet werden kann. Es ist beschreibbar und lässt sich 
leicht in Worte fassen. Implizites Wissen hingegen ist, bildlich gesprochen, „in den 
Köpfen“ der Individuen. Es umfasst kognitive Wahrnehmungen und subjektive Ein-
schätzungen sowie Fertigkeiten, die auf den Erfahrungen des Einzelnen aufbauen (z. B. 
Lebenserfahrung und Berufserfahrung). Schwierig hierbei ist, dass dieses Wissen, diese 
Fähigkeiten dem Einzelnen oftmals nicht bewusst sind oder zumindest nicht so bewusst, 
dass er sie ohne Weiteres äußern und in einen Problemlösungsprozess einbringen könn-
te. Dieses Wissen ist eng verbunden mit Handlungen, die oftmals einen bestimmten Stil, 
eine bestimmte charakteristische Herangehensweise zeigen.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden:  
? Wissen ist eine grundsätzlich zwar allgegenwärtige Ressource, auf die aber nicht 
problemlos und jederzeit zugegriffen werden kann; explizites und implizites Wissen 
sind hier ein gutes Beispiel. 
? Zur Erfassung von Wissen ist das Individuum ebenso wichtig wie das Kollektiv 
oder eine Gesamtorganisation. Die Basis sind Einzelpersonen und ihre Fähigkeiten, 
Wissen weiterzugeben, aufzunehmen und weiterzuentwickeln. 
? Der implizite Wissenspool der Individuen ist ein wesentlicher Umsetzungs- und 
Erfolgsfaktor jeglicher Projektumsetzung, da der Erfahrungsschatz und die subjek-
tiven Einschätzungen Einzelner wichtige Problemlösungsfaktoren darstellen. Oft 
entstehen erst durch die Kombination von verschiedenen einzelnen Informationen 
und Erfahrungen neue Ideen oder planerische Ansätze.  
                                                 
1 Es finden sich in der Literatur weitere und weitergehende Unterscheidungen. Für die Arbeit mit Wissen im plane-
rischen Kontext hat sich die Unterscheidung nach Explizitheit als die entscheidendere herauskristallisiert. Daher wird 
sie im Folgenden in die Überlegungen einbezogen. 
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3 Wissensmanagement – Wie kann Wissen im Planungsprozess fassbar 
gemacht werden? 
Wie aber kann nun der für einen Planungsprozess erforderliche Wissenspool fassbar 
und nutzbar gemacht werden? Ein wesentlicher Schritt zur Klärung dieser Frage wird 
sein, herauszufinden, wie das grundsätzlich zur Verfügung stehende Wissen ausfindig 
gemacht werden kann – sei es das Wissen, das zu einem planerischen Kontext bereits 
vorhanden ist und genutzt werden kann, sei es das Wissen der Planenden selbst. Hierzu 
bieten die oben erwähnten Wissensarten und -spezifika ausreichend Hinweise. Was be-
nötigt wird, ist eine Struktur oder Handlungsanleitung, wie in der Regionalentwicklung 
vorgegangen werden könnte, um das je nach Planungsaufgabe relevante Wissen sicht- 
und nutzbar zu machen. Es lohnt sich hier der Blick auf die Ideen und Konzepte des 
betriebswirtschaftlichen Wissensmanagements. Hier wird der Versuch unternommen 
Wissen in unternehmerische Planungen und Handlungen strukturiert einzubeziehen. Es 
muss jedoch bereits an dieser Stelle betont werden, dass für die im Folgenden angestell-
ten Überlegungen die betriebswirtschaftliche Denkweise – Stichworte Gewinnmaximie-
rung oder Kostenminimierung – außen vor bleiben wird. Es geht vielmehr darum, die 
Struktur der Wissensidentifikation und -nutzbarmachung herauszufiltern und auf ihre 
Übertragbarkeit auf Planungsprozesse zu überprüfen. Es sei auch angemerkt, dass Ziel 
dieser Überlegungen kein abgeschlossenes und in sich stimmiges Gesamtkonzept oder 
gar eine Übertragung des betriebswirtschaftlichen Wissensmanagements zur Gänze ist. 
Es werden Diskussionsansätze und Denkanstöße dargestellt, die sicher der kritischen 
Reflexion bedürfen, dennoch aber die Diskussion um die Nutzbarmachung von Wissen 
für die Planung befördern sollen. Es soll eine Möglichkeit zum bewussten und struktu-
rierten Umgang mit Wissen im Planungsprozess aufgezeigt werden.  
In Anlehnung an das vorab Definierte können drei allgemeine Schritte ausgemacht 
werden – angefangen bei der grundlegenden Struktur eines Wissensmanagements bis 
hin zu den Möglichkeiten der Übertragbarkeit auf die räumliche Planung:  
? Wie entsteht Wissen? 
? Wie kann es systematisch genutzt und weiterentwickelt werden (= Einführung eines 
Wissensmanagements)? 
? Wie und in welchem Umfang kann das Wissensmanagement auf die Planungsschrit-
te der Regionalentwicklung übertragen werden? 
Diese drei Schritte spiegeln die Überlegungen wider, die notwendig sind, um die Me-
thodik des Wissensmanagements als Handlungsanleitung für den Planungsprozess nutz-
bar machen zu können. Im Folgenden werden diese Schritte und die ihnen zugrunde 
liegenden Konzepte erläutert.  
3.1 Schritt 1: Wie entsteht Wissen? 
Das Wissensmanagement strebt eine möglichst optimale Nutzung der Ressource Wissen 
in einer Unternehmung an. Die Notwendigkeit zum optimierten Umgang mit dieser 
Ressource hat sich für Unternehmen aufgrund einer schnell voranschreitenden Globali-
sierung und immer stärker weltweit orientierten Expansion ergeben. Durch diese Ent-
wicklungen ergeben sich Chancen und Risiken zugleich. So können in viel stärkerem 
Maße neue Märkte oder wissensintensive Produkte erschlossen werden. Zugleich veral-
tet Wissen viel schneller, genauso nimmt die Zahl der tatsächlichen und potenziellen 
Kunden rapide zu. Dies alles hat Überlegungen eines gezielten Wissensmanagements 
vorangetrieben, um durch einen strukturierten Umgang vorhandenes Wissen effektiver 
und effizienter nutzen zu können. 
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Zur systematischen Nutzung von Wissen in einer Unternehmung wird im Wissens-
management zunächst die Entstehung von Wissen näher betrachtet. Hierzu finden sich 
nach Nonaka/Takeuchi (1997: 74 ff.) vier Prozesse: Sozialisation (von implizitem zu 
implizitem Wissen), Externalisierung (von implizitem zu explizitem Wissen), Kombina-
tion (von explizitem zu explizitem Wissen) und Internalisierung (von explizitem zu im-
plizitem Wissen).2  
Sozialisation ist demnach ein Erfahrungsaustausch, bei dem implizites Wissen ent-
steht, wie etwa gemeinsame mentale Modelle oder technische Fertigkeiten. Durch Sozi-
alisation wird Wissen weitergegeben, das nicht schriftlich fixiert und ohne Personen 
transportiert werden kann, da implizites Wissen an Individuen oder Gruppen und Orga-
nisationen gebundenes Erfahrungswissen ist. Das kann bedeuten, dass Sozialisation ein 
längerer Prozess ist, der geprägt ist von individuellen Denk- und Vorgehensweisen. Die 
Erfahrungen einer Person können nicht ohne Weiteres auf eine andere übertragen wer-
den, sondern müssen in deren Handlungsprozesse aufgenommen werden. Externalisie-
rung ist die Artikulation von implizitem Wissen in explizite Konzepte, wie beispiels-
weise Metaphern, Analogien, Modelle oder Hypothesen. Dieser Schritt der Wissensent-
stehung ist sicher einer der schwierigeren und auch diffusen, da er nur schwer steuerbar 
ist. Ausgelöst wird Externalisierung durch Dialog und kollektive Reflexion eines Sach-
verhaltes. Andererseits ist dieser Schritt der Externalisierung wichtig bei der Erfassung 
und Weitergabe des Wissens der Individuen. Kombination hingegen ist wieder einfa-
cher steuer- und durchführbar. Es ist die Verknüpfung verschiedener Bereiche von be-
stehendem, explizitem Wissen durch direkte Kommunikation (z. B. Besprechungen) 
oder medial vermittelt (z. B. Dokumente, via Telefon oder Internet). Von Internalisie-
rung spricht man schließlich, wenn explizites Wissen in den impliziten Wissensbestand 
einer Einzelperson oder Gruppe übergeht, z. B. via „learning by doing“, also durch An-
wendung von explizitem Wissen.  
Für eine systematische Nutzung von Wissen muss demnach der Austausch von Do-
kumenten und anderen expliziten Wissensbeständen berücksichtigt werden, wie zwi-
schenmenschlicher Austausch und Kommunikation. Zugleich muss dem Einzelnen wie 
auch einer Gruppe oder Organisation die Möglichkeit eingeräumt werden, den eigenen 
Wissensbestand zu erweitern und anzuwenden. Das wiederum setzt voraus, dass es 
möglich sein muss, Wissensdefizite artikulieren zu können und zu dürfen und ebenso 
muss die Bereitschaft vorhanden sein, sich und seinen Wissensbestand weiterzuentwi-
ckeln. Dies sind in aller Kürze die wesentlichen Voraussetzungen der systematischen 
Nutzung und Weiterentwicklung von Wissen, dem eigentlichen Wissensmanagement. 
3.2 Schritt 2: Systematische Nutzung und Weiterentwicklung von Wissen 
Die systematische Nutzung und Weiterentwicklung von Wissen durch die Einführung 
eines Wissensmanagements kann nach Probst/Raub/Romhardt (2003) in sechs Kernpro-







                                                 
2 Dies ist in der Fülle der Literatur zu diesem Thema ein oft zitiertes einfaches und für die weitergehenden Überle-
gungen nützliches Schema. 
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Abgerundet werden diese Kernprozesse durch das anfängliche Definieren von Wis-
senszielen und eine abschließende Wissensbewertung. Diese Kernprozesse finden sich 
inhaltlich, wenn auch nicht mit exakt der gleichen Aufteilung, in weiteren Ausführun-
gen (vgl. z. B. Amelingmeyer 2002; Götz/Schmid 2004) zu diesem Thema wieder und 
sollen im Folgenden als repräsentativ gelten.  
Sollen Wissensziele für eine Unternehmung definiert werden, müssen diese von Be-
ginn an in die strategischen Überlegungen einbezogen werden. Das bedeutet, dass so-
wohl den normativen Zielen, sprich der grundlegenden Unternehmensvision, wie auch 
den strategischen, langfristigen Programmen und der operativen Umsetzung Wissen 
bzw. der strukturierte Umgang damit ein Ziel sein muss. „Die übergeordnete Zielset-
zung des Wissensmanagements besteht vor allem darin, für die Unternehmensprozesse 
das richtige Wissen in der erforderlichen Menge und Qualität zum richtigen Zeitpunkt 
am richtigen Ort verfügbar zu machen“ (Amelingmeyer 2002: 28). Sei es, dass eine 
Unternehmung das Wissen des einzelnen Mitarbeiters effektiver nutzen will oder aber 
den Wissensbestand insgesamt besser sichern und zugleich zugänglich machen möchte. 
Welche Ziele dies im Einzelnen umfassen kann, wird noch deutlicher bei Betrachtung 
der einzelnen Schritte des Wissensmanagements.  
Ein wesentlicher Schritt ist die Identifikation der bestehenden internen und externen 
Wissensquellen und -bestände. Hierbei kann auf die oben aufgeführten Möglichkeiten 
der Wissensentstehung zurückgegriffen werden. Das Individuum stellt grundsätzlich bei 
der Wissensidentifikation und auch beim Wissensmanagement allgemein die kleinste, 
jedoch wichtigste Einheit dar, ist es doch der Träger von Fähigkeiten und besitzt Intuiti-
on und Erfahrung. Aufbauend darauf ist das Wissen von Gruppen, von Mitarbeitern 
oder Teams zu berücksichtigen, ebenso das Wissen der gesamten Unternehmung bzw. 
Organisation bis hin zur Einbeziehung des im Umfeld vorhandenen Wissens. Neben 
internem Wissen spielen demnach auch externe Einflüsse und Wissensquellen ein Rolle, 
wie etwa das Wissen von Kunden, die aus der Erfahrung in der Produktnutzung Anre-
gungen und Hinweise geben können, das Wissen der Medien, die hilfreiche Informatio-
nen liefern können, oder auch das Wissen der Finanzwelt. Jede Unternehmung muss für 
sich anhand der definierten Zielsetzungen festlegen, welches Wissen relevant sein könn-
te.  
Der nächste Schritt im Wissensmanagement ist der Erwerb von Wissen. Dies ent-
springt dem betriebswirtschaftlichen Denkmuster und hat nichts mit Lernen oder ähnli-
chen Prozessen gemein. Vielmehr ist hiermit der (monetäre) Erwerb von expliziten 
Wissensträgern oder Produkten, von Software, Patenten oder Ähnlichem, gemeint.  
Wissensentwicklung als nächster Kernprozess ist die bewusste Produktion bislang 
noch nicht bestehender, jedoch benötigter Wissensbestände. Hier sei auf Schritt 1, auf 
die verschiedenen Möglichkeiten der Wissensentstehung verwiesen, die an dieser Stelle 
zum Einsatz kommen. Diese Wissensentwicklung kann auf der organisational-
kollektiven oder der individuellen Ebene geschehen. Als Schlüsselgrößen können in 
diesem Prozess Interaktion und Kommunikation zwischen den Beteiligten sowie Trans-
parenz über und Integration von vorhandenen Wissensbeständen bezeichnet werden. 
Die bereits vorhandenen und neu geschaffenen Erfahrungen müssen zur Weiterverwen-
dung gespeichert werden. Die Wissensentwicklung, die insbesondere auf der Offenle-
gung des organisationsinternen Wissens beruht, kann als der aufwändigste, aber gleich-




Bevor Wissen effektiv genutzt werden kann, muss es so verteilt werden, dass das be-
nötigte Wissen an die richtige Stelle gelangt. Hierzu müssen einerseits die Defizite und 
zugleich die Quellen zu deren Behebung identifiziert werden. Bei der Verbreitung von 
Wissen soll den Individuen und Gruppen Zugang zu jenen Wissensbeständen ermög-
licht werden, die für ihre spezifische Aufgabenstellung relevant ist. Zu beachten ist da-
bei, dass das Wissen auch verwertet, sprich verstanden werden kann und keine Über-
frachtung mit unrelevantem Wissen erfolgt. Zum anderen stellt sich die Frage, wie das 
Wissen verteilt werden kann, damit es an der „richtigen“ Stelle ankommt und möglichst 
direkt genutzt werden kann. Das bedeutet, dass es eine organisatorische Einheit oder 
Koordinierungsstelle geben muss, die die Logistik des unternehmerischen Wissens vor-
nehmen muss. Dies kann beispielsweise eine zuvor bestimme Person oder Gruppe von 
Personen federführend übernehmen. Neben dieser Wissensverteilung spielt aber auch 
die Wissensteilung, die Bereitschaft des Einzelnen zur Wissensweitergabe eine wesent-
liche Rolle. Beide Aspekte sind so eng miteinander verbunden, dass sie kaum getrennt 
voneinander zu betrachten sind und entsprechend auch von Wissens(ver)teilung in ei-
nem Wort gesprochen wird. 
Wissensnutzung schließlich ist der Kernprozess des Wissensmanagements, der die 
theoretische Vorarbeit in praktische Projekte, Konzepte oder Pläne integiert. Für eine 
erfolgreiche und effiziente Wissensnutzung sind bereits im Vorfeld Vorkehrungen zu 
treffen. So sollten die Prozesse der Wissensidentifikation, der Wissensentwicklung, des 
Wissenserwerbs und der Wissens(ver)teilung immer auch die Bedürfnisse der potenziel-
len Nutzer im Auge haben. Das Wissensmanagement muss hierfür Kontexte schaffen, in 
denen das mühsam erarbeitete Wissen auch tatsächlich genutzt wird und werden kann. 
Denkbar sind hier Maßnahmen wie etwa der Aufbau von Wissensnetzwerken, auch in 
elektronischer Form, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, „Mitarbeiter schulen Mitar-
beiter“-Konzepte oder ähnliches (vgl. Bullinger 2002: 27). Insgesamt ist ein Anreizsys-
tem zur Unterstützung der Bereitschaft zur Wissensverteilung hilfreich. Analog zur o-
ben erwähnten Teilungsbereitschaft muss auch eine zumindest minimale Nutzungsbe-
reitschaft bestehen. Diese Bereitschaft kann durch einen schnellen und einfachen 
Zugriff auf das benötigte Wissen, durch einen umfassenden und durchgängigen Wis-
senspool, durch die Verlässlichkeit der Informationen, durch eine grundsätzliche Ge-
währleistung der Sicherheit bei der Datenbewahrung und -abfrage sowie durch eine 
Kultur des Vertrauens innerhalb des Unternehmens befördert werden. 
Der Kernprozess der Wissensbewahrung stellt die gezielte Erhaltung von Erfahrun-
gen, Informationen, Dokumenten etc. dar. Diese müssen nach Relevanz selektiert, ge-
speichert und permanent aktualisiert werden. „Das Problem liegt in der Selektion zwi-
schen nicht mehr benötigtem und für die Zukunft absolut notwendigen Wissensbestand-
teilen und Wissensträgern“ (Probst/Raub/Romhardt 2003: 192).  
In engem Zusammenhang damit steht der letzte Kernprozess: die Wissensbewertung. 
Schwierig hierbei ist, dass es kaum erprobte Instrumentarien gibt, wie Wissen gemessen 
und anschließend bewertet werden kann. Einen ersten Anhaltspunkt stellen die vorab 
definierten normativen, strategischen und operativen Wissensziele dar, anhand derer 
Indikatoren zur Wissensbewertung festgelegt werden müssen. Jede Organisation muss 
folglich ihr maßgeschneidertes, kontext- und problemspezifisches Indikatorenset entwi-
ckeln, um eine Wissensevaluation durchführen zu können. Dies ist auch im Grundsatz 
die Hauptschwierigkeit, die sich bei der Einführung eines Wissensmanagementprozes-
ses stellt – im betriebswirtschaftlichen wie im planerischen Kontext: Ist der Erfolg 
messbar und wenn ja, wie? Sicher kann die Einführung eines Wissensmanagements 
bzw. die Orientierung an dessen Grundsätzen hier eine Hilfestellung sein. Durch eine 
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klare Zielformulierung wird ein erster Schritt hin zu einer Überprüfung der Zielerrei-
chung geleistet. Durch die Einbeziehung der Thematik Wissen in viele Bereiche der 
täglichen Arbeit, angefangen bei Wissensidentifikation bis zu Wissensnutzung, wird 
zudem ein bewusster Umgang mit dieser immer wichtiger werdenden Ressource er-
reicht. Dies alles leitet über zum eigentlichen Kernziel eines Wissensmanagements, das 
auch in der Planung eine wesentliche Rolle spielen kann: Das Wissensmanagement soll-
te so in die Organisations- und Umsetzungsstrukturen integriert werden, dass der be-
wusste und strukturierte Umgang mit Wissen letztlich automatisiert erfolgt. Dies ist 
sicher ein Idealbild, wie jedoch die folgenden Überlegungen zeigen sollen, ist dafür 
keine Umstrukturierung bestehender Planungsinstrumente notwendig, da die Kernpro-
zesse des Wissensmanagements in die „üblichen“ Planungsschritte integriert werden 
können.  
3.3 Schritt 3: Übertragung auf Planungsschritte der Regionalentwicklung  
Der Anspruch, ein umfassendes Wissensmanagement ein- und durchführen zu wollen, 
ohne in die Planungsschritte und -instrumentarien zu sehr verändernd einzugreifen, be-
dingt Überlegungen, die oben dargestellten Kernprozesse in den vorhandenen planeri-
schen Rahmen einzubinden. Als Orientierung sollen fünf allgemeine Planungsschritte 
dienen, die zunächst nicht nur für räumliche Planungen gelten müssen. Abbildung 3 
zeigt die Verknüpfung der Kernprozesse des Wissensmanagements mit fünf allgemei-
nen Planungsschritten auf. Diese allgemeinen Planungsschritte werden in Klammern um 
den jeweiligen Planungsschritt in der Regionalentwicklung ergänzt. Zur Verdeutlichung 
werden Beispiele aufgeführt, wie sich die Kernprozesse des Wissensmanagements in 
der Planung wiederfinden könnten. Diese Beispiele sind erste, einfache Ansätze, noch 
sehr allgemein formuliert und keinesfalls abschließend.  
Der erste Schritt im Wissensmanagement ist die Definition von Wissenszielen. Dieser 
Schritt kann in den Prozess der Darstellung der Problemstellung und Definition der 
Zielsetzung jeder räumlichen Planung integriert werden. Wichtig erscheint, dass nicht 
nur allgemeine Zielsetzungen ausgesprochen werden, wie etwa „Ziel ist, eine wissens-
basierte Regionalentwicklung zu betreiben“ oder die Proklamation einer „Region des 
Wissens“, um nur einige Schlagworte für Leitbilder oder Visionen zu nennen. Ziel muss 
es vielmehr sein, auch konkret auf die jeweilige Planungssituation zugeschnittene stra-
tegische Aussagen zu treffen. Denkbar ist hierbei beispielsweise die Einbeziehung von 
räumlichen Spezifika, wie „Wissen des Studienganges XY für Unternehmen der Region 
nutzen“ oder „Know-how-Transfer durch Zusammenarbeit von ansässigen Unterneh-
men der Branche XY“. Nur dann ist eine direkte operative Umsetzung und im Nach-
gang eine Messbarkeit der Ergebnisse gewährleistet.  
Im zweiten Schritt kann der Prozess der Wissensidentifikation in die planerische Si-
tuationsanalyse, sprich die Bestandsanalyse, integriert werden. Dies ist in der räumli-
chen Planung der Prozess der Identifikation des Vorhandenen. Neben den vorhandenen 
planerischen Gegebenheiten kann dies auch vorhandene, den weiteren Planungsprozess 
fördernde Wissensbestände umfassen, immer in Anlehnung an die planerischen Ziele. 
Dies bedeutet im Einzelfall, dass neben einer allgemeinen umfassenden Bestandsauf-
nahme ein spezieller Fokus auf die Analyse von Wissensbeständen und -quellen gelegt 
wird, die für die Entwicklung einer Region von Vorteil sein können, wie beispielsweise 
Forschungseinrichtungen und Hochschulen. In engem Zusammenhang damit steht der 
Soll-Ist-Abgleich oder auch die sogenannte SWOT-Analyse. In diese SWOT-Analyse 
können der Wissenserwerb und die Wissensentwicklung als Kernprozesse des Wis-
sensmanagements integriert werden. Nach der Identifikation der vorhandenen impliziten 
und expliziten Wissensbestände sind diese im Hinblick auf die vorab definierten Ziele 
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kritisch zu hinterfragen. Daneben gilt es, Bereiche zu definieren, in denen entweder 
Wissen extern erworben werden kann und muss, und solche, die Potenziale zur internen 
Wissensentwicklung bieten. Aus planerischer Sicht kann dies beispielsweise bedeuten, 
dass die bislang am Planungsprozess Beteiligten eine Wissenslücke nicht schließen 
können und daher nach weiteren potenziellen Wissensquellen, sprich zusätzlichen Pro-
jektpartnern, gesucht werden muss. Oder aber in der Region sind für einen erfolgreichen 
Know-how-Transfer nicht alle Voraussetzungen vorhanden, es fehlt ein Wissenszweig, 
eine Person oder Unternehmung, die diesen Zweig repräsentiert. Nun stellt sich die Fra-
ge, ob dieses Wissensdefizit intern in der Region aufgefangen werden kann, z. B. durch 
Lern- oder Weiterbildungsprozesse, oder von extern aufgefüllt werden muss. Bereits an 
dieser Stelle zeigt sich, dass die im Wissensmanagement forcierten Schritte und Überle-
gungen oft nichts Neues für die Projektplanungsphase mit sich bringen, sondern den 
bewussten und vor allem strukturierten Umgang mit Wissen zum Ziel haben.  
Abb. 3: Kernprozesse des Wissensmanagements und Planungsschritte 
 
Der vierte und sowohl für das Wissensmanagement als auch für die räumliche Pla-
nung wesentliche Schritt ist der der Wissens(ver)teilung und -nutzung. Diese Kernpro-
zesse sind in die planerischen Schritte des Konzeptes und der Maßnahmen zu integrie-
ren. Im Rahmen einer räumlichen Planung oder eines Entwicklungskonzeptes können 
Überlegungen integriert werden, wie und an welcher Stelle das relevante Wissen einge-
setzt werden kann oder auch wo und wie Defizite ausgeglichen werden können. Das 
beinhaltet einerseits eine Steuerung über gezielte Maßnahmen und zugleich ein bewuss-
tes Einsetzen von Wissensquellen im Rahmen bestimmter Maßnahmen. Es müssen bei 
Planungen Wissensquellen bestimmten Wissensdefiziten zugeordnet werden, oder an-
ders gesagt, es müssen bei planerischen Herausforderungen beispielsweise Experten 
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zusammengebracht werden, die sich auf dem Weg der Problemlösung und Umsetzung 
unterstützen und ergänzen. Planungen und Konzepte können aber auch grundsätzlich 
die Wissensbasis einer Region unterstützen, z. B. über die Schaffung von Voraussetzun-
gen für Cluster oder kreative Milieus.  
Schwieriger gestaltet sich die Frage nach der Erfolgskontrolle. In diesen Schritt kön-
nen die Wissensmanagement-Prozesse der Wissensbewahrung und -bewertung aufge-
nommen werden. Mit der Umsetzung der Maßnahmen ist eine räumliche Planung, ein 
räumliches Konzept abgeschlossen. An dieser Stelle müsste dann eine kritische Beurtei-
lung der Umsetzung erfolgen. Idealerweise umfasst diese Bewertung dann nicht nur die 
Umsetzung der Wissensziele, sondern der planerischen Zielsetzung insgesamt. Eine 
Möglichkeit der Wissensbewertung stellt die gezielte Bilanzierung von Wissen dar. 
Wissensbilanzen finden in unternehmerischen Bereichen bereits Anwendung. Eine sys-
tematische Gegenüberstellung der gesteckten und erreichten Wissensziele ist durchaus 
auch für die Planung denkbar, wobei der Fokus nicht nur auf Wissen, sondern allgemein 
auf einem Soll-Ist-Vergleich der Planungsziele insgesamt gelegt werden kann. Der As-
pekt der Wissensbewahrung beinhaltet zudem Schwierigkeiten für die räumliche Pla-
nung, die in einer Unternehmung so nicht unbedingt auftreten. Eine Unternehmung ist 
ein auf Dauer ausgelegter Verbund, während sich bei planerischen Maßnahmen Ar-
beitsgemeinschaften aus Auftraggeber und -nehmer nach der Planumsetzung wieder 
auflösen. In solchen Fällen stellt sich die Frage, wo das gesammelte Wissen gespeichert 
werden kann, um es dauerhaft für spätere Projekte zur Verfügung zu stellen. Im Endef-
fekt müsste jeder Partner für sich und seine weitere Arbeit das relevante Wissen auswer-
ten und entsprechend speichern. Denkbar ist auch die explizite Festlegung regionaler 
Experten, die Wissen zu bestimmten Themen vorhalten – seien es private oder öffentli-
che Organisationen, wie z. B. Regionalverbände, Wirtschaftsförderungseinrichtungen 
etc. Denn nur so kann auch eine permanente Aktualisierung und Weiterentwicklung 
einer Wissensbasis zu einem bestimmten Thema gewährleistet werden. (Die dauerhafte 
und unkomplizierte „Herausgabe“ des gespeicherten Wissens ist grundlegende Voraus-
setzung!)  
4 Fazit 
Auch wenn die vorangegangenen Überlegungen nur erste Ansätze und Ideen aufzeigen 
konnten, so sind die Kernprozesse des Wissensmanagements in die räumlichen Pla-
nungsschritte integrierbar. Es zeigt sich, dass kein neues Instrumentarium notwendig ist, 
sondern oft schon ein bewusster Umgang mit Wissen und Informationen ausreicht. 
Grundsätzlich sollte bei jeder räumlichen Planung, die sich das Thema Wissen auf die 
Fahnen geschrieben hat, kritisch hinterfragt werden, was Wissen wirklich leisten soll 
und kann. Es dürfen nicht zu hohe Anforderungen gestellt werden. Wesentlich sind auch 
klare Definitionen und eine eindeutige Verwendung der Begrifflichkeiten. Wissensma-
nagement ist sicher nur eine Methode und Möglichkeit des strukturierten Umgangs mit 
Wissen. Es kann eine hilfreiche Handlungsanleitung auf dem Weg zu einer wissensba-
sierten Regionalentwicklung sein, ist aber kein Allheilmittel, sondern eine Unterstüt-
zung hin zu einer effektiveren Planung und besseren Nutzung der vorhandenen Res-
sourcen, insbesondere des Faktors Wissen. Die nächste Frage, die sich stellt, ist, wie 
genau und im Detail der strukturierte Umgang mit Wissen in der Planung erfolgen kann. 
Es erscheint sinnvoller, einen Wissensmanagementprozess aus der Betriebswirtschaft 
nicht eins zu eins auf planerische Strukturen zu übertragen, sondern diese Prozesse los-
gelöst von unternehmerischem Denken als Handlungsanleitung für einen bewussten 
Umgang mit Informationen und Wissen, insbesondere von Einzelpersonen, heranzuzie-
hen. Ein nächster Schritt könnte nun die inhaltlich differenzierte Ausgestaltung der ein-
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zelnen Integrationsschritte von Wissen in die räumliche Planung anhand der Kernpro-
zesse des Wissensmanagements sein, z. B. über Indikatorensets zur Bewertung der In-
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Der Beitrag behandelt die Eigenschaften von Wissen und stellt Merkmale für ein regio-
nales Wissensmanagement heraus. Regionales Wissensmanagement kann sich einerseits 
auf die Regionalplanung als Institution beziehen und die regionalen Planungs- und Ent-
wicklungsprozesse wissensbasiert gestalten. Regionales Wissensmanagement wird an-
dererseits als Ansatz verstanden, Wissensbestände (Wissen von Unternehmen, Verwal-
tungen, Verbänden etc.) in der Region zu vernetzen und damit Wissen auszutauschen 
und neues Wissen zu generieren. Die Beiträge der Arbeitsgruppe 2 werden in diese Dis-
kussion eingeordnet, Instrumente und Gedanken für ein regionales Wissensmanagement 
sowie Forschungs- und Arbeitsfragen für die weitere Bearbeitung des Themas vorge-
stellt.  
1 Einführung in das Thema der Arbeitsgruppe 
In der Diskussion um eine wissensbasierte Stadt- und Regionalentwicklung zeigten sich 
zwei Tendenzen. Zum einen ging es um den Umgang mit Wissen und die Bedeutung 
von Wissensmanagement in der formalen Regionalplanung. Dies beinhaltet im Wesent-
lichen das interne Wissensmanagement der Institution Regionalplanung hinsichtlich 
ihrer Planungsprodukte und -prozesse. Zum anderen stand die Bedeutung von Wissen 
und Wissensmanagement in der Stadt- und Regionalentwicklung im Mittelpunkt, d. h. 
die Koordination von Wissen aus regionalwirtschaftlicher Sichtweise. In beiden Diskus-
sionen stellte sich darüber hinaus immer wieder die Frage, welche Rolle die Raumpla-
nung in diesen Prozessen einnehmen kann.  
Die Beiträge der Referentinnen und Referenten enthielten beide Zugänge. Während 
Diana Schödl die theoretische Anwendung des Wissensmanagements auf Planungspro-
zesse diskutierte, haben Fabian Torns und Hans-Peter Hege die Bemühungen der Regi-
onalverbände Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar, eine Wissensre-
gion zu entwickeln, dargestellt. Die Beiträge von Martina Hagen und Felix Erler befass-
ten sich mit der Bedeutung von Wissen und Wissenstransfer in der Regionalentwick-
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lung. Der Beitrag von Martina Hagen untersuchte die Rolle von Universitäten und des 
universitären Wissenstransfers in der Regionalentwicklung. Der Beitrag von Felix Erler 
stellte Ergebnisse zur Kommunikation und zum Informationstransfer in Netzwerken der 
Kunststofftechnik der Oberlausitz dar.  
Im Folgenden werden die Grundlagen von Wissensregionen und regionalem Lernen 
sowie Voraussetzungen von Wissensmanagement aus den Beiträgen, der Diskussion 
und dem weiteren fachlichen Hintergrund vorgestellt. Dazu wird kurz eine zusammen-
fassende theoretische Einordnung zu Wissen und Wissensmanagement gegeben, dann 
auf die Implikationen des Wissenstransfers und auf dessen spezifische Eigenschaften 
eingegangen. Schließlich wird auf anwendungsrelevante Vorgehensweisen und Instru-
mente eines Wissensmanagements in der Praxis Bezug genommen und die Rolle der 
Raum- und Regionalplanung diskutiert.  
2 Grundlagen der Wissensregionen und regionales Lernen 
Die Arbeitsgruppe wendete sich Strategien und Instrumenten einer wissensbasierten 
Stadt- und Regionalentwicklung aus unterschiedlichen Perspektiven zu. Zentral zu be-
rücksichtigen in der Diskussion um Lernen und Wissen sind die Unterscheidung zwi-
schen Daten, Information und Wissen sowie die unterschiedlichen Qualitäten und For-
men, mit denen Wissen beschrieben werden kann. Das Thema ist in seiner theoretischen 
und analytischen Auseinandersetzung abstrakt und zunächst schwer in die Praxis bzw. 
in praktische Schritte umsetzbar. Der Beitrag von Diana Schödl stellt heraus, vor wel-
chen Anforderungen Wissenschaftler und Praktiker im Umgang mit Wissen und der 
Koordination von Wissen in Städten und Regionen stehen. 
Wissen kann in systemtheoretische Wissenstypen (institutionelles Wissen, Führungs-
wissen, Produktwissen, lokales Wissen) differenziert werden (Baecker 1999; Matthie-
sen/Bürkner 2004: 70 ff.). Darüber hinaus kann die Qualität von Wissen unterschieden 
werden in sozial konstruiertes Wissen oder Prozesswissen (Roehl 2002: 20 f.). Verbunden 
sind damit unterschiedliche Formen von implizitem und explizitem Wissen sowie Mög-
lichkeiten der Kodifizierung und des Transfers dieses Wissens (Asheim/Coenen 2005; 
Asheim/Gertler 2004). Bei der Entwicklung regions- und kontextspezifisch regionaler 
Innovationspolitiken sowie der Anwendung von Wissensmanagement in der Praxis müs-
sen die Wissensformen und -zusammenhänge berücksichtigt werden, um entsprechende 
Maßnahmen, Infrastrukturen und Lernprozesse fördern zu können.  
Hilfreich für das abstrakte Verständnis des Wissenstransfers und der Wissensgenerie-
rung ist die Wissensspirale, die anschaulich verdeutlicht, wie implizites und explizites 
Wissen von und zwischen Individuen, Gruppen sowie Organisationen generiert und 
transferiert wird (Nonaka/Konno 1998; Nonaka/Takeuchi 1995) (vgl. Abbildung 1). 
Durch Sozialisierung zwischen Akteuren kann implizites Wissen weiter gegeben wer-
den. Darunter sind z. B. Fähigkeiten zu verstehen, die ein Auszubildender durch die 
Arbeit mit seinem Meister lernt. Explikation beschreibt den Prozess des „Sich-bewusst-
Machens“ von implizitem Wissen und der Externalisierung mittels Sprache, Bildern 
oder Metaphern. Durch die Kombination von explizitem Wissen kann neues Wissen 
entstehen, das wiederum durch Einbindung in einen persönlichen oder organisationalen 
Zusammenhang implizit wird. 
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Abb. 1: Wissensspirale 
  
Quelle: Nonaka/Konno (1998: 43) 
Deutlich wird die Komplexität der verschiedenen Ebenen und Formen von Wissen, 
die angewendet auf die Prozesse und Verfahren der Regionalplanung und Regionalent-
wicklung in Wirtschaftsbranchen und Planungsprozessen entsprechender Instrumente 
bedürfen (vgl. Beitrag Erler). Das Wissensmanagement nutzt dieses theoretische Ver-
ständnis (vgl. Beitrag Schödl). 
3 Konkrete Relevanz und Umsetzung von Wissen in Wissensregionen 
Der Ablauf eines idealtypischen Wissensmanagements klingt zunächst einfach (vgl. 
Beitrag Schödl): Zielsetzung, Situationsanalyse, Soll-Ist-Abgleich, Maßnahmen, Er-
folgskontrolle. Vor einer Umsetzung des Wissensmanagements in Regionalplanung und 
-entwicklung sind aber vor allem die folgenden Module näher zu bestimmen:  
? Zielbestimmung 
? Maßnahmen  
? Erfolgskontrolle 
Durch die Zielbestimmung findet die Eingrenzung der Koordination von Wissen in 
einer Region bzw. regionalen Prozessen statt. Es wird bestimmt, welches Wissen in 
welchem Kontext koordiniert werden soll. Geht es um Wissen in Planungsprozessen, 
die Einbindung von lokalem Wissen oder um die Vernetzung von Wissensträgern aus 
bestimmten Branchen einer Region, um die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern und 
wissensbasiert zu gestalten?  
Die Arbeitsgruppe diskutierte die Nutzung von Wissensmanagement vor dem Hinter-
grund, Planungsprozesse stärker wissensbasiert zu gestalten sowie als Möglichkeit, 
Wissen von ausscheidenden Planern für neue Planer zu sichern.  
Die Literatur zum Wissensmanagement stellt zahlreiche Instrumente zur Verfügung 
(Roehl 2002), um Wissen mit Hilfe von Wissenslandkarten, Mikroartikeln etc. besser zu 
koordinieren. Es gilt, diese Ansätze für die Anwendbarkeit in Planungsprozessen und 
Planungsinstitutionen zu prüfen. Es bleiben jedoch Fragen offen, wie die Koordination 
von Wissen in Planungsprozessen konkret organisiert werden kann: die Erfassbarkeit 
und Messbarkeit von Wissen sowie Wissenstransfer (Monitoring) in Planungsprozessen.  
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Insgesamt bleibt aber festzustellen, dass für ein Wissensmanagement in der Raum-
ordnung und Regionalplanung nicht zwingend neue Instrumente geschaffen werden 
müssen, sondern dass vielmehr vorhandene Planungsprozesse bewusster gestaltet wer-
den müssten.  
Die Regionalplanungsinstitutionen in Rhein-Neckar und Frankfurt/Rhein-Main haben 
das Thema der Wissensregion aufgegriffen. Dazu haben sie in einem ersten Schritt die 
Einrichtungen, die primär für Wissen stehen, und die Qualifikation der Bevölkerung 
sowie den Wissensoutput der Region in Form von Patenten analysiert. In Arbeitskreisen 
zum Thema Wissensregion haben die jeweiligen Planungsverbände mit Partnern (z. B. 
IHKs und anderen) Foren gegründet, die eine gezielte Analyse, Dokumentation, Außen-
darstellung, Identitätsstiftung, Vernetzung und Wissensgenerierung in den Regionen 
vorantreiben sollen. Neben einem Wissensatlas sollen Veranstaltungen durchgeführt 
und ein virtuelles Wissensportal eingerichtet werden (vgl. Beitrag von Hege und Torns). 
Schwieriger erscheint die Herausforderung, Wissen unterschiedlicher Branchen und 
Institutionen in der Regionalentwicklung zu koordinieren. Dabei bestehen spezifische 
Anforderungen an ein Wissensmanagement: Vielfältige Akteure einer Region aus ver-
schiedenen Sektoren und Institutionen sind bei einem Wissensmanagement einer Regi-
on mit branchenspezifischer Ausprägung gefragt. Eine Unterscheidungsmöglichkeit von 
Wissen geben Asheim/Gertler (2004), wenn sie, Bezug nehmend auf die industrielle 
Wissensbasis, zwischen analytischem (überwiegend z. B. in der Biotechnologie und 
Informationstechnologie) und synthetischem Wissen (überwiegend z. B. im Maschinen-
bau, Anlagenbau oder Schiffsbau) unterscheiden. Damit sind unterschiedliche Formen 
von implizitem und explizitem Wissen sowie Möglichkeiten der Kodifizierung und des 
Transfers dieses Wissens (Asheim/Coenen 2005; Asheim/Gertler 2004) verbunden. 
Es können entsprechend „lernende Ökonomien“ beschrieben werden, die einerseits 
auf örtliche Bindung und persönliche Kontakte angewiesen sind und andererseits auf 
„überregionale Lernnetzwerke“ zurückgreifen und die organisationale und relationale 
Nähe in Netzwerken bevorzugen. Zu Ersteren zählen beispielsweise Bereiche der in-
dustrieorientierten Dienstleistungen und zu letzterem die „global services“. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass alle Wirtschaftsbereiche global angelegt sind, aber 
unterschiedliche Anforderungen an den lokalen Standort haben (Kujath 2005). Während 
Branchen räumlich konzentrierte Wissensressourcen und die infrastrukturelle Knoten-
funktion schätzen, benötigen andere Branchen spezifische lokale Kontexte. Beispielhaft 
sollen hier verschiedene Untersuchungen angeführt werden, die kennzeichnen, dass 
regionale Innovationspolitik und Wissensmanagement kontext- und regionsspezifisch 
die wirtschaftlich-industrielle Struktur, die institutionellen Rahmenbedingungen und die 
Wissensbasis einbeziehen sollten (Asheim/Coenen 2005).  
Die Untersuchung von spezifischen klein- und mittelständischen Hochtechnologieun-
ternehmen zeigte beispielsweise, dass die regionale Ebene eine geringe Bedeutung hatte 
(Stam/Wever 2003). Die Untersuchung des Finanzsektors in Frankfurt/Main und seine 
Bestimmung durch den Bezug zur Stadtregion wird nicht wie oft angenommen durch 
den Transfer von implizitem Wissen geprägt, sondern durch halb kodfiziertes Wissen, 
das nur durch entsprechende Codes zugänglich ist. Diese Codes aber wiederum sind nur 
zu entschlüsseln, wenn man Teil des lokalen Netzwerkes ist (Lo 2003). Hier wiederum 
spielt die räumliche Nähe eine Rolle, da dieses kodifizierte Wissen nur so erlernt wer-
den kann. Ähnlich argumentiert auch Grabher, wenn er Projektökologien beschreibt 
(Grabher 2004). Ausgehend von Netzwerken als notwendige Bedingung für Regional-
entwicklung wird zwischen Netzwerken und Beziehungsgeflechten branchenspezifisch 
differenziert. Jedoch erhält das Projekt eine zentrale Bedeutung in der Zusammenarbeit 
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und Wissensgenerierung. Während in der Werbebranche Projekte mit möglichst wech-
selnden Partnern durchgeführt werden, um neues und innovatives Wissen zu generieren, 
wird in der Software-Industrie in vertrauten Projektumgebungen zusammengearbeitet, 
um neue Entwicklungen zu generieren (Grabher/Ibert 2005). Die damit verbundenen 
Netzwerkbeziehungen beschreibt Grabher mit Communality, Sociality und Connectivi-
ty. Communality zeichnet sich durch dauerhafte, intensive Beziehungen aus, die klas-
sisch als Wirtschaftsnetzwerke beschrieben werden, während Sociality flüchtige, aber 
dennoch intensive Netzwerke umfasst. Connectivity kennzeichnet Netzwerkbeziehun-
gen, die maßgeblich flüchtig und schwach und zum Beispiel internetbasiert sind (Grab-
her 2004: 285).  
Ähnliche Ergebnisse spiegelt auch der Beitrag von Felix Erler wider. Er diskutiert 
den Kommunikations- und Informationsaustausch von Unternehmen im peripheren 
Raum der Oberlausitz am Beispiel der Kunststofftechnik. Aus empirischen Untersu-
chungen leitet er ab, dass in horizontalen Netzwerken Prozessinnovationen ausgelöst 
werden und in vertikalen Netzwerken Produktinnovationen. Auch Erler stellt fest, dass 
Kommunikationsintensität und Lernprozesse projektabhängig sind. Gleichzeitig verbrei-
ten Unternehmen mit wissensintensiven Produkten ihr Wissen zurückhaltend und betei-
ligen sich eher schwach an der Netzwerkarbeit. Ausgehend vom formalen Netzwerk 
„Kunststofftechnik Oberlausitz Initiative“ findet die Zusammenarbeit bilateral, projekt-
orientiert und situationsbezogen statt. Neben dem formalen Netzwerk gibt es ein starkes 
persönliches Netzwerk, in dem Ressourcen, Informationen und Wissen nach Bedarf 
ausgetauscht werden. Für Unternehmen, die nicht im formalen Netzwerk organisiert 
sind, sind die persönlichen Kontakte bedeutender, die in der Regel bilateral eingegangen 
werden und auf Geschäftsbeziehungen beruhen.  
Martina Hagen geht in ihrem Beitrag insbesondere auf den Transfer von Wissen aus 
Universitäten in die Region ein. Universitäten können Impulse für die Region bieten, 
um Entwicklungen anzustoßen. Es kommen unterschiedliche Formen von Wissen zur 
Geltung. Differenziert wird zwischen Informationstransfer, Personaltransfer und Sach-
mitteltransfer sowie Unternehmensgründungen als besondere Form des Wissenstrans-
fers. Die Wirksamkeit der Hochschule auf die Region hängt maßgeblich sowohl von 
strukturellen Merkmalen der Hochschule als auch von der Wirtschafts- und Raumstruk-
tur der Region ab. Wiederum wird die Besonderheit des Kontextes deutlich. Darüber 
hinaus sind auch hier unterschiedliche Branchen und Themenfelder der Universität ent-
sprechend regional wirksam. So hat eine Untersuchung an der Universität Bayreuth ge-
zeigt, dass beispielsweise in der Fakultät für Angewandte Naturwissenschaften sieben 
Professoren Partner in der Region hatten, dass allerdings von den sechs Professoren der 
Fakultät für Mathematik und Physik nur einer Partner in Oberfranken hatte, dagegen 
hatten fünf Professoren Partner außerhalb der Region. Hier wird wiederum deutlich, 
welche unterschiedlichen Wissensformen eine Rolle spielen (Asheim/Gertler 2004). 
Beide Untersuchungen spiegeln den Stand der Forschung wider und stellen konkrete 
Ergebnisse zu einerseits der Kunststofftechnik und andererseits den Universitäten für 
regionale Lernprozesse zur Verfügung. Generelle Handlungsempfehlungen für eine 
wissensbasierte Entwicklung von Regionen können nicht gegeben werden, ohne eine 
Analyse der Branchen, deren Verflechtungen und Anforderungen zu bestimmen. Dabei 
sind einerseits räumliche, also regionalbezogene Aspekte (Bedingungen regionaler Nä-
he) von Interesse und andererseits strukturelle Rahmenbedingungen (Internet, Intranet, 
Ausbildungssituation) von Bedeutung. Die folgenden Schritte können als Zugang und 
Fokussierung auf dem Weg zur Wissensregion vorgeschlagen werden:  
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1. Bestimmung von Bereichen bzw. Branchen für eine wissensgestützte Entwicklung – 
Welche Branchen sollen verstärkt wissensbasiert entwickelt werden? 
2. Analyse der Anforderungen der vorhandenen Unternehmen in der Region hinsicht-
lich räumlicher und struktureller Kontexte im globalen und regionalen Wettbewerb 
– Welche besonderen Anforderungen haben diese Branchen und die darin tätigen 
Akteure? 
3. Analyse der Defizite und Bestimmung der Veränderungsanforderungen in räumli-
cher und struktureller Hinsicht – Welche Schwächen weist die Wissensökonomie 
und Wissensgesellschaft der Region auf? 
4. Kennzeichnung der besonderen Wissensformen, die für die Branchen relevant sind – 
Welches Wissen soll maßgeblich gestützt werden und welche Anforderungen hat 
dieses Wissen? 
5. Bestimmung von Instrumenten, die zur Intervention und Bewältigung der vorhande-
nen Defizite geeignet sind – Welche Instrumente des Wissensmanagements sind ge-
eignet, bessere Rahmenbedingungen zu schaffen? 
Wichtigster Zugang zu Wissen in Stadt und Region erscheinen demnach die Bran-
chen und die damit verbundenen spezifischen Netzwerkbeziehungen zu sein. Im weite-
ren Kontext stehen die wirtschaftsstrukturelle Ausstattung der Region, die institutionel-
len Rahmenbedingungen und die vorhandene Wissensbasis.  
Ziel kann sein, dass ein Wissensmanagement sich qualitativ von einem Informati-
onsmanagement unterscheidet und der Titel der Wissensregion nicht Schimäre, sondern 
praktische Realität wird. Ein Wissensmanagement kann dazu dienen, eine Strukturie-
rung, Erfassbarkeit bzw. Messbarkeit, den Transfer und Austausch, die Instrumente so-
wie Potenziale und Restriktionen der regionalen Wissensbasis herauszuarbeiten und zu 
unterstützen.  
4 Wissensregion und Wissensmanagement: Methoden und Instrumente 
sowie Relevanz der Raumplanung und Raumordnung  
Basierend auf den theoretischen Überlegungen zu Wissen und Wissensgenerierung so-
wie den Erfahrungen der betriebswirtschaftlichen Praxis (vgl. Beitrag von Schödl) erge-
ben sich für die Umsetzung eines regionalen Wissensmanagements vielfältige Anforde-
rungen an Raumplanung und Raumordnung. Dabei wird unterschieden zwischen Wis-
sensmanagement in der Regionalplanung (Wissensmanagement innerhalb einer Organi-
sation) und Wissensmanagement in der Regionalentwicklung (inter-organisationales 
Wissensmanagement). 
Ein Wissensmanagement in der Regionalplanung sollte nach Ansicht der Arbeits-
gruppe darauf abzielen, Planungsprozesse stärker wissensbasiert zu gestalten und einen 
systematischen Wissensaustausch zu ermöglichen, um schnell auf (externe) Innovatio-
nen und neue Herausforderungen zu reagieren und entsprechende Handlungsmöglich-
keiten einzuleiten (strategische Lernfähigkeit). Dabei muss ein Wissensmanagement 
? für eine bessere Koordination bzw. Integration der einzelnen Fachplanungen und 
der Raumplanung sorgen, 
? Wissen verschiedener an Planungsprozessen beteiligter Akteure bündeln und somit 
zu einer größeren Transparenz beitragen, 
? durch eine Bündelung und Konzentration der Planungsprozesse zur Vernetzung von 
Wissensbeständen und Wissensträgern beitragen und  
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? dafür sorgen, dass das Wissen z. B. von einzelnen Planern auch nach dem Aus-
scheiden aus ihrem Beruf erhalten bleibt. 
Für die Identifizierung von Wissen und die Zusammenführung von Wissensbeständen 
und Wissensträgern in Raum- und Regionalplanung können – entsprechend den Instru-
menten in Unternehmen und Organisationen – verschiedene Instrumente bedacht wer-
den, die ein Wissensmanagement unterstützen (Pawlowsky/Reinhardt 2002: 6 ff.; Brake 
2004: 119; Bullinger et al. 2002: 16): 
? Dokumenten- und Skills-Management, z. B. Online-Bibliotheken, Adressdatenban-
ken und Mikro-Artikel (vgl. auch Herrmann 2003; Willke 2004: 83 ff.) 
? Push-Dienste bzw. Change Agents 
? Search/Information Retrievals (vgl. auch Herrmann 2003; Hendrichs 2002) 
? Yellow Pages, z. B. Personenregister oder Lexika 
? Wissenslandkarten und Wissensbäume 
? Diskussionsforen und Open-Space-Ansätze sowie Symposien und Tagungen 
? Senior-Experten-Systeme (Weitergabe und -entwicklung von Erfahrungswissen) 
Gleichzeitig ergibt sich die Anforderung nach dem institutionellen Rahmen und ei-
nem organisatorischen Kern des Wissensmanagements, um die Akteurs- und Wissens-
vernetzung zu gewährleisten und Orte des Wissenstransfers zu schaffen. Bei der Umset-
zung eines Wissensmanagements in der Regionalplanung sind deshalb folgende Aspek-
te zu berücksichtigen: 
? Ein Wissensmanagement in der Raum- und Regionalplanung muss die organisatori-
schen Rahmenbedingungen so gestalten, dass die Wahrscheinlichkeit, Wissen in der 
Region effektiver zu vernetzen, erhöht wird. Dazu bedarf es einer Institution bzw. 
Organisation (z. B. Regionalplanungsstelle), die die einzelnen Wissensnetze pflegt, 
Akteure reell und virtuell miteinander vernetzt, den Umgang mit den einzelnen In-
strumenten des Wissensmanagements erleichtert und Öffentlichkeitsarbeit betreibt. 
? Das Wissensmanagement hat dafür zu sorgen, dass Wissensbestände von der indi-
viduellen Ebene auf die Gruppen- und Organisationsebene übergehen (vgl. Hanel 
2002: 16). Die Wissens(ver)teilung ist dabei in erster Linie von der Kommunikati-
onsstruktur in Organisationen (horizontal oder vertikal) und von gegenseitigem 
Vertrauen abhängig. Wissensausbreitung verlangt nicht nur entsprechende räumli-
che Voraussetzungen, sondern auch die Bereitschaft, Wissen zu teilen (Bullinger et 
al. 2002: 7; Pawlowsky 1998: 27; von Felbert 1998: 139 f.). 
? Ein Wissensmanagement in der Regionalplanung sollte darüber hinaus Spielregeln 
für Kommunikation und Partizipation festlegen und ein umfassendes Verständnis 
von Partnerschaften erzeugen, um eine Vertrauenskultur zwischen allen beteiligten 
Akteuren aufzubauen und die Partizipation für gemeinsame Visionen sowie die 
kontinuierliche Reflektion von Wissen zu gewährleisten. Entsprechenden Steue-
rungs- und Governance-Formen kommt eine große Bedeutung zu (vgl. Matthiesen 
2004: 13). 
? Ein Wissensmanagement muss Anforderungen und Regelungen für Aktualisie-
rungsprozesse und -mechanismen festlegen, um einmal erworbenes Wissen zu be-
wahren (z. B. bei Ausscheiden von Planern aus ihrem Beruf). Für eine systemati-
sche Speicherung, Aktualisierung und Weiterentwicklung von Wissen in der Regio-
nalplanung stehen Instrumente wie Online-Bibliotheken oder die personenabhängi-
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ge bzw. -unabhängige Speicherung von Daten, Informationen und Wissen zur Ver-
fügung (vgl. Bullinger et al. 2002: 31 ff.; Hanel 2002: 16 f.). 
Eine stärkere Wissensorientierung von Raum- und Regionalplanung kann nach An-
sicht der Arbeitsgruppe darüber hinaus noch erzielt werden, indem entsprechende 
raumordnerische Leitbilder und Ziele für die entsprechenden Regionen aufgestellt wer-
den. Dies setzt eine kontinuierliche Raumbeobachtung von Wissen und die Analyse der 
vorhandenen Wissensstrukturen und -potenziale voraus. Gleichzeitig ist es Aufgabe der 
Planung, den Wissensstandort durch die Bereitstellung entsprechender (technischer) 
Infrastrukturen zu stärken. 
Die Anforderungen an den organisatorischen Kern des regionalen Wissensmanage-
ments steigen, wenn Wissen unterschiedlicher Branchen und Institutionen in der Regio-
nalentwicklung (inter-organisationales Wissensmanagement) zu koordinieren ist. Bei 
der Umsetzung eines regionalen, eher wirtschaftsorientierten Wissensmanagements 
spielen daher zusätzlich die folgenden Aspekte eine Rolle: 
? Ein regionales Wissensmanagement soll (innovative) Kompetenzfelder entwickeln, 
regionale Profile schärfen und Kernkompetenzen herausarbeiten bzw. entwickeln. 
Ziel ist es, die Wissenspotenziale einzelner Erfolg versprechender Kompetenzfelder 
und Branchen zu vernetzen, um die endogenen Potenziale zu nutzen, die „eigene 
Nische“ zu finden und die Wettbewerbsfähigkeit der Region zu verbessern. Dabei 
sind die spezifischen lokalen und regionalen Kontexte zu beachten (vgl. Beiträge 
von Erler und Hagen). 
? Besonderes Augenmerk sollte ein regionales Wissensmanagement auf das Zusam-
menspiel der realen und virtuellen Ebene legen, um branchenspezifische „kreative 
Milieus“ zu schaffen. Die Treffen auf der persönlichen Ebene („Face-to-face“-
Kontakte) fördern den Zusammenhalt und schaffen ein vertrauensvolles Klima, das 
die Weitergabe bzw. Teilung von Wissen erleichtert (vgl. Risak et al. 2003). Die 
„Face-to-face“-Kommunikation wird durch virtuelle Communities bzw. Wissens-
plattformen (Web-Tools) ergänzt. Durch die systematische und standardisierte Ver-
netzung der Wissensträger und -potenziale wird regionales Wissen transparent und 
wird ständig erneuert und erweitert. 
? Dem Transfer von Wissen und der Entstehung bzw. Entwicklung von Innovationen 
kommt in wirtschaftsorientierten Wissensnetzen eine große Bedeutung zu. Kom-
munikationsintensität und Lernprozesse sind so zu gestalten, dass sich alle Akteure 
an der Netzwerkarbeit beteiligen und gleichermaßen ihr Wissen austauschen. Dabei 
kommt dem Aufbau einer gemeinsamen Vertrauenskultur durch einen organisatori-
schen Kern eine zentrale Rolle zu. Gleichzeitig gewährleistet der organisatorische 
Kern die systematische und kontinuierliche Generierung von Wissen und dessen 
Verteilung durch die Moderation der einzelnen Prozesse, für die Pflege der Web-
Tools etc. 
? Das regionale Wissensmanagement verfolgt eine verstärkte Umsetzungs- und Pro-
jektorientierung, um neues Wissen in konkreten Produkten und Verfahrensinnovati-
onen anzuwenden. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Umsetzung von Wissen in 
konkrete Handlungen und die Frage, welche Prozesse neue Erkenntnisse in Hand-
lungen, Projekte, Produkte etc. transformieren. Als mögliche Instrumente bieten 
sich innerhalb eines Wissensmanagements u. a. Lernverträge, Mentor-Programme, 
Senior-Experten-Systeme und Wissensnetze an (vgl. Pawlowsky/Reinhardt 2002: 
25 ff.; von Felbert 1998: 138). Dabei ist eine branchenspezifische Ausrichtung von 
Vorteil. 
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Die verschiedenen Werkzeuge für die Umsetzung eines regionalen Wissensmanage-
ments („Instrumentenkatalog“) sind in der Arbeitsgruppe intensiv diskutiert worden. Sie 
kennzeichnen die Vielfalt an möglichen Instrumenten und Methoden für die Organisati-
on von Wissen in Organisationen (vgl. auch Pawlowsky 1998; Senge 1998; Sen-
ge/Kleiner et al. 1997), die auch bei der Umsetzung einer wissensbasierten Regional-
entwicklung Anwendung finden können. Es bleibt aber festzuhalten, dass es sich bei der 
Anwendung der einzelnen Instrumente und Methoden bei der Gestaltung bzw. Organi-
sation der Wissensbasis einer Region lediglich um eine erste analytische Betrachtung 
handelt, die durch weitere Forschungsarbeiten zu konkretisieren sein wird. Dies gilt 
gerade vor dem kontextuellen Hintergrund von Wissen und dessen Transformation 
(Roehl 2002). Erforderlich wird nun die Konkretisierung und Ausgestaltung der formu-
lierten Anforderungen.  
Für die Verwirklichung eines regionalen Wissensmanagements – und dies gilt sowohl 
für das Wissensmanagement in der Regionalplanung als auch für das Wissensmanage-
ment in der Regionalentwicklung – erscheint zunächst eine „Politik der kleinen Schrit-
te“ sinnvoll, um die einzelnen Akteure miteinander zu vernetzen und an die Wissens-
plattform heranzuführen. Dazu sollte an vorhandenen Strukturen angesetzt werden und 
mit Hilfe von Planungsabläufen bzw. Projekten ein Verständnis für die Ressource Wis-
sen entwickelt werden. Wesentlicher Schritt dahin ist die Konzentration auf das vorhan-
dene Wissen in der Region und Regionalplanung, es zu externalisieren, zu systematisie-
ren und wiederum nutzbar zu machen.  
5 Bedarf der Raumforschung 
Ist Wissensmanagement das Wundermittel, das es Städten und Regionen ermöglicht, 
bedeutsame Entwicklungen anzustoßen und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern? 
Oder ist die gesamte Diskussion um Wissensstädte bzw. -regionen und neue Instrumen-
te und Strategien letztlich nur „alter Wein in neuen Schläuchen“? Und welche Rolle 
kommt in diesen Prozessen der Planung mit ihren Instrumenten, Strategien und Maß-
nahmen zu?  
Diese Fragen wurden in der Arbeitsgruppe intensiv diskutiert. Die Diskussionen ha-
ben gezeigt, dass ein regionales Wissensmanagement auf den ersten Blick geeignet er-
scheint, auf Basis einer systematischen und kontinuierlichen Zusammenführung und 
Vernetzung der Wissensträger und Wissensbestände Wissen zu generieren – wenngleich 
das zu vernetzende Wissen stadt- und regionalspezifisch bestimmt werden muss. Städte 
und Regionen wären damit in der Lage, wissensbasierte Entwicklungsprozesse ent-
scheidend in Richtung einer Wissensstadt bzw. Wissensregion zu beeinflussen. Aller-
dings haben die Diskussionen gezeigt, dass die beschriebenen Potenziale kritisch zu 
bewerten sind: Da es bislang lediglich vereinzelte (theoretische und praktische) und 
eher auf Unternehmen und Organisationen bezogene Ansätze für ein Wissensmanage-
ment gibt, basiert sowohl die Herleitung der Anforderungen an ein Wissensmanagement 
als auch die Beurteilung der Möglichkeiten und Grenzen auf einer qualitativen, d. h. 
einer verbal-argumentativen Begründung. Bei den hier dargestellten Überlegungen und 
den vorgeschlagenen Maßnahmen zur Entwicklung und Ausgestaltung eines Wissens-
managements handelt es sich deshalb nur um erste Ansätze bzw. Entwürfe, die durch 
weitere Forschungsarbeiten zu konkretisieren sind:  
? Wer ist in der Region verantwortlich für die Vernetzung der Wissensträger und die 
Organisation eines Wissensmanagements? Ist das Aufgabe von Raumordnung und 
Regionalplanung (Planer als Wissensmanager)?  
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? Welche neuen Handlungsfelder ergeben sich für Raumplanung und Regionalent-
wicklung? Trägt ein Wissensmanagement zur Unterstützung der formellen Regio-
nalplanung bei? Welche Schritte des Planungsprozesses können stärker wissensba-
siert organisiert werden? Wie kann die räumliche Planung über ein Wissensmana-
gement die Herausbildung von Wissens-Clustern oder Lernenden Regionen för-
dern? 
? Welche Potenziale und Defizite hat ein Wissensmanagement? In welchen Bereichen 
sollte ein Wissensmanagement Anwendung finden?  
? Wie kann die systematische Sammlung, Analyse und Bewertung von Daten und 
Informationen organisiert werden (vgl. Güldenberg/Helting 2004: 531)? Wie kann 
das relevante Wissen allen regionalen Akteuren gleichermaßen zugänglich gemacht 
werden? 
? Welche Wissensressourcen können wie genutzt werden? In welchem Umfang kön-
nen oder sollten Wissensbestände und -ressourcen strukturiert bzw. systematisiert 
erfasst werden (vgl. den Beitrag Erler)? Welche Rolle spielt dabei der Faktor der 
räumlichen Nähe? Welche Hindernisse gibt es für Lernfähigkeit und Wissensbasie-
rung in Städten und Regionen?  
? Welche Methoden und Instrumente (z. B. Metaphorik und Analogiebildung) ermög-
lichen die Nutzung impliziten Wissens auf regionaler Ebene (vgl. auch Gülden-
berg/Helting 2004: 530)? Wie kann implizites Wissen in explizite Wissensbestände 
überführt werden? Wie kann individuelles und organisationales Wissen zusammen-
geführt werden? Wie kann kollektives Wissen in Regionen entwickelt werden? Wie 
verhält sich Wissen zu aktuellen Steuerungsformen des Governance-Ansatzes? 
Welche Strategien und Instrumente sind geeignet, um das explizite bzw. implizite 
Wissen zu generieren, vernetzen, entwickeln und zu verteilen? 
? Welche Strategien sind geeignet, um die Probleme, die einer freiwilligen Wissens-
bereitstellung der einzelnen Akteure entgegenstehen, zu überwinden? Wie kann ein 
Wissensmanagement Vertrauen erzeugen? Welche Maßnahmen sind dafür zu er-
greifen? Wie können einzelne Akteure mit Ansätzen eines Wissensmanagements 
und der Wissens(ver)teilung frühzeitig vertraut gemacht werden? Wie kann eine 
Austauschlogik aussehen, bei der preisgegebenes Wissen im Gegenzug weiterent-
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Susanne Bieker, Alexandra Selz 
Formelle Planungsinstrumente in der Sackgasse? 
Gegenstand der Arbeitsgruppe 
Formelle Planungsinstrumente, d. h. Gesetze, Richtlinien und Pläne unterschiedlicher 
Planungsebenen sowie Planverfahren, dienen sowohl der Fortschreibung bestehender 
Planungsziele und -grundsätze der Raumordnung als auch der Steuerung und Lenkung 
von Prozessen sowie der Durchführung von Maßnahmen. Mit ihnen können raumrele-
vante Maßnahmen mittel- bis langfristig gebündelt und koordiniert werden. Gleichzeitig 
setzen sie einen Rahmen für die zukünftige Entwicklung eines definierten Planungs-
raumes. 
Ziele und Grundsätze stellen Planungsinstrumente auf übergeordneter Ebene dar, mit 
denen die räumliche Entwicklung beeinflusst werden kann und Rahmenbedingungen für 
die Ordnung und Entwicklung der Raum- und Siedlungsstruktur geschaffen werden 
können. Aufgrund der gegenwärtigen Entwicklungsdynamik (Demographischer Wan-
del, Globalisierung, Erweiterung der europäischen Union etc.) und der damit einherge-
henden Veränderungserfordernisse müssen Planung und Politik auf neue Herausforde-
rungen zunehmend flexibel reagieren können. Es stellt sich daher die Frage, ob die Ver-
bindlichkeit von Zielen und Grundsätzen flexibler zu gestalten ist. 
Beiträge der Arbeitsgruppe 
Anknüpfungspunkte und Input für die Diskussion in der Arbeitsgruppe geben drei 
Fachvorträge von Lisa Kofink, Stephanie Külzer und Wolfgang Jung. Sowohl Lisa Ko-
fink als auch Stephanie Külzer stellen Erfahrungen aus der Praxis dar, während Wolf-
gang Jung einen theoretischen Ansatz zur Diskussion stellt. 
Der Beitrag „Die Weiterentwicklung formeller Planungsinstrumente in Südtirol und 
deren Beitrag zur Planungskultur“ von Lisa Kofink beschreibt ein alternatives formelles 
Instrument mit informellen Elementen mit dem Fokus auf einer deutlichen Problem- 
und Situationsorientierung. Planung wird als operatives Instrument, nicht als Belastung 
oder Selbstzweck eingesetzt. 
Lisa Kofink vertritt die These, dass die Relevanz der Planung und ihrer Instrumente 
(in Südtirol) gestärkt werden muss. Aus diesem Grund ist eine Zusammenführung der 
strategischen und operativen Dimensionen notwendig. Die Planung muss wieder ein 
gesellschaftlicher Auftrag werden und die Gestaltung des Lebensraums übernehmen. 
Ein Dialog der unterschiedlichen an der Planung beteiligten Akteure wie auch ein Dia-
log über die Planung durch alle Betroffenen erscheint notwendig. 
Stefanie Külzer beschreibt „Probleme und Hemmnisse formeller Planungsverfahren 
am Beispiel des Planungsfeststellungsverfahrens Ausbau Flughafen Frankfurt Main“. 
Sie geht auf die Vor- und Nachteile eines klassisch-formellen und dabei langwierigen 
Verfahrens ein und stellt die Frage, ob die lange Planungsdauer ein Hemmnis im inter-
nationalen Wettbewerb ist. Gleichzeitig wirft sie die Frage auf, wie mit der zunehmen-
den Regelungsdichte einerseits und mit der Gefahr der Veraltung der Daten zum Ge-




Wolfgang Jung stellt einen theoretischen Ansatz zur „Systematisierung der Instru-
mente räumlicher Planung“ zur Diskussion. Er erläutert, dass der „Regime & Budget-
Ansatz“ nach Heidemann eine Grundlage zur Identifizierung geeigneter Steuerungs-
möglichkeiten für die räumliche Planung liefern kann. 
Diskussion und weiterer Forschungsbedarf 
Fragen und Thesen aus den Impulsreferaten dienen als Anknüpfungspunkte für eine 
anschließende intensive Diskussion. Das Für und Wider formeller Planungsinstrumente 
wird sowohl inhaltlich als auch bezogen auf den Verfahrensablauf und die beteiligten 
Akteure erörtert. 
Formelle Planungsinstrumente und die zugehörigen Planungsmethoden und -verfah-
ren sind die Grundlage für eine sachlich kompetente Entscheidungsfindung insbesonde-
re bei komplexen Problemstellungen. Aus diesem Grunde bedingen sie eine umfassende 
und damit meist langwierige Erfassung von Daten. Ohne eine solche Erhebung und 
Aufbereitung aller eine Planung betreffenden Rahmenbedingungen können Entschei-
dungen zwar schneller getroffen werden, sind aber eher intuitiv bzw. subjektiv geprägt. 
Das Problem als Auslöser der Planung kann vielfach nur reduziert und zumeist auch nur 
selektiv gelöst werden. Solche verkürzten Entscheidungsverfahren laufen entsprechend 
Gefahr, das eigentliche Problem nicht lösen zu können, sondern eine reine „Symptom-
behandlung“ zu betreiben. Allerdings werden im Rahmen eines formellen Planungsver-
fahrens z. T. sämtliche verfügbaren Daten erhoben. Eine gezielte Informationsgewin-
nung zur Erfassung und Lösung des tatsächlichen Problems steht nicht immer im Vor-
dergrund. Daraus resultiert eine verbreitete Abwehrreaktion der an der Planung beteilig-
ten und von der Planung betroffenen Akteure. Diese sind aufgrund der schwer zu über-
blickenden Datenlage nicht bereit, abschließende Entscheidungen zu treffen, da sie sich 
damit überfordert fühlen. Ein Umstand, der die Entscheidungsfindung häufig zusätzlich 
verzögert. 
Für die zusammengetragenen Probleme, die sich im Rahmen formeller Planverfahren 
ergeben können, werden Lösungsansätze entwickelt. Da die formellen Verfahren als zu 
komplex und teilweise zu aufwendig angesehen werden, wird eine Verschlankung emp-
fohlen. Neben einer Vermeidung von Dopplungen in unterschiedlichen Verfahren und 
einer Reduzierung der nachgeschalteten Planungsebenen wird u. a. eine Projektorientie-
rung als sinnvoll angesehen. Die Projektorientierung wird allerdings nicht nur für den 
Einsatz formeller, sondern auch für den Einsatz informeller Planungsinstrumente als 
sinnvoll eingeschätzt. Der Definition klarer Planungsziele sowohl für die Akteure als 
auch für die Adressaten der Planung, die durch einen konkreten Projektbezug gut zu 
realisieren ist, wird ein wesentlicher Erfolgsfaktor beim Einsatz formeller Instrumente 
sowie bei der Aufstellung formeller Pläne beigemessen. 
Gleichzeitig wird festgestellt, dass die aufgezeigten Lösungsansätze keine absolute 
Neuerung darstellen, sondern dass ein Wandel formeller Planungsinstrumente, der die 
angesprochenen Ansätze beinhaltet, längst begonnen hat. Die Fortsetzung dieses Pro-
zesses wird aber nicht nur als wünschenswert, sondern vielmehr als unabdingbar für 
erfolgreiche und von der breiten Bevölkerung akzeptierte Planung(sprozesse) eingestuft. 
Die Arbeitsgruppe kommt zu dem Schluss, dass formelle Planungsinstrumente kei-
nesfalls in der Sackgasse stecken. Vor allem für komplexe Fragestellungen, die einer 
Integration vieler unterschiedlicher Ansprüche und Interessen an einen Planungsraum 
bedürfen, sind formelle Planverfahren von Bedeutung. Ebenso für die Sicherung wei-
cher Standortfaktoren sind formelle Planungsinstrumente von großer Bedeutung. 
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Darüber hinaus wird die Frage diskutiert, ob informelle Instrumente und Verfahren 
als Ergänzung formeller Instrumente und Verfahren sinnvoll sind. Grundsätzlich wird 
deren ergänzender Einsatz befürwortet, da informelle Planung wesentlich öffentlich-
keitswirksamer ist. Die Betroffenheit, die auf diese Weise in der Öffentlichkeit erreicht 
werden kann, schafft ein größeres Interesse an konkreten planerischen Fragestellungen 
und Projekten. Gleichzeitig ist aber zu berücksichtigen, dass so dennoch kein umfassen-
des Verständnis komplexer Fragestellungen zu erreichen ist. 
Einige Aspekte, die in der Arbeitsgruppe angesprochen worden sind, können im 
Rahmen des Jungen Forums nicht weiter vertieft werden. Hierzu gehört die Frage, wie 
lernfähig formelle Planungsinstrumente sein dürfen und können bzw. müssen, um sich 
den sich wandelnden Anforderungen an die Planung anpassen zu können. Es wird die 
Empfehlung ausgesprochen, positive und negative Erfahrungen, die sowohl mit traditi-
onellen formellen Planungsinstrumenten als auch mit angepassten, innovativen Instru-
menten und Verfahren gemacht worden sind, zu analysieren und daraus Empfehlungen 
für die Verschlankung bzw. Weiterentwicklung bestehender formeller Planungsinstru-
mente und -verfahren abzuleiten. 
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1 Raumordnung in Südtirol 
Die Provinz Bozen-Südtirol besitzt weitreichende verwaltungspolitische Kompetenzen, 
die ihr durch das aktuell geltende Sonderstatut für die Region Trentino-Südtirol aus dem 
Jahr 1972 gesichert werden. Hierzu zählt auch die primäre Gesetzgebungskompetenz im 
Bereich der Raumordnung (Autonome Provinz Bozen-Südtirol 2003a).1 
Die Grundlage der Südtiroler Raumplanung bildet das Landesraumordnungsgesetz 
Nr. 13 vom 11. August 1997. Laut diesem Gesetz ist es Aufgabe der Raum- und Bau-
ordnung, das soziale und wirtschaftliche Gleichgewicht und die Entwicklung des Lan-
des zu sichern, die hydrogeologische Ordnung aufrechtzuerhalten und das geschichtli-
che, kulturelle und landschaftliche Erbe, die Umwelt sowie die Eigenart und Gesundheit 
der Bevölkerung zu bewahren (Landesraumordnungsgesetz für Südtirol 1997 Art. 1 
(3)).  
                                                 
1 Im Rahmen der Pariser Friedensverträge von 1946 wurde für die Provinz Bozen-Südtirol ein Schutzabkommen 
geschlossen, das die Autonomie der Südtiroler Bevölkerung garantiert und u. a. besondere Maßnahmen zum Schutz 
der Muttersprache und des Volkscharakters enthält. Ziel der Autonomie ist es, die Grundlage für ein friedliches Zu-
sammenleben der Bevölkerung zu bilden. Das Autonomiestatut trat 1972 in Kraft. Die Auseinandersetzung zwischen 
Österreich (als Schutzmacht) und Italien um die Südtiroler Autonomie wurde 1992 vor den Vereinten Nationen end-
gültig beigelegt (vgl. hierzu Autonome Provinz Bozen-Südtirol 2003a). 
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Aufgrund der geringen Flächenreserven in Gebirgsregionen besitzt die Raumordnung 
als Disziplin in Südtirol eine hohe Bedeutung. Ihre Notwendigkeit ist allgemein aner-
kannt. Sie hat jedoch mit einem negativen Image zu kämpfen. Mit der Novelle des Lan-
desraumordnungsgesetztes für Südtirol2 ist geplant, ihre praktische Relevanz weiter zu 
stärken und ihre Verbindlichkeit zu erhöhen. 
1.1 Rahmenbedingungen für die räumliche Entwicklung in Südtirol 
Die Rahmenbedingungen für die Raumentwicklung in Südtirol haben sich im letzten 
Jahrzehnt grundlegend gewandelt. Diese Periode war von einer starken Dynamik und 
von großen politischen und gesellschaftlichen Veränderungen geprägt. Zentrales Ele-
ment war die offizielle Beilegung der Differenzen zwischen Italien und Österreich be-
züglich des Autonomiestatutes der Provinz Bozen und dessen Umsetzung im Jahr 1992 
(Clementi/Woelk 2003). Diese autonomiepolitische Entwicklung zeigte weitreichende 
Wirkungen auf alle relevanten politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Sek-
toren. Auch in der Raumordnung kam es als Folge zu einem Paradigmenwechsel. War 
sie bis zu diesem Zeitpunkt auch stark von ethnischen Motiven überlagert3, so wurde sie 
in den 1990er Jahren den Bedürfnissen einer liberaleren Gesellschaft und Wirtschaft 
angepasst.  
Aktuelle Dynamiken offenbaren sich insbesondere in der zunehmenden Globalisie-
rung und Internationalisierung, in der Verbreitung der Informationstechnologie, aber 
auch in einer wachsenden Gefährdung der natürlichen Lebensgrundlagen der sensiblen 
Bergregion. Global bedeutsame Einflussfaktoren wie die Ostöffnung, die Krisensituati-
onen der südlichen Erdteile und die dadurch ausgelösten Wanderungsbewegungen, die 
Vorgaben der World Trade Organisation (vor allem hinsichtlich der Landwirtschafts-
förderung) sowie die Umsetzung der Klima-, Biodiversitäts- und Nachhaltigkeitskon-
ventionen spielen auch in Südtirol eine Rolle. Auf europäischer Ebene wirken sich u. a. 
die europäische Integration und die dazugehörenden Abkommen aus. Aus regionaler 
Sicht ist es weiterhin ein wichtiges Anliegen, die Freiheiten der Autonomie bestmöglich 
für die Entwicklung des Landes zu stärken. 
Die Südtiroler Gesellschaft wird vielfältiger und älter. In Zukunft ist mit verstärkter 
Einwanderung zu rechnen, welche die kulturelle, religiöse und sprachliche Vielfalt in 
Südtirol erhöhen wird. Die Alterung der Gesellschaft wird das Gesundheits- und Sozi-
alwesen vor neue Herausforderungen stellen. 
In wirtschaftlicher Hinsicht nimmt Südtirol europaweit eine herausragende Rolle ein. 
Das Land gehört gemessen am Bruttoinlandsprodukt zu den zehn reichsten Regionen 
(Nuts 2) Europas (Eurostat 2006). Im Jahr 2004 herrscht mit einer Arbeitslosigkeitsrate 
von 2,7 % Vollbeschäftigung (ASTAT 2005). Besonders ist hervorzuheben, dass im 
Vergleich zum restlichen Alpenbogen die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
kaum zurückgegangen ist. Strukturell bedingte Krisensignale sind allerdings im Hand-
werk oder im Tourismus bemerkbar. Im Schulbildungssektor übernimmt Südtirol eine 
Vorreiterrolle in Europa. Das Land ist einerseits durch eine schnell zunehmende techno-
logische, wissenschaftliche und kulturelle Innovation gekennzeichnet. Andererseits sind 
                                                 
2 Das geltende Raumordnungsgesetz für Südtirol von 1997 wird derzeit überarbeitet. Die neue Fassung wird vor-
aussichtlich noch 2006 durch die Landesregierung genehmigt werden und in Kraft treten. 
3 Während sich die deutsch- und ladinischsprachige Bevölkerung eher auf die ländlichen Regionen verteilte, hatte 
die italienische Sprachgruppe ihren Siedlungsschwerpunkt in Bozen. In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg 
konzentrierte sich die räumliche Entwicklung verstärkt auf das ländliche Gebiet, um die Existenz der dortigen Bevöl-
kerung zu sichern. Die Entwicklung der Städte wurde lange Zeit vernachlässigt. 
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in Südtirol nach wie vor Anzeichen der Abschottung und des Beharrens auf traditionel-
len Ansichten vorhanden.  
Probleme bereitet auch der sorglose Umgang mit dem in einem Gebirgsraum nach 
wie vor knappsten Gut: dem als Dauerlebensraum verfügbaren Grund und Boden. Die 
für eine Besiedelung grundsätzlich zur Verfügung stehende Fläche (ganzjährig bewohn-
barer Lebensraum) innerhalb der Gebirgsräume ist im Vergleich zum Alpenvorraum 
sehr gering und beschränkt die Siedlungsentwicklung auf natürliche Weise. In Südtirol 
liegt dieser Flächenanteil bei ca. 8 % der gesamten Landesfläche (ASTAT 2004). Auf 
diesem kleinen Gebietsausschnitt konzentriert sich der Großteil der menschlichen Tä-
tigkeiten. Die Einwohnerdichte im Dauersiedlungsraum entspricht mit 777 Einwoh-
nern/km² in etwa jener des Ballungsraums Rhein-Main (ASTAT 2004, ASTAT 2005, 
Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main 2006). Mit aus diesem Grund ist 
das Zusammenspiel zwischen Mensch und Territorium in Gebirgsregionen mitunter 
sehr konfliktreich. Der Einfluss des Menschen dehnt sich oft über die natürliche Tragfä-
higkeit des Raumes aus. Verschärfend wirken die geographischen und ökologischen 
Standortbedingungen wie Geländesteilheit, Naturgefahren etc.  
1.2 Die Planungsinstrumente in Südtirol 
Der Südtiroler Verwaltungsaufbau besteht aus drei Ebenen. Die oberste Ebene verkör-
pert das gesamte Land, die mittlere Ebene wird durch acht Bezirksgemeinschaften ge-
bildet und die unterste Ebene besteht aus den 116 Südtiroler Gemeinden. Das System 
der räumlichen Planung in Südtirol besteht lediglich aus zwei Ebenen: die überörtliche 
Landesplanung und die örtliche Bauleitplanung. Tabelle 1 zeigt die Zuordnung der Pla-
nungsinstrumente zu den Verwaltungsebenen. 
Tab. 1: Die Südtiroler Planungsinstrumente 
Land Landesentwicklungs- und Raumordnungsplan Landschaftsleitbild 





Der Landesentwicklungs- und Raumordnungsplan (LEROP) mit seinen Fachplänen 
ist das Steuerungsinstrument für die überörtliche Raumentwicklung (vgl. Kapitel 1.2.2), 
die Landschaftspläne und die Gemeindebauleitpläne enthalten gebietsscharfe Regelun-
gen auf örtlicher Ebene. Die Durchführungspläne beinhalten im Bauleitplan vorgesehe-
ne Maßnahmen innerhalb abgegrenzter Gebiete.  
1.2.1 Instrumente auf kommunaler Ebene 
Der Gemeindebauleitplan dient der Steuerung der Siedlungsentwicklung innerhalb der 
Gemeinde. Er enthält sowohl die vorgesehene Flächenwidmung als auch Festsetzungen 
zu Art und Maß der baulichen Nutzung. Zu den Festsetzungen zählen u. a. die Darstel-
lung der wichtigsten Verkehrsnetze, die Abgrenzung von Flächen nach ihrer Funktion 
einschließlich Bebauungsvorschriften, Flächen von öffentlichem Belang sowie Einrich-
tungen der technischen Infrastruktur (Landesraumordnungsgesetz für Südtirol 1997 Art. 
15 (1a-e)). Der Gemeindebauleitplan ist auf unbegrenzte Zeit gültig, er muss jedoch 
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nach zehn Jahren erneut per Gemeinderatsbeschluss bestätigt werden. Genehmigungsin-
stanzen sind der Gemeinderat und die Südtiroler Landesregierung. 
Zur planerischen Gestaltung von im Bauleitplan vorgesehenen Erweiterungszonen 
(Wohnen oder Gewerbe) werden Durchführungspläne erstellt. Diese Pläne enthalten 
sowohl die aktuelle Nutzung mit ihrer Intensität (vornehmlich Baumasse) sowie die 
zukünftige Flächen- und Gebäudenutzung samt detaillierter Angaben zu Erschließung, 
Versorgung und Bauvolumen. Ebenfalls Teile des Durchführungsplans sind eine vorläu-
fige Kostenberechnung für die Infrastrukturanlagen und weitergehende Durchführungs-
bestimmungen (Landesraumordnungsgesetz für Südtirol 1997 Art. 38, 45).  
Die Landschaftspläne der Gemeinden Südtirols sind die Instrumente des Landschafts- 
und Naturschutzes. Ihr Hauptziel ist die Erfassung, Bewertung und Unterschutzstellung 
hochwertiger Landschaftsausschnitte oder -objekte. Außerdem beinhalten sie konkrete 
Nutzungsbestimmungen für die ausgewiesenen Schutzgüter. Das Landschaftsleitbild für 
Südtirol sieht vor, die Landschaftspläne zukünftig auszuweiten, indem verstärkt Aspek-
te der Landschaftspflege und Landschaftsentwicklung integriert werden (Autonome 
Provinz Bozen-Südtirol 2003b). 
1.2.2 Der Landesentwicklungs- und Raumordnungsplan 
Der LEROP ist das überörtliche Instrument der Südtiroler Raumplanung. Er dient als 
Leitbild für die räumliche, soziale und wirtschaftliche Entwicklung des Landes. Seine 
primäre Aufgabe ist es, die Grundsätze und Ziele für eine geordnete wirtschaftliche, 
kulturelle und soziale Entwicklung der Bevölkerung in Südtirol zu setzen (Landesraum-
ordnungsgesetz für Südtirol 1997 Art. 5 (2)). Er schafft die planerischen Rahmenbedin-
gungen für eine ausgewogene Entwicklung, die der Bevölkerung langfristig die Exis-
tenzgrundlage und eine hohe Lebensqualität sichert.  
Der LEROP ist ein Instrument, das zwei Planungsdimensionen enthält: Er ist einer-
seits strategisches Programm für die Raumentwicklung, andererseits ist er reglementie-
render Plan. Auf Grund des inhaltlichen Zusammenhangs beider Dimensionen ist es die 
Absicht der Landesregierung, die programmatischen Aussagen und Ziele direkt mit ih-
rer planerischen und räumlichen Umsetzung zu verknüpfen (Autonome Provinz Bozen-
Südtirol 1995).  
Bestandteile des LEROP sind eine umfassende Situationsanalyse, allgemeine the-
menübergreifende Grundsätze, detaillierte Ziele und Maßnahmen sowie ein Projektkata-
log. Die Grundsätze formulieren abstrakte Leitlinien, an denen sich Politik und Verwal-
tung orientieren sollen. Die Ziele und Maßnahmen hingegen stellen sektoral gegliederte 
und problembezogene Vorschriften dar. Der Projektkatalog enthält eine Liste mit Vor-
haben, die von besonderem Landesinteresse und interdisziplinär umzusetzen sind. Integ-
rierte, aber eigens zu erarbeitende Bestandteile bilden die 14 Fachpläne.4 Diese beinhal-
ten detaillierte thematische Regelungen, die über den übergeordneten Charakter des 
LEROP hinausgehen.  
Die formelle Geltungsdauer des LEROP ist auf zehn Jahre festgeschrieben. Nach Ab-
lauf dieser Periode sind die Inhalte an die geänderten Rahmenbedingungen anzupassen. 
Die inhaltlichen Aussagen des LEROP umfassen jedoch sowohl kurz- als auch mittel- 
und langfristige Perspektiven.  
                                                 
4 Die folgenden Fachpläne waren zu erarbeiten: Landschaftsschutz, Luft und Lärm, Bodenschutz, Gefahrenzonen, 
Sanität, Soziales, Sportstätten, Bildung, Energie, Wasser, Abfallwirtschaft und Entsorgung, Steinbrüche und Schot-
tergewinnung, Transport sowie Aufstiegsanlagen und Skipisten. 
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Der LEROP wird als Landesgesetz von der Landesregierung beschlossen und dient 
als Richtschnur politischer Entscheidungen und des Verwaltungshandelns. Mit Aus-
nahme der Situationsanalyse sind seine Inhalte damit rechtsverbindlich. Die allgemei-
nen Grundsätze fungieren als programmatische Orientierung für Gesetzgebung, Recht-
sprechung und Verwaltung. Die Ziele sind von den Behörden bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu beachten und bei der Programm- und Maßnahmenentwicklung zu berück-
sichtigen. Dem LEROP entgegenstehende Gesetze, Vorschriften und Programme wer-
den zwar nicht automatisch ungültig, es besteht jedoch eine Anpassungspflicht (Auto-
nome Provinz Bozen-Südtirol 1995). 
2 Zukünftige Handlungserfordernisse für die Südtiroler Landesplanung 
Das Raumordnungsgesetz sieht vor, den LEROP alle zehn Jahre zu überarbeiten (Lan-
desraumordnungsgesetz für Südtirol 1997 Art. 10). Aus diesem Grund initiierte die 
Landesregierung 2005 die Fortschreibung des Planes. Es ist notwendig, den LEROP als 
wichtigstes überörtliches Planungsinstrument an die aktuellen Rahmenbedingungen 
anzupassen. 
Ausgangspunkt für die Fortschreibung war eine kritische Diskussion und Untersu-
chung des geltenden LEROP. Es wurde hinterfragt, welche Ansätze und Bestandteile 
des Plans auch für die Zukunft tauglich und welche Teile verbesserungswürdig sind. 
Um diese Fragen beantworten zu können, wurde ein Stärken- und Schwächen-Profil des 
aktuellen LEROP als überörtliches Planungsinstrument erarbeitet, das im Folgenden 
vorgestellt wird.  
2.1 Analyse des LEROP 2000 
Das Ziel der Studie zum LEROP 2000 war es, diesen als strategisches Planungsinstru-
ment zu bewerten und ihn an die Anforderungen seitens der zukünftigen Anwender an-
zupassen. Es galt, sowohl das inhaltliche als auch das formale Optimierungspotenzial 
des Instruments zu ermitteln. Seine Stärken bei der Verwirklichung einer nachhaltigen 
räumlichen Entwicklung sollten identifiziert und entwickelt sowie seine Schwächen in 
dieser Hinsicht ausgeglichen werden. Die Ergebnisse der Untersuchung fließen im An-
schluss in die Fortschreibung des LEROP 2010 mit ein.  
2.1.1 Methodik 
Die für die Studie benötigten Informationen wurden mit Hilfe einer empirischen Unter-
suchung ermittelt. Zu diesem Zweck wurden 147 persönliche Interviews geführt. Be-
fragt wurden Personen, die innerhalb der letzten zehn Jahre potenziell mit dem LEROP 
2000 hätten arbeiten können oder sollen. Zu der Gruppe gehörten daher vor allem Ver-
treter der öffentlichen Verwaltung, insbesondere auf Landes- und Bezirksebene. Aber 
auch Angehörige von lokalen Unternehmen oder von Interessensverbänden, die von der 
Regionalpolitik betroffen sind, wurden befragt. Außerdem wurden 19 von 116 Gemein-
desekretären per Zufallsprinzip für die Befragung ausgewählt.  
Vor Beginn der Interviews wurde ein Leitfaden für die Befragung entwickelt. Dieser 
Leitfaden orientierte sich am Ansatz des strukturierten Interviews (vgl. hierzu Bortz/Dö-
ring 2003). Er enthielt Fragen zu den folgenden Themenkomplexen: 
? Umgang mit dem LEROP 2000 (Zweck und Häufigkeit der Verwendung im Rah-
men der jeweiligen Tätigkeit) 
? Zukünftige inhaltliche und formelle Ausrichtung 
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? Bewertung des inhaltlichen Nutzens und der Relevanz des LEROP 2000 sowie sei-
ner Bestandteile für die räumliche Planung 
? Funktion, Anwendbarkeit und Umsetzbarkeit des LEROP 
? Partizipativer Planungsansatz 
Die Ergebnisse der Befragung wurden mit Hilfe einer SWOT-Analyse (vgl. hierzu 
Europäische Kommission 1999a) ausgewertet. Auf diese Weise konnte der Zusammen-
hang des LEROP mit den aktuellen und künftigen Rahmenbedingungen hergestellt wer-
den. Die Resultate der SWOT-Analyse stellen somit die Ansatzpunkte für die Überar-
beitung des Landesentwicklungs- und Raumordnungsplans für Südtirol dar. 
2.1.2 Resultate und Beurteilung 
Von 147 Befragten in der Studie hatten lediglich zwei Drittel den LEROP 2000 gelesen. 
Für 16 % der Befragten war das Dokument völlig unbekannt. Als Hauptgrund für das 
Nicht-Lesen des LEROP wurde angegeben, dass der LEROP 2000 für die entsprechen-
de Tätigkeit nicht relevant war. Wird berücksichtigt, dass die Befragten gerade aufgrund 
der Tatsache, dass sie mit dem LEROP arbeiten sollten, ausgewählt wurden, weist die-
ser Umstand auf den geringen Stellenwert hin, der dem Dokument in der Praxis beige-
messen wird. Hinzu kommt, dass die Mehrheit der Befragten, welche den LEROP gele-
sen hatten, ihre Kenntnis des Plans mit nur genügend bewerteten.5 Lediglich ein Zehntel 
arbeitete regelmäßig (mehrmals pro Jahr) mit dem LEROP. Auch der Nutzen des LE-
ROP für die jeweilige Tätigkeit des Einzelnen wurde im Durchschnitt nur mittelmäßig 
bewertet.  
Werden die primären Anlässe von Konsultationen des Planes im Kompetenzbereich 
der Befragten analysiert, so zeichnen sich drei klare Motivationen ab. Der LEROP 
wurde vor allem zum Verfassen anderer Plandokumente und zur Abstimmung der Tä-
tigkeiten verwendet. Knapp die Hälfte der Leser nutzte den Plan außerdem zur Be-
gründung von Entscheidungen gegenüber Dritten. Die Funktionalität des LEROP als 
Unterstützer in Entscheidungsprozessen wird allerdings nur als zufriedenstellend bis 
genügend beurteilt. Seine Fähigkeit, die inhaltlichen Ansprüche aus den jeweiligen 
Tätigkeitsfeldern der Befragten zu befriedigen, wurde ebenfalls nur als genügend be-
wertet. Am besten schneidet der LEROP als Orientierungsinstrument ab. Hinsichtlich 
der Funktionalität des LEROP für die tatsächlichen Anwender besteht also Optimie-
rungsbedarf. Die Defizite des Plans werden vor allem bei der Umsetzung gesehen, die 
Ursachen hierfür werden allerdings teilweise widersprüchlichen Sachverhalten zuge-
ordnet. Ein Großteil der Befragten urteilt, die Ziele seien in ihrer Formulierung zu 
wenig konkret und damit nicht zu verwirklichen gewesen. Andere sind der Meinung, 
der hohe Detailgrad habe den Anwendern, allen voran den Gemeinden, zu wenig 
Spielraum gelassen und sei deshalb unpraktikabel. Zudem sei die Zielstruktur unein-
heitlich gewesen. Als Folge dieses Problems wird die fehlende lokale und regionale 
Wirksamkeit des LEROP bemängelt. Darüber hinaus wird aber auch die Nachhaltig-
keit des Plans als ungenügend empfunden. In Kontrast zu diesen Ergebnissen steht die 
Tatsache, dass die Inhalte des LEROP (Verständlichkeit, Vollständigkeit, Aktualität) 
durchweg positiv bewertet werden.  
                                                 
5 Die Bewertungsskala für die Befragung orientierte sich am deutschen Schulnotensystem (sehr gut = 1; ungenü-
gend = 5). 
 Weiterentwicklung formeller Planungsinstrumente 
 121
Als Stärke des LEROP wird der Versuch gewertet, die Entwicklungsansätze der ein-
zelnen Themenbereiche in einem Regelungsdokument zusammenzufassen. Gleichzeitig 
wird jedoch bemängelt, dass zwischen den einzelnen zugeordneten Zielen Konflikte 
bestünden und diese teilweise nicht kohärent seien. Zudem seien die Inhalte des LEROP 
zu wenig auf die Praxis bezogen. Die inhaltliche Grundsatzentscheidung, den Aspekten 
der Ökologie definitiv Vorrang vor ökonomischen Belangen einzuräumen, wird hinge-
gen befürwortet. Als großes Problem des LEROP wird dessen Verbindlichkeit gesehen. 
Der Plan beinhalte keine bindende Planungsunterlage, bei aktuellen Entscheidungen 
werde er nicht zu Rate gezogen bzw. ignoriert. In dieser Hinsicht ist zu erwähnen, dass 
die eigentliche rechtliche Verbindlichkeit gegeben war (vgl. Kapitel 1.2.2). Das Prob-
lem liegt eher in der Um-, bzw. Durchsetzung des Plans und in deren Wahrnehmung als 
in der Konzeption des Planes selbst. Eine im Projektkatalog des bestehenden Plans be-
reits vorgesehene Koordinierungsstelle für die Umsetzung des LEROP (Autonome Pro-
vinz Bozen-Südtirol 1995) ist nie eingerichtet worden.  
Ein partizipativer Ansatz ist dem Großteil der befragten Akteure wichtig. Für sie steht 
allerdings die Beteiligung der öffentlichen Verwaltung und der Politik im Vordergrund. 
Eine breite Öffentlichkeitsbeteiligung auch der Bevölkerung und der Interessensverbän-
de sei erst nach Vorliegen eines provisorischen Entwurfs angebracht.  
Die Ergebnisse der voranstehenden Analyse wurden mit Hilfe des SWOT-Ansatzes 
bewertet und klassifiziert. Tabelle 2 gibt einen Überblick über die Stärken und Schwä-
chen, aber auch Chancen und Risiken des LEROP als Planungs- und Steuerungsinstru-
ment. 
Aus diesen Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken ergeben sich eine Reihe wich-
tiger Anregungen für die Fortschreibung des LEROP. Diese Ansatzpunkte werden im 
folgenden Kapitel beschrieben. 
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Tab. 2: Stärken- und Schwächen-Profil des LEROP 
Stärken Chancen 
? Idee eines umfassenden Programms für alle 
Themenbereiche, dessen Aufgabe es ist, die  
Integration dieser Themenbereiche zu verein-
fachen 
? Vollständiges Themenspektrum für die Raum-
entwicklung 
? Starke rechtliche Verbindlichkeit 
? Mittel- bis langfristige Perspektive 
? Gute Lesbarkeit und Verständlichkeit der  
Inhalte 
? Starkes Interesse für die Integration der einzel-
nen Themenbereiche seitens der Akteure 
? Starkes Bedürfnis nach Beteiligung seitens der 
einzelnen Fachverwaltungen, nicht nur bei der 
Umsetzung, sondern auch bei der Entwicklung 
des Programms 
? Großes Potenzial als Orientierungs- und Infor-
mationsinstrument 
Schwächen Risiken 
? Undeutliches Zielsystem und fehlendes über-
geordnetes Leitbild / Vision 
? Ungenügende inhaltliche Übereinstimmung 
zwischen den Zielen der einzelnen Sektoren 
? Divergenz hinsichtlich der Inhalte des LEROP 
und der Anforderungen seitens der Praxis und 
des Nutzens für die Praxis 
? Ungenügende Verknüpfung mit den unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen in den  
Südtiroler Teilräumen 
? Geringe Kenntnis des LEROP allgemein 
? Durch inhaltliche Trennung der Themenberei-
che wird der integrative Charakter des Instru-
ments herabgesetzt und die interdisziplinäre 
Verwirklichung erschwert 
? Mangelhafte Umsetzung bzw. räumliche Wirk-
samkeit des Plans 
? Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung ist 
nicht als Grundstrategie verankert 
? Fehlende Erfolgskontrolle des Plans 
? Geringer Stellenwert des LEROP in der Praxis 
? Situationsbedingte Auslegung von Zielen und 
Vorrang individueller Interessen bei der Um-
setzung 
? Fehlende Zuordnung von Umsetzungsmaß-
nahmen zu konkreten Adressaten 
? Mangelnde Verantwortlichkeit für die Umset-
zung seitens der Anwender des Plans 
? Divergierende Wahrnehmung und Bewertung 
der Funktion als Entscheidungsinstrument 
? Fehlende Wahrnehmung des Plans von Außen 
? Mangelnde Wahrnehmung bzw. Beachtung der 
Rechtsverbindlichkeit 
? Risiko des Verlusts der Legitimität aufgrund 
fehlender Monitoring- und Evaluierungskonzep-
te und damit fehlender Nachweis des tatsäch-
lichen Nutzens 
? Geringe öffentliche Diskussion des Plans und 
der gemeinsamen Marschrichtung in der Raum-
entwicklung 
 
2.2 Kritische Punkte und Handlungsansätze für den LEROP 2010 
Nach Zusammenstellung der wichtigsten Ergebnisse der Befragung kristallisieren sich 
fünf wesentliche Handlungsansätze für die Optimierung des LEROP heraus: 
? Entwicklung einer eindeutigen Zielhierarchie 
? Inhaltliche Kohärenz der Ziele und Maßnahmen 
? Stärkung des Raumbezugs der Aussagen des LEROP 
? Stärkung der Verbindlichkeit/Wahrnehmung 
? Erfolgskontrolle 
Für die Entwicklung dieser Handlungsansätze gilt als wichtige Rahmenbedingung, 
dass die Fortschreibung des LEROP nicht die Möglichkeit bietet, in die rechtlichen 
Grundlagen für die Landesentwicklung und Raumordnung einzugreifen bzw. diese zu 
modifizieren.  
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Entwicklung einer eindeutigen Zielhierarchie 
Aufgrund seines übergreifenden Charakters konzentrieren sich die Aussagen des LE-
ROP auf die wichtigsten Ziele im Landesinteresse. Daher sind klare Prioritäten zu set-
zen. Dies geschieht durch die Einordnung der Zielaussagen in eine Hierarchie. Entspre-
chend ihrem Detailgrad wird für den LEROP 2010 folgende Zielhierarchie vorgeschla-
gen, aus der sich am Ende konkrete Handlungsaufträge ableiten lassen: 
Durch die Formulierung von allgemeinen Leitprinzipien werden die Rahmenbedin-
gungen vorgegeben, innerhalb derer die Entwicklung des Landes zu gestalten ist. Sie 
legen die Entwicklungs- und Handlungsphilosophie des Landes fest. Damit dienen sie 
als Leitlinien für das politische und das öffentliche Handeln in Südtirol. Durch die Ori-
entierung des Handelns an den Leitprinzipien soll eine „Kultur der Nachhaltigkeit“ in 
Südtirol geschaffen werden. Die Leitprinzipien sind langfristig, in allen Teilräumen und 
für alle Sektoren verbindlich.  
Abzuleiten sind sodann qualitative Ziele, welche die abstrakten Wertvorstellungen 
der Leitprinzipien in Handlungsstrategien umwandeln. Diese müssen klar verständlich 
formuliert sein, sich an die Bedürfnisse der einzelnen Südtiroler Räume anpassen und 
sie dürfen keine mehrdeutige Interpretation zulassen. Gleichzeitig bilden die Ziele den 
Referenzrahmen für das Monitoring- und Evaluierungssystem. Die Erreichung der Ziele 
muss also messbar sein.  
Die Verwirklichung der Ziele erfolgt über Maßnahmen, die diesen direkt zuzuordnen 
sind. Die Maßnahmen beinhalten konkrete Projekte und Handlungsaufträge, die zur 
Erreichung der Ziele notwendig erscheinen.  
Um den Grad der Zielerreichung nachweisen zu können, sind im Zusammenspiel 
zwischen Ziel und Maßnahme Standards und Indikatoren festzulegen. Auf diese Weise 
wird die Messbarkeit der Zielerreichung sichergestellt. Wichtig ist jedoch, dass Stan-
dards nur dort eingesetzt werden, wo sie sinnvoll sind und kein Hindernis für die Flexi-
bilität des Instruments darstellen.  
Inhaltliche Kohärenz der Ziele und Maßnahmen 
Bei der Fortschreibung des LEROP gilt es, das Risiko von Zielkonflikten innerhalb des 
Dokuments zu verringern. Die Inhalte des Plans sollen sich auf übergeordnete Problem-
stellungen konzentrieren, die in einer interdisziplinären Vorgehensweise besprochen 
und gelöst werden können. Detaillierte Feststellungen werden durch die Fachpläne (vgl. 
Kapitel 1.2.2) getroffen. 
Um die Kohärenz und Konsensfähigkeit der Ziele und Maßnahmen von vornherein zu 
begünstigen, sollten alle relevanten Akteure möglichst früh in den Planungsprozess ein-
gebunden werden. Die Ziele der Raumentwicklung sollten in unterschiedlichen Arbeits-
gruppen schrittweise diskutiert und verdichtet werden. In einem ersten Schritt können 
die Ziele in interdisziplinären Arbeitstreffen, in einem zweiten dann in Arbeitstreffen 
entsprechend den Raumkategorien (siehe unten) bearbeitet werden. Auf diese Weise 
werden die Ziele laufend aus unterschiedlichen Blickwinkeln überprüft, vervollständigt 
und gegeneinander abgewogen. Für die Transparenz und Akzeptanz des Plans ist es 
allerdings wichtig, diesen Entwicklungsprozess genau zu dokumentieren und die Modi-
fikation der Ziele bzw. deren Abwägung nachvollziehbar zu begründen. Die Lösung 
von Zielkonflikten wird durch diese Vorgehensweise bereits bei der Zielformulierung 
und nicht erst bei deren Verwirklichung vollzogen.  
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Stärkung des Raumbezugs der Aussagen des LEROP 
Der Raumbezug des LEROP ist zu stärken und die Ziele sind den individuellen Rah-
menbedingungen in den Südtiroler Teilräumen anzupassen. Aus diesem Grund wird das 
Landesgebiet Südtirols in verschiedene Raumkategorien eingeteilt.  
Die Abgrenzung der Raumkategorien erfolgt anhand statistischer Indikatoren (Bevöl-
kerungsdichte, Arbeitsplatzdichte, Pendlerbeziehungen, Tourismusintensität etc.) und 
geographischer Merkmale (Geomorphologie, Landnutzung, Höhenlage, Verkehrsachsen 
etc.). Die statistischen Daten sind lediglich auf Gemeindeebene verfügbar. Die struktu-
rellen Unterschiede und Zusammenhänge größerer Raumeinheiten lassen sich allerdings 
auf Gemeindeebene nicht zufriedenstellend darstellen. Bestimmte räumliche Einflüsse 
oder Merkmale können nicht innerhalb administrativer Grenzen abgebildet werden. Für 
diese Merkmale wird vor allem auf die Realnutzungskarte für Südtirol und auf die In-
formationen der Datenbank Corine Land Cover6 zurückgegriffen. Für Südtirol werden 
fünf Raumkategorien vorgeschlagen: 
? Verdichtungsräume 
? Ländlich intensiv genutzte Räume 
? Extensiv genutzter Raum 
? Räume mit starker touristischer Prägung 
? Naturnahe Räume 
Die Raumgliederung dient dazu, neben den allgemein gültigen Entwicklungszielen 
auf Landesebene differenzierte Ziele auf die Anforderungen der verschiedenen Teil-
räume zuzuschneiden. Auf diese Weise wird der räumliche Bezug der Aussagen des 
LEROP gestärkt Diese werden konkreter und für die Betroffenen nachvollziehbarer. Mit 
den Raumkategorien wird so die Voraussetzung für ein höheres Maß an Akzeptanz und 
Umsetzbarkeit des LEROP geschaffen. Gleichzeitig kann anhand der Merkmale für die 
einzelnen Raumkategorien ein Stärken-Schwächen-Profil erarbeitet werden.  
Stärkung der Verbindlichkeit und der Wahrnehmung 
Während der Analyse des alten LEROP stellte sich heraus, dass dieser in der Öffent-
lichkeit und selbst seitens betroffener Institutionen nur ungenügend in seiner Funktion 
als Steuerungsinstrument wahrgenommen wird. Aufgrund fehlender Umsetzungsstrate-
gien und starker Partikularinteressen kann er seine volle rechtliche Verbindlichkeit nicht 
entfalten.  
Als Folge soll die Bindung der in der Raumplanung tätigen Akteure und Institutionen 
an den Plan intensiviert werden. Hierzu ist es vor allem notwendig, die für die Realisie-
rung der Maßnahmen verantwortlichen Stellen bereits im Plan zu benennen. Auch das 
Angebot an zur Verfügung stehenden formellen und informellen Instrumenten ist an-
zugeben und auszuschöpfen. Die Ziele und Maßnahmen selbst sind möglichst klar zu 
formulieren, um Schlupflöcher und Fehlinterpretationen zu vermeiden. 
Indem der LEROP als Instrument für eine nachhaltige Raumentwicklung vermarktet 
wird, kann die Wahrnehmung seiner Notwendigkeit und seiner Wirkungen verstärkt 
werden. Da Raumentwicklung nicht allein Sache der öffentlichen Verwaltung ist, son-
dern vielmehr jeden Menschen individuell beeinflusst, ist die Verantwortlichkeit der 
                                                 
6 Die Corine Land Cover ist eine europaweite geographische Datenbank mit Informationen zur Landnutzung und 
Bodenbedeckung. Sie enthält 44 Nutzungsklassen und ist im Maßstab 1:100.000 verfügbar. Die Datenbank ist Teil 
des Projekts „Coordination of Information of the Environment“ der Europäischen Kommission. Vgl. hierzu 
http://glossary.eea.europa.eu/EEAGlossary/C/Corine_land_cover mit Stand vom 20.09.2006. 
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Einzelnen für die Realisierung des LEROP als Leitbild zu erhöhen. Ziel ist es, eine in-
dividuelle Verantwortung für das Instrument durch Beteiligung zu schaffen. Auf diese 
Weise erlangt die Südtiroler Raumentwicklung eine neue Entscheidungsqualität durch 
den direkten Bezug auf öffentliche Bedürfnisse.  
Erfolgskontrolle 
Die Entwicklung des Raumes ist ein dynamischer Prozess. Dieser macht es erforderlich, 
die Ziele und Maßnahmen, aber auch die Auswirkungen öffentlicher Programme auf 
den Raum in regelmäßigen Abständen zu überarbeiten bzw. zu überprüfen. Dieses Mo-
nitoring ermöglicht einerseits die Sammlung wissenschaftlicher Erkenntnisse über 
Raumentwicklungsprozesse. Andererseits gibt es Auskunft über den Erfolg öffentlicher 
Maßnahmen.  
Es ist geplant, anhand der Raumkategorien die strukturellen Veränderungen in den 
Südtiroler Teilräumen dauerhaft zu beobachten und aufzunehmen. Auf diese Weise 
wird es möglich zu überprüfen, ob die tatsächliche räumliche Entwicklung im Einklang 
mit den im LEROP formulierten Zielen erfolgt.  
Zusätzlich zum räumlichen Monitoring wird eine Evaluierungspflicht für den LEROP 
vorgeschlagen. Die Umsetzung der im LEROP vorgesehenen Maßnahmen ist mit gro-
ßen öffentlichen Ausgaben verbunden, über deren Verwendung Politik und Verwaltung 
Rechenschaft schuldig sind. Die Evaluierung des Plans legitimiert diese Ausgaben ei-
nerseits. Sie gibt andererseits aber auch Informationen über Optimierungsansätze für 
zukünftige Entwicklungsprogramme (vgl. hierzu Europäische Kommission 1999a).  
3 Mit dem LEROP zu einer (neuen) Planungskultur? 
„Man redet [in Südtirol] in letzter Zeit viel über Raumkultur. Allerdings versteht man 
darunter in erster Linie das architektonische Erscheinungsbild. Ich hätte gern, wenn man 
auch über Planungskultur reden würde.“ Dies sagte der Abteilungsdirektor für Raum-
ordnung der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol, Anton Aschbacher, im September 
2006 in einem Interview gegenüber dem Südtiroler Wochenmagazin ff (ff  Nr. 37/2006).  
Mit dieser Aussage formuliert Aschbacher ein Grundproblem der Südtiroler Raum-
planung. Eine Planungskultur im Sinne von Planung als Initiator, Moderator und Mana-
ger von Entwicklungsprozessen (Danielzyk 2005) gibt es in Südtirol nicht. Deren Po-
tenziale (räumlich übergreifende, netzwerkartige Kooperationsformen, dialogorientierte 
Planung, strategische Ausrichtung und verstärkte Anwendung informeller Verfahren) 
sind erst wenig ausgeschöpft. Die Südtiroler Planungskultur ist gegenwärtig vorwiegend 
auf eine regulative, weniger auf eine strategische Raumplanung ausgerichtet.7 Aus die-
sem Grund stehen die formalen Planungsinstrumente im Vordergrund. Hinzu kommt, 
dass aufgrund mangelnder Einrichtungen und mangelnden Austausches fast keine wis-
senschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema Raumplanung stattfindet.  
Die Fortschreibung des LEROP bietet die Möglichkeit, auch durch ein formelles Pla-
nungsinstrument einen Beitrag zur Entwicklung und Diskussion einer Planungskultur in 
Südtirol zu leisten. Im Folgenden werden vier Anregungen gegeben, wie der LEROP 
einerseits die Entwicklung einer Planungskultur fördern, wie er aber andererseits selbst 
wichtiger Bestandteil dieser Planungskultur sein kann. 
                                                 
7 Unter regulativer Raumplanung wird hier die Zulässigkeit und die Steuerung des Grades der Raumnutzung ver-
standen. Eine strategische Raumplanung hat hingegen die Entwicklung, die durch die Planung bewirkt werden sollen, 
im Visier. 
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Planung gestaltet den Lebensraum 
Die Raumplanung erfüllt keinen Selbstzweck. Sie erfolgt entweder aufgrund eines kon-
kreten Handlungsbedarfs oder sie dient der Verwirklichung eines gesellschaftlichen 
Anliegens, einer Idee. Eines der grundlegendsten Anliegen der Raumplanung ist die 
Gestaltung des Lebensraumes. Die Idee der Südtiroler Raumplanung orientiert sich da-
bei stark am Prinzip der nachhaltigen Entwicklung. Demzufolge gestaltet die Raumpla-
nung einen Lebensraum, der den Menschen eine hohe Lebensqualität und eine langfris-
tige Existenz sichert. Die Ansprüche, die hieraus an den Raum entstehen, sind mit sei-
nen vielfältigen Funktionen in Einklang zu bringen (Europäische Kommission 1999b). 
Im LEROP 2010 schlägt sich dies im ersten Leitprinzip Kultur der Nachhaltigkeit nie-
der. 
Die Idee der nachhaltigen Raumentwicklung durch formelle Instrumente mit Zielen 
auszufüllen und durch Maßnahmen zu verwirklichen, bedeutet, den Gestaltungsauftrag 
der Raumplanung wahrzunehmen. Die Planung wird zum Ausdruck der vorherrschen-
den Kultur und ihrer gesellschaftlichen Werte. Sie leitet sich aus der bestehenden Kultur 
ab. Der LEROP als Instrument der Raumplanung übersetzt diese Kultur in ihre räumli-
che Dimension und zeigt verschiedene Handlungsoptionen auf. Indem sich der LEROP 
nicht allein auf seine restriktiven Eigenschaften konzentriert, sondern als zwar formel-
les, aber strategisches Instrument vielmehr den gestalterischen Aspekt der Raumpla-
nung in den Vordergrund rückt, ist er Ergebnis dieser Planungskultur bzw. kann diese 
mit beeinflussen. 
Relevanz der Planung 
Die Raumplanung in Südtirol ist derzeit mit einem stark negativen Image behaftet. Für 
Außenstehende ist es aufgrund der komplexen Wirkungszusammenhänge schwierig, 
den tatsächlichen Nutzen der Planung zu identifizieren. Daher werden vornehmlich ihre 
einschränkende Wirkung bzw. die bereits beschriebenen starken Einzelinteressen in der 
Gesellschaft wahrgenommen (vgl. Kapitel 2.1.2). Die positive Wahrnehmung ist jedoch 
eine Voraussetzung für die Entwicklung einer Planungskultur.  
Um Akzeptanz für die mit der Planung verfolgte Idee in der Gesellschaft zu schaffen, 
ist es wichtig, die Relevanz der Planung für die Verwirklichung dieser Idee zu betonen 
und zu stärken. Der LEROP selbst ist als Instrument zur Problemlösung und nicht als 
Problemverursacher zu konzipieren und darzustellen. Die Erfolgskontrolle und das ge-
plante Monitoring des LEROP bieten die Möglichkeit, die Wahrnehmung der Wirkun-
gen und der Ergebnisse der Landesplanung zu fördern.  
Zusammenführung von strategischer und operativer Dimension 
Die Planungskultur beinhaltet auf der einen Seite die ständige Diskussion und die stra-
tegische Weiterentwicklung der gesellschaftlichen Vorstellung des Lebensraums. Dies 
stellt die inhaltliche oder materielle Dimension der Planungskultur dar. Auf der anderen 
Seite besteht eine Planungskultur aber auch aus einem Pool vielfältigster Mechanismen 
und Verfahren, mit denen die strategischen Vorgaben realisiert werden können. Dieses 
Fundament bildet daher die formelle Dimension der Planungskultur. Nach dem Motto 
„Das Ziel bestimmt die Mittel“ sind beide Dimensionen nicht voneinander trennbar. 
Gerade heute, da es eine Vielzahl neuer zu berücksichtigender Verfahrensschritte gibt 
(z. B. die Plan-UVP), ist es wichtig, die Inhalte und Verfahren aufeinander abzustim-
men. 
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Der LEROP verfolgt hier einen integrierenden Ansatz, indem er direkt die Ziele mit 
der planerischen Umsetzung und den konkreten Maßnahmen verknüpft, d. h. die strate-
gische und die operative Dimension des Instruments in Einklang bringt (vgl. Kapitel 
1.2.2). Sowohl in den Bereichen der Zielfindung als auch bei der Diskussion in der Öf-
fentlichkeit können durch Kombination mit informellen Instrumenten allerdings weitere 
Synergien erzeugt werden.  
Dialog über die Werte der Raumplanung 
Der LEROP formuliert für das Land Südtirol kollektive Ziele und Strategien zur Ver-
wirklichung einer nachhaltigen Raumentwicklung. Die Planung ist also als Handlung 
innerhalb eines gemeinschaftlichen Auftrags zu verstehen, der wiederum auf breitem 
Konsens (der Planungskultur) beruht. Um diesen Konsens und damit Legitimität zu er-
zielen, ist ein weitreichender Planungsdialog notwendig, der sich mit den aktuell gel-
tenden Werten und Prinzipien der Raumplanung auseinandersetzt. Die Fortschreibung 
formeller Pläne wie des LEROP bietet regelmäßig die Gelegenheit, einen solchen Dia-
log auf breiter Basis zu initiieren.  
Ein Entwicklungsprogramm ist kein Instrument, das Ethik und Moral im Umgang mit 
dem Raum ersetzt. Es spiegelt vielmehr die gesellschaftlichen Werte in ihrer räumlichen 
Ausprägung wider. Das formelle Instrument kann nur Motor sein, die Diskussion um 
Werte, Prinzipien und Prozesse der Raumplanung im Rahmen einer sich kontinuierlich 
entwickelnden Planungskultur beständig neu anzufachen.  
 
Literatur 
Autonome Provinz Bozen-Südtirol (Hrsg.) (1995): Südtirol Leitbild 2000 – Landesentwicklungs- und 
Raumordnungsplan. Bozen. 
Autonome Provinz Bozen-Südtirol (Hrsg.) (1997): Landesraumordnungsgesetz in der Fassung vom 11. 
August 1997, Nr. 13, Bozen. 
Autonome Provinz Bozen-Südtirol (Hrsg.) (2003a): Das neue Autonomiestatut. Bozen. 
Autonome Provinz Bozen-Südtirol (Hrsg.) (2003b): Landschaftsleitbild Südtirol. Bozen. 
ASTAT Landesinstitut für Statistik Autonome Provinz Bozen-Südtirol (Hrsg.) (2004): Dauersiedlungsge-
biet in Südtirol. ASTAT Schriftenreihe Nr. 108. Bozen. 
ASTAT Landesinstitut für Statistik Autonome Provinz Bozen-Südtirol (Hrsg.) (2005): Statistisches Jahr-
buch für Südtirol. Bozen. 
Bortz J.; Döring N. (2003): Forschungsmethoden und Evaluation für Human- und Sozialwissenschaftler. 
Berlin, Heidelberg. 
Clementi, S.; Woelk J. (Hrsg.) (2003): 1992: Ende eines Streits. Zehn Jahre Streitbeilegung im Südtirol-
konflikt zwischen Italien und Österreich. Baden-Baden. 
Danielzyk, R. (2005): Informelle Planung. In: Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): 
Handwörterbuch der Raumordnung. Hannover, S. 465-469. 
Europäische Kommission (Hrsg.) (1999a): The MEANS Collection – Evaluating socio-economic pro-
grammes. Luxemburg. 
Europäische Kommission (Hrsg.) (1999b): EUREK – Europäisches Raumentwicklungskonzept. Luxem-
burg. 
Eurostat (Hrsg.) (2006): Regionales BIP in der EU, den Beitrittsländern und Kroatien 2003. Statistik kurz 
gefasst, Wirtschaft und Finanzen, Nr. 17/2006. In: 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_OFFPUB/KS-NJ-06-017/DE/KS-NJ-06-017-DE.PDF. 
Zugriff am 26.09.2006. 
Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main (2006): Ballungsraum – Zahlen und Fakten. In: 
http://www.planungsverband.de/index.phtml?NavID=1169.50.1&La=1. Zugriff am 28.09.2006. 
Probleme und Hemmnisse formeller Planungsverfahren 
 128
Stephanie Külzer 
Probleme und Hemmnisse formeller Planungsverfahren 
am Beispiel des Planfeststellungsverfahrens Ausbau  
Flughafen Frankfurt Main 
Gliederung 
1 Ausgangslage 
2 Genehmigungsverfahren für Infrastrukturvorhaben in Deutschland – Beispiel 
Planfeststellungsverfahren Ausbau Flughafen Frankfurt Main 
2.1 Vorhabensbegründung und -beschreibung 
2.2 Bisheriger Verfahrensablauf 
2.3 Planfeststellungsverfahren Ausbau Flughafen Frankfurt Main 
2.3.1 Gesetzliche Grundlagen 
2.3.2 Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 
2.3.3 Ausblick: Ergänzung der Planfeststellungsunterlage und Planfeststellungs-
beschluss 
2.3.4 Zentrale Problemfelder des Planfeststellungsverfahrens Ausbau Flughafen  
Frankfurt Main 





In den Diskussionen der letzten Jahre standen vor allem Inhalte, Nutzen und Ziele in-
formeller Planungsinstrumente im Vordergrund. Wurde über die Ausgestaltung und 
Fortentwicklung formeller Planungsinstrumente gesprochen, so standen vor allem Fra-
gen der Weiterentwicklung und Konzentration der Planinhalte von Regionalplänen im 
Fokus der Diskussion (Stichwort „Schlanker Regionalplan“). In diesem Zusammenhang 
wurden die Struktur und die inhaltliche Ausgestaltung der künftigen – schlanken – Re-
gionalpläne sowie die Fragestellungen, wie mit den Übernahmen aus Fachplänen umzu-
gehen sei und welche Darstellungsformen in der Plankarte der Regionalpläne Verwen-
dung finden sollten, untersucht und diskutiert. Die Frage der Bedeutung und Ausgestal-
tung von Planungsverfahren spielte und spielt dagegen lediglich eine untergeordnete 
Rolle in der aktuellen planerischen Fachdiskussion. 
Dabei stellen langwierige Planverfahren, insbesondere die Genehmigungsverfahren 
für Infrastrukturprojekte, aber auch die Verfahren zur Aufstellung von Plänen und Pro-
grammen eine zunehmende Herausforderung und Schwierigkeit dar.  
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So stehen zum einen steigende inhaltliche Anforderungen an die Genehmigungsunter-
lagen, zum anderen zahlreiche zeitaufwändige formale Verfahrensschritte effektiven, 
kurzen Genehmigungsverfahren entgegen. Aus ganz unterschiedlichen Rechtsmaterien 
sind neue Anforderungen dem eigentlichen Planungsrecht hinzugefügt worden, ohne die 
Konsequenzen in zeitlicher und finanzieller Hinsicht zu überdenken. Es ist zu beobach-
ten, dass umwelt- und naturschutzrechtliche Regelungen derzeit mit oberster Priorität 
bis ins kleinste Detail geprüft werden, während Kriterien wie wirtschaftlicher Entwick-
lung, Arbeitsplätzen, Wohngebietsentlastungen und Notwendigkeit der öffentlichen 
Daseinsvorsorge nicht der erforderliche Stellenwert eingeräumt wird. Hinzu kommen 
umfassende und weitreichende Bürger- und Behördenbeteilungen, die einen erheblichen 
Zeitaufwand erfordern. Das Ergebnis sind langwierige und teure Planungsverfahren, die 
die Attraktivität des Standorts Deutschland im Hinblick auf die Realisierung von wich-
tigen Investitionsvorhaben beeinträchtigen. 
Als ein – wenn auch außergewöhnliches – Beispiel wird im Folgenden das Planfest-
stellungsverfahren für den Ausbau des Flughafens Frankfurt Main dargestellt. Dabei 
wird zunächst ein kurzer Überblick über das Vorhaben selbst sowie den Verlauf des 
Genehmigungsverfahrens im Allgemeinen gegeben, bevor das derzeit laufende Plan-
feststellungsverfahren näher betrachtet wird. Abschließend werden die aktuellen Über-
legungen zur Vereinfachung von Genehmigungsverfahren von Infrastrukturvorhaben 
vorgestellt.  
2 Genehmigungsverfahren für Infrastrukturvorhaben in Deutschland – 
Beispiel Planfeststellungsverfahren Ausbau Flughafen Frankfurt 
Main 
2.1 Vorhabensbegründung und -beschreibung  
Der Flughafen Frankfurt Main nimmt im deutschen und europäischen Luftverkehrsnetz 
eine zentrale Stellung ein. Als einer der größten Flughäfen Europas liegt er sowohl beim 
Passagier- und Frachtaufkommen als auch bei den Flugbewegungen jeweils auf einem 
der ersten drei Plätze der europäischen Rangliste. 
Das bestehende Start- und Landebahnsystem hat eine Kapazität – unter Ausnutzung 
der noch bestehenden Optimierungsmöglichkeiten – von etwa 500.000 Bewegungen im 
Jahr. Die Kapazität der Passagieranlagen wird auf ca. 56 Mio. Passagiere im Jahr ge-
schätzt. Schon heute kann die Nachfrage der Luftverkehrsgesellschaften nach Start- und 
Landezeiten nicht vollständig befriedigt werden; wesentlicher Engpass ist hierbei die 
fehlende Landekapazität. 
Die Fraport AG als Eigentümerin und Betreiberin des Flughafens Frankfurt Main hat 
zur bedarfsgerechten Abwicklung des Luftverkehrs die notwendige Infrastruktur im 
Rahmen ihres öffentlichen Auftrags bereitzustellen und die erforderlichen Vorkehrun-
gen zu treffen, um der weiter steigenden Nachfrage entsprechen zu können.  
Die Fraport AG weist im Rahmen ihrer Luftverkehrsprognose, die für den Ausbau des 
Flughafens Frankfurt Main erstellt wurde, für das Jahr 2015 eine Verkehrsnachfrage von 
knapp 82 Mio. Passagieren und 2,84 Mio. Tonnen Fracht und Post nach, die einem Bedarf 
von etwa 657.000 Flugbewegungen entspricht.1 Um diese Kapazität zur Abwicklung des 
Verkehrsbedarfs zu erzielen und den öffentlichen Auftrag der Bereitstellung ausreichen-
                                                 
1 Vgl. Fraport AG (2004): Ausbau Flughafen Frankfurt Main – Unterlagen zum Planfeststellungsverfahren. Intra-
plan Consult GmbH: Luftverkehrsprognosen 2015 für den Flughafen Frankfurt Main und Prognose zum landseitigen 
Aufkommen am Flughafen Frankfurt Main (G8). 
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der Luftverkehrsinfrastruktur weiterhin zu erfüllen, hat die Fraport AG den bedarfsge-
rechten Ausbau des Flughafens entsprechend der prognostizierten Nachfrage beantragt. 
Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen: 
1. Neubau einer Landebahn über 2.800 m nordwestlich des bestehenden Flughafens im 
Kelsterbacher Wald mit den dazugehörigen Rollbahnen und der Anflugbefeuerung 
2. Anpassung der Vorfelder und des Rollfeldes 
3. Erweiterung der sonstigen Flughafeneinrichtungen, zum Beispiel durch den Neubau 
von Passagieranlagen (Terminal 3), Frachtanlagen, Werftanlagen, Betriebs- und 
Verwaltungsgebäuden und Änderungen an flughafeninternen Straßen; hierzu soll 
eine Erweiterung des Flughafengeländes nach Süden erfolgen 
4. Anpassung von Ver- und Entsorgungsanlagen 
5. Änderungen bzw. Anpassungen an öffentlichen Straßen, insbesondere der Ausbau 
der Bundesautobahn A 5 zwischen dem Autobahnkreuz Frankfurt und der An-
schlussstelle Zeppelinheim und die Errichtung von Brückenbauwerken über die 
Bundesautobahn A 3 
6. Errichtung und Betrieb eines Prüfstands für Triebwerke 
7. Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz für Eingriffe in Natur und Landschaft 
Einen Überblick über das Vorhaben gibt die folgende Abbildung 1. 
Abb. 1: Ausbauplanung Flughafen Frankfurt Main 
 
Quelle: Fraport AG 2006 
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Zur Finanzierung des Ausbaus hat die Fraport AG insgesamt 3,4 Milliarden Euro ver-
anschlagt. Damit handelt es sich um das derzeit bedeutendste privat finanzierte Investi-
tionsvorhaben in Deutschland. 
2.2 Bisheriger Verfahrensablauf 
Die Diskussion um den Ausbau des Flughafens Frankfurt Main wurde im Herbst 1997 
durch den damaligen Chef der Lufthansa, Herrn Dr. Weber, unter Hinweis auf die feh-
lenden Entwicklungsmöglichkeiten des Flughafens Frankfurt Main angestoßen. Die 
Hessische Landesregierung griff die Frage des Ausbaus auf und initiierte ein Mediati-
onsverfahren. Ziel dieses informellen Verfahrens war es unter anderem, die noch vom 
Startbahn-West-Konflikt bestehenden Emotionen und das daraus resultierende Miss-
trauen bezüglich der Frage eines erneuten Ausbaus auf eine sachliche, gemeinsam erar-
beitete Basis zu stellen. 
Als Ergebnis hielt die Mediationsrunde „unter Abwägung aller Gesichtspunkte auf-
grund der wirtschaftlichen Bedeutung des Flughafens für das Rhein-Main-Gebiet, für 
Hessen und für die Bundesrepublik Deutschland den Ausbau des derzeitigen Bahnsys-
tems für erforderlich“ (Mediationsgruppe Flughafen Frankfurt Main 2000: 178). Kern 
des Endberichts der Mediatoren war ein Gesamtpaket an Empfehlungen und Vorschlä-
gen, das neben dem Ausbau an sich unter anderem das Nachtflugverbot (zwischen 
23:00 und 5:00 Uhr, sogenannte Mediationsnacht), einen „Anti-Lärm-Pakt“ sowie die 
Einrichtung des sogenannten Regionalen Dialogforums als Fortführung der Mediation 
vorsieht.  
Trotz dieses im Rahmen der Mediation von allen Seiten eingegangenen Kompromis-
ses (Ausbaukritiker: Zustimmung zum Ausbau; Flughafenbetreiber: Zugeständnis des 
Nachtflugverbots und Bereiterklärung zum Anti-Lärm-Pakt) und der versuchten Ver-
sachlichung der Thematik mit Hilfe der Mediation als einem informellen Instrument 
wird bis heute das Ergebnis der Mediation insbesondere von Ausbaugegnern kritisiert 
bzw. in Frage gestellt. Entsprechend konnte und kann in den anschließenden formellen 
Verfahren bisher keine wesentliche Entspannung des Konfliktes beobachtet werden.  
Im Anschluss an die Mediation wurde – nach einem vorbereitenden Scoping-Termin 
im November 2000 – im Oktober 2001 das Raumordnungsverfahren (ROV) als erster 
formeller Verfahrensschritt zur Zulässigkeitsprüfung des Flughafenausbaus eingeleitet. 
Hier wurden die drei von der Fraport AG eingereichten Standortvarianten der Lande- 
bzw. Start- und Landebahnen überprüft und verglichen. Die wichtigsten Bestandteile 
des ROV waren die Prüfung der Raumverträglichkeit (zum Beispiel hinsichtlich der 
Aspekte der Siedlungsentwicklung, kommunaler Bebauungspläne, des Landesentwick-
lungsplans) im Rahmen der Raumverträglichkeitsstudie sowie die Prüfung der Umwelt-
verträglichkeit (zum Beispiel hinsichtlich der Aspekte Waldrodung, Lärm, Luftschad-
stoffe) im Rahmen der Umweltverträglichkeitsstudie.  
Das ROV wurde im Juni 2002 mit der „Landesplanerischen Beurteilung“ durch das 
Regierungspräsidium Darmstadt als Raumordnungsbehörde abgeschlossen. Demnach 
entspricht die Landebahn Nordwest „vorrangig den Erfordernissen der Raumverträg-
lichkeit“ (Regierungspräsidium Darmstadt 2002: 1) und kann deshalb nach der Erfül-
lung einiger Maßgaben in das anschließende Planfeststellungsverfahren eingebracht 
werden.  
Nach Abschluss des zweiten Scoping-Termins im April 2003 wurde im September 
2003 mit Einreichung der Planfeststellungsunterlagen das Planfeststellungsverfahren 
zum Ausbau Flughafen Frankfurt Main, dessen Verlauf im folgenden Kapitel näher 
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dargestellt wird, eingeleitet und die Planfeststellung beantragt. Der Ablauf des Geneh-
migungsverfahrens Ausbau Flughafen Frankfurt Main kann der Abbildung 2 entnom-
men werden. 
Abb. 2: Ablauf Genehmigungsverfahren Ausbau Flughafen Frankfurt Main 
 
 
2.3 Planfeststellungsverfahren Ausbau Flughafen Frankfurt Main 
2.3.1 Gesetzliche Grundlagen 
Die geplanten Erweiterungen des Flughafen Frankfurt Main bedürfen nach §§ 8 Abs. 1 
und 10 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) eines Planfeststellungsverfahrens. Als Teil 
dieses Verfahrens ist gemäß § 3 e Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Ziffer 14.12.1 der 
Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchzuführen.  
Gemäß § 10 Abs. 1 LuftVG in Verbindung mit § 1 Abs. 2 der Verordnung zur Be-
stimmung von luftverkehrsrechtlichen Zuständigkeiten und Zuständigkeiten nach dem 
Luftsicherheitsgesetz vom 24. November 2005 ist das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr und Landesentwicklung (HMWVL) Planfeststellungsbehörde für den 
Flughafen Frankfurt Main.  
Das Regierungspräsidium Darmstadt ist gemäß § 10 Abs. 2 LuftVG in Verbindung 
mit § 73 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) sowie § 3 Abs. 2 
der Verordnung zur Bestimmung der luftverkehrsrechtlichen Zuständigkeiten und Zu-
ständigkeiten nach Luftsicherheitsgesetz Anhörungsbehörde. 
2.3.2 Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 
Erstellung der Planfeststellungsunterlagen 
Nach Abschluss des Raumordnungsverfahrens im Juni 2002 begannen innerhalb der 
Fraport AG die Arbeiten an der Planfeststellungsunterlage. Von August bis November 
2002 wurden auf Grundlage des § 71c HVwVfG im Rahmen eines „Vorantragsverfah-
rens“ Vorantragskonferenzen mit dem Regierungspräsidium Darmstadt durchgeführt, 
um sicherzustellen, dass der von der Fraport AG einzureichende Planfeststellungsantrag 
als Grundlage für eine behördliche Entscheidung dienen kann.  
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Für die Unterrichtung der Fraport AG über Inhalt und Umfang der voraussichtlich 
beizubringenden Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 5 
UVPG erfolgte anschließend die Durchführung eines Scoping-Termins. Dieser wurde 
nach Beteiligung von über 220 Behörden, Verbänden, Kommunen und Rechtsvertretern 
sowie der Durchführung eines fünftägigen Termins im April 2003 mit Schreiben des 
Regierungspräsidiums Darmstadt an die Fraport AG zur Unterrichtung über die voraus-
sichtlich beizubringenden Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens im 
August 2003 abgeschlossen. 
Im September 2003 hat die Fraport AG mit Einreichung der Planfeststellungsunterla-
gen (sogenannte Grünfassung) beim Regierungspräsidium Darmstadt das Planfeststel-
lungsverfahren eingeleitet. Die Unterlagen wurden vom Regierungspräsidium geprüft. 
Im Februar 2004 teilte dann die Behörde Nachforderungen mit, aufgrund derer die Un-
terlagen weiter zu ergänzen waren. Im November 2004 bestätigte das Regierungspräsi-
dium gemäß § 71c HVwVfG grundsätzlich die Vollständigkeit der neu eingereichten 
Planfeststellungsunterlage (sogenannte Weißfassung).  
Die eingereichten Planfeststellungsunterlagen umfassen in insgesamt 60 Ordnern 
rund 17.500 Textseiten, rund 900 Pläne und Karten, 39 Gutachten sowie die vollständi-
ge technische Planung als Antragsunterlage. An der Erstellung der Unterlagen waren 
neben zahlreichen externen Gutachtern und Planungsbüros mehr als 100 Mitarbeiter der 
Fraport AG beteiligt. 
Einen Eindruck vom enormen Umfang der Unterlage vermittelt die Abbildung 3, die 
den Druck und die Produktion der Planfeststellungsunterlagen in Spreenhagen bei Ber-
lin zeigt.  
Abb. 3: Druck und Produktion der Planfeststellungsverfahren 
 
Quelle: Fraport AG 2004 
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Auslegung und Erörterung 
Anfang 2005 wurden die Planfeststellungsunterlagen in 57 Kommunen ausgelegt sowie 
insgesamt 327 Behörden, Verbänden und sonstigen Institutionen zur Stellungnahme 
übersandt. Allein die Verteilung der fast 25.000 Ordner innerhalb einer kurzen Zeit-
spanne zur termingerechten, parallelen Auslegung in der gesamten Region Frank-
furt/Rhein-Main stellte einen erheblichen logistischen Aufwand dar.  
Im Zuge der Auslegung der Unterlagen gingen rund 127.000 Einwendungen sowie 
gut 200 Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange ein. Die Einwendungen wur-
den durch einen externen Verwaltungshelfer aufbereitet, ausgewertet, katalogisiert und 
die enthaltenen Argumente entsprechend einem vorgegebenen Sach- und Themenkata-
log gegliedert und zusammengefasst. Zu diesen daraus resultierenden ca. 10.000 Sach-
argumenten wurde von der Fraport AG bis zum Beginn des Erörterungstermins im Sep-
tember 2005 schriftlich Stellung genommen und die Stellungnahmen wurden dem Re-
gierungspräsidium Darmstadt übersandt. 
Der Erörterungstermin fand von September 2005 bis April 2006 werktäglich an vier 
Tagen in der Woche in der Offenbacher Stadthalle (rund 1.500 Sitzplätze) statt, die 
durchschnittlich von 70 bis 80 Einwendern besucht wurde. Allein dieser achtmonatige 
Erörterungstermin kostete die Fraport AG rund 6 Mio. Euro.  
2.3.3 Ausblick: Ergänzung der Planfeststellungsunterlage und Planfeststellungs-
beschluss 
Die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens schriftlich und mündlich vorgebrachten 
Einwendungen werden derzeit vom Regierungspräsidium Darmstadt sowie vom 
HMWVL ausgewertet. Punkte, zu denen die Behörden noch Aufklärungsbedarf sehen, 
werden der Fraport AG mit Bitte um Stellungnahme bzw. Berücksichtigung und Einar-
beitung in die Planfeststellungsunterlage zugeleitet.  
Eine dieser Nachforderungen stellt die Aktualisierung der Luftverkehrsprognose auf 
den Prognosehorizont 2020 statt bisher 2015 mit einer entsprechenden Anpassung der 
darauf aufbauenden Gutachten wie beispielsweise Lärm oder Luftschadstoffe dar. 
Die Fraport AG geht davon aus, diese Überarbeitungen zügig durchführen und der 
Genehmigungsbehörde die ergänzten Unterlagen übergeben zu können. Der Planfest-
stellungsbeschluss wird im vierten Quartal 2007 erwartet, anschließend muss von um-
fangreichen Gerichtsverfahren ausgegangen werden. Ziel der Fraport AG ist die Inbe-
triebnahme der neuen Landebahn im Laufe des Jahres 2010. 
Der Ablauf des Planfeststellungsverfahrens Ausbau Flughafen Frankfurt Main ist in 
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Abb. 4: Ablauf Planfeststellungsverfahren Ausbau Flughafen Frankfurt Main 
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2.3.4 Zentrale Problemfelder des Planfeststellungsverfahrens Ausbau Flughafen 
Frankfurt Main 
Komplexität des Vorhabens 
Der Ausbau des Flughafens Frankfurt Main stellt ein enorm umfangreiches und kom-
plexes Vorhaben dar. Neben den herausragenden positiven wirtschaftlichen Auswirkun-
gen – es werden rund 100.000 zusätzliche Arbeitsplätze in der Region Frankfurt/Rhein-
Main im Falle des Ausbaus prognostiziert2 – ruft das Vorhaben im dicht besiedelten 
Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main zahlreiche Konflikte hervor. So sind es vor allem 
die rund 300 ha Neuversiegelung sowie die Lärmbetroffenheit von rund 35.000 Men-
schen3, die eine intensive Auseinandersetzung mit den Auswirkungen des Vorhabens 
erfordern und teilweise einen großen Widerstand in der Bevölkerung hervorrufen.  
Komplexität der Planfeststellungsunterlage 
Entsprechend der Komplexität des Vorhabens kann der Ausbau Flughafen Frankfurt 
Main nur auf der Grundlage umfassender Planungen und Gutachten genehmigt werden, 
in denen alle Konfliktfelder ermittelt, dargestellt und bewältigt werden.  
Ungeachtet dessen ist es diskussionswürdig, ob hierzu ein Umfang von 60 Ordnern 
Planfeststellungsunterlage erforderlich sein muss. So konnte im Verlauf des Verfahrens 
beobachtet werden, dass zum einen durch zunehmende Regelungsbedarfe im Bereich 
Umweltschutz, insbesondere bezüglich des EU-Rechts (Stichwort: FFH-Gebiete und 
Vogelschutzgebiete), zum anderen durch Forderungen der Gegner und der zuständigen 
Behörden, immer weitere Untersuchungen und Gutachten für die Planfeststellungsunter-
lage erarbeitet werden mussten, deren zusätzlicher Erkenntnisgewinn diskutiert werden 
kann.  
Neben dem physischen „Aufblähen“ der Planfeststellungsunterlage wird diese insbe-
sondere für den Bürger und Laien immer schwieriger les- und nachvollziehbar. So wur-
de vor allem im Rahmen des Erörterungstermins paradoxerweise zum einen immer wie-
der die Forderung nach zusätzlichen Gutachten geäußert, zum anderen jedoch gleichzei-
tig der Umfang und die Unverständlichkeit der Unterlage kritisiert.  
Problematisch ist in diesem Zusammenhang zudem die enge Verknüpfung der Gut-
achten, Erläuterungsberichte und technischen Planungen untereinander innerhalb der 
Planfeststellungsunterlage selbst. So bauen beispielsweise auf die Luftverkehrsprognose 
zunächst die Gutachten zur Beschäftigungsentwicklung und darauf basierend dann die 
Gutachten zu Lärmauswirkungen, Luftschadstoffauswirkungen und letztendlich die 
Umweltverträglichkeitsstudie auf. Wird ein Aspekt zum Beispiel in der Luftverkehrs-
prognose geändert, so hat dies inhaltliche Auswirkungen auf zahlreiche Unterlagenteile, 
die sich in einem aufwändigen Überarbeitungsprozess niederschlagen. 
Lange Verfahrensdauer contra Aktualität der Daten 
Ein Problem stellt die Aktualität der Daten vor dem Hintergrund der langen Verfah-
rensdauer dar. War beispielsweise der Prognosezeitraum der Luftverkehrsprognose von 
15 Jahren mit Prognosezieljahr 2015 zu Beginn des Verfahrens im Jahr 2000 ausrei-
chend ausgelegt, wurde nun aufgrund der Länge des Verfahrens von bereits sechs Jah-
                                                 
2 Vgl. Fraport AG (2004). Hujer, R. et al: Einkommens- und Beschäftigungseffekte des Flughafens Frankfurt Main 
(G19.1). 
Baum, H. et al: Standortfaktor Flughafen Frankfurt Main – Bedeutung für die Struktur, Entwicklung und Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft der Region Frankfurt/Rhein-Main (G19.2). 
3 Betroffenheit bei Leq(3)Tag=59 dB(A) 
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ren eine Aktualisierung der Prognose auf den Prognosehorizont 2020 erforderlich. Diese 
Aktualisierung der Prognose inklusive der darauf aufbauenden zentralen Gutachten er-
fordert einen nicht zu unterschätzenden Zeitaufwand, der sich verlängernd auf die Ver-
fahrensdauer auswirkt.  
Starre Fronten statt Erörterung 
Eigentliches Ziel der Erörterung ist es, mit den Beteiligten und Bürgern das Vorhaben 
konstruktiv zu diskutieren, etwaige Bedenken zu beseitigen und ein Einverständnis zu 
erreichen. Darüber hinaus soll es der Behörde die Möglichkeit geben, alle Argumente 
für und gegen das Vorhaben anzuhören. 
Der achtmonatige Erörterungstermin zum Ausbau des Flughafens Frankfurt Main war 
jedoch von Konfrontationen und Polemik, insbesondere von Seiten der Anwälte der 
Ausbaugegner, geprägt. Den Großteil der Zeit nahmen lange juristische Statements ein, 
die sowohl für die Bürger als auch die Fachleute wenig Erkenntnisgewinn beinhalteten 
und schwer verständlich waren. Ein Dialog als das eigentliche Ziel einer Erörterung 
kam aufgrund der verhärteten Fronten, des (anwaltlichen) Auftretens auf Seiten der 
Ausbaugegner, des tief sitzenden Misstrauens gegenüber der Fraport und der starken 
Emotionalität der Ausbaugegner bzw. Bürger kaum zustande; dies war aber nach den 
Erfahrungen zu Erörterungen aus vorherigen Genehmigungsschritten bzw. -verfahren 
(vor allem Raumordnungsverfahren sowie Planfeststellungsverfahren zum Bau einer 
A380-Werft) auch nicht zu erwarten gewesen. 
Trotz der erheblichen Länge des Erörterungstermins, der werktäglichen Diskussion 
von 9:30 Uhr bis 19:00 Uhr sowie der Einrichtung einer sogenannten „Bürgersprech-
stunde“ jeden Freitagnachmittag, in der Bürger unabhängig von der Tagesordnung ihre 
Fragen und Anliegen vorbringen konnten, wurde der Erörterungstermin von den Aus-
baugegnern scharf kritisiert. So wurde von Seiten der Ausbaugegner vorgebracht, es 
wäre auf den Ablauf und die berufsunfreundlichen Erörterungszeiten zurückzuführen, 
dass täglich nur 70 bis 80 Plätze der insgesamt 1.500 Sitzplätze besetzt seien (vgl. Hil-
lemacher 2005). 
Kosten 
Das Verfahren zum Ausbau des Flughafens Frankfurt Main verursacht der Fraport AG 
enorme Kosten. So belaufen sich die Verfahrenskosten bislang bereits auf rund 116 
Mio. Euro; die Kosten zum Verfahrensende werden auf 156 Mio. geschätzt, davon ent-
fallen rund 81 Mio. Euro allein auf das Planfeststellungsverfahren.  
Hohe Kosten fallen jedoch auch auf Seiten der Ausbaugegner an: So hat beispiels-
weise allein die Stadt Neu-Isenburg bis Anfang 2005 über 840.000 Euro im Widerstand 
gegen den Flughafenausbau ausgegebenen (vgl. Wawra 2005). 
3 Überlegungen zur Verfahrensbeschleunigung 
Langwierige und kostenintensive Genehmigungsverfahren sind nicht nur im Luftver-
kehr, sondern im Infrastrukturbereich auch beim Schienen- und Straßenverkehr zu beo-
bachten. Die Politik hat bereits erkannt, dass die Dauer von Genehmigungsverfahren 
einen wesentlichen Standortfaktor im internationalen Wettbewerb darstellt und dass 
diesbezüglich Handlungsbedarf besteht.  
So hat die Große Koalition die Planungsbeschleunigung und den Bürokratieabbau zu 
ihren politischen Schwerpunkten erklärt und dies im Koalitionsvertrag bereits konkreti-
siert. Mittlerweile wurde der Entwurf des „Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs-
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verfahren für Infrastrukturanlagen“ von der Bundesregierung vorgelegt, in den auch 
Aspekte aus dem vom Land Hessen im Bundesrat initiierten Gesetzesentwurf eingeflos-
sen sind.  
Kernelemente dieses Gesetzesentwurfs sind unter anderem eine Einführung formeller 
und materieller Präklusionsfristen hinsichtlich anerkannter und sonstiger Umwelt-
schutzvereinigungen, Ermittlungserleichterungen gegenüber Grundstücksbetroffenhei-
ten sowie die Zulassung von Vorarbeiten zur Vorbereitung der Vorhabenplanung und 
Baudurchführung.  
Über diese Aspekte hinaus bestehen weitere Vorschläge bzw. Forderungen zur Ver-
fahrensvereinfachung, so zum Beispiel der Wegfall des Raumordnungsverfahrens und 
die Berücksichtigung dieser Belange im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens, eine 
Beschränkung der Benachrichtigungspflicht im Anhörungsverfahren auf anerkannte 
Naturschutzverbände oder die Festlegung von Schwellenwerten und Kriterien zur Fest-
legung der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
Der Fokus sollte sich jedoch nicht nur auf die Beschleunigung formaler Verfahrens-
abläufe beschränken, sondern muss vor allem auch an den Verfahrensinhalten ansetzen; 
so resultiert beispielsweise ein erheblicher Zeitbedarf aus den gestiegenen Anforderun-
gen im Umweltbereich. Sowohl bei der materiellen Normsetzung auf europäischer Ebe-
ne als auch bei der in Deutschland stattfindenden Umsetzungspraxis ist deshalb jeder 
Überregulierung, die unnötige Verzögerungen bewirkt, entgegenzuwirken. 
4 Fazit 
Mit Blick auf ein „Mammutverfahren“ wie den Ausbau des Flughafens Frankfurt Main 
wird deutlich, dass hinsichtlich der zeitlichen und inhaltlichen Strukturierung von Ge-
nehmigungsverfahren Handlungsbedarf besteht. Von Seiten der Politik wurden hierzu 
bereits konkrete Vorschläge zur Verfahrensvereinfachung erarbeitet und teilweise schon 
als Gesetzesentwurf eingebracht. Es ist jedoch fraglich, ob dieser Gesetzesentwurf die 
Problematik langwieriger Planverfahren umfassend lösen kann.  
Aufgrund des gestiegenen Wettbewerbs um die Realisierung von Investitionsvorha-
ben, in dem sich Deutschland behaupten muss, um zukunftsfähig zu bleiben, ist davon 
auszugehen, dass es auch künftig Bestrebungen zur weiteren Verfahrensvereinfachung 
insbesondere von Seiten der Politik geben wird. Bereits vorliegende Vorschläge wie der 
Wegfall des Raumordnungsverfahrens zeigen, dass hierbei auch raumplanerische In-
strumente und Kompetenzen in die Diskussion der Verfahrensbeschleunigung kommen 
bzw. kommen werden. 
In diese Diskussion sollten und müssen sich die Raumplaner aktiv einbringen, um die 
wichtige und bewährte Einspeisung raumplanerischer Belange in die Genehmigungsver-
fahren auch künftig zu gewährleisten. Neben dem Aufgreifen der Thematik in der wis-
senschaftlichen Diskussion ist hier der Planer vor allem als Politikberater und -unter-
stützer gefragt.  
Nicht zu vergessen ist jedoch die Rolle des Raumplaners als Akteur selbst im Rahmen 
von Genehmigungsverfahren, zum Beispiel im Rahmen von Raumordnungsverfahren. 
So muss der Raumplaner als Akteur selbst seine Anforderungen an die Unterlagen und 
die Entscheidungsgrundlagen immer wieder vor dem Hintergrund einer umfassenden, 
fachgerechten Abwägung einerseits und einer notwendigen, möglichst straffen Abwick-
lung andererseits kritisch reflektieren. Dies ist insbesondere deshalb von zentraler Be-
deutung, da die langen Genehmigungsverfahrensdauern in großem Maße nicht aus den 
Verfahrensschritten, sondern aus den Verfahrensinhalten resultieren.  
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1  Einführung  
Bezüglich raumplanerischer Instrumente gibt es eine Vielzahl an Veröffentlichungen 
über deren Sinn und Inhalt, Nachteile und Verbesserungsmöglichkeiten, Gemeinsam-
keiten und Unterschiede (z. B. Dietrichs 1986, Kistenmacher et al. 1993, Kistenmacher 
1997, Akademie für Raumforschung und Landesplanung 1998).  
Dabei fällt auf, dass zwar auch Kategorisierungen der Instrumente vorgenommen 
werden, diese jedoch selten logisch stringent und daher Planer wenig handhabbar sind. 
Des Weiteren ist zu beobachten, dass bestimmte Eingriffsweisen häufig unterschlagen 
bzw. übersehen werden, da die meisten Autoren sich auf räumlich-konkrete Sachgebilde 
konzentrieren. Die Einrichtungen und Menschen, die in diesen Sachgebilden verortet 
sind bzw. arbeiten und wohnen, sind selten Bestandteil solcher Abhandlungen, obwohl 
deren Organisation, Ziele, Interessen und Verhaltensweisen die Raumnutzung erheblich 
beeinflussen. 
Von daher wird in diesem Beitrag eine Systematisierung vorgeschlagen, die neben 
dem Ausweisen von Standorten und dem Errichten von Anlagen, welche als typische 
Aufgaben der räumlichen Planung gesehen werden, auch die Nutzung von Flächen und 
Anlagen mit einbezieht. 
Die Auswirkungen solcher Eingriffe, aber auch des Handelns der Menschen, die von 
ihnen betroffen sind, werden nach dem Regime&Budget-Ansatz von Heidemann (2002) 
differenziert und daraus resultierende typische „Barrieren“ für die Tätigkeiten der Men-
schen dargestellt.  
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2 Instrumente räumlicher Planung 
Eingriffe erfolgen in der Regel mithilfe von Instrumenten räumlicher Planung. Eingriffe 
sind auf Vorschlag der Planer durchgeführte Handlungen (im Sinne der Umsetzung ei-
ner Planung), welche im vorliegenden Beitrag folgendermaßen verstanden werden:  
Instrumente der räumlichen Planung dienen als Mittel zur Veränderung und Beein-
flussung der Handlungsmöglichkeiten Dritter, um raumplanerische Ziele zu erreichen. 
Instrumente sind insofern „gestaltende Mittel zur Einflussnahme auf die Raum- und 
Siedlungsstruktur“ (Dietrichs 1986: 23). Dabei ist nicht entscheidend, ob auf die Raum- 
und Siedlungsstruktur unmittelbar eingewirkt wird. Vielmehr kann dies auch über die 
Beeinflussung der Handlungsmöglichkeiten der Akteure erfolgen, welche beispielswei-
se durch Änderung ihres Verhaltens die Raum- und Siedlungsstruktur modifizieren. Das 
heißt, jeglicher raumwirksame Eingriff – auch von privater Seite – sollte in die Definiti-
on aufgenommen werden.  
Damit wird eine andere Definition von Instrumenten räumlicher Planung vorgenom-
men, als dies in der Literatur zumeist der Fall ist. Brösse (1995: 507) zum Beispiel defi-
niert Instrumente der räumlichen Planung als „Wege oder Handlungsmöglichkeiten zur 
Verwirklichung von Zielen“. Wie diese Wege oder Möglichkeiten beschaffen sind, wird 
nicht beschrieben. Auch Hübler (2005: 635) bleibt bei seiner Definition auf der gleichen 
Abstraktions- bzw. Detaillierungsebene, wonach Instrumente angesehen werden als 
„Mittel (oder auch Maßnahmen), mit denen Planung realisiert oder implementiert wird“. 
Ritter und Wolf (1998: 2) definieren Instrumente bewusst nicht, schließen aber „die 
Kategorie der inhaltlichen Instrumente zur Raumstrukturierung [sic] – so wie sie im 
‚Handwörterbuch der Raumordnung’ definiert ist – nicht mit ein.“ 
Definiert man raumplanerische Instrumente als die Beeinflussung der Handlungs-
möglichkeiten, so stehen nicht mehr Ziele oder Möglichkeiten der Realisierung dieser 
Ziele im Vordergrund der Betrachtung, sondern die Frage, welche Raumwirksamkeit 
von den Handlungen der Akteure der Alltagswelt ausgehen und wie diese beeinflusst 
werden können.  
Raumwirksam bedeutet in diesem Zusammenhang, dass von den Handlungen der Ak-
teure Wirkungen ausgehen, die den Raum und seine Nutzung mittel- oder unmittelbar 
beeinflussen. Dies kann sich darin manifestieren, dass Flächen umgestaltet, Bauten er-
stellt werden oder dass der Umgang mit Flächen und Gebautem verändert wird. Auch 
wenn es sich beim Umgang mit Gebäuden und Flächen nicht um räumliche Kategorien 
per se handelt, so ist er doch auch raumwirksam, nämlich über das Verhalten der Nut-
zer. 
Das heißt, dass neben materiellen Eingriffen, die in der räumlichen Planung im We-
sentlichen mittels der Ausweisung von Standorten vorgenommen werden, auch weitere 
Eingriffsarten in den Fokus rücken. Denn Standorte sind immer Standorte für etwas, 
und kein Selbstzweck. Ein Standort per se macht keinen Sinn, sondern dient in der Re-
gel der Unterbringung von „Anlagen“. Anlagen müssen dabei nicht zwingend bauliche 
Anlagen sein; auch Parks, Naturschutzgebiete etc. fallen unter diesen Begriff (vgl. Hei-
demann 2002: R-8; R-9; R-86). Auch solche Anlagen werden nicht errichtet oder be-
trieben, ohne eine Nutzung zu haben. Vielmehr dienen sie der Aufnahme von Einrich-
tungen, im Sinne von Zusammenschlüssen von Individuen zu Verbänden, Unterneh-
men, Haushalten usw. Diese Einrichtungen bestehen immer aus Menschen, welche be-
stimmte Verhaltensweisen aufweisen, also ebenso raumwirksam sind. 
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Unter dem Blickwinkel der Raumwirksamkeit ergeben sich so vier Eingriffsweisen, 
die der räumlichen Planung zur Verfügung stehen (vgl. auch Abbildung 1): 
1. das Ausweisen von Standorten (zum Beispiel Gewerbe- oder Wohngebiete, aber 
auch Frei- und Grünflächen etc.) 
2. die Errichtung von Anlagen (z. B. Häuser, Parks, Straßen) 
3. das Organisieren bzw. „Ausrichten“ der Einrichtungen, die in diesen Anlagen ope-
rieren (z. B. Unternehmen, Verbände, öffentliche Institutionen) 
4. die Beeinflussung der Verhaltensweisen der Menschen an diesen Standorten und in 
diesen Anlagen (z. B. umweltverträgliches oder -unverträgliches Verhalten, Nut-
zung einer Straße als Verkehrs- oder Aufenthaltsfläche usw.) 
Abb. 1: Eingriffsweisen der räumlichen Planung  
 
Quelle: Heidemann (2002: R-8; R-9; R-86; modifiziert) 
Diese Quadriga ergibt sich aus der Systematisierung aufgrund der Raumwirksamkeit, 
die sowohl Sachgebilde, also Standorte und Anlagen, als auch Sozialgebilde, d. h. Indi-
viduen und deren Zusammenschlüsse in Einrichtungen, aufweisen.  
„Sachgebilde“ sind materieller Art, wie zum Beispiel Flächen und Anlagen. Eingriffe 
in diese Sachgebilde können in Form materieller Eingriffe erfolgen, wie beispielsweise 
dem (Um)Bau von Anlagen.  
„Sozialgebilde“ hingegen sind nichträumlicher Natur; es handelt sich hier vielmehr 
um Individuen und deren Verhaltensweisen sowie Einrichtungen1 und deren Organisati-
on. Eingriffe sind hier vor allem nichtmaterieller Art, zum Beispiel über den Erlass von 
Gesetzen. 
2.1 Standorte ausweisen 
Die wohl gängigste und bekannteste Art dieser Eingriffsweise ist die Ausweisung von 
Standorten, welche unter anderem mittels Regional-, Flächennutzungs- oder Bebau-
ungsplänen erfolgt, um Flächen eine bestimmte Nutzung zuzuschreiben.2 Hierzu dienen 
                                                 
1 Anstatt des häufiger verwendeten Begriffs „Organisation“ wird hier der Begriff „Einrichtung“ verwendet, im Sin-
ne eines Zusammenschlusses von Personen. Organisation beschreibt hingegen die Struktur der internen Abläufe einer 
Einrichtung. 
2 Der österreichische Begriff des „Flächenwidmungsplans“ ist insofern treffender. 
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die „gängigen“ Instrumente der räumlichen Planung: die Ausweisung bzw. Festlegung 
Zentraler Orte, von Achsen, Vorrang- und Vorbehaltsflächen, Grünzügen, ebenso wie 
Bauleitpläne, welche auch als Instrumente der „Raumorganisation“ (Brösse 1995: 507) 
bezeichnet werden. Dabei werden jedoch nicht nur neue, zusätzliche Flächen ausgewie-
sen, sondern auch bestehende gesichert, beispielsweise Wohnflächen oder Naturschutz-
flächen. 
Bei der Ausweisung von Flächen spielen angrenzende Nutzungen eine Rolle; ein in-
haltlicher „Anschluss“ ist von Vorteil. Heidemann (2002: R-9) spricht dementsprechend 
von einem „Bündel von Anschlüssen als Ursprung von Eignungen von Nutzungen“. 
Neben dem Anschluss ist also auch die prinzipielle Eignung der Fläche für die darauf 
vorgesehene Nutzung zu beachten; so werden für Wohnnutzungen andere Anforderun-
gen an die Fläche gestellt – beispielsweise Straßenanschluss, geringe Hangneigung, 
soziale Infrastruktur usw. – als für Gewerbegebiete – wie gute Erreichbarkeit von Bun-
desstraßen und Autobahnen, möglichst ebene Flächen usw. 
2.2 Anlagen errichten 
Diese Eingriffsart ist häufig die klassische Aufgabe der Architekten, Bauingenieure, 
Landschafts-, Straßen- und Grünplaner, Handwerker und Bauarbeiter etc.  
Die Eingriffsart „Anlagen errichten“ umfasst nicht nur die Errichtung neuer Anlagen, 
sondern auch die Instandhaltung existierender Anlagen. Ebenso zählt hierzu der soge-
nannte Rückbau von Anlagen. 
2.3 Einrichtungen ausrichten 
Einrichtungen dienen ebenfalls keinem Selbstzweck, sondern stellen in der Regel Zu-
sammenschlüsse von Menschen in Haushalten, Unternehmen, Behörden, Vereinen etc. 
dar. Jede Person ist zwangsläufig Mitglied in einer wie auch immer gearteten Einrich-
tung, mindestens eines Haushalts. 
In jeder Einrichtung werden unterschiedliche Ziele verfolgt, es bestehen unterschied-
liche Rollen, Zuständigkeiten usw. Die Art der Einrichtung hat dabei Auswirkungen auf 
deren Mitglieder, d. h. der Kontext muss betrachtet werden. Im Kontext des eigenen 
Haushalts wird sich eine Person anders verhalten als im Kontext des Unternehmens, in 
welchem sie arbeitet. Dies hat mit den unterschiedlichen Belangen und Zielen dieser 
Einrichtungen zu tun. 
Einrichtungen werden ausgerichtet, indem durch geeignete Maßnahmen Tätigkeiten 
dieser Einrichtungen gefördert oder verhindert werden. In der Regel erfolgt dies, indem 
Regelungen erlassen oder geändert werden, welche die Gründung neuer Einrichtungen 
beziehungsweise die Gestaltung bestehender Einrichtungen betreffen. Die Diskussion 
um die richtige Steuerungsform solcher Einrichtungen und/oder mit diesen Einrichtun-
gen, wie sie derzeit bezüglich (Regional) Governance geführt wird, verdeutlicht den 
Stellenwert von Einrichtungen in der Planung. 
2.4 Verhaltensweisen steuern3  
Einrichtungen bestehen nicht aus einem abstrakten Management, Vorstand oder Beleg-
schaft, sondern aus Menschen. Und diese Menschen weisen wie auch immer geartete 
Verhaltensweisen auf. Diese Verhaltensweisen haben ebenso erheblichen Einfluss auf 
                                                 
3 Unter „Verhaltensweisen steuern“ wird hier keine Steuerung im deterministischen Sinne verstanden, sondern wird 
subsummiert, dass Verhalten über Gesetze, Regeln etc. vorgeschrieben (Lenkung), aber auch initiiert werden kann, 
beispielsweise über Anreize, Information usw. (Bahnung). 
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den Raum: Standortentscheidungen, verkehrliche Entscheidungen, Nutzung der Umwelt 
etc. basieren auf den Verhaltensweisen dieser Personen, sie sind sozusagen „geography-
makers“ (Weichhart 1999: 6). Sie treffen zum Teil täglich Entscheidungen, welche die 
räumliche Verteilung von Nutzungen beeinflussen, wenn nicht gar determinieren, ohne 
dass ihnen dies bewusst sein muss. Als Beispiel kann hier die Suburbanisierung heran-
gezogen werden, welche „aus unzähligen – jeweils, für sich genommen – rationalen 
Einzelentscheidungen entstanden“ ist (Sieverts 1997: 15). Die Einzelfallentscheidungen 
vieler Haushalte, den Traum vom Haus im Grünen zu verwirklichen, führte dabei zu 
Siedlungen, welche häufig monostrukturiert sind, also neben der reinen Wohnnutzung 
oft wenig oder weit entfernte Versorgungsmöglichkeiten, soziale Infrastruktur wie 
Schulen, Kindergärten, Bildungseinrichtungen usw. oder kulturelle Einrichtungen wie 
Kino, Theater etc. aufweisen. Die meisten Wege müssen mit dem motorisierten Indivi-
dualverkehr bewältigt werden, was zu erheblichen finanziellen Aufwendungen des 
Staats führt, die Verkehrsmenge erhöht und letztendlich auch den Preis für suburbanes 
Wohnen erhöht. In der Gesamtschau werden solche Siedlungen daher von den meisten 
negativ eingestuft. Dies gilt auch und gerade für die Personen, die sich für ein „subur-
banes Leben“ entschieden haben: je länger der Weg zur Arbeit, desto unzufriedener sind 
die jeweiligen Pendler mit ihrer derzeitigen Lebenssituation (vgl. Stutzer/Frey 2004). 
Durch Gesetze, Vorschriften und dergleichen kann Verhalten vorgeschrieben werden. 
Dies wird in Abbildung 1 als „Lenkung“ bezeichnet. Benutzungsregelungen, Hausord-
nungen usw. fallen unter solche Lenkungen des Verhaltens. 
Des Weiteren kann Verhalten initiiert werden, wie es in Abbildung 1 mit „Bahnung“ 
umschrieben ist. Dies bedeutet, dass das Verhalten nicht vorgeschrieben wird, jedoch 
Anstöße zu einem bestimmten Verhalten (oder aber eben zur Unterlassung bestimmten 
Verhaltens) gegeben werden. Solche Anstöße erfolgen hauptsächlich über Aufklärung, 
also die Beschaffung, Aufbereitung und Bereitstellung von Informationen über Sach-
verhalte und Vorgehensweisen, sowie über die Anregung, also Ermunterung der Akteu-
re zur Erweiterung ihrer Handlungsmöglichkeiten und Änderung ihrer Verhaltenswei-
sen. 
Zu steuernde Verhaltensweisen können beispielsweise sein:  
? das Verkehrsverhalten: z. B. Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder des motori-
sierten Individualverkehrs, 
? das Wohnverhalten: beispielsweise die bevorzugte Wohnform nach Größe, Lage 
und Haustyp, 
? das Freizeitverhalten, wie etwa die Inanspruchnahme des öffentlichen Raums, 
? das Verhalten am Arbeitsplatz oder 
? der Umgang mit Energieträgern und Brennstoffen. 
3 Der Regime&Budget-Ansatz 
Verhaltensweisen können gesteuert bzw. beeinflusst werden, indem die einer Person zur 
Verfügung stehenden Handlungsmöglichkeiten beeinflusst werden; das heißt, dass diese 
Handlungsoptionen entweder eingeschränkt oder erweitert werden. Zur Verdeutlichung 
dieser Einflussnahme bietet sich der Regime&Budget-Ansatz von Heidemann (2002) 
an. 
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3.1 Budgets 
Budgets sind die Mittel, die einem Individuum für seine Lebensführung zur Verfügung 
stehen; sie bestehen aus Zeit, Gerät und Geschick.  
Zeit 
Zeit ist immer die Lebenszeit eines Individuums. Jedes Subjekt verfügt über ein gewis-
ses Maß an Zeit, das es für bestimmte Aktivitäten einsetzen kann. Dieses Maß an Zeit 
ist begrenzt durch Zeitintervalle, welche zwangsläufig für andere Aktivitäten aufge-
bracht werden müssen: Schlaf, Nahrungsaufnahme etc. (vgl. Hägerstrand 1970: 12; 
Heidemann 2002: R-56).  
Gerät 
Unter Geräten werden Werkzeuge, Maschinen u. Ä. verstanden. Zudem zählen finan-
zielle Mittel sowie die Verfügbarkeit von Produktionsmitteln und Grund und Boden 
dazu. Im weiteren Sinne zählen zu Geräten auch Rechte und Ansprüche, über die Ak-
teure verfügen.  
Geschick 
Geschick sind die Erfahrungen oder Fähigkeiten, die ein Subjekt im Laufe der Zeit er-
worben hat und die es einsetzen bzw. anwenden kann. Geschick umfasst somit sowohl 
Wissen als auch die Fähigkeit dieses anzuwenden. 
3.2 Regimes 
Regimes stellen Umweltbedingungen dar, denen jedes Subjekt unterliegt. Sie stellen 
Regulationsmechanismen dar, die von einer meta-individuellen Ebene ausgeübt werden. 
Das heißt, sie gehen nicht von einem Individuum aus, sondern sind materieller Natur, 
wie Standorte und Anlagen, oder sozialer Natur, wie beispielsweise Regularien von 
Einrichtungen. 
Regimes bestimmen somit die Gelegenheiten, die sich einem Individuum bieten. Re-
gimes setzen sich zusammen aus Information, Stätten und dem Zeitduktus.  
Information 
Informationen sind die Unterscheidungsinhalte, die Auswirkung haben auf das, was 
erlaubt oder verboten ist. Dies sind Gesetze, formelle und informelle Regelungen, Ge- 
und Verbote. Weiter zählen hierzu auch die Regeln, nach denen zum Beispiel Aufgaben 
in Haushalten, Unternehmen, staatlichen Behörden etc. organisiert sind. 
Die Menge der Tätigkeiten eines Menschen ist unter anderem abhängig von den for-
mellen wie informellen Regeln der Gesellschaft, in der er lebt, also zum Beispiel ob 
eine bestimmte Tätigkeit zulässig ist. Zu den oben genannten formellen wie informellen 
Regeln zählt auch der Preis zur Verrichtung bestimmter Tätigkeiten (z. B. Eintrittsprei-
se). Die Gesamtheit der zur Verfügung stehenden Tätigkeiten bezeichnet Heidemann 
(1984: 59) als sein Tätigkeitsrepertoire: „Die Menge der von einer Person ausgeübten 
Tätigkeiten bildet ihr Tätigkeitsrepertoire. Die Formierung von Tätigkeitsrepertoires 
und ihre Zuordnung zu Personen oder Gruppierungen (Schichten, Klassen, Ständen, 
Gruppen) richtet sich nach den für eine Gesellschaft charakteristischen Sozialverhältnis-
sen als Gesamt der wirtschaftlichen, rechtlichen und politischen Regelungen“. 
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Das Tätigkeitsrepertoire wird also von dem Regime Information bestimmt. In ein-
schränkender Weise stellt dieses Regime eine Art Barriere dar, die Heidemann (2002: 
R-48) „Erschwinglichkeit“ nennt, das heißt, welche Aufwendungen eine Person auf sich 
nehmen muss, um eine Handlung vorzunehmen. Diese Erschwinglichkeit ist dabei nicht 
nur monetär definiert. Hierzu zählt auch, ob die Tätigkeit an dem Standort oder der An-
lage erlaubt ist (vgl. auch Abbildung 2). 
Stätten 
Bei Stätten (bzw. Stättengemengen) handelt es sich im Wesentlichen um Flächen und 
Anlagen. Unter dem Regime Stätten wird die Ungleichverteilung von Standorten und 
Anlagen im Raum verstanden. Hiermit ist gemeint, dass man nicht jede Fläche oder 
Anlage auch an jedem Ort vorfindet. „Die Ausübung bestimmter Tätigkeiten ist an das 
Vorhandensein entsprechender [räumlicher] Gelegenheiten gebunden“ (Heidemann 
1984: 59). So kann nicht jede Tätigkeit an jedem Ort ausgeübt werden, vielmehr müssen 
die entsprechenden Standorte oder Anlagen aufgesucht werden, beispielweise Grünflä-
chen für die Naherholung, Gewerbegebiete für berufliche Tätigkeiten, die Wohngebiete 
für Wohnen usw. 4  
Eine solche Ungleichverteilung von Stätten kann auch zu Ungerechtigkeiten führen. 
Beispielsweise könnte die Bevölkerung bestimmter Gebiete schlechter mit Gütern des 
täglichen Bedarfs versorgt sein als die Bewohner von Ballungszentren und daher einen 
höheren Gesamtpreis entrichten müssen oder auf ein schlechteres Angebot öffentlicher 
Einrichtungen zurückgreifen können. 
Das heißt, die Stätten bestimmen somit über die räumliche Verteilung der Gelegen-
heiten die Ausübung von Tätigkeiten. Heidemann (2002: R-48) spricht von Tätigkeits-
mustern. Diese bezeichnen die räumliche Verteilung von Tätigkeiten, die durch die Er-
reichbarkeit von Standorten und Anlagen beschränkt wird, also ob sie räumlich so gele-
gen bzw. so an die Verkehrsinfrastruktur angebunden sind, dass sie aufgesucht werden 
können. 
Zeitduktus 
Zeitduktus sind die Zeitrhythmen, denen jedes Individuum ausgesetzt ist und die daher 
die Verwendung des eigenen Zeitbudgets bedingen. Diese Zeitduktus sind dabei natürli-
cher Art wie Tag und Nacht, biologischer Art wie Wachen und Schlafen und sozialer 
Art wie Abfahrts- oder Öffnungszeiten. Vor allem Letztere, die sozialen (Zeit-)Ordnun-
gen, determinieren die Verwendung von individuellen Zeitbudgets. Aufgrund von Zeit-
duktus können Handlungen bzw. Tätigkeiten meist nicht gleichzeitig oder jederzeit aus-
geübt werden. Daher können und müssen verschiedene Tätigkeiten „hintereinander ge-
schaltet“ werden, es entsteht eine Chronologie der Tätigkeiten, ein „Tätigkeitspro-
gramm“ (vgl. auch Hägerstrand 1970: 10). Tätigkeitsprogramme beschreiben also die 
zeitliche Abfolge der zur Verfügung stehenden Tätigkeiten. 
                                                 
4 Man kann sogar so weit gehen zu postulieren, dass diese Ungleichverteilung aufgrund der Kräfte des „freien 
Marktes“ hervorgerufen wird, welcher räumliche Konzentrationsprozesse unterstützt, wenn nicht sogar Auslöser 
hierfür ist (vgl. beispielsweise Krugman 1991). 
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Abb. 2: Lebensführung und Lebensumstände  
 
Quelle: Heidemann (2002: R-48) 
Die oben beschriebenen Regimes Information, Zeitduktus und Stätten können beein-
flussen oder gar bestimmen, welche Tätigkeiten wann an welchem Ort ausgeführt wer-
den können. Je nach Vorliegen der Regimes können dadurch Tätigkeiten verhindert 
oder ermöglicht werden. Tätigkeiten von Personen sind folglich immer an deren Le-
bensumstände gebunden. „Tätigkeiten oder Handlungen von Personen werden dabei als 
Ausdruck der Verwendung von (individuellen) Budgets im Rahmen überindividuell 
gesetzter Regime verstanden“ (Beckmann 2000: 14). 
4 Aufgaben der räumlichen Planung aufgrund der Regimes  
und Budgets 
Versteht man räumliche Planung als Gesamtplanung zur Koordination der verschiede-
nen Interessen und Nutzungen im Raum, so ist es eine Aufgabe der räumlichen Planung, 
die Regimes dergestalt zu beeinflussen, dass Tätigkeiten weitgehend ermöglicht wer-
den, oder aber – sofern bestimmte Tätigkeiten als unerwünscht oder „schädlich“ einge-
stuft werden – zu verhindern. Dies ist jedoch nicht allein auf den „Raum an sich“ be-
schränkt, denn auch die Regimes Information und Zeitduktus sind raumwirksam.  
Anhand der Regimes ergeben sich dabei wesentliche Aufgaben und Ziele der räumli-
chen Planung. Sieht man die Regimes unter ihrem einschränkenden Charakter, so kann 
man „Barrieren“ identifizieren, welche die Verrichtung von Tätigkeiten erschweren 
oder verhindern, oder aber begünstigen. Diese „Barrieren“ sind: 
? Die Erreichbarkeit von Standorten und Anlagen: 
Die Bereitstellung neuer oder verbesserter Anlagen, wie zum Beispiel Wege und 
Straßen für eine bessere Erreichbarkeit bestimmter Orte, kann diese Barriere ver-
mindern. Oft geht es in der räumlichen Planung darum, Erreichbarkeitsmängel ab-
zubauen. Dies gilt nicht zuletzt für ländliche, periphere Räume, bei welchen vor al-
lem mittels verkehrlicher Infrastrukturmaßnahmen versucht wird, sie besser an Bal-
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lungsräume anzuschließen bzw. durch Ausbau und Stützung eines Netzes Zentraler 
Orte die Distanzen zu Stätten mit Versorgungseinrichtungen zu verringern.5  
? Die Zugänglichkeit von Standorten und Anlagen:  
Einen beträchtlichen Beitrag für die Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten vor 
allem für ländliche Räume erhoffte und erhofft man sich insbesondere von den 
Neuen Medien, hier vor allem vom Internet (vgl. z. B. Europäische Kommission 
1997: 64 f.), da hierdurch beispielsweise Behördengänge, das Aufsuchen von Ban-
ken oder Geschäftsbesuche durch Online-Zugänge ersetzt werden können. 
? Die Erschwinglichkeit:  
Erschwinglichkeit bezieht sich dabei auch darauf, ob eine Tätigkeit an dem Standort 
oder der Anlage erlaubt ist. Bei der Reduktion von Erschwinglichkeitsbarrieren 
handelt es sich häufig um staatliche Subventionen. Hierunter fallen nicht nur direkte 
Subventionen, beispielsweise der Landwirtschaft, sondern auch indirekte Subventi-
onen wie zum Beispiel solche der Infrastruktur, welche in dünner besiedelten Ge-
genden in der Regel unrentabler sind als in Ballungsräumen und insofern eine Sub-
vention ländlicher Gebiete darstellen. Erschwinglichkeitsbarrieren können aber 
auch gewollt sein oder als zu gering angesehen werden: So ist die Pkw-Maut ein 
Versuch, die Erschwinglichkeitsbarriere für die Nutzung des motorisierten Indivi-
dualverkehrs zu erhöhen, wodurch das Repertoire des Einzelnen eingeschränkt 
wird. 
Des Weiteren muss beachtet werden, dass beispielsweise eine Veränderung der Stät-
ten Auswirkungen auf die Einrichtungen und auch die Verhaltensweisen der Nutzer 
dieser Stätten haben kann. Beispielsweise kann der Neubau einer Straße und eine damit 
bessere Erreichbarkeit bestimmter Orte die Verhaltensweisen insofern beeinflussen, als 
dass weitere Wege in Kauf genommen werden oder der Individualverkehr dem öffentli-
chen Verkehr vorgezogen wird. 
Aber auch eine Änderung der Verhaltensweisen kann Auswirkungen auf die Stätten 
haben, wie am Beispiel der Suburbanisierung dargestellt. Hier waren es veränderte Ver-
haltensweisen wie die Akzeptanz, weite Strecken zurückzulegen bzw. veränderte Wert-
vorstellungen (freistehendes Einfamilienhaus anstatt Stadtwohnung), welche die Stätten 
bzw. das Stättengemenge dauerhaft verändert haben und dieses Regime damit auch für 
andere Personen umformen. Dies rührt daher, dass jedes Handeln Auswirkungen auf die 
Umweltbedingungen hat und somit die vorhandenen Regimes verändert. 
5 Fazit 
Auch wenn die Eingriffsweisen, also die Quadriga aus „Standorte ausweisen“, „Anlagen 
errichten“, „Einrichtungen ausrichten“ und „Verhaltensweisen steuern“ hier unterschie-
den werden, so lassen sie sich jedoch nicht voneinander trennen. Die meisten Versuche 
der Steuerung räumlicher Planung führen nur mit einem Mix sinnvoll zusammengestell-
ter Instrumente zum Ziel. Neben materiellen Eingriffen wie der Ausweisung eines 
                                                 
5 Vgl. auch die Grundsätze der Raumordnung § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG; dieses Ziel war vor allem in den 1960er und 
1970er Jahren zentraler Bestandteil der Raumordnung (vgl. Blotevogel 2002: 17 ff.). Dies deckt sich auch mit den 
Vorschlägen der World Habitat II Conference, welche die Wichtigkeit von Erreichbarkeitsplanung unterstreicht: 
„Improving access to work, goods, services and amenities, inter alia, by promoting effective and environmentally 
sound, accessible, quieter and more energy-efficient transportation systems and by promoting spatial development 
patterns and communications policies that reduce transport demand, promoting measures, as appropriate, so that the 
polluter bears the cost of pollution, taking into account special needs and requirements of developing countries“ (UN 
1996: III-43-n). 
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Standorts und der Errichtung einer Anlage auf diesem Standort sollten auch die Verhal-
tensweisen im Umgang mit diesen Flächen oder Anlagen beachtet oder in Bahnen gelei-
tet oder sogar gelenkt werden. Auch wenn die Eingriffe „Einrichtungen ausrichten“ und 
„Verhaltensweisen steuern“ Sozialgebilde und damit keine räumlichen Kategorien per 
se sind, tragen sie doch dazu bei, eine bestimmte räumliche Ordnung innerhalb der 
Umwelt entstehen zu lassen. 
Die Differenzierung in vier Eingriffsweisen wurde vorgenommen, um typische 
Nachteile anderer Kategorisierungen zu überwinden, die meist die folgenden Aspekte 
aufweisen: 
? Die Unterscheidung in formelle und informelle Instrumente greift zu kurz; sie sagt 
lediglich aus, ob Instrumente gesetzlich verankert sind. 
? Die in der Literatur oft diskutierte Trennung in „weiche“ Instrumente der Informa-
tion, Überzeugung etc. zur Erreichung von Verhaltensänderungen und „harte“ In-
strumente der räumlichen Planung, welche vor allem für die Steuerung der Sied-
lungsentwicklung eingesetzt werden, greift zu kurz. Eine solche Unterscheidung 
sagt nur aus, ob auf Sach- oder Sozialgebilde eingewirkt werden soll. Ob die In-
strumente beispielsweise auf Einrichtungen oder Individuen zielen, wird zumeist 
nicht ausgeführt. Auch dass „harte Instrumente“ ebenso die Verhaltensweisen über 
die Änderung der Regimes beeinflussen können, wird hier nicht beachtet. 
? Räumliche Planung ist mehr als nur das Verteilen von Flächen. Neben diesen Flä-
chen müssen Anlagen, Einrichtungen und Verhaltensweisen berücksichtigt werden, 
welche ebenso Auswirkungen auf die Nutzung und Gestaltung des Raums haben. Es 
geht folglich bei der räumlichen Planung vor allem um Raumwirksamkeit. 
? Aufgrund der vier oben genannten Eingriffsweisen steht immer ein Instrumenten-
Mix („policy mix“) zur Verfügung bzw. wird auch als Mix angewandt, wobei ver-
schiedene Instrumente bzw. Eingriffe widersprüchlich oder gar kontraproduktiv 
sein können. „Steuerungsversuche, welche die Bedürfnislagen der Adressaten außer 
acht lassen, sind bestenfalls unwirksam, im schlimmsten Falle lösen sie ungewollte 
Nebenwirkungen aus, die den ursprünglichen Steuerungsintentionen diametral ent-
gegenstehen können“ (Franz/Herbert 1986: 103). 
? Systematisiert man die Instrumente der räumlichen Planung nach der vorgeschlage-
nen Quadriga in Verbindung mit den damit verbundenen Regimes und Budgets, 
können solche Eingriffe, die unter Umständen anderen widersprechen oder sie kon-
terkarieren, leichter identifiziert werden. Dafür ist es allerdings notwendig, das Ver-
halten der räumlichen Akteure, zu denen im Prinzip jeder Mensch zählt, zu analy-
sieren und geeignete „Angriffspunkte“ zu finden, wie dieses im gewünschten Sinne 
zu beeinflussen ist. Denn Eingriffe der räumlichen Planung beeinflussen die Verhal-
tensweisen unmittelbar, indem sie in die Mittel (Budgets), welche den Akteuren zur 
Verfügung stehen, durch die Änderung der Rahmenbedingungen (Regimes) eingrei-
fen.  
Dass die meisten Professionen sich auf ihre „professional community“ konzentrieren 
und mit dem damit verbundenen disziplinären Hintergrundwissen, den Methoden und 
damit intradisziplinären Denkschemata und Sichtweisen arbeiten, ist u. a. ein Grund, 
warum räumliche Planung meist nur unter den Aspekten der Ausweisung von Standor-
ten sowie der Errichtung von Anlagen verstanden und praktiziert wird. Das Ausrichten 
der Einrichtungen und die Beeinflussung der Verhaltensweisen als Eingriffsarten der 
räumlichen Planung werden hingegen weitgehend vernachlässigt und sollten in Zukunft 
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Sebastian Wilske 
Informations- und Kommunikations-Technologien (IuK) – 
Chance zur Modernisierung traditioneller planerischer 
Instrumente? – Vorwort 
Die Möglichkeiten der Informations- und Kommunikations-Technologien (IuK-
Technologien) für die Planung sind unbestritten beträchtlich. Viele Aufgaben in der 
Raumplanung profitieren von den Möglichkeiten der IuK-Technologien: 
? Die dezentrale Zusammenarbeit mit vielen Akteuren über große Distanzen wird 
vereinfacht. 
? Die Grundlagenermittlung und das Monitoring unterschiedlicher räumlicher und 
statistischer Daten sowie Indikatoren werden stark vereinfacht oder zum Teil erst 
ermöglicht. 
? Neue Möglichkeiten für Transparenz, Öffentlichkeitsarbeit und Partizipation entste-
hen, insbesondere vor dem Hintergrund internetgestützter Informations-, Kommu-
nikations- und Beteiligungsangebote. 
Viele weitere Aspekte wären zu nennen. Diesen unbestritten positiven Möglichkeiten 
stehen jedoch auch Risiken gegenüber:  
? Werden für die Zusammenarbeit neue, technisch bedingte Hürden aufgebaut?  
? Werden bestimmte Akteure oder Bevölkerungsgruppen nicht mehr repräsentiert, da 
sie ungeübt sind im Umgang mit IuK-Technologien?  
? Werden durch den Einsatz von IuK-Technologien neue Hürden für eine Kooperati-
on aufgebaut, anstatt die Schwelle für die Zusammenarbeit zu senken?  
Auch diese Aufzählung ließe sich weiter fortsetzen. Thema der Arbeitsgruppe war 
daher weniger, in welcher Form die neuen Medien, die Wissensgesellschaft etc. die Le-
benssituationen verändern und welche neuen Anforderungen an die Nutzung des Rau-
mes sich daraus ergeben. Vielmehr sollten – ausgehend von einer Lagebeurteilung zu 
Chancen und Risiken des Einsatzes von IuK-Technologien zur Unterstützung von Pla-
nungsprozessen – Möglichkeiten diskutiert werden, den Risiken durch geeignete Vor-
gehensweisen zu begegnen. Drei Aspekte waren dabei von Bedeutung: die Planungs-
prozesse, die mit IuK-Technologien unterstützt werden sollen, die Entwicklungsprozes-
se für die IuK-Instrumente selbst sowie die Art und Weise der Verknüpfung oder Nicht-
Verknüpfung dieser beiden Prozesse. Drei Kurzreferate bildeten den Einstieg in die 
Diskussion:  
? Sonja Knapp berichtete über das Forschungsprojekt „VEPS – Virtual Environmen-
tal Planning Systems“. Dabei waren zwei Aspekte für das Thema der Arbeitsgruppe 
von besonderem Interesse. Zum einen ging es um einen Ansatz, mittels geeigneter 
Visualisierungen auch komplexe planerische Fragestellungen so allgemeinverständ-
lich aufzubereiten, dass Partizipationsangebote auf eine solidere Basis gestellt wer-
den können. Zum anderen stand die verfolgte Vorgehensweise in der Softwareent-
wicklung im Mittelpunkt. Hier wird durch frühzeitigen Test von funktionsfähigen 
Prototypen bereits während der Entwicklung der Kontakt mit den späteren Nutzern 
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gesucht. Ziel ist hierbei eine größere Flexibilität in der Anpassung an die Anforde-
rungen des Planungsprozesses und eine bessere Berücksichtigung der Anforderun-
gen der späteren Nutzer. 
? Jana Liebe und Sabine Richter lenkten mit ihrem Beitrag „Strategischer Einsatz von 
virtueller Planungskommunikation“ die Diskussion auf zwei weitere wichtige As-
pekte: zum einen auf die Unterschiede, die bezüglich informeller und formeller Pla-
nungsprozesse getroffen werden müssen, zum anderen auf die besonderen Schwie-
rigkeiten, die sich aus den oftmals wenig flexiblen Anforderungen formeller Pla-
nungsprozesse an Kommunikations- und Informationsangebote ergeben. 
? Ein Gastreferat von Mathias Schmid vom Stadtplanungsamt Stuttgart bezog sich 
vor allem auf die Frage, welche Schwierigkeiten sich ergeben, wenn neuartige In-
formations- und Kommunikationsinstrumente in die tägliche Arbeit einer Verwal-
tung integriert werden sollen. Er berichtete über das Forschungsprojekt „NBS – 
Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart“, in dem unter anderem eine inter-
netgestützte Informationsplattform zu Innenentwicklungspotenzialen in der Stadt 
Stuttgart entwickelt wurde. Er konnte dabei auf die Erfahrungen zurückgreifen, 
welche die Stadt Stuttgart in den vergangenen Jahren während der Integration die-
ses Instrumentes in die alltäglichen Verwaltungsabläufe sammeln konnte. 
Die beiden Impulsreferate sind im Folgenden dokumentiert. Für das Gastreferat sei 
auf den Schlussbericht des Forschungsprojektes verwiesen (www.stuttgart.de/sde/item/ 
gen/143551.htm). Die Referate boten eine gute Grundlage für die erfreulich konzentrier-
te und ergebnisreiche Diskussion der Teilnehmer, welche ebenfalls in einem Textbeitrag 
zusammengefasst wurde. Nicht zuletzt durch die engagierte Mitarbeit von Jana Liebe ist 
dieser Beitrag nicht nur eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Arbeitsgruppe, son-
dern bettet diese auch in den breiteren Kontext des Diskurses zu Informations- und 
Kommunikationstechnologien in der Raumplanung ein. Gliederung, zentrale Thesen 
und die Schlussfolgerungen des Beitrags sind jedoch Ergebnisse der Arbeitsgruppe, so 
dass der Beitrag als Zusammenfassung und Ausblick zugleich dienen kann und somit 
den Abschluss der Dokumentation der Arbeitsgruppe bildet. 
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Sonja Knapp 
VEPS – Virtual Environmental Planning Systems:  
Virtuelle Umwelt- und Stadtplanung. Ein Projektbericht 
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1 Das VEPS-Projekt  
VEPS – Virtual Environmental Planning System – ist ein EU-Forschungsprojekt und 
wird über das INTERREG IIIB Nord-West-Europa Programm finanziert. Beteiligt sind 
Universitäten, Forschungseinrichtungen und private Unternehmen aus Frankreich, 
Großbritannien und Deutschland. Das Ziel dieser Kooperation ist eine gemeinsame, 
nachhaltige, regionale Weiterentwicklung des Einsatzes von Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT) in der räumlichen Planung und Entwicklung, der durch 
die Fallstudien der jeweiligen Projektpartner praktisch getestet und vorangetrieben wer-
den soll. 
1.1 Inhalt des VEPS-Projekts 
VEPS ist ein Schritt in Richtung alternativer Verfahren in der Planungsbeteiligung. 
Durch eine interaktive, dreidimensionale (3D) und realitätsnahe Visualisierung von Pla-
nungsinhalten (virtual reality) sollen die VEPS-Benutzer komplexe Informationen zu 
Planungsvorhaben ohne jegliche Einweisung erfahren und verstehen können. Die visu-
ellen wie auch physischen (Lärm, Luft, Sonneneinstrahlung, etc.) Auswirkungen für 
Stadtbild und Umwelt werden durch diese Darstellungsform eingängig und leicht ver-
ständlich abgebildet.  
Ziel von VEPS ist es also einerseits, komplexe Information eines Planungsprozesses 
auf ein allgemein verständliches Level „herunterzubrechen“, sodass auch Bürger, die 
über keinerlei planerische Kenntnisse verfügen, die Inhalte der Planung verstehen kön-
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nen. Andererseits soll VEPS den Planern als Informationsplattform und Datenpool die-
nen, worüber verschiedene Planungsbedingungen und Absichten ausgetauscht werden 
können. Zudem kann die Akzeptanz von Planungsvorhaben erhöht werden, weil durch 
die 3D-Darstellung von Planungsinhalten im Vorfeld ein konkretes räumliches Bild 
vermittelt und diskutiert werden kann.  
Ein bedeutendes Element von VEPS ist daher die intensive und aktive Beteiligung al-
ler vom Planungsprozess Betroffener via Internet. Durch ein sogenanntes commenting 
tool können die realitätsnah visualisierten Planungsinhalte kommentiert und diskutiert 
werden – dabei sind die Kommentare in Modell, Karte oder Textform verfügbar. 
1.2 Die Projektpartner 
Das VEPS-Team besteht aus acht internationalen Projektpartnern: Environmental A-
gency of England and Wales (UK) als Leadpartner, University of Salford (UK), Univer-
sity of the West of England (UK), Manchester Digital Development Agency (UK), 
Clementine Media (UK), CSTB (Frankreich), Universität Freiburg und Hochschule für 
Technik Stuttgart. 
Durch die internationale Zusammenarbeit werden unterschiedliche Planungsanforde-
rungen und unterschiedliche Arten der Öffentlichkeitsbeteiligung in das Projekt integ-
riert. Dadurch soll ein internationales Tool entstehen, das die unterschiedlichsten An-
forderungen berücksichtigen kann. 
1.3 Ziele des VEPS-Projekts 
Das „Virtual Environmental Planning System“ soll als Informations- und Austausch-
plattform im Internet für Bürger, Planer, Investoren und weitere Interessierte zur Verfü-
gung stehen.  
Mögliche Einsatzgebiete für VEPS sind beispielsweise Verfahren zur formellen und 
informellen Bauleitplanung, regionale Entwicklungskonzepte oder Stadtentwicklungs-
pläne bzw. Stadtleitbildprozesse. 
Neben der Möglichkeit, planungsrelevante Dokumente und Informationen herunter-
zuladen, bietet die Plattform ein interaktives Visualisierungs- und Beteiligungstool. Hier 
können verschiedene Planungsvarianten und die heutige Situation dreidimensional er-
lebt und miteinander verglichen werden. Anregungen, Kommentare und Fragen können 
aus der 3D-Welt direkt an den zuständigen Planer geschickt und die verschiedenen Vor-
schläge online mit anderen Interessierten diskutiert werden. 
Somit hat jeder, der über einen Internetzugang verfügt, die Möglichkeit, sich leicht 
verständlich über die Entwicklung seiner Stadt zu informieren – und an der Zukunft der 
Stadt mitzuplanen. Insbesondere die Beteiligung der Öffentlichkeit in der Stadtplanung 
und Umweltentwicklung gewinnt zunehmend an Bedeutung und soll auch auf Wunsch 
der EU entsprechend unterstützt und in Planungsprozesse integriert werden. Leider hält 
sich die Auswahl an geeigneten Beteiligungstools bisher jedoch in Grenzen. Hier möch-
te VEPS das Angebot ergänzen und neue Beteiligungsformen ermöglichen. Neben der 
„herkömmlichen“ Öffentlichkeitsbeteiligung durch das Planungsamt (z. B. bei Auslage 
von Bebauungsplänen) und Bürgerworkshops/Zukunftswerkstätten bietet VEPS die 
Möglichkeit, sich zeitlich und räumlich unabhängig via Internet in den Planungsprozess 
einzubringen. Gleichzeitig dient VEPS der Informationsgewinnung und kann so die 
bisherigen Beteiligungsverfahren unterstützen. 
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2 Pilotregionen und Prototypen 
Jeder der beteiligten Partner beschäftigt sich mit der Entwicklung entsprechend aufein-
ander abgestimmter Tools, die sich zu VEPS ergänzen sollen. Um die Einsetzbarkeit der 
Systemteile zu kontrollieren und eine sinnvolle Anwendung zu entwickeln, hat sich je-
der Partner ein Testprojekt ausgesucht. Dabei handelt es sich einerseits um übergeord-
nete Szenarien wie z. B. Stadtentwicklung oder Umweltplanung, denen Fallbeispiele 
zugeordnet werden, beispielsweise Stadtentwicklung, Stadtsanierung oder Umnutzung 
von Brachflächen, für die wiederum konkrete Anwendungen überlegt werden. Anderer-
seits handelt es sich dabei auch um konkrete Projekte, sodass VEPS an der Öffentlich-
keit und mit Fachleuten getestet und kontinuierlich an die Bedürfnisse aller Planungsbe-
teiligten angepasst werden kann.  
Pilotprojekt des VEPS-Projektes ist die städtebauliche Neuordnung des Rosenstein-
viertels in Stuttgart, anhand dessen Entwicklungsschritte und Dokumente entwickelt 
und definiert wurden (vgl. Kapitel 2.2). 
2.1 Beispiele Prototypen der Projektpartner 
Die einzelnen Projektpartner bearbeiten unterschiedliche Szenarien an unterschiedlichen 
Beispielen. Anhand dieser Beispiele sollen die VEPS-Tools entwickelt und getestet 
werden. Durch Workshops und Questionnaires fließen die Evaluierungen zurück in die 
Systementwicklung. Dadurch soll eine praxisnahe und effektive Umsetzung gesichert 
werden. Die einzelnen Tools sollen in einem späteren Projektschritt miteinander ver-
knüpft werden, sodass eine Tool-Box entsteht, aus der projektabhängig die entsprechen-
den Komponenten ausgewählt werden können. Nachfolgend werden exemplarisch zwei 
Fallbeispiele vorgestellt. 
Die University of the West of England (UWE) erstellt als Prototypen einen sogenann-
ten 3D Masterplanner:  
In einer dreidimensionalen Umgebung kann der Benutzer eigenhändig Gebäude ein-
fügen und entfernen, Gebäudehöhe und Umriss verändern, Texturen anbringen etc. Au-
ßerdem stehen weitere Ausstattungselemente wie beispielsweise Telefonzellen, Wind-
kraftanlagen, Straßenbeleuchtung zur Verfügung. Auch sind, bei entsprechender Lage 
des Projektgebiets, Überflutungsszenarien möglich. Der Benutzer kann also sein eigenes 
Planungsszenario erstellen und verändern und die unterschiedliche räumliche Wirkung 
virtuell erleben. Durch verschiedene Ansichtsmodi (Vogelperspektive, Fußgängerper-
spektive etc.) sind differenzierte Ansichten möglich und dadurch Nah- und Fernwirkung 
der Planung überprüfbar (vgl. Abbildung 1). 
Die UWE arbeitet also an einem Tool, das dem Benutzer ermöglichen soll, sein eige-
nes Planungsszenario ins Netz zu laden und hinsichtlich visueller und ökologischer 
Auswirkungen zu betrachten. Ebenso soll der Download von Planungsvorschlägen und 
dadurch das Betrachten von Details ermöglicht werden. 
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Abb. 1: UWE - 3D Masterplanner 
 
Quelle: www.veps3d.org, 2006 
Die Environmental Agency of England and Wales (EAEW) beschäftigt sich mit der 
Darstellung von Überflutungsszenarien unter Zuhilfenahme von Lidar-Daten. Das Bei-
spiel Überflutungsszenarien steht dabei stellvertretend für die Möglichkeit, planungs- 
und umweltrelevante Themen in einer alternativen Darstellungsform zu präsentieren 
und so Informationen zu diesen Themen anschaulich zu vermitteln. Geplant ist, dass 
bestehende Gebäude entfernt und neue Gebäude ergänzt werden können, um Risiken 
wie Überflutungswahrscheinlichkeit und -höhe, Lärmbelastung, Luftqualität usw. an 
diesem Standort zu testen. Weiter sollen Möglichkeiten geschaffen werden, die Szena-
rien zu kommentieren, wie z. B. das Kommentierungstool zur Bristol Harbourside (vgl. 
http://www.veps.eu oder das Fallbeispiel Rosensteinviertel (Kapitel 2.2) sowie Abbil-
dung 2). 
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Abb. 2: EAEW – Überflutungssimulation  
Quelle: www.veps3d.org, 2006 
2.2  Pilotprojekt Rosensteinviertel 
Das Fallbeispiel der Hochschule für Technik in Stuttgart beinhaltet die städtebauliche 
Neuordnung des Rosensteinviertels. Das Rosensteinviertel liegt im Zentrum Stuttgarts 
und umfasst ca. 170 ha, davon gut 60 ha Entwicklungsfläche. Im Zuge des Bahnprojekts 
Stuttgart 21 werden Teile des Gebiets, die derzeit noch von der Bahn genutzt werden, 
für andere Nutzungen frei. Dies beinhaltet ein großes Entwicklungspotenzial mit weit-
reichenden Auswirkungen für das Stadtquartier Rosenstein. Die Stadt Stuttgart steht 
dem VEPS-Projekt und dem Rosensteinviertel als Fallbeispiel sehr positiv gegenüber 
und unterstützt den Arbeitsprozess mit Daten und fachlichem Rat. Dadurch waren von 
Anfang an eine große Datenfülle und ein großer Handlungsspielraum vorhanden, so 
dass im Rahmen des Forschungsprojekts das Rosensteinviertel auch als Pilotprojekt für 
das ganze VEPS-Projekt ausgesucht wurde. 
Die Idee für das Rosensteinviertel besteht darin, ein Webtool aufzusetzen, das es den 
Benutzern ermöglicht, die Planungsvarianten für die künftige Gebietsentwicklung drei-
dimensional miteinander zu vergleichen. Kommentare können gezielt in der 3D-
Oberfläche angebracht werden. Zusätzlich wird als Übersicht eine 2D-Karte angeboten, 
die ebenfalls die Möglichkeit bietet, Kommentare zu setzen. Ergänzt werden die beiden 
visuellen Felder durch ein Kommentartool, in dem Diskussionen und Kommentare ab-
gerufen und bearbeitet werden können (vgl. Abbildung 3). 
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Abb. 3: Idee Webclient für Rosensteinviertel 
 
3 Projektstruktur 
Das Forschungsprojekt läuft über einen Zeitraum von drei Jahren, Beginn war im No-
vember 2004. Die ersten sechs Monate waren für die Datensammlung, Recherche und 
Definition der Szenarien vorgesehen. Die verbleibenden 30 Monate dienen der Entwick-
lung, Implementierung und Evaluierung der Prototypen. 
3.1 Ablaufschema des Entwicklungsprozesses 
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Abb. 4: Ablaufschema des Entwicklungsprozesses 
 
 
3.2 Analyse und Auswertung der Datensammlung 
Nachdem Daten bei Workshops mit Teilnehmern verschiedener potenzieller Benutzer-
gruppen erhoben und der Stand derzeitiger Online-Beteiligung und 3D-Anwendungen 
in der Planung untersucht wurden, wurden die Aussagen zusammengefasst und für die 
Entwicklung des VEPS ausgewertet. Eine wichtige Erkenntnis war dabei, dass die An-
forderungen an das System so vielfältig sind, wie es später unterschiedliche Benutz-
gruppen und -interessen geben wird. Hinzu kommen die Unterschiede auf Grund natio-
naler Kommunikationseigenschaften und Planungsmethoden.  
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Anhand der Daten haben sich Hauptnutzergruppen herauskristallisiert, ebenso wie 
sich sogenannte Basisanforderungen an das System definieren ließen. Für die Arbeit im 
VEPS-Projekt haben wir die späteren potenziellen Nutzer folgendermaßen unterteilt: 
? Öffentlichkeit/Bewohner (Joe Public oder Betroffene und Interessierte) 
? Fachleute (Planer, Architekten, Projektentwickler) 
? Träger öffentlicher Belange, Planungsämter 
? Politiker/Entscheidungsträger 
Bei den Basisanforderungen waren nachfolgende Anforderungen von besonderer Be-
deutung:  
? Erforschen von Was- wäre- wenn- und Vorher-nachher-Szenarien 
? dynamisches (selbstbestimmtes) Erforschen einer virtuellen (3D) Welt 
? Upload eigener Planungsvorschläge 
? Unterstützung einer Zwei-Wege-Kommunikation (nicht nur Information) (vgl. 
http://veps3d.org/site/83.asp 
Aufgrund dieser Daten wurde für das Pilotprojekt Rosensteinviertel ein sogenanntes 
Descriptive Model entwickelt. In diesem Model werden alle genannten Anforderungen 
aufgelistet und zueinander in Bezug gesetzt. Die Anforderungen lassen sich zu The-
mengruppen zusammenfassen, aus denen sich die Subsysteme entwickeln lassen, die 
später zusammen das VEPS-Tool ergeben. 
Für das Rosensteinviertel ließ sich so folgendes Anforderungsprofil für das Beteili-
gungstool entwickeln: 
? Kommentare: Meinungsaustausch, Zugang und Ansicht anderer Kommentare in 
Textform, Ansicht der Kommentare in 2D-Karte, Wahl zwischen persönlichem und 
öffentlichem Kommentar ermöglichen 
? Abfragefunktion: Abfrage nach Landnutzung, Abfrage zu Gebäuden, Einrichtun-
gen, Flächen usw., Abfrage zu Vermarktung und Entwicklung, Abfrage planungsre-
levanter Informationen 
? Visualisierung: Simulation von Umwelteinflüssen, Simulation von Auswirkungen 
der Planung auf die Umgebung, Darstellung verschiedener Planungsvarianten, 
Wechsel zwischen verschiedenen Perspektiven und Maßstäben, Ansichten in 2D 
und 3D 
? Interaktion: Ändern des 3D-Models, Navigation im Model, verschiedene Flight- 
through-Touren und Aussichtspunkte, Konstruktion eigener Objekte im Modell 
3.3 Implementieren des ersten Prototypen für das Fallbeispiel Rosensteinviertel 
Am Anfang stand die Idee, eine 3D-Visualisierung mit einer 2D-Übersichtskarte und 
einem Kommentierungstool zu verbinden (vgl. Abbildung 5). 
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Abb. 5: Erster VEPS-Prototyp für das Fallbeispiel Rosensteinviertel 
 
 
Um eine mögliche Funktionsweise und Anwenderfreundlichkeit zu testen, wurden 
erste Tests mit Google Earth durchgeführt. Dazu wurde das 3D-Stadtmodell in Google 
Earth importiert und dort angezeigt. Verschiedene Funktionen wie Kommentare und 
Hinweise konnten so getestet werden. Da die Kommentierungsfunktionen jedoch relativ 
beschränkt sind, folgte rasch die erste Entwicklung eines VEPS-Prototypen für das Fall-
beispiel Rosensteinviertel. 
Die Entwicklung des ersten Rosenstein-Prototyps ist ein Gemeinschaftswerk der 
Hochschule für Technik Stuttgart (Kommunikation 2D – 3D und 3D-Viewer) und der 
University of Salford, UK (Kommentierungstool und Verknüpfung mit 2D-Karte). Zu 
den ersten Funktionen gehört, dass die Kommentare durch Pins in der 2D-Karte geo-
referenziert lokalisiert werden. Die Nutzer können durch Klicken auf die Markierungen 
in der 2D-Karte die entsprechenden Kommentare abrufen, lesen und gegebenenfalls 
beantworten. 
Der 3D-Viewer verfügt im ersten Prototyp über folgende Funktionen: 
? verschiedene Viewpoints (Blickwinkel in/auf das 3D-Modell) 
? Rundflug durch das Gebiet 
? Anzeige heutige Situation, Anzeige geplante Situation 
Gleichzeitig besteht die Verbindung zur 2D-Übersichtskarte, in der ebenfalls ver-
schiedene Blickwinkel ausgewählt werden können, die dann im 3D-Viewer angezeigt 
werden.  
In Planerworkshops und Bürgerpräsentationen wurde der Prototyp vorgestellt und 
diskutiert. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse fließen zurück in den Entwicklungs-
prozess und beeinflussen die Entwicklung des zweiten Prototypen, der auf Basis des 
ersten Piloten und der Auswertungen weiterentwickelt wird. 
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Abb. 6: Zweiter VEPS-Prototyp für das Fallbeispiel Rosensteinviertel 
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1 Hintergrund  
Um die Kommunikation in räumlichen Planungsprozessen zu verbessern, wird u. a. 
zunehmend das Medium Internet sowohl bei informellen wie auch formellen Pla-
nungsprozessen verwendet. Um diesen Einsatz effizienter zu gestalten und die Schwä-
che vieler Internetangebote, isoliert dazustehen (Pflüger et al. 2003: 14), zu vermei-
den, empfiehlt sich ein strategisches Vorgehen beim Einsatz virtueller Planungskom-
munikation.  
In diesem Beitrag sollen diese strategischen Überlegungen, die sich daraus ergeben-
den Anforderungen an das Verfahren sowie mögliche zu bedenkende Risiken beispiel-
haft anhand der regionalen Flächennutzungsplanung des Planungsverbandes Frank-
furt/Rhein-Main (PV) erläutert werden.  
Die dargestellten Ergebnisse sind im interdisziplinären Forschungsprojekt Citizen-
Talk an der Fachhochschule Erfurt sowie im Rahmen der Media@KommTransfer-
Initiative des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) in der Ar-
beitsgruppe „Internetgestützte Beteiligungsmaßnahmen in formellen Planungsprozes-
sen“ entstanden. 
2 Strategie zum Einsatz virtueller Planungselemente  
Um den Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien zielführend und 
effizient gestalten zu können, bedarf es für den Prozess einer Strategie. Wesentliche 




? das Ziel des Vorhabens und somit auch das Kommunikationsziel 
? die einzubindenden Zielgruppen 
? für diese Zielgruppen eine entsprechende Ansprache und Aktivierung durch einen 
Mix aus verschiedenen realen und virtuellen Kommunikationsbausteinen 
Mit Erstellung einer Kommunikationsstrategie können zudem die notwendigen Fi-
nanz- und Zeitrahmen aufgezeigt und optimiert werden. 
Abb. 1: Kommunikationsstrategie in der Raumplanung  
 
Quelle: Liebe/Sinning (2005: 118) 
3 Zielgruppen in Planungsprozessen 
Wenn das Ziel des Planungsvorhabens formuliert ist, können die Zielgruppen des Prozes-
ses identifiziert werden. Neben den zu beteiligenden Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange gibt es vor allem im Rahmen von informellen Planungen bei der zu 
beteiligenden Öffentlichkeit verschiedene Zielgruppen, die sich nach Betroffenheit, Rele-
vanz und Anforderungen an die Informationsaufbereitung unterscheiden lassen. In Abbil-
dung 2 wurden beispielhaft Zielgruppen für Planungsprozesse herausgearbeitet.  
4 Zielgruppengerechte Ansprache  
Diese Bevölkerungsgruppen bedürfen einer zielgruppengerechten Ansprache und Akti-
vierung (vgl. Abbildung 2). Zur zielgruppenrechten Ansprache zählt die Aufbereitung 
von Informationen sowie die Werbung und öffentliche Bekanntmachung. Für die Auf-
bereitung von Informationen (insbesondere der virtuellen Angebote) und die Beteili-
gung verschiedener Zielgruppen in formellen Planungsprozessen sind folgende Aspekte 
von Belang: 
? Benutzerfreundlichkeit (Usability) 
? Transparenz des Beteiligungsangebotes 
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? gezielte Ansprache einzelner Bevölkerungsgruppen 
? Benutzerfreude 
? multimediale Darstellungsformen 
? Einsatz von digitalen Plänen  
? Evaluierung des Internetangebotes 
Abb. 2: Bevölkerungsgruppen, die im Rahmen von Beteiligungsmaßnahmen unter- 
 schiedliche Anforderungen an die Informationsaufbereitung stellen  
nach Interessenslage Alter/ Geschlecht/ Herkunft Menge  
(bzw. örtliche Betroffenheit) 
Bevölkerungs-
gruppen 
⋅ Begünstigte der Pla-
nung 
⋅ Benachteiligte 












⋅ Ausländer/ Migranten 
⋅ Alle Einwohner einer 
Region 
⋅ Alle Einwohner einer 
Stadt/Gemeinde 
⋅ Alle Einwohner eines 
Stadtteils 












⋅ Barrierefreiheit  
⋅ Raumbezug 
⋅ Kosteneinbindung  
Quelle: PV et al. (2006) 
Bei der Aufbereitung der Information sowie der öffentlichen Bekanntmachung und 
Realisierung der Partizipation sind die unterschiedlichen Mediengewohnheiten dieser 
Zielgruppen zu beachten. Es empfiehlt sich eine strategische Verzahnung von realen 
und virtuellen Kommunikationsbausteinen, denn es darf nicht verkannt werden, dass 
derzeit noch fast die Hälfte (rund 42 %) der Bevölkerung keinen Internetzugang hat oder 
ihn nicht nutzt, insbesondere die über 50-Jährigen und formal niedrig gebildete Perso-
nen (van der Eimeren/Frees 2005: 365).  
In vielen Prozessen wurde bereits ein Medienmix zur Kommunikation und Ak-
tivierung verwendet (Westholm 2005). Neben den realen Kommunikationsmöglich-
keiten (wie Zeitung, Radio, Fernsehen oder Bürgerversammlungen) gibt es eine Vielfalt 
von virtuellen Kommunikationsmöglichkeiten (vgl. Abbildung 3), deren Einsatz je nach 
Vorhaben abzuwägen ist. 
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Sinning/Wiedenhöft (2003: 60) 
5  Stand der Umsetzung 
In Deutschland gibt es bisher noch keine Best Practices für eine umfassende Kommuni-
kationsstrategie, weder in formellen noch in informellen Planungsprozessen. Es gibt 
allerdings erste Ansätze, wie z. B. die Leitbilddiskussion „Metropole Hamburg – Wach-
sende Stadt“. Für das hier angebotene moderierte Onlineforum wurde mit umfassender 
medienübergreifender Werbung zur Beteiligung aufgerufen. Allerdings gelang es trotz 
des erfolgreichen Forums nicht, alle Zielgruppen für die Beteiligung zu erreichen. Bür-
ger, die sich beteiligen wollten, aber keinen Internetzugang hatten, konnten nicht auf 
reale Formen der Beteiligung zurückgreifen (Lührs 2006). 
Andere Ansätze bieten die Städte, die für Beteiligungen reale und virtuelle Informati-
ons- und Beteiligungsmöglichkeiten vorsehen, wie Solingen und Arnsberg im Rahmen 
des Modellprojektes MISS (vgl. Neuhaus/Wilforth 2005).  
6 Das Beispiel Aufstellungsverfahren zum Regionalen Flächen-
nutzungsplan beim Planungsverband 
Der Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main erarbeitet derzeit für seine 
75 Mitgliedskommunen den ersten deutschlandweiten Regionalen Flächennutzungsplan 
(RegFNP).  
Für das Aufstellungsverfahren zum RegFNP (vgl. Abbildung 4) hat der Planungsver-
band ein Kommunikationskonzept erstellt, in dem die angestrebten realen und internet-
gestützten Instrumente und ihre gegenseitige Verzahnung aufgeführt sind.  
E-INFORMATION 
(One-Way-Communication) 
• Websites (allgemein und 
zu spezifischen The-
menfeldern) 
• Download/ Links 
• Newsletter/ Mailing 
• Weblogs 














• Angebote für spezifische 
Bevölkerungsgruppen 
• Stadt- und Bürgerserver 
als PPP von Stadt, Bür-
gerschaft und Wirtschaft 
• Internetkonferenz 
• Online-Mediation  
• Wikis 
E-COOPERATION 
(Multi-Way-Communication) ? ? 
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Abb. 4: Ablauf des RegFNP-Aufstellungsverfahrens mit Markierung der Beteiligungs- 
 schritte  
 
Im Mittelpunkt der Erstellung der Kommunikationsstrategie standen die Reichweite 
der einzelnen Elemente, die zur Verfügung stehenden Ressourcen sowie die zu berück-
sichtigenden gesetzlichen Vorgaben.  
Informelle Kommunikationsangebote zum Leitbild 
Im Rahmen der bereits abgeschlossenen informellen Phase, die Planungsträgern einen 
größeren Spielraum an Einsatzmöglichkeiten verschiedener Beteiligungsinstrumente 
lässt, hat der Planungsverband sowohl reale als auch internetgestützte zielgruppenspezi-
fische Informations- und Beteiligungsangebote für die Bürger des Ballungsraumes an-
geboten. So gab es Volkshochschulkurse zum Thema Regionaler Flächennutzungsplan, 
Kooperationen mit Kindergärten, Hochschulen und Frauenbeauftragten sowie einen 
moderierten Onlinediskurs zum Leitbild der Region unter dem Titel „www.planung-
verbindet.de“ (vgl. Bosold 2005). 
Das formelle Beteiligungsverfahren zum RegFNP 
In der formellen Phase, die mit der frühzeitigen Beteiligung im Frühjahr 2007 offiziell 
beginnen wird, sind die Ausgestaltungs- und Einsatzmöglichkeiten sowohl realer als 
auch internetgestützter Beteiligungsmaßnahmen durch gesetzliche Vorgaben weitaus 
geringer. Trotzdem wird der Planungsverband ein umfassendes Angebot an verschiede-
nen Informationselementen und Beteiligungswegen zur Verfügung stellen, die in dem 
Kommunikationskonzept für das RegFNP-Verfahren zusammengestellt wurden.  
Da der Planungsverband sein E-Government-Angebot ausweiten möchte, wird er für 
das Beteiligungsverfahren neben den herkömmlichen Kommunikationswegen verstärkt 
das Internet als ergänzende Informationstechnologie einsetzen. Die Nutzer können onli-
ne alle Unterlagen einsehen und die Stellungnahmen sowohl textlich als auch zeichne-
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risch abgeben. Außerdem ist ein Onlineforum zur Klärung offener Fragen vorgesehen. 
Während der frühzeitigen Beteiligung werden zudem Bürgerveranstaltungen durchge-
führt. Gleichzeitig wird der Plan in den Mitgliedskommunen ausgelegt. Verschiedene 
Informationsmaterialien wie Newsletter, Flyer, Broschüren, Gemeindeblätter, Presse-
mitteilungen sowie eine kleine Ausstellung runden das Informations- und Beteiligungs-
angebot ab (vgl. Abbildung 5). 
Abb. 5:  Auswahl einiger Elemente aus dem Kommunikationskonzept zum RegFNP 
REAL VIRTUELL 
▌ Bürger- und Informationsveranstaltungen im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
▌ Umfassendes Informationsmaterial auf  
unserer Internetseite 
▌ Informationsmaterial (Flyer, Presseberichte, 
Broschüren, Anzeigen, Anschreiben) 
▌ Newsletter 
▌ Ausstellung ▌ Planungsunterlagen zum Download 
▌ Offenlage der Planungsunterlagen ▌ Möglichkeit der schriftlichen und 
zeichnerischen Stellungnahme 
 
Mit dem Kommunikationskonzept wird ein besonderer Schwerpunkt auf die Kombi-
nation unterschiedlicher Kommunikationsinstrumente gelegt. Ziel ist es, Informations-
aufbereitung und -wege spezifisch für die einzelnen Zielgruppen auszuwählen und so 
die Informationsbreite über den Einsatz vielschichtiger Informationsmedien zu verstär-
ken. So wird das Internetangebot in herkömmlichen Medien und auf Vor-Ort-Veran-
staltungen beworben und umgekehrt werden die verschiedenen Veranstaltungen auf der 
Internetseite angekündigt. Veranstaltungen, die bereits stattgefunden haben, sollen im 
Internet reflektiert werden, um einem möglichst großen Nutzerkreis Zugang zu den ver-
schiedenen Informationen zu ermöglichen. 
Auch für den Verfahrensschritt der Offenlage werden für die Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung wieder beide Wege – analog und internetgestützt – angeboten. 
Erwartungen und Anforderungen 
Der Planungsverband verfolgt mit dem erarbeiteten Konzept einen kooperativen und 
transparenten Kommunikationsansatz. Ziel ist es, durch breite öffentliche Information 
Aufgabe und Inhalt des Regionalen Flächennutzungsplans zu verdeutlichen, um bereits 
während der frühzeitigen Beteiligung möglichst viele Stellungnahmen zu erhalten und 
zu behandeln. Zudem sollen möglichst Stellungnahmen vermieden werden, die nichts 
mit dem Planungsgegenstand zu tun haben.  
Bei der Behördenbeteiligung erhofft sich der Planungsverband durch den verstärkten 
Einsatz internetgestützter Kommunikationsinstrumente eine Reduzierung des Aufwan-
des für die Weiterverarbeitung der Stellungnahmen in elektronischen Systemen, wenn 
die Stellungnahmen bereits in digitaler Form vorliegen.  
Diesen Erwartungen stehen sowohl im Bereich der Öffentlichkeits- wie auch der Be-
hördenbeteiligung Risiken gegenüber, die identifiziert werden müssen und denen mit 
geeigneten Mitteln zu begegnen ist.  
Bei der Öffentlichkeitsbeteiligung ist dies vor allem die Tatsache, dass noch nicht alle 
Bevölkerungsschichten gleichermaßen Zugang zum Medium Internet haben. Aus die-
sem Grund können internetgestützte Informations- und Beteiligungsangebote zumindest 
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derzeit nur eine Ergänzung herkömmlicher Angebote sein. Der Planungsverband setzt 
darum nicht ausschließlich auf den elektronischen Weg, sondern stellt mit seinem 
Kommunikationskonzept auch umfängliche Informationen auf analogem Weg bereit. 
Auf Seiten der Behördenbeteiligung stellen 
? die nicht ausreichende Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben,  
? die Zurückhaltung der Nutzer,  
? die vorhandenen Entscheidungs- und Hierarchiestrukturen in den Verwaltungen und  
? die Kosten  
Hindernisse für den Einsatz internetgestützter Kommunikationselemente dar.  
Zur Sicherstellung der Authentifizierung des Absenders und der Unveränderlichkeit 
der eingehenden Stellungnahmen setzt der Planungsverband auf personifizierte Zugänge 
und eine SSL-Verschlüsselung. Um die Akzeptanz der beteiligten Mitarbeiter zu ge-
winnen, sieht das Kommunikationskonzept ein aktives Informationsmanagement vor.  
7 Ausblick  
Virtuelle Planungskommunikation kann eine Ergänzung zur herkömmlichen sein. Sie 
bietet gegenüber diesen Angeboten vielfältige Vorteile wie orts- und zeitunabhängigen 
Zugang zu Informationen, geschichtete Informationstiefen, eine Senkung der Zugangs-
barrieren sowie einen schnelleren und kostengünstigeren Austausch von Informationen.  
Mit Hilfe der Kommunikationsstrategie können die erforderlichen Maßnahmen zeit-
lich, inhaltlich, funktional und gestalterisch aufeinander abgestimmt und die Erfolg ver-
sprechenden realen und virtuellen Informations-, Beteiligungs- und Kooperationsin-
strumente ausgewählt und miteinander verzahnt werden (Multi-Channel-Strategie). Dies 
verspricht eine bessere Erreichbarkeit aller Bevölkerungsgruppen und die Verminde-
rung des Risikos der Exklusion einzelner Bevölkerungsgruppen.  
Entsprechende Informations- und Beteiligungsangebote im Internet sind allein noch 
nicht gleichbedeutend mit besserer Erreichbarkeit weiterer Bevölkerungsgruppen. Mit 
der Erstellung einer Kommunikationsstrategie müssen deshalb Überlegungen angestellt 
werden, wie die Angebote so aufbereitet werden und welche Faktoren Erfolg verspre-
chend sind, um potenziellen Nutzern einen Mehrwert zu bieten und so den Kreis derer 
zu erweitern, die sich beteiligen möchten. 
Mittlerweile können Planungsträger aus einer Fülle virtueller Kommunikationsmög-
lichkeiten wählen. Auf der anderen Seite stehen jedoch gravierende Finanzsorgen vieler 
öffentlicher Haushalte. Der erfolgreiche Einsatz einer Multi-Channel-Strategie hängt 
deshalb entscheidend von der Wahl der Kommunikationselemente ab, die bei gleichzei-
tiger Ressourcenschonung eine große Reichweite versprechen.  
Um ein günstiges Verhältnis zwischen Kosten und Nutzen zu erreichen, sind Kosten-
senkungen durch Standardisierungen sowie durch Zusammenarbeit und gemeinsame 
Nutzung von Internetentwicklungen von Interesse.  
Das Aufstellungsverfahren zum RegFNP wird aufgrund der „Pionierrolle“ bundes-
weit beobachtet. Auch im Kontext der derzeit bestehenden Standardisierungsbemühun-
gen ist es für andere Planungsträger sicherlich hilfreich, die gesammelten Erfahrungen 
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Im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung wird eine effizientere und bürgernahe 
Verwaltung mit dezentralen Führungs- und Organisationsstrukturen angestrebt. Für das 
Erreichen dieser Ziele bieten internetgestützte Informations- und Kommunikationsan-
wendungen, kurz IuK-Anwendungen, Anknüpfungspunkte und Synergieeffekte. Dabei 
werden unter internetgestützten IuK-Anwendungen alle Möglichkeiten verstanden, die 
die Interaktion, also Informations-, Beteiligungs- und Kooperationsprozesse, EDV-
gestützt über das Medium Internet ermöglichen. 
Im Moment erreicht die deutsche Verwaltung in der von UNPAN durchgeführten in-
ternationalen Studie mit ihren E-Government-Angeboten den 12. Platz. Unter E-
 Government werden dabei elektronische Informations- und Kommunikationsangebote 
zur Vereinfachung und Unterstützung von Verwaltungsprozessen und staatlichen 
Dienstleistungen zusammengefasst. Dabei liegt Deutschland hinter den USA, den skan-
dinavischen Ländern, aber auch beispielsweise hinter der Republik Südkorea (UNPAN 
2005). Viele der erwarteten Vorteile und Potenziale sind also noch nicht genutzt. 
Auch für den Bereich der Raumplanung bietet das Internet als Informations- und 
Kommunikationsmedium eine Vielzahl von Anwendungsmöglichkeiten. Daraus ergibt 
sich die Frage, ob internetgestützte IuK-Anwendungen eine Chance zur Modernisierung 
traditioneller planerischer Instrumente darstellen.  
Mit dieser Frage beschäftigte sich eine Arbeitsgruppe des Jungen Forums 2006, dis-
kutierte Chancen und Risiken des Einsatzes von internetgestützten IuK-Anwendungen 
in der Raumplanung und arbeitete anhand konkreter Anwendungsbeispiele Möglichkei-
ten heraus, wie diesen Risiken begegnet werden kann. Der vorliegende Beitrag stellt 
wesentliche Ergebnisse der Diskussion dieser Arbeitsgruppe vor. 
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2 Chancen für die Raumplanung  
Für den Einsatz internetgestützter IuK-Anwendungen in der räumlichen Planung spre-
chen insbesondere zwei Aspekte: 
? Die Raumplanung überschreitet regelmäßig Grenzen, sowohl räumliche als auch 
administrative, und somit Grenzen von Kompetenzbereichen. Daraus ergeben sich 
zwangsläufig Hürden für die Kommunikation der Akteure untereinander und 
Schwierigkeiten bei der Erhebung, Bewertung und Bereitstellung relevanter Daten. 
? Die Raumplanung steht vor neuen Herausforderungen. Sie ist aufgefordert, ihr In-
strumentarium durch kommunikative, kooperative sowie prozess- und umsetzungs-
orientierte Instrumente zu ergänzen. Dabei erweitert sich der Kreis der Akteure, mit 
denen eine Zusammenarbeit angestrebt wird. Zudem muss die Intensität der Zu-
sammenarbeiten erhöht werden. 
Internetbasierte IuK-Anwendungen können diesen Herausforderungen begegnen, da 
sie in zweierlei Hinsicht Möglichkeiten zu Verbesserungen bieten. Zum einen kann die 
Qualität bestehender Instrumente durch Nutzung des Internets gesteigert werden, zum 
anderen werden völlig neuartige Instrumente ermöglicht. 
2.1 Möglichkeiten des Mediums „Internet“ 
Der Einsatz des Internet hat eine Reihe von Vorteilen. Dabei ist es unerheblich, ob die 
Techniken des Internet im „World Wide Web“ oder intern als Intranet-Anwendungen 
genutzt werden.  
? Das Internet ist ein asynchrones Kommunikationsmedium und ermöglicht einen 
Datenaustausch unabhängig von Raum und Zeit. 
? Die Client-Server-Struktur des Internet bietet die Möglichkeit, eine zentrale Daten-
haltung und dezentrale Erfassung, Bearbeitung, Verknüpfung, Auswertung und Be-
reitstellung von Informationen zu kombinieren. Eine der grundlegendsten Neuerun-
gen, welche sich aus dem Einsatz des Internet ergibt, wird damit vielfach erst er-
möglicht: dezentrale Strukturen für die Zusammenarbeit. So wäre beispielsweise ei-
ne Übersicht zu Innenentwicklungspotenzialen auf regionaler Ebene ohne die Nut-
zung einer internetgestützten Informations- und Kommunikationsplattform nicht 
mit realistischem Aufwand umsetzbar gewesen (Elgendy/Wilske 2006).  
? In Kombination mit geographischen Informationssystemen (GIS) und Datenbanken 
wird eine laufende Datenerhebung und -aktualisierung ermöglicht. Technisch be-
dingte Unschärfen sind kaum mehr gegeben. Somit können Aktualität und Präzision 
der Daten verbessert werden. Die Grundlagenermittlung und das Monitoring unter-
schiedlicher räumlicher und statistischer Daten sowie Indikatoren werden stark ver-
einfacht oder zum Teil erst ermöglicht. 
? Informationen können in unterschiedlichen Repräsentationsformen und Informati-
onstiefen bereitgestellt werden. IuK-Anwendungen ermöglichen damit sowohl die 
zielgerichtete Information als auch eine spielerische Erkundung durch nutzergerech-
te Ansprache. Neben Auswertungen und auf das Wesentliche reduzierten planeri-
schen Argumentationen können – im Sinne einer möglichst weitgehenden Transpa-
renz – auch ungefilterte Grundlagendaten präsentiert werden. Zudem ist das Internet 
eine kostengünstige Informationsquelle.  
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? Simulationen können helfen, auch komplexe Zusammenhänge visuell aufzuarbei-
ten, beispielsweise durch experimentelle computergestützte Darstellungs- und Be-
teiligungsformen wie „regionmaker“ (Harbers 2005). Diese Software visualisiert 
räumliche Folgen gesellschaftlicher, politischer, wirtschaftlicher und räumlicher 
Eingriffe. In anderen Simulationen können mit Einbeziehung der Zeitkomponente 
computergestützte Landschaftsvisualisierungen vierdimensional dargestellt werden 
(Hill et al. 2003). 
? Ebenfalls ein experimentelles Feld ist die dialogaufbereitete Vermittlung von In-
formationen durch Chatbots (Boden et al. 2005) sowie internetgestützte Planspiele 
wie beispielsweise „Stadt spielt Stadt“ (Friedrich 2005). Bei diesen Ansätzen wird 
beabsichtigt, über spielerische Unterhaltungsansätze nicht nur zu informieren und 
zu beraten, sondern auch die Bildung des Bewusstseins für räumliche Prozesse zu 
unterstützen.  
2.2 Formelle und informelle Verfahren 
Ein für die Raumplanung nicht unbedeutender Vorteil durch den Einsatz internetge-
stützter IuK-Anwendungen entsteht nicht nur bei Informations-, sondern vor allem auch 
bei Beteiligungsprozessen. Aus dem Kommunikationsweg ergeben sich neue Möglich-
keiten für Transparenz, Öffentlichkeitsarbeit und Partizipation. Durch die Unabhängig-
keit von Zeit und Raum ist Zeit für die Formulierung von Rede und Gegenrede gegeben. 
Das Internet bietet zudem eine gewisse Anonymität, wodurch psychologische Barrieren 
überwunden werden können. Diese Eigenschaften helfen, insbesondere drei Gruppen 
besser einzubinden: 
? interessierte Bevölkerungsgruppen, die über wenig freie Zeit verfügen, 
? Bevölkerungsgruppen, die besonders über das Medium Internet angesprochen wer-
den, wie beispielsweise Jugendliche, sowie 
? Betroffene, die Hemmungen haben, sich in öffentlichen Veranstaltungen zu Wort zu 
melden.  
Internetgestützte IuK-Anwendungen können sowohl bei informellen als auch bei 
formellen Planungsprozessen eingesetzt werden (vgl. Abbildung 1). Der Einsatz variiert 
dabei aufgrund der jeweiligen Zielstellung. In beiden Fällen dient das Internet als Werk-
zeug der interaktiven und kommunikativen Wissensgenerierung (Märker 2005). 
Bei informellen Prozessen steht das Ziel im Vordergrund, Fach- und Sachwissen zu 
sammeln und zu vermitteln sowie Transparenz für Planungsvorgänge zu schaffen. Das 
Internet bietet viele Spielräume, dies umzusetzen. Beispiele sind moderierte Onlinefo-
ren, eingesetzt beispielsweise bei der „interaktiven Freiraumplanung Alexanderplatz 
Berlin“ (Märker 2005), mit denen das Wissen um lokale Gegebenheiten zusammenge-
führt werden kann. Auch bei der informellen Zusammenarbeit zwischen Verwaltungen 
kann durch den Einsatz des Internet planerisch bedeutsames Wissen gebündelt werden 
(Verband Region Stuttgart 2005).  
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Abb. 1: Einsatz internetgestützter IuK-Anwendungen 
 
Das Ziel der Verfahrenstransparenz, Wissensgenerierung und –nutzung, besteht auch 
bei formellen Planungsprozessen. Hier stehen im Unterschied zu den informellen Ver-
fahren, die eine große Bandbreite teilweise noch experimenteller Instrumente und Ver-
fahren bieten, die Verfahrensschritte weitgehend fest. Sie weisen einen höheren Routi-
negrad auf und ähneln den Standardproblemen der Datenverarbeitung und spezieller der 
Softwareentwicklung wesentlich mehr, als dies bei informellen Verfahren der Fall ist. 
Da die räumliche Planung in Deutschland unter dem Druck steht, formelle Planungs- 
und Entscheidungsabläufe zu beschleunigen (Steinebach/Müller 2006), wird angestrebt, 
die gesetzlich geregelten Verfahren und Beteiligungen durch das Internet effizienter und 
schneller zu gestalten.  
Eine weitere Möglichkeit bietet die Verknüpfung von informellen und formellen Pro-
zesselementen. Beispielsweise hat der Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-
Main im Rahmen seiner Leitbilddiskussion zum Regionalen Flächennutzungsplan ein 
moderiertes Onlineforum durchgeführt (Bosold 2005). Die Verknüpfung bietet die 
Möglichkeit, in informellen Verfahren – mit überschaubarem Risiko – Erfahrungen 
beim Einsatz des Internets zu sammeln und bestehende psychologische Barrieren abzu-
bauen. Die Nutzung informeller Verfahren zur Vorbereitung und Flankierung formeller 
Verfahren kann zu deren effizienterer Durchführung beitragen. 
3 Risiken und Herausforderungen  
Der Einsatz von internetgestützten IuK-Anwendungen in der Raumplanung birgt jedoch 
auch Risiken, welchen durch geeignete Vorkehrungen in Entwicklung und Betrieb der 
IuK-Anwendungen begegnet werden muss. Diese werden im Folgenden diskutiert.  
Datenbereitstellung 
Die Möglichkeit zur ständigen Aktualisierung von Daten und der theoretisch nahezu 
unbegrenzten Präzision birgt Schwierigkeiten in sich. Diese liegen darin begründet, dass 
technische Hürden, welche die Aktualität, die Genauigkeit und die Zugänglichkeit bis-
lang einschränkten, mit dem Einsatz internetgestützter IuK-Anwendungen wegfallen. Es 
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muss damit gerechnet werden, dass bezüglich Präzision und Aktualität die Ansprüche 
erhöht und Erwartungen geweckt werden. Im Gegenzug wird der Aufwand zur laufen-
den Aktualisierung von Daten jedoch oftmals unterschätzt. Die Zugänglichkeit, der De-
taillierungsgrad und Art und Weise der Verknüpfung von Informationen müssen somit 
im Unterschied zur Vergangenheit weniger technisch, sondern vielmehr inhaltlich, or-
ganisatorisch und methodisch begründet werden. Hier gilt es sinnvolle und maßstabsge-
rechte Lösungen zu finden.  
Da zudem mehr Informationen nicht automatisch eine bessere Kommunikation oder 
größere Transparenz bedeuten, sondern auch zur Verunsicherung führen können, sollten 
Informationen in sinnvoller Aussagetiefe und kompakter Form bereitgestellt werden. 
Eine weitere Herausforderung ist, dass heute Breitbandanschlüsse immer noch kein 
Standard sind und somit Daten mit möglichst geringen Übertragungszeiten auch für 
analoge Anschlüsse bereitgestellt werden müssen.  
Kommunikationsrisiken 
Das Internet ist ein selektives Medium. Die Neuerungen und besonderen Qualitäten des 
Mediums stehen nur denjenigen zur Verfügung, die bereit und in der Lage sind, das 
Internet zu nutzen. Damit werden Akteure sowie Bevölkerungsgruppen mit anderen 
Mediengewohnheiten ausgeschlossen.  
Der fehlende direkte Kontakt führt zu einer Verarmung der zwischenmenschlichen 
Kommunikation. Gestik, Mimik und Stimmlage als wichtige Informationsträger fehlen 
(Westholm 2003: 83).  
Ein weiteres Risiko liegt in der Asynchronität der internetgestützten Kommunikation. 
Nur geeignete „Spielregeln“ gewährleisten, dass die Asynchronität nicht genutzt wird, 
um z. B. Beiträge bei Diskussionen zu filtern und so Transparenz nur vorzuspiegeln. 
Rechtssicherheit  
Insbesondere die formellen Verfahren mit den zu beachtenden Verfahrensregeln stellen 
hohe Anforderungen an die Rechtssicherheit. Im Prozess selbst muss darauf geachtet 
werden, Datensicherheit zu gewährleisten und Verfahrensfehler zu vermeiden, was 
momentan beispielsweise bedeutet, dass digitale Anmerkungen intern wieder in Papier-
form gebracht werden müssen. 
Die Träger der Verfahren müssen über ausreichende Kompetenzen und das notwen-
dige Fachwissen verfügen, um die Einhaltung der Anforderungen zu gewährleisten und 
sachgerecht zu kontrollieren.  
Interdisziplinäre Zusammenarbeit  
Raumplanerische Themen unterscheiden sich grundlegend von den auf Routine ausge-
richteten und klar strukturierbaren Aufgaben, denen sich die Softwareentwicklung nor-
malerweise widmet. Im Gegensatz dazu sind, insbesondere bei informellen Planungen, 
die Aufgaben nur wenig strukturiert, Lösungsmöglichkeiten und Abläufe unklar, Orga-
nisationsstrukturen fließend und der Kreis der beteiligten Akteure im Prozessverlauf 
veränderlich. Außerdem treffen in der Regel unterschiedliche Denkmuster aufeinander. 
In der Welt der Softwareentwicklung dominiert vielfach noch das Paradigma der voll-
ständigen Rationalität. Dahinter verbirgt sich das Vorgehen, Aufgabenstellung und Lö-
sung für die Entwicklung von IuK-Anwendungen vorab möglichst vollständig zu defi-
nieren, die IuK-Anwendung zu entwickeln und erst dann an die Nutzer zu übergeben. 
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Es muss jedoch festgestellt werden, dass auch bei sorgfältiger Spezifikation häufig ei-
nerseits wichtige Anforderungen vergessen und andererseits überflüssige Funktionen 
implementiert werden, selbst wenn es gelingt, eine Anwendung entsprechend der vorab 
festgesetzten Spezifikationen zu entwickeln (Schrage 2000).  
In der Raumplanung hat hingegen mit Konzepten wie dem perspektivischen Inkre-
mentalismus ein Wandel hin zur „Strategie der kleinen Schritte“ und zu iterativen Prob-
lemlösungsprozessen stattgefunden (Schönwandt 2002; Sieverts/Ganser 1994). Diese 
Prozesse zeichnen sich durch eine große Dynamik aus. Unterstützende IuK-
Anwendungen müssen daher ebenfalls sehr flexibel anpassbar sein (Elgendy/Wilske 
2006). 
4 Lösungsansätze  
Sowohl an die Entwicklung wie an den Einsatz internetgestützter IuK-Anwendungen 
ergeben sich spezifische Anforderungen, die es zu beachten gilt.  
Die Entwicklung internetgestützter IuK-Anwendungen für die Raumplanung kann in 
drei Phasen unterteilt werden: die Konzeptionsphase, die Phase der Ausgestaltung mit 
verschiedenen Funktionen sowie die Einführungs- und Betriebsphase. In diesen Phasen 
gilt es unterschiedliche Aspekte und Anforderungen zu beachten (vgl. Abbildung 2).  















Ressourcen: Zeit, Geld, Personal
Iteratives Vorgehen  
Da, wie schon erwähnt, die Aufgaben in der räumlichen Planung nur selten exakt de-
finiert werden können, sind iterative Vorgehensweisen auch für die Entwicklung von 
IuK-Anwendungen gefordert. Für eine erfolgreiche Entwicklung sollten auf Grundlage 
erster Lösungsversuche Rückkopplungen zwischen dem technischen Entwicklungspro-
zess und dem zu unterstützenden planerischen Prozess ermöglicht werden. Im Sinne der 
geforderten iterativen Vorgehensweisen müssen die genannten Phasen daher in unter-
schiedlichen Stufen der Konkretisierung mehrfach durchlaufen werden, um beispiels-
weise mit funktionsfähigen Prototypen oder Pilotanwendungen schon während des 
technischen Entwicklungsprozesses Erfahrungen in der konkreten Nutzung einer IuK-
Anwendung sammeln zu können (Chen/Knapp 2006). 
Bereits in der Konzeptionsphase können durch geeignete Methoden Risiken gemin-
dert werden. Diese zielen dabei vor allem darauf, im Entwicklungsprozess für eine enge 
Orientierung an der Aufgabe und den Ansprüchen späterer Nutzer durch Beachtung der 
Usability-Kriterien (Benutzerfreundlichkeit) und Accessibility-Kriterien (Barrierefrei-
heit) zu gewährleisten (Sinning 2005, vgl. Abbildung 2). Dafür ist eine fundierte Be-
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trachtung der Notwendigkeiten und der Ressourcenverfügbarkeit nötig. Da technisch 
inzwischen viel umsetzbar ist, muss inhaltlich und methodisch abgewogen werden, wel-
che Prozesselemente auf welche Art sinnvoll und effizient unterstützt werden können.  
Dies ist auch im laufenden Betrieb von großer Bedeutung, da die langfristige Nutzung 
über den Erfolg oder Misserfolg einer IuK-Anwendung entscheidet. Der Betrieb erfor-
dert den Einsatz von Personal, Zeit und Geld und bedarf einer regelmäßigen Prüfung der 
Ressourcen. Eine langfristige Nutzung kann zudem nur erreicht werden, wenn es ge-
lingt, die Anwendung dauerhaft so an den Ansprüchen zu orientieren, dass die Nutzer 
ein Eigeninteresse an der Nutzung entwickeln. 
In der Phase der Ausgestaltung von Funktionen, Eigenschaften und Inhalten der IuK-
Anwendungen ist es empfehlenswert, die IuK-Anwendungen von Kernfunktionen aus-
gehend schrittweise soweit zu erweitern, bis sie den Anforderungen der Nutzer genü-
gen, anstatt zu versuchen, die Eigenschaften und Funktionen vorab exakt zu spezifizie-
ren. Ebenso wichtig ist es, nach Möglichkeit standardisierte Schnittstellen anzubieten, 
um Informationen mit anderen IuK-Anwendungen einfach austauschen zu können. 
In der Einführungsphase und während des laufenden Betriebes ist es wichtig, dass 
den Nutzern ein konkreter Ansprechpartner zur Verfügung steht, beispielsweise in Form 
einer Arbeitsgruppe aus Planern und Softwareentwicklern. In der Regel beziehen sich 
Nutzeranfragen weder allein auf inhaltliche noch allein auf technische Fragen. Für eine 
sachgerechte Beantwortung müssen Ansprechpartner daher sowohl über technische als 
auch inhaltliche Kompetenzen verfügen (Elgendy/Wilske 2006).  
Das heißt: Auf Seiten der Planer braucht es technisches Know-how, auf Seiten der 
Entwickler planerisches Know-how, also Personen, die sich in beiden Disziplinen be-
wegen können und beide Sprachen sprechen. Dies ist nicht zuletzt eine kaum wahrge-
nommene Anforderung an die Ausbildung von Raumplanern, jedoch ein verfolgenswer-
ter Ansatz, um die Welten der Raumplanung und der Informationstechnologie besser 
miteinander verbinden und die Möglichkeiten und Synergieeffekte besser nutzen zu 
können.  
Der Einsatz von internetgestützten IuK-Anwendungen in räumlichen Planungsprozes-
sen zieht Anforderungen sowohl für interne wie auch für externe Abläufe nach sich. 
Dabei ist von zentraler Bedeutung, im Vorfeld abzuwägen, was mit den IuK-Anwen-
dungen erreicht, wie dieses Ziel kommuniziert und wie Vorbehalte gegenüber dem Ein-
satz internetgestützter IuK-Anwendungen abgebaut werden sollen (vgl. Abbildung 3).  
Abb. 3: Möglichkeiten, um Vorbehalte beim Einsatz internetgestützter IuK- 






? Information zu Sinn, Zweck und Ziel 
? Mehrwert verdeutlichen: Zeitunabhängigkeit, Flexibilität,  
? Klima schaffen: Schulung, Unterstützung, Konkurrenz und Anreize  
? Support: Klare Zuständigkeiten, Planerische Kompetenz auf Entwicklerseite 
? Vermeidung von Fachjargon 
Verwaltungsspitze 
und Politik 
? Begeistern durch gute Beispiele 
? Kommunikation der Vorteile, Argumente liefern 
? Außenwirkung verdeutlichen 
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Für die Zielgruppen, sei es intern oder extern, bedarf es einer Kommunikationsstrate-
gie, um die gewünschten Nutzer in die internetgestützten, räumlichen Planungsprozesse 
einzubinden. Dies ist wichtig, denn oft gelingt es nicht, Akzeptanz zu schaffen, das 
Marketing ist unterentwickelt und die Notwendigkeit von Qualifizierungsangeboten 
wird unterschätzt (Grabow 2006: 174). Dieses strategische, systematische Vorgehen ist 
eigentlich nicht neu, wird aber dennoch zu selten umgesetzt (vgl. Pflüger et al. 2003; 
Liebe/Sinning 2005).  
Dabei ist es vielversprechend, den Multi-Channel-Ansatz (Westholm 2003) zur An-
sprache und Aktivierung zu verfolgen, da Nutzer verschiedene Mediengewohnheiten 
und Medienkompetenzen aufweisen.  
Internetgestützte IuK-Anwendungen in der Raumplanung sind derzeit noch kostenin-
tensiv. Erwartete Einsparungen, beispielsweise bei internetgestützten Beteiligungsver-
fahren im Rahmen der Bauleitplanung, sind bisher nur teilweise gegeben (Strauß 2006). 
Deshalb empfiehlt es sich, über Gemeinschaftslösungen und Standardisierungen Syner-
gieeffekte zu erschließen und den Mehraufwand durch die technische und organisatori-
sche Umstellung zu minimieren. Ein großer Teil (73,5 %) der Kommunen wünscht sich 
beispielsweise mehr Förderung und Unterstützung bei der internetgestützten Öffentlich-
keits- und Trägerbeteiligung (Strauß 2006; Grabow 2006).  
5 Fazit  
Bieten internetgestützte IuK-Anwendungen eine Chance zur Modernisierung raumpla-
nerischer Instrumente? Diese Frage wurde von der Arbeitsgruppe positiv beantwortet. 
Die Gründe liegen nicht zuletzt in der Bedeutung von Information und Kommunikation 
sowie den zugehörigen IuK-Anwendungen für die Modernisierung in der Verwaltung.  
Die Vermittlung von Planung kann attraktiver gestalten werden, über verschiedene 
Kanäle können unterschiedliche Zugänge zu planerisch bedeutsamen Themen und Pro-
zessen geschaffen werden, insbesondere durch die Einbindung anderer Zielgruppen.  
Internetgestützte IuK-Anwendungen werden bei Informations-, Beteiligungs- und 
Kooperationsprozessen eingesetzt. Aus der Überlagerung virtueller und realer Kommu-
nikation ergeben sich die tatsächlichen Kommunikationsstrukturen konkreter Prozesse. 
Dabei sind Informationen die gemeinsame Basis für die Kommunikation: Informationen 
werden im Verlauf eines Prozesses gesammelt, ausgetauscht und bewertet. Hierbei kön-
nen IuK-Anwendungen unterstützen (vgl. Abbildung 1). 
Der Einsatz von internetgestützten IuK-Anwendungen fördert die Transparenz von 
formellen wie informellen Planungsprozessen. Zudem können diese Anwendungen bei 
der Erzeugung, Nutzung und beim Austausch von Wissen sowie zur Vernetzung, Ver-
einfachung und Beschleunigung von Verwaltungsvorgängen beitragen. Dabei bedarf der 
Einsatz internetgestützter IuK-Anwendungen strategischer Vorüberlegungen. Es ist zu 
beachten, dass die virtuelle Kommunikation die reale nicht ersetzt, sondern vielmehr 
ergänzt. 
Besonders attraktiv stellen sich die Möglichkeiten zur Unterstützung von dezentralen, 
kooperativen und projektorientierten Planungsansätzen dar. Es ist festzuhalten, dass 
trotz der vielen inzwischen realisierten Fallbeispiele die Potenziale für die räumliche 
Planung noch nicht ausgeschöpft sind, sondern vielmehr mit der Unterstützung durch 
das Internet viele Möglichkeiten bestehen, in der Raumplanung instrumentelles Neuland 
zu betreten.  
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Den Schwächen internetgestützter IuK-Anwendungen kann begegnet und Risiken 
können durch geeignete Vorgehensweisen gemindert werden. Um die Potenziale nutzen 
zu können, bedarf es dabei insbesondere einer Bündelung von Kompetenzen der Raum-
planung und der Softwareentwicklung, beispielsweise auch in Form von Studienspezia-
lisierungen. Beide Disziplinen haben unterschiedliche Denkwelten, in die es sich einzu-
arbeiten gilt, um einen Transfer zu ermöglichen und Anwendungen für den Nutzer ge-
winnbringend und leicht zugänglich zu gestalten.  
Auch wenn versucht wird, mit den Entwicklungen in Staat, Gesellschaft und Wirt-
schaft Schritt zu halten, sind derzeit internetgestützte Prozesse vielfach noch zeit- und 
kostenintensiv. Ziel muss es sein, Standardisierungen zu unterstützen, um die erhofften 
Kostensenkungen und Verfahrensbeschleunigungen auch zu erreichen. Hierfür sollten 
gesammelte Erfahrungen systematisch ausgewertet werden.  
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Verein zur Förderung des Instituts für Wasserversorgung 
und Grundwasserschutz, Abwassertechnik, Abfalltechnik, 
Industrielle Stoffkreisläufe und Umwelt- und Raumpla-
nung der Technischen Hochschule Darmstadt e. V.  
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Mittwoch, den 17.5.2006 
bis 16.30 Uhr Anreise zur Jugendherberge Darmstadt 
17.00 Uhr Begrüßung und Eröffnung 
 ◦ Prof. Dr.-Ing.  Klaus Borchard, Präsident der ARL 
  ◦ Dr. Andreas Klee, Sekretariat der ARL 
 ◦ Prof. Dr.-Ing.  Hans Reiner Böhm, Leiter des Fachgebiets Umwelt- und  
    Raumplanung an der TU Darmstadt  
 
 Fachbeiträge 
 Räumliche Planung heute - Notwendigkeit und Wandel 
 Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, Königswinter, Präsident der ARL 
  Welche Perspektiven haben informelle Planungsinstrumente?  
 Erfahrungen aus  Sicht des Planungsverbandes Ballungsraum  
 Frankfurt/Rhein-Main  
 Dipl.-Geogr. Jens Scheller, Erster Beigeordneter des Planungsverbands 
 Ballungsraum  Frankfurt/Rhein-Main  
 Räumliche Planung im Wandel – Welche Instrumente haben Zukunft? 
 Dr.-Ing. Dirk Vallée, Technischer Direktor des Verbands Region Stuttgart 
 
 Diskussion der Fachbeiträge im Plenum 
  Abendessen in der Jugendherberge 
  anschließend zwangloses „Come together“  
 
 
Donnerstag, den 18.5.2006 
09.00 Uhr  Arbeit in parallelen Arbeitsgruppen   
 (Details siehe Extraprogramm) 
  AG 1: Zukunftsfähige Steuerung durch Kooperation, 
  Kommunikation  und Partizipation 
 Moderation:  Dipl.-Geogr. Birte Frommer und 
  Dipl.-Ing. Lena Herlitzius, beide TU Darmstadt 
  AG 2: Regionales Wissen, Lernende Regionen – Strategien  
  und Instrumente für eine wissensbasierte Stadt- und  
  Regionalentwicklung 
   Moderation: Dipl.-Geogr. Sabine von Löwis und 
             Dipl.-Ing. Frank Othengrafen, beide HafenCity Uni Hamburg 
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 AG 3: Formelle Planungsinstrumente in der Sackgasse? 
  Moderation: Dipl.-Ing. Susanne Bieker und 
   Dipl.-Ing. Alexandra Selz, beide TU Darmstadt 
  AG 4:  Informations- und Kommunikations-Technologien (IuK) –  
   Chance zur  Modernisierung traditioneller planerischer  
   Instrumente? 
   Moderation: Dipl.-Ing. Sebastian Wilske, Universität Karlsruhe 
(TU) 
 
12.00 Uhr  Mittagspause 
13.30 Uhr  Fortsetzung der Arbeitsgruppen  
15.30 Uhr Zwischenpräsentation der Arbeitsgruppen im Plenum 
16.15 Uhr  Exkursion im Stadtgebiet von Darmstadt 
  Ausklang beim gemeinsamen Abendessen in der Weststadtbar  
 
 
Freitag, den 19.5.2006 
09.00 Uhr Fortsetzung der Arbeitsgruppen  
11.00 Uhr Pause 
11.30 Uhr Vorstellung und Diskussion der Arbeitsgruppen im Plenum 
  Ausblick auf das Junge Forum 2007 
  Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich, Generalsekretär der ARL 
  Schlusswort zum Jungen Forum 2006 
  Dipl.-Ing. Frank Othengrafen, Vorbereitungsteam 
13.15 Uhr Mittagsessen 
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Kurzfassungen / Abstracts  
Räumliche Planung im Wandel – Welche Instrumente haben Zukunft? 
Spatial planning in transition: Which instruments have a future?  
Dirk Vallée 
Räumliche Planung im Wandel – Welche Instrumente haben Zukunft? –  
Beispiele aus der Region Stuttgart 
Der demographische Wandel, zunehmende ältere und parallel sinkende junge Bevölke-
rung, bringt für die Kommunen eine Reihe von Konsequenzen mit sich. Zum einen be-
deutet dies Auswirkungen auf die Infrastruktur, zum anderen einen zunehmenden Wett-
bewerb um Einwohner. So werden von vielen Kommunen überdurchschnittlich viele 
Flächen ausgewiesen, wobei dies einerseits zunehmende Flächeninanspruchnahme be-
deutet, andererseits einen Verbrauch der Ressource Boden bzw. von Fläche mit sich 
bringt. Die Region Stuttgart verfolgt als Europäische Metropolregion mit dem Modell-
vorhaben „Nachhaltiges regionales Siedlungsflächenmanagement“ (RESIM) Ziele, wie 
die räumliche Planung zu einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung beitragen kann. 
Siedlungsflächenmanagement bedeutet nicht nur die Reduzierung von Neuinanspruch-
nahme von Flächen, sondern auch Freiraumgestaltung bzw. Schaffung von Naherho-
lungsgebieten. Die Region Stuttgart ist jetzt schon in Bezug auf Neuinanspruchnahme 
von Flächen unter dem Bundesdurchschnitt, weitere Bemühungen müssen jedoch unter-
nommen werden, um das Nachhaltigkeitsziel von 1 ha pro Tag für die Region zu errei-
chen. Ebenso soll durch Siedlungsflächenmanagement eine nachhaltige Entwicklung 
hinsichtlich der Steuerung des Einzelhandels in integrierte Lagen gewährleistet werden. 
Die Förderung und Erhaltung dieser Standorte soll durch Ziele der Raumordnung, durch 
eine nachhaltige Entwicklung verfolgt werden.  
Spatial planning in transition: Which instruments have a future? – Examples from 
the Stuttgart region 
Demographic change – the increasing proportion of elderly citizens and the parallel 
decline in the number of young people – entails a number of consequences for local 
authorities. First of all, it has consequences for infrastructure; secondly, it leads to in-
creasing competition to attract incomers. Many local authorities have responded by 
releasing above-average amounts of land for development; this not only contributes to 
further sprawl, but also consumes land resources. With its model project entitled “Sus-
tainable management of regional settlement areas in the region of Stuttgart” (RESIM), 
the Stuttgart region – as a European Metropolitan Region – is pursuing the goal of en-
suring that spatial planning is able to contribute to sustainable settlement development. 
The management of settlement areas is not solely a matter of reducing the amount of 
virgin land released for development, but is also concerned with the design of open 
spaces and the creation of recreation areas accessible to those who live in the region. 
In terms of the amount of land released for development, Stuttgart is now below the 
national average for Germany; however, additional effort will be required to achieve 
the sustainability target of one hectare per day for the region. The management of set-
tlement areas is also seen as a means of ensuring sustainable development by channel-
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ling retail into integrated locations. These locations are intended to be supported and 
secured in line with the goals of spatial planning through sustainable development. 
 
Birte Frommer, Lena Herlitzius 
Zukunftsfähige Steuerung durch Kooperation, Kommunikation und  
Partizipation? 
Unter dem Titel „Zukunftsfähige Steuerung durch Kooperation, Kommunikation und 
Partizipation?“ beschäftigte sich die 13 Teilnehmer umfassende Arbeitsgruppe Nr. 1 
(AG 1) des Jungen Forums 2006 mit verschiedenen Fragestellungen zu den Vor- und 
Nachteilen informeller Planungsinstrumente. Der Beitrag stellt sowohl die Einführung 
ins Thema der AG 1 als auch eine Zusammenfassung der Diskussionsergebnisse dar. 
Sustainable guidance through co-operation, communication and participation? 
Working under the title of “Sustainable guidance through co-operation, communication 
and participation”, the 13 members of Working Group 1 (AG 1) of the Junges Forum 
2006 explored a variety of issues relating to the advantages and disadvantages of infor-
mal planning instruments. This paper serves as an introduction to the topic addressed by 
Working Group 1, as well as presenting a summary of the results of its discussions.  
 
Tine Köhler 
Anwendung informeller Instrumente zur interkommunalen Kooperation  
im Odenwaldkreis  
Der Beitrag ist ein Praxisbericht, der für die Arbeitsgruppe „Zukunftsfähige Steuerung 
durch Kooperation, Kommunikation und Partizipation“ (AG 1) den Einstieg in das Thema 
„Informelle Instrumente – Zusammenarbeit ohne Wirkung?“ geben soll. Der Beitrag ist 
bewusst kurz und provokativ gehalten. Als Beispiel dienen der Odenwaldkreis und dessen 
15 kreisangehörige Städte und Gemeinden, die auf freiwilliger Basis vertikal und horizon-
tal unterschiedlich gut und intensiv zusammenarbeiten. Zunächst wird ein Überblick ge-
geben, welche Möglichkeiten der freiwilligen interkommunalen Kooperation bestehen. 
Danach wird aufgezeigt, inwieweit diese Möglichkeiten genutzt und umgesetzt werden. 
The use of informal instruments of inter-municipal co-operation in the county  
of Odenwald 
This paper is a report based on practical experience intended to provide an introduc-
tion to the topic of “Informal instruments – co-operation with no effect?” and produced 
for the working group on “Sustainable guidance through co-operation, communication 
and participation” (Working Group 1). It has been kept quite deliberately brief and is 
meant to be provocative. The case-study described is based on the county of Odenwald 
and its 15 incorporated towns and municipalities, all of which co-operate on a volun-
tary basis both vertically and horizontally with varying degrees of success and intensity. 
The paper begins with an overview of the existing scope for voluntary inter-municipal 
co-operation. This is followed by an assessment of the extent to which this scope has 
been exploited and implemented. 
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Christian Strauß 
Kooperative Verfahren unter Schrumpfungsbedingungen – Stadtumbau mit  
verteilter Gestaltungsmacht 
Der Umbau der schrumpfenden Städte erfordert das kooperative Zusammenarbeiten 
aller öffentlichen wie privaten Akteure. Dabei soll trotz der Schrumpfungsprozesse eine 
nachhaltige Entwicklung betrieben und die Raumstruktur nach zukunftsfähigem Maß-
stab verändert werden.  
In der Praxis können die neu entwickelten kooperativen Instrumente dem notwendi-
gen Anspruch nicht genügen: Es bestehen Fehler im Verfahren und im Ergebnis sowie 
in der Arbeit der öffentlichen Hand. Doch aufgrund der verteilten Gestaltungsmacht ist 
es sinnvoll, an dem informellen Instrumentarium festzuhalten. Nach den ersten Jahren 
der Erprobung neuer Instrumente ist es nun aber notwendig, diese weiterzuentwickeln. 
Zukunftsfähig erscheint eine Mischung aus informellen und formellen Instrumenten 
in der Zielformulierung und Zielerreichung und die individuelle und passgenaue An-
wendung eines Instrumentensets, mit dem je nach Problemlage, Stadtquartier und Ak-
teurskonstellation die Herausforderungen des Schrumpfungsprozesses angegangen wer-
den können. 
Co-operative procedures in conditions of shrinkage: remodelling cities with divided 
powers for urban design 
The task of remodelling shrinking cities calls for all of the public- and private-sector 
actors affected to work together in a spirit of co-operation. Despite the processes of 
shrinkage, it is vital to undertake sustainable development and to ensure that modifica-
tions to the spatial structure are on a sustainable scale.  
In practice, the recently developed co-operative instruments prove not to be capable 
of meeting this standard: there are flaws in procedure as well as in outcomes, and in the 
contribution of the public sector. Nonetheless, in view of the way in which powers re-
garding urban design are divided, it still makes sense to keep faith with these informal 
instruments. However, after an initial period of trialling new instruments, it is now nec-
essary to develop them further.  
A sustainable approach would be based on a mixture of informal and informal in-
struments for both framing and achieving objectives, and also on the case-by-case, cus-
tomised application of a set of instruments to address the challenges of shrinkage, se-
lected to reflect the particular problem to be dealt with, the neighbourhood and the con-
stellation of actors. 
 
Markus Beier 
Erfolgsmessung in der Raumentwicklung: Die Leistungsfähigkeit von informellen 
Instrumenten der Regionalentwicklung 
Informelle Instrumente der Raumentwicklung wie regionale Entwicklungskonzepte und 
Städtenetze haben in den letzten Jahren in nahezu allen Bundesländern Eingang in die 
räumliche Planung gefunden. Sie ergänzen das bestehende formale Planungsinstrumen-
tarium und sollen gemäß § 13 Raumordnungsgesetz zur Verwirklichung der Raumord-
nungspläne beitragen. Nach einer anfänglichen Euphorie ist in der Zwischenzeit „Rou-
tine“ im Umgang mit den informellen Instrumenten eingetreten. 
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Im Rahmen des Beitrages wird der Frage nachgegangen, was Leistungsfähigkeit in 
Zusammenhang mit der Anwendung von informellen Instrumenten der Raumentwick-
lung und insbesondere regionalen Entwicklungskonzepten heißt sowie wie diese bewer-
tet werden kann. 
Measuring success in spatial development: the efficiency and effectiveness of  
informal instruments in regional development  
Over recent years, informal instruments of spatial development, such as regional devel-
opment strategies and city networks, have established themselves in spatial planning in 
practically every one of Germany’s federal states. They supplement the existing array of 
formal planning instruments and, as provided in section 13 of the Federal Spatial Plan-
ning Act, are intended to contribute to the implementation of spatial development plans. 
However, after an initial period of euphoria, the use of informal instruments has now 
become a matter of “routine”.  
This paper explores the question of just what is meant by effectiveness and efficiency 
in the context of deploying informal instruments of spatial development – in particular 
regional development strategies – and how this can be measured. 
 
Anna Growe, Sabine von Löwis, Fabian Torns 
Wissensstädte und -regionen – Eine Einführung 
Wissen ist derzeit eine der wichtigsten Ressourcen für den Erfolg von Unternehmen und 
so auch von Städten und Regionen. Es ist in aller Munde und es wird von der Wissens-
gesellschaft, Wissensökonomie, Wissensregion, Wissensstadt etc. gesprochen. In dieser 
Euphorie vermarkten sich inzwischen viele Städte und Regionen unter dem Label Wis-
sen. Der Beitrag will diese Initiativen in die aktuelle Debatte einordnen und herausar-
beiten, welche Rolle die Raumordnung im Rahmen einer wissensbasierten Regional-
entwicklung einnehmen kann.  
Knowledge cities and regions: an introduction 
Knowledge is currently one of the key resources for the success of companies, and 
hence also of cities and regions. Everyone is talking about it – in such terms as the 
knowledge society, the knowledge economy, knowledge regions and knowledge cities, 
etc. In the midst of this euphoria, many cities and regions are now marketing themselves 
under the “knowledge” label. This paper aims to locate these initiatives within the cur-
rent debate, and to establish just what role could be played by comprehensive spatial 
planning within the framework of knowledge-based regional development. 
 
Hans-Peter Hege, Fabian Torns 
Wissensregionen – Die Beispiele Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar 
In den Metropolregionen Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar arbeitet ein gemein-
samer Arbeitskreis „Wissensregion“ an einer intensiveren Vernetzung der in wissensre-
levanten Bereichen tätigen Akteure. Dadurch soll das überdurchschnittliche und vielfäl-
tige Wissenspotenzial der beiden Metropolregionen eine stärkere Ausstrahlung entfalten 
und positiv auf die Entwicklung der Regionen wirken. Dargestellt werden die struktu-
rellen und organisatorischen Rahmenbedingungen der beiden Metropolregionen, die 
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regionalen Wissensqualitäten sowie die Zielsetzungen des Arbeitskreises „Wissensregi-
on“. Erstes Ergebnis der Kooperation ist ein „Wissensatlas“. Der Beitrag schließt mit 
einer Einschätzung zu den (Zwischen-)Ergebnissen des noch jungen Projekts „Wissens-
region“ und skizziert mittel- und langfristige Entwicklungsmöglichkeiten. 
Knowledge regions – as exemplified by Frankfurt/Rhine-Main and Rhine-Neckar 
In the Frankfurt/Rhine-Main and Rhine-Neckar metropolitan regions, a joint working 
group with the title “Knowledge region” is currently working on further intensifying the 
network of actors active in areas relevant to knowledge. The purpose underlying this 
endeavour is to enable the above-average and diverse knowledge potential of these two 
regions to radiate more effectively and thus to exert a positive influence on the devel-
opment of these regions. This paper outlines the framing structural and organisational 
conditions in place in the two metropolitan regions, it describes the quality of knowl-
edge found in these regions, and sets out the aims of the “Knowledge region” working 
group. One preliminary outcome of this co-operation is a so-called “knowledge atlas”. 
This paper concludes with an appraisal of the (interim) results of the – still young – 




Interpersonelle Kommunikationsprozesse und ihre Folgen für die Innovations- 
tätigkeit in der kunststoffverarbeitenden Industrie und der „Kunststofftechnik 
Oberlausitz Initiative“ 
Dieser Artikel beinhaltet wesentliche Auszüge und grundlegende Ergebnisse der Dip-
lomarbeit „Kommunikationsprozesse in Unternehmensnetzwerken und zwischen bran-
chenverwandten Unternehmen und ihre Potenziale für die regionale Entwicklung“. Das 
Hauptaugenmerk dieses Beitrags richtet sich dabei auf die Innovationstätigkeit in Un-
ternehmensnetzwerken. Anhand der „Kunststofftechnik Oberlausitz Initiative“ wird 
aufgezeigt, dass horizontale Unternehmensnetzwerke Prozessinnovationen und vertikale 
Unternehmensnetzwerke Produktinnovationen auslösen. Die Innovationstätigkeit in 
einem horizontalen Unternehmensnetzwerk steigt mit der Anzahl der Beziehungen zwi-
schen jeweils mehreren Personen (n:n), ergo der Unternehmensgröße nach Mitarbeiter-
zahl. Neben Innovationen in horizontalen Netzwerken steht der Ressourcenaustausch im 
Mittelpunkt.  
Processes of interpersonal communication and their consequences for innovation 
in the plastics-processing industry and within the “Oberlausitz plastics initiative” 
This article comprises the key sections and main findings of the author’s diploma dis-
sertation entitled “Communication processes in corporate networks and between sec-
torally related companies and their potential for regional development”. The main fo-
cus of this paper is on innovation in corporate networks. The “Oberlausitz plastics ini-
tiative” serves to demonstrate how horizontal corporate networks can trigger innova-
tions in process, whilst vertical corporate networks promote innovation in product. 
Within a horizontal corporate network, the level of innovation increases in line with the 
number of relationships which exist between a number of people on either side (n:n), 
i.e. with the size of the company in terms of the number of employees. In addition to 
innovations in horizontal networks, there is also a focus on the exchange of resources. 
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Martina Hagen 
Universitärer Wissenstransfer als Instrument der Regionalentwicklung 
Wissen spielt in unserer heutigen Gesellschaft eine immer größere Rolle. Für Regionen 
ist Wissen eine notwendige Voraussetzung, um in einem globalen Wettbewerb bestehen 
zu können, die Entwicklung von Lösungen für einen anstehenden Strukturwandel zu 
beschleunigen und aus bereits gemachten Erfahrungen und Fehlern Anderer zu lernen. 
Als Forschungsinstitutionen stellen Universitäten einen Kristallisationspunkt neuen 
Wissens dar und können damit für eine Region wichtige Lieferanten des benötigten 
Wissens sein. Universitäres Wissen wird dabei über zahlreiche Wege in die Hochschul-
region transportiert. In der Region kann das Wissen aus der Universität Entwicklungen 
anstoßen und darüber hinaus Entwicklungspfade maßgeblich beeinflussen. 
Universitärer Wissenstransfer ist dabei zahlreichen Barrieren unterworfen. Zudem 
differiert die regionale innovatorische Wirksamkeit von Hochschulen in Abhängigkeit 
von verschiedenen Faktoren, über die der Beitrag informieren will. Es stellt sich damit 
die Frage, welche Rolle Partner der Region im Gegensatz zu nationalen und internatio-
nalen Partnern für einen universitären Wissenstransfer spielen, welche Gründe für die 
Wahl der universitätsexternen Partner entscheidend sind und welche Kriterien eine lang-
fristige erfolgreiche Kooperation zwischen universitären und nicht universitären Part-
nern ermöglichen. 
In den Beitrag werden die Ergebnisse der Untersuchung über regionalen Wissens-
transfer der Universität Bayreuth, die im Rahmen der Dissertation zum Thema „Wis-
senstransfer aus Universitäten als Impulsfaktor regionaler Entwicklung – ein institutio-
nenökonomischer Ansatz am Beispiel der Universität Bayreuth“ an der Universität Bay-
reuth, durchgeführt wurde, einbezogen. 
Knowledge transfer from universities as an instrument of regional development 
Knowledge has come to play an increasingly important role in today’s society. For re-
gions, knowledge represents a necessary condition if they are to survive in the face of 
global competition, to expedite the development of solutions for the impending struc-
tural change, and to learn from the experience and mistakes already made by others.  
As research institutions, universities constitute crystallisation points for new knowl-
edge and thus – and importantly – are capable of supplying the knowledge which a re-
gion needs. University knowledge is transported into the region around the university 
by means of a variety of different channels. Within the region, knowledge emanating 
from the university can trigger off developments and exert a major influence on the 
course of development.  
This kind of knowledge transfer from universities is impeded by a number of barriers. 
Moreover, the innovative effectiveness of universities in respect of their regions varies 
according to a range of different factors, as detailed in this article. The questions which 
arise in this context are: What is the role of regional partners – as apposed to national 
or international partners – for knowledge transfer from universities? What are the deci-
sive reasons that influence the university’s selection of external partners? What criteria 
facilitate long-term, successful co-operation between university and non-university 
partners? 
This article includes the findings of the study into regional knowledge transfer at the 
University of Bayreuth, conducted within the framework of work for a doctoral thesis at 
the same university on “Knowledge transfer from universities as an impulse for re-
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gional development: an institutional economic approach as exemplified by the Univer-
sity of Bayreuth”. 
 
Diana C. Schödl 
Wissensmanagement – Ein Instrument zur Erfassung, Nutzung, Gestaltung und 
Steuerung von Wissen in der Regionalentwicklung 
Wissen kann als grundlegender Baustein zur Bewältigung von Planungs- und Entwick-
lungsaufgaben bezeichnet werden. In planerisch-konzeptionellen Problemlösungsstrate-
gien wird von Projektpartnern vorhandenes Wissen eingesetzt, modifiziert, gegebenen-
falls erweitert und auch neues Wissen generiert. Es stellt sich jedoch die Frage, wie be-
wusst oder unbewusst vorhandenes Wissen eingesetzt und genutzt wird, und gleichzei-
tig wie viel vorhandene Leistungsfähigkeit ungenutzt bleibt, da ein potenziell vorhande-
ner Wissens- und Informationspool nicht erfasst wird, ja nicht erfasst werden kann. Als 
Handlungsanleitung und Ideengeber für die räumliche Planung wird das betriebswirt-
schaftliche Wissensmanagement herausgegriffen. Dort finden sich bereits erprobte An-
sätze im Umgang mit Wissen. Im Rahmen dessen wird auch der Begriff Wissen näher 
beleuchtet. Insbesondere für die spätere Anwendung des Konzeptes des Wissensmana-
gements sind diese Definitionen und Begriffsabgrenzungen entscheidend. Bei der Be-
trachtung des Wissensmanagements und der Überprüfung der Übertragbarkeit auf räum-
liche Planungsstrukturen wird in drei Schritten vorgegangen. Zunächst wird geklärt, wie 
Wissen entsteht. Denn die Strukturen der Wissensentstehung sind erste Hinweisgeber 
für Ansätze eines gezielten Managements. Der zweite Schritt ist die Schaffung einer 
Struktur zur systematischen Nutzung und Weiterentwicklung von Wissen – dem Wis-
sensmanagement-Prozess an sich. Das Wissensmanagement lässt sich mittels sechs 
Kernprozessen in einer Unternehmung einführen. Es wird aufgezeigt, wie Wissen iden-
tifiziert, erworben, entwickelt, ver- und geteilt, genutzt und bewahrt werden kann. Ab-
gerundet werden diese Kernprozesse durch eine klare wissensorientierte Zielsetzung 
und eine abschließende Bewertung der Zielerreichung. Ob diese Kernprozesse grund-
sätzlich auf die Planungsschritte der räumlichen Planung übertragbar sind, wird im drit-
ten und letzten Schritt aufgezeigt. Mit Hilfe von fünf allgemeinen Planungsschritten 
wird die Übertragbarkeit des Wissensmanagement-Ansatzes auf die Planungsschritte in 
der Regionalentwicklung nachgewiesen. Der vorliegende Aufsatz kann und will hierzu 
keine abgeschlossene Lösung aufzeigen oder gar ein neues planerisches Instrumentari-
um an die Hand geben. Es werden Ansätze aufgezeigt, wie und wo das ursprünglich 
betriebswirtschaftliche Wissensmanagement im Umgang mit Wissen in Planungspro-
zessen eine Rolle spielen kann und wo andererseits Grenzen der Anwendbarkeit sind. 
Knowledge management: an instrument for capturing, exploiting, shaping and  
steering knowledge in regional development 
Knowledge can be regarded as a key component in dealing with planning and develop-
ment tasks. As part of the strategies deployed to solve conceptual planning problems, 
the knowledge available to project partners is applied, modified, in some cases ex-
tended – and new knowledge is generated. One question which arises, however, is just 
how consciously –  or unconsciously – available knowledge is put to use; and equally, 
how much of the capacity available remains unexploited as the pool of potential knowl-
edge and information is not identified – and indeed cannot be identified. An area sin-
gled out as a guide and stimulus for ideas for spatial planning is knowledge manage-
ment in the business sector. Here there are already tried and tested approaches in place 
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for handling knowledge. Against this background, the term “knowledge” is explored in 
greater detail. The definitions and conceptual demarcations arrived at here are crucial 
for later application of the term “knowledge management”. Critical examination of the 
concept of knowledge management and its applicability to spatial planning structures is 
undertaken in three steps. The first step is to establish how knowledge comes about. The 
structures of knowledge creation are, after all, the first pointers towards approaches to 
targeted knowledge management. The second step is the creation of a structure for the 
systematic application and advancement of knowledge – the actual knowledge-
management process. Knowledge management can be introduced within an organisa-
tion by means of six core processes. This paper shows how knowledge can be identified, 
acquired, developed, disseminated and shared, applied and protected. These core proc-
esses are rounded off by a clear, knowledge-oriented statement of goals and by a final 
appraisal of success in achieving these goals. Whether these core processes are funda-
mentally applicable to the planning stages of spatial planning is dealt with in the third 
and final step. By referring to five general stages of planning, the author is able to dem-
onstrate the applicability of the knowledge-management approach to the stages of plan-
ning found in regional development. This paper cannot – and does not strive to – offer a 
fully-formed solution, or to provide a new instrument of planning. Rather, it show ways 
and areas in which the concept of knowledge management, developed originally in the 
business sector,  can have a role to play in dealing with knowledge within planning 
processes, and where its limits lie. 
 
Sabine von Löwis, Frank Othengrafen  
Regionales Wissen, Lernende Regionen – Strategien und Instrumente für eine  
wissensbasierte Stadt- und Regionalentwicklung  
Der Beitrag behandelt die Eigenschaften von Wissen und stellt Merkmale für ein regio-
nales Wissensmanagement heraus. Regionales Wissensmanagement kann sich einerseits 
auf die Regionalplanung als Institution beziehen und die regionalen Planungs- und Ent-
wicklungsprozesse wissensbasiert zu gestalten. Regionales Wissensmanagement wird 
andererseits als Ansatz verstanden, Wissensbestände (Wissen von Unternehmen, Ver-
waltungen, Verbänden etc.) in der Region zu vernetzen und damit Wissen auszutau-
schen und neues Wissen zu generieren. Die Beiträge der Arbeitsgruppe werden in diese 
Diskussion eingeordnet, Instrumente und Gedanken für ein regionales Wissensmana-
gement vorgestellt sowie Forschungs- und Arbeitsfragen für die weitere Bearbeitung 
des Themas vorgestellt.  
Regional knowledge, learning regions: strategies and instruments for knowledge-
based urban and regional development 
This paper considers the characteristic properties of knowledge and identifies distinc-
tive features for regional knowledge management. Regional knowledge management 
can be related, on the one hand, to the institution of regional planning and its attempt to 
shape the processes of regional planning and development in a manner which is knowl-
edge-based. On the other hand, regional knowledge management is also regarded as an 
approach to harnessing the knowledge resources available in the region (knowledge in 
companies, administrative authorities, professional associations, etc.) within a network 
in order to foster knowledge exchange and the generation of new knowledge. This paper 
places the contributions from the working group within the broader discussion, presents 
Kurzfassungen / Abstracts 
197 
instruments and ideas for regional knowledge management, and puts forward some 
questions for research and further work in the field. 
 
Susanne Bieker, Alexandra Selz 
Formelle Planungsinstrumente in der Sackgasse? 
Formale Planungsinstrumente, d. h. Gesetze, Richtlinien und Pläne unterschiedlicher 
Planungsebenen sowie Planverfahren, dienen sowohl der Fortschreibung bestehender 
Planungsziele und -grundsätze der Raumordnung als auch der Steuerung und Lenkung 
von Prozessen sowie der Durchführung von Maßnahmen. Mit ihnen können raumrele-
vante Maßnahmen mittel- bis langfristig gebündelt und koordiniert werden. Gleichzeitig 
setzen sie einen Rahmen für die zukünftige Entwicklung eines definierten Planungs-
raumes. 
Ziele und Grundsätze stellen Planungsinstrumente auf übergeordneter Ebene dar, mit 
denen die räumliche Entwicklung beeinflusst werden und Rahmenbedingungen für die 
Ordnung und Entwicklung der Raum- und Siedlungsstruktur geschaffen werden kann. 
Aufgrund der gegenwärtiger Entwicklungsdynamik (demographischer Wandel, Globali-
sierung, Erweiterung der Europäischen Union etc.) und der damit einhergehenden Ver-
änderungserfordernisse müssen Planung und Politik auf neue Herausforderungen zu-
nehmend flexibel reagieren können. Es stellt sich daher die Frage, ob die Verbindlich-
keit von Zielen und Grundsätzen flexibler zu gestalten ist. 
Have formal planning instruments reached a dead end? 
Formal planning instruments – i.e. laws, guidelines and plans at the various tiers of 
planning, as well as planning procedures – serve the dual purposes both of updating the 
existing planning goals and principles of comprehensive spatial planning and of guid-
ing and steering planning processes and the implementation of measures. They provide 
a means of bundling together and co-ordinating various measures of relevance for spa-
tial development over the medium to long term. At the same time, they set the framework 
for the future development of a defined planning area.  
The goals and principles of planning are contained in planning instruments at the 
highest and most comprehensive level at which it is possible to influence spatial devel-
opment and to create the conditions which provide the framework for spatial order and 
the development of spatial and settlement structure. In the light of the current dynamics 
of development (demographic change, globalisation, EU enlargement, etc.) and the 
changes in approach which these render necessary, both planning and politics need to 
be capable of reacting increasingly flexibly to the new challenges. The question which 
arises is whether it is now time to adopt a more flexible approach to the legally-binding 
nature of planning goals and principles. 
 
Lisa Kofink 
Die Weiterentwicklung formeller Planungsinstrumente in Südtirol und deren  
Beitrag zur Planungskultur – Das Beispiel des Landesentwicklungs- und  
Raumordnungsplans  
Südtirol ist von einer Vielzahl gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Pro-
zesse geprägt. Die vergangenen zehn Jahre haben große Änderungen mit sich gebracht, 
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die Auswirkungen auf das Südtiroler Territorium haben. Vor diesem Grund war es not-
wendig, den Landesentwicklungs- und Raumordnungsplan an die geänderten Rahmen-
bedingungen anzupassen. Während der Fortschreibung wurde eine empirische Analyse 
zur Nützlichkeit und Wirksamkeit des Plans durchgeführt. Das aus der Analyse resultie-
rende Stärken- und Schwächen-Profil bildete die Grundlage für Handlungsansätze, um 
den Plan bei der Fortschreibung methodisch und inhaltlich zu optimieren. Weiters wird 
das Potenzial des Plans ermittelt, als informelles Planungsinstrument einen Beitrag zur 
Entwicklung einer Planungskultur in Südtirol zu leisten. 
The further development of formal planning instruments in South Tyrol and their 
contribution to the planning culture, as illustrated by the state-development and 
 spatial-structure plan 
South Tyrol has been shaped by a host of social, economic and political processes. The 
last ten years have seen major changes which have left their mark on the territory of 
South Tyrol. Against this background, it was necessary to make adjustments to the state-
development and spatial-structure plan and to address changes in the conditions which 
provide the framework for its application. During the process of up-dating the plan, an 
empirical analysis was undertaken to gauge the plan’s usefulness and effectiveness. The 
strengths-and-weaknesses profile which emerged from this analysis formed the basis for 
endeavours during the up-dating process to optimise the plan in terms of both methods 
and content. The potential of this plan to contribute as an informal planning instrument 
to the development of a planning culture in South Tyrol is also assessed.  
 
Stephanie Külzer 
Probleme und Hemmnisse formeller Planungsverfahren am Beispiel  
Planfeststellungsverfahrens Ausbau Flughafen Frankfurt Main 
In den Diskussionen der letzten Jahre spielte die Frage der Ausgestaltung der Planver-
fahren formeller Planinstrumente lediglich eine untergeordnete Rolle. Dabei stellen 
Planverfahren ein zunehmendes Problem dar. Aus umfassenden, stetig wachsenden Re-
gelungsinhalten sowie weitreichenden Bürger- und Behördenbeteilungen resultieren 
oftmals schwer kalkulierbare, langwierige und teure Planverfahren, die die Attraktivität 
des Standorts Deutschland beeinträchtigen. 
Als Beispiel wird in diesem Beitrag das Planfeststellungsverfahren für den Ausbau 
des Flughafens Frankfurt Main vorgestellt. Die Fraport AG als Betreiberin des Flugha-
fens strebt den Neubau einer Landebahn sowie von Terminalanlagen an. Nach Ab-
schluss des Raumordnungsverfahrens läuft das Planfeststellungsverfahren seit 2003. Die 
60 Ordner umfassende Antragsunterlage wurde rund 400 Mal in der Region Frank-
furt/Rhein-Main zur Auslegung und Stellungnahme verteilt. Nach einem achtmonatigen 
Erörterungstermin wird der Planfeststellungsbeschluss Ende 2007 erwartet, anschlie-
ßend muss man von langjährigen Gerichtsverfahren ausgehen.  
Mit Blick auf dieses „Mammutverfahren“ müssen wir uns fragen, wie viel Verfahren 
wir uns künftig leisten können und wie straffere Genehmigungsverfahren erreicht wer-
den können. 
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Problems and impediments faced by formal planning procedures, as illustrated  
by the plan-approval procedure for the extension of Frankfurt/Main airport 
In discussions which have taken place over recent years, the question of how the plan-
ning procedures associated with formal planning instruments should be organised has 
played only a minor role. And yet, plan-approval procedures pose an increasingly diffi-
cult problem. The combination of the comprehensive and ever-growing scope of the 
issues which need to be regulated and wide-ranging levels of participation, both by the 
general public and by public authorities, has frequently led to these procedures being 
expensive, long and drawn out and fundamentally incalculable, all of which detracts 
from Germany’s attractiveness as a place to do business. 
By way of an example, this paper describes the plan-approval procedure for the ex-
tension of Frankfurt/Main airport. Fraport AG, the company which operates the air-
port, wishes to build a new runway and terminal buildings. Following the completion of 
a spatial-structure procedure, the plan-approval procedure has now been in progress 
since 2003. The documentation to support the planning application – some 60 ring 
binders – has been placed on display for public inspection and comment at 400 loca-
tions in the Frankfurt/Rhine-Main area. After an eight-month period of deliberation, the 
decision of the plan-approval procedure is expected towards the end of 2007; this can 
be expected to be followed by years of legal disputes. 
In view of the duration of these “mammoth procedures”, we really need to ask our-
selves how many of these procedures we can afford in the future, and how approval 
procedures can be streamlined. 
 
Wolfgang Jung 
Systematisierung der Instrumente räumlicher Planung  
Sucht man Definitionen und Systematisierungen der Instrumente der räumlichen Pla-
nung, erhält man eine Vielzahl unterschiedlicher Ansätze, Abgrenzungen, Ziele usw. 
Augenfällig ist hierbei, dass die räumliche Planung sich vor allem auf das Verteilen von 
Flächen konzentriert, flankiert durch informelle Verfahren und Instrumente. 
Ausgehend von einer Definition, welche die Raumwirksamkeit von Maßnahmen in 
den Mittelpunkt der Betrachtung stellt, ergeben sich weitere Eingriffsweisen: Es sind 
nicht nur Eingriffe in die Raum- und Siedlungsstruktur, welche die Nutzung des Raums 
beeinflussen, sondern auch die Einflussnahme auf Einrichtungen und Menschen bzw. 
deren Verhaltensweisen. 
Daher wird eine Systematisierung vorgeschlagen, die neben materiellen auch solche 
Eingriffe abbildet, die Sozialgebilde, also Einrichtungen und Personen, betreffen. Wie 
solche – materielle wie auch immaterielle – Eingriffe die Umgebungsbedingungen (Re-
gimes) und damit auch die zur Verfügung stehenden Mittel der Betroffenen (Budgets) 
beeinflussen, wird anhand des Regime&Budget-Ansatzes von Heidemann verdeutlicht, 
aus welchem sich wesentliche Aufgaben und Ziele der räumlichen Planung ableiten 
lassen. 
Systematising the instruments of spatial planning 
Anyone looking for attempts to define and systematise the instruments of spatial plan-
ning will find a wealth of quite diverse approaches, demarcation lines and goals, etc. 
Kurzfassungen / Abstracts 
200 
What is immediately apparent is that spatial planning concentrates primarily on the 
distribution of space types, and is supported by informal procedures and instruments. 
Taking as a starting-point a definition which places the central focus on the spatial 
impact of development measures, a number of additional types of intervention can be 
identified: spatial planning is concerned not only with interventions into spatial and 
settlement structure which affect the use of land or space, but also with effects on insti-
tutions and people and their behaviour.  
Consequently, an approach to systematisation is proposed which captures not only 
material interventions, but also those interventions which affect social structures, i.e. 
institutions and individuals. Just what effects such material and non-material interven-
tions have on contextual conditions (regimes), and thus also on the resources available 
to those affected (budgets), is illustrated by means of Heidemann’s “regime & budget 
approach”, from which it is possible to derive key tasks and goals of spatial planning. 
 
Sonja Knapp 
VEPS – Virtual Environmental Planning Systems: Virtuelle Umwelt- und  
Stadtplanung. Ein Projektbericht 
VEPS ist ein EU-Forschungsprojekt und wird durch das INTERREG IIIB Nord-West-
Europa Programm unterstützt. Partner aus Frankreich, Großbritannien und Deutschland 
arbeiten an einer Weiterentwicklung des Einsatzes von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien in der räumlichen Planung.  
Funktionen und Anwendbarkeit von VEPS werden an Fallstudien der Projektpartner 
in den verschiedenen Regionen praktisch getestet und evaluiert. Durch VEPS sollen 
anhand des Einsatzes von web-basierten, interaktiven 3D-Anwendungen alternative 
Methoden in der Planungsbeteiligung entwickelt und komplexe Planungsinhalte an-
schaulich und allgemein verständlich vermittelt werden. 
Ein Schwerpunkt des Projekts liegt in der Entwicklung eines interaktiven Visualisie-
rungs- und Beteiligungstools, mit dem verschiedene Planungsvarianten und die heutige 
Situation dreidimensional erlebt, miteinander verglichen und kommentiert werden kön-
nen. 
VEPS – Virtual Environmental Planning Systems. Virtual environmental and urban 
planning: a project report 
VEPS is an EU research project supported by the INTERREG IIIB North-Western 
Europe programme. Partners from France, the United Kingdom and Germany are co-
operating in advancing the use of information and communication technologies in spa-
tial planning. 
The functions and application of VEPS are tested and evaluated in practice in case-
studies conducted by the project partners in the various regions. The aim of using VEPS 
and web-based, interactive, 3D applications is to develop alternative models for par-
ticipation in planning and to communicate complex planning matters in a way which 
can both be represented graphically and is intelligible to the general public. 
One main aim of the project is to develop an interactive tool for visualisation and 
participation which will allow users – in three dimensions – to experience, to compare 
and to comment on various planning options as well as on the status quo. 
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Jana Liebe, Sabine Richter  
Strategischer Einsatz von virtueller Planungskommunikation – Umsetzung am 
Beispiel des Aufstellungsverfahrens zum Regionalen Flächennutzungsplan  
beim Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main 
Virtuelle Planungskommunikation bietet gegenüber herkömmlichen Angeboten vielfäl-
tige Vorteile wie orts- und zeitunabhängigen Zugang zu Informationen, geschichtete 
Informationstiefen, eine Senkung der Zugangsbarrieren sowie einen schnelleren und 
kostengünstigeren Austausch von Informationen.  
Mit Hilfe einer Kommunikationsstrategie können die erforderlichen Maßnahmen zeit-
lich, inhaltlich, funktional und gestalterisch aufeinander abgestimmt und die richtigen 
realen und virtuellen Informations-, Beteiligungs- und Kooperationsinstrumente ausge-
wählt und miteinander verzahnt werden (Multi-Channel-Strategie).  
Am Beispiel des Aufstellungsverfahrens zum Regionalen Flächennutzungsplan beim 
Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main werden die strategischen Über-
legungen anhand eines Kommunikationskonzeptes aufgezeigt. 
The strategic use of virtual planning communication. Implementation as  
demonstrated by the plan-elaboration procedure for the regional masterplan  
undertaken by the planning association for the Frankfurt/Rhine-Main agglomeration  
Compared with what has previously been available, virtual planning communication 
offers a diversity of advantages, such as easy access to information (any place, any 
time), various layers of informational depth, a reduction of barriers to access, and the 
speedier and more cost-efficient exchange of information. 
A communication strategy makes it possible to co-ordinate the necessary measures in 
both temporal and functional terms, and with regard to design, and it allows the correct 
real and virtual instruments of information, participation and co-operation to be se-
lected and dovetailed (multi-channel strategy).  
The strategic thinking underlying a communication strategy is described by consider-
ing the example of the plan-elaboration procedure for the regional masterplan under-
taken by the planning association for the Frankfurt/Rhine-Main agglomeration. 
 
Jana Liebe, Sebastian Wilske 
Internetgestützte IuK-Anwendungen als Chance zur Modernisierung traditioneller 
planerischer Instrumente? 
In diesem Beitrag werden, auf Grundlage der Ergebnisse der Arbeitsgruppe des Jungen 
Forums, Möglichkeiten, Risiken und Anforderungen an internetgestützte IuK-Anwen-
dungen für räumliche Planungsprozesse diskutiert und formuliert.  
Strategisch eingesetzte internetgestützte IuK-Anwendungen können sowohl Pla-
nungsinstrumente modernisieren, neue Instrumente ermöglichen wie auch zur Transpa-
renz von formellen und informellen Planungsprozessen beitragen. Dabei ersetzt die 
„virtuelle“ Kommunikation die „reale“ nicht, sondern ergänzt diese.   
Den Schwächen internetgestützter IuK-Anwendungen kann begegnet und Risiken 
können gemindert werden. Um weitere Potenziale nutzen zu können, bedarf es einer 
weiteren Bündelung von Kompetenzen der Raumplanung und der Softwareentwicklung. 
Kurzfassungen / Abstracts 
202 
Derzeit sind internetgestützte Prozesse zeit- und kostenintensiv. Ziel muss es sein, 
Standardisierungen zu unterstützen, um die erhofften Kostensenkungen auch zu errei-
chen. Hierfür sind Erfahrungen zu sammeln und systematisch auszuwerten. 
Internet-based ICT applications as an opportunity to modernise traditional planning 
instruments? 
Based on the results of the Junges Forum working group, this paper discusses and iden-
tifies the opportunities, risks and requirements associated with internet-based ICT ap-
plications for spatial planning processes. 
The strategic deployment of internet-based ICT applications is capable not only of 
modernising planning instruments, but also of enabling new instruments and contribut-
ing to increasing the transparency of formal and informal planning processes. In this 
approach, “virtual” communication does not replace “real” communication: it com-
plements it. 
Any weaknesses posed by internet-based ICT applications can be addressed, and 
risks can be reduced. If additional potentials are to be exploited, it will be necessary to 
move to a new level in harnessing the combined competencies of spatial planning and 
software development. 
Internet-based processes are currently both time- and cost-intensive. The aim must be 
to support standardisation in order to achieve the anticipated cost reductions, which 








































Das neunte Treffen des Jungen Forums vom 17. bis 19. Mai 2006 in Darmstadt widmete sich den 
Instrumenten der Planung angesichts aktueller gesellschaftlicher, technischer und ökonomischer 
Wandlungsprozesse. Welche Instrumente haben Zukunft?
Warum hat dieses Thema noch immer – oder wieder – eine hohe Aktualität? Schrumpfungsprozesse, 
Entwicklung von Metropolregionen und Wissenschaftsstädte sind heute zentrale Themen, denen sich 
Planerinnen und Planer stellen müssen. Auf bewährte Instrumente kann aber nur bedingt zurückge-
griffen werden. Wie können die gegenwärtigen gesellschaftlichen und ökonomischen Entwicklungen 
in einer zeitgemäßen und effi zienten Weise planerisch begleitet und gesteuert werden? Das Junge 
Forum bot Gelegenheit, in vier Arbeitsgruppen Fragen der Steuerung von Prozessen, unterschied-
liche Strategien im Umgang mit den wichtigen Entwicklungen und die Leistungsfähigkeit moderner 
Informations- und Kommunikationstechnologien zu diskutieren.
Neben grundlegenden Fragestellungen wurden vier Themenbereiche vertieft behandelt:
Zukunftsfähige Steuerung durch Kooperation, Kommunikation und Partizipation
Regionales Wissen, Lernende Regionen – Strategien und Instrumente für eine wissensbasierte 
Stadt- und Regionalentwicklung
Formelle Planungsinstrumente in der Sackgasse?
Informations- und Kommunikationstechnologien – Chance zur Modernisierung traditioneller 
planerischer Instrumente?
The ninth meeting of the Junges Forum (Young Planners’ Forum), held in Darmstadt from May 17th 
to 19th 2006, was dedicated to the instruments of planning in the face of current processes of social, 
technological and economic change. Which instruments have a future?
Why is this topic still – or once again – of such current relevance? The key issues for planners to 
address today are shrinkage, the development of metropolitan regions, and science cities. However, 
in this context the tried-and-tested instruments of planning are of limited usefulness. How can 
planning accompany and guide current developments in society and in the economy in a way which 
is both appropriate to the times and effi cient? In four working groups, the Junges Forum provided 
an opportunity to discuss questions of how to guide development processes, various strategies for 
dealing with these important developments, and the effi ciency of modern information and com-
munication technologies. 
In addition to more fundamental questions, four topic areas were dealt with at greater depth:
Sustainable guidance through co-operation, communication and participation;
Regional knowledge, learning regions – strategies and instruments for knowledge-based urban 
and regional development;
Formal planning instruments at a dead-end?
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